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Die Erforderniſſe der Berufungsbegründung ſeit dem 1. Januar 1934 


Die neue Faſſung des $ 519 Abf. 3 öpO. und die Rechtſprechung 
Von Rechtsanwalt Carl, Düſſeldorf 


I 


Durch die Novelle v. 27. Okt. 1933 hat die ZPO. die 
Erforderniſſe des Entwurfes von 1931 (8 482) hinſichtlich der 

erufungsbegründung übernommen und verlangt für die Be— 
gründung die „beſtimmte Bezeichnung der im einzel⸗ 
nen angeführten Gründe der Anfechtung (Berufungsgründe) 
ſowie der neuen Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden, 
die die Partei zur Rechtfertigung ihrer Berufung anzufüh- 
ten hat.“ 

Unzweifelhaft iſt, daß ſchon der Entwurf damit der Übung 
begegnen wollte, die ſich auf Grund der bekannten Recht⸗ 
brechung des RG. entwickelt hatte, daß die nur formular— 
mäßige Begründung: „Das bisherige Vorbringen wird wie⸗ 
derholt, neues Vorbringen bleibt vorbehalten“ als der An⸗ 
derung der Novelle von 1924 entſprechend, die den Zwang 
zur Berufungsbegründung eingeführt hatte, angeſehen wurde 
dgl, auch Joel: JW. 1931, 2433). 

Die außerordentlich zahlreichen Urteile zu dieſer Ande⸗ 
zung der Verfahrensordnung in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
eiten rechtfertigen eine etwas genauere Befaſſung mit ihrer 
Bedeutung und mit den dazu ergangenen Entſcheidungen. Da⸗ 
65 bedarf es zunächſt einer Klarſtellung des maßgeblichen 
Hrundgedankens des Entwurfes. 
Ira Man ging davon aus, daß die Prozeßordnung zuviel 
Nöglichkeiten der Prozeßverſchleppung enthalte und daß ſchon 
früh (ſchon v. Bähr: IheringsJ. 1885, 432) gefordert wor⸗ 
1155 ſei, dagegen Abhilfe zu ſchaffen (Erläuterungen zum Ent⸗ 
ach, Veröffentlichung des RIM. von 1931 S. 241). Die 
kotwendigkeit einer Anderung des Verfahrens wegen dieſer 
braftifchen Mängel und wegen der Anderung der Auffaſſung 
Ber Verhältnis der Parteiherrſchaſt und der richterlichen 
efugniſſe im Prozeß ſollte im Entwurf gleichermaßen ſich 
s wirken (vgl. S. 242 ff., vor allem 251, 256 f., wo die 
otwendigkeit ſchnellerer Entſcheidung der Prozeſſe in 
Lerbindung mit dem Probleme der Richtigkeit der Ent⸗ 
bheidung eingehend behandelt ilt). Das ſtückweiſe Vor⸗ 
engen der Parteien, das die Unüberſichtlichkeit fördere und 
. Reihe von Terminen notwendig mache, ſollte in erſter 
anie unterbunden werden, ohne andererſeits die Eventual⸗ 
maxime durch ſtarres Feſthalten an beſtimmte Friſten für alles 


Parteivorbringen einzuführen (251 ff., insbeſ. 253). Die No⸗ 
velle von 1924 ſei deshalb, wie die Begründung zum Entwurf 
ausführt, den Weg gegangen, dem Gericht moͤglichſt früh 
einen Einfluß auf das Verfahren einzuräumen und ihm mög⸗ 
lichſt früh Gelegenheit zu geben, in mündlicher Ausſprache mit 
den Parteien zuſammenzukommen. Dieſen Geſichtspunkten ſei 
natürlich auch das Berufungsverfahren anzupaſſen. 

Die Möglichkeit oder der Zwang zum Ausſchluß ver⸗ 
ſpäteten Vorbringens führe auch in der Berufungsinſtanz nicht 
etwa zur Eventualmarime, da Vorbringen der Parteien nur 
dann ausgeſchloſſen werde, wenn es in prozeßverzoͤgernder 
Weiſe nachgeſchoben worden ſei, obwohl es bei ſachgemäßer 
Prozeßführung ſchon früher hätte vorgebracht werden können 
(282 f.). Dennoch wollte man nicht fo weit gehen, wie in Öfter- 
reich, wo neues Vorbringen in der Berufungsinſtanz völlig 
ausgeſchloſſen ſei, ſondern wollte das Recht neuen Vorbrin— 
gens grundſätzlich beibehalten, aber doch ſo beſchränken, daß, 
wie grundſätzlich allgemein anerkannt, auch praktiſch der 
Schwerpunkt des Verfahrens hinſichtlich der Tatſachenfeſtſtel⸗ 
lung in der erſten Inſtanz liegen muſſe (344 f.). In Verfolg 
dieſer ganzen Gedanken liegt es, wenn S. 350 f. dargelegt, 
wird, daß die Partei in der Berufungsbegründung zu er 
kennen geben müſſe, welche beſtimmte Rechtsanſicht des Rich⸗ 
ters ſie bekämpfe und welche Gründe ſie ihr entgegenſetze und 
aus welchem Grunde ſie ſeine Beweiswürdigung für unzu⸗ 
treffend erachte. Iſt aber dann eine mögliche Rüge er⸗ 
hoben, ſo kann die Erhebung anderer Rügen die Berufung 
nicht ſpäter ſachlich unzuläſſig machen (351). 

In dieſer Geſtaltung ſah der Entwurf das Auflockern all⸗ 
zu ſtarrer Prozeßgrundſätze, die — überſpitzt praktiſch be⸗ 
ſeitigt würden, während die wirkliche Geſetzestreue durch eine 
gewiſſe Schmiegſamkeit der Geſetzesvorſchriften erreicht werden 
könne. Insbeſ. ſollten Mündlichkeit und Unmittel⸗ 
barkeit gerade durch die Novelle nicht gefährdet und ein⸗ 
geſchränkt, ſondern zu wahrer Wirkſamkeit gebracht werden 
(S. 279 ff.). 

Das iſt von der Novelle von 1933, wie Vorſpruch und 
Ausgeſtaltung der einzelnen Beſtimmungen erkennen laſſen, 
als unbedingt richtig übernommen worden. 

Soweit die Begründung des Entwurfes. 
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Daß ſchon die Novelle von 1924 auch mit der Vorſchrift 
der Berufungsbegründung der Beſchleunigung dienen wollte, 
it richtig und anerkannt (vgl. Volkmar, VO. über das 
Verfahren in bürg. Rſtr. v. 13. Febr. 1924, S. 32; Sonnen, 
Das neue Zivilprozeßrecht 1924, § 519, III; Pagenſtecher, 
Die Berufung im neuen ZivProzR. 1924 S. 14ff.). 

Über die Zweckmäßigkeit einer Einführung dieſer Vor⸗ 
ſchriften des Entwurfes iſt erheblich geſtritten worden: Der 
Streit iſt durch die geſetzliche Anderung von 1933 erledigt. 
Über die Folgen der Anderungen gingen die Anſichten ſehr 
auseinander. Während Kraemer: 33P. 57, 400 ff. aus⸗ 
führt: 


„die Anderung werde nicht von allzu großer Tragweite ſein, die 
Hauptwirkung bleibe in der pſychologiſchen Wirkung, da neue 
Tatſachen nachgeſchoben und neue Berufungsgründe geltend gemacht 
werden könnten, wenn die Berufungsbegründung nur „eine for⸗ 
male Begründung mit etwas abgewandeltem Inhalt bringe“, 


iſt Lucas: JW. 1931, 3504 ff. der Auffaſſung, 


„daß die Vorſchrift nach der Abſicht des Entwurfes, ja ſogar ſehr 
ſtreng durch die Gerichte gehandhabt werden müſſe (3506). Ab⸗ 
geſehen von der gefährlichen Verwiſchung des Unterſchiedes von 
Berufung und Reviſion und der Nachteile durch Gefährdung der 
materiellen Gerechtigkeit, der Unklarheit des Begriffes der 
Berufungsgründe gegenüber den klar beſtimmten Reviſionsgrün⸗ 
den des § 554 ZPO. werde von der Partei dadurch die ſchriftliche 
Niederlegung von allem gefordert, was ſich in der Sache an 
Ausführungen zur Rechtsanwendung und zur Beweiswürdigung 
überhaupt ſagen laſſe. Ausſagen müßten zergliedert und haarklein 
dargelegt werden, warum die gezogenen Schlüſſe falſch ſeien. All 
das, was in einem Idealprozeß in die mündliche Verhandlung 
hineingehöre, werde zum Formalerfordernis der mündlichen Ver⸗ 
handlung werden. Der Wert einer mündlichen Verhandlung werde 
dadurch für die Berufungsinſtanz höchſt zweifelhaft werden. Der 
Zwang zur Vielſchreiberei, der zur Verflachung ſtatt Vertiefung 
und zur Verzögerung ſtatt zur Beſchleunigung führe, werde die 
knappe und klare Begründung, die ſchon damals (1931) ſelten ſei, 
ganz zum Verſchwinden bringen.“ 


II. 


Die Berujungsbegründung muß nach dem zbeifel— 
freien Willen des Geſetzgebers auf das anzufechtende Urteil 
und ſeine Entſcheidungsgründe im einzelnen eingehen. 
Ihre Anfertigung ſetzt die Durcharbeitung dieſes Urteils 
voraus. Berufungsbegründungen ſind in Zukunft, wie ich 
IW. 1934, 1349 in der Anmerkung zur Entſcheidung RG. 
VI B 3/34 ausgeführt habe, in dreierlei Art möglich: 


a) begründeter Angriff gegen Rechtsauffaſſung und Tatſachen⸗ 
würdigung des erſten Richters, verbunden mit Anführung 
neuer Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden, 


b) begründeter Angriff gegen Rechtsauffaſſung und Beweis⸗ 
würdigung des erſten Richters, 


e) Hervorhebung neuer Tatſachen, Beweismittel und Beweis⸗ 
einreden ohne beſondere Angriffe gegen die Gründe des 
erſten Urteils. 


Am klarſten iſt das Erfordernis des beſtimmten An⸗ 
griffs in der Entſcheidung RG. VII B 4/34 — NG. 144, 6 
— JW. 1934, 17825 ausgeſprochen. Dort heißt es wörtlich 
nach eingehender Würdigung der Zwecke des Geſetzgebers: 


„Wer feine Berufung mit Erfolg durchzuführen beabſichtigt, muß 
ſich künftig befleißigen, innerhalb der Begründungsfriſt über die 
Frage, welche Mittel zur Durchführung er anwenden will, ſich 
völlig klar zu werden und danach eine das Weſen und die Eigen- 
art des Streitfalles erfaſſende und behandelnde Begründung zu 
liefern, die im Zuſammenhang mit dem Urteil den Richter des 
zweiten Rechtszuges ſicher in den Stand ſetzt, ohne nähere 
Nachforſchung die Umſtände zu erkennen, derentwegen die 
Partei ſich beſchwert fühlt.“ 

Etwas weiter heißt es: 
„Der Berufungsrichter ſoll möglichſt der Notwendigkeit enthoben 
ſein, die geſamten früheren Schriftſätze durchzuarbeiten, um danach 


zu erkennen, ob und inwieweit ihr Inhalt für eine Abänderung 
des angefochtenen Urteils noch in Betracht kommen kann.“ 


Aufſätze 
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Sachlich übereinſtimmend auch ſchon die Entſcheidung RO. 
VIB3/34 v. 26. März 1934 Rc. 143, 291 = JW. 1933, 
13499 mit meiner zuſtimmenden Anmerkung. 5 

Mit Urteil v. 27. Juni 1934 (20 U 1319/34) hat das 
KG. = ZW. 1934, 27091 eine Berufung als unzuläſſig um 
worfen, bei der zunächſt zwei Zahlungsanſprüche über 800 
und 175 RM geltend gemacht und dieſe Anſprüche rechtzeitig 
ausreichend begründet worden waren, dann aber nach Ver, 
weigerung des Armenrechts die Berufung zunächſt auf 3000 RN 
beſchränkt, entſprechender Vorſchuß eingezahlt und dann jpäter 
unter friſtgerechter Einzahlung weiteren Koſtenvorſchuſſes 
Zahlung von 5000 RM verlangt worden war. Das Ke 
meint, daß durch die Einſchränkung des Antrages Ungewiß 
heit darüber geſchaffen ſei, was der Berufungskläger mit dem 
Rechtsmittel bezwecke und welche von mehreren Anſprüchen er 
noch verfolgen wolle. Ein derartiges Verfahren verſtoße gegen 
die jetzige Faſſung des $ 519 ZPO. und vereitele deſſen Zweck, 
durch Klarheit und Beſtimmtheit in der Überſicht des Rechts“ 
mittels des Klägers den Prozeß einer beſchleunigten Entſchei“ 
dung zuzuführen. 8519 3 PO. enthält nach dieſet 
Enkſcheidung nicht nur eine Formvorſchrift, ſon 
dern zugleich die unbedingt einzuhaltende Richt 
ſchnur für das ganze Berufungsverfahren. Da 
gegen dieſen Grundſatz verſtoßen ſei, ſei die Berufung un zi 
läſſig. 85 

In dem Beſchluß RG. VB 17¾4 v. 26. Sept. 19% 
JW. 1934, 2911? hat das RG. ausgeführt, daß gerade bei 
umfangreichem Sachvortrag in erſter Inſtanz der Streititoll 
in der Berufungsbegründung ſtraff zuſammenzufaſſen ſei. Di“ 
Begründung habe ſich mit den Gründen der angefochtenen 
Entſcheidung auseinanderzuſetzen, damit das BG. ſich ſchon 
aus der Begründungsvorſchrift ſchnell und ſicher unterrichten 
könne, wie die Partei den Streitfall beurteilt wiſſen wolle und 
mit welchen Gründen ſie im einzelnen die tatſächliche un 
rechtliche Würdigung des Streitſtoffes in dem angefochtenen 
Urteil zu erſchüttern gedenke. ’ 

Endlich ift in dem Beſchluß III 93/34 v. 21. Sept. 1954 
— RZ. 145, 133 — JW. 1934, 30587 ausgeführt, daß DIE 
Bezugnahme auf das erſtinſtanzliche Vorbringen auch daun 
nicht genüge, wenn es ſich nur um eine einzige Rechtsfrage 
handele und der Tatbeſtand als ſolcher unſtreitig ſei. Auch un 
einfacheren Fällen kann die Begründung nicht formularmäßig 
gegeben werden, auch bei Beſchränkung der Entſcheidung auf 
nur eine einzige Rechtsfrage kann die bloße Bezugnahme nich 
genügen (ebenſo Beſchl. v. 29. Sept. 1934, VB 20/34 J. 
1934, 30588). Das gleiche verlangt das RArbG. in dem De 
ſchluß B 22/34 v. 9. Mai 1934 NArbG. 14, 50 JW. 
1934, 15992, das außerdem darauf hinweiſt, daß ſonſt del 
Streit über die Zuläſſigkeit der Berufung das Verfahren noch 
verlangſamen wurde, weil die Parteien dann über das Vor 
liegen des einfachen oder ſchwierigen Falles ſtreiten würden. 

Der neben dieſer Wiederholung noch erfolgte bloße Hin 
weis auf den Beweisbeſchluß erſter Inſtanz und die dann ent 
ſtandenen Beweisprotokolle iſt ebenfalls für unzuläſſig erklär 
in dem Beſchluß VII B 27/34 v. 4. Jan. 1935 — ZW. 1935, 
1026 14. 

Die Entſcheidung RAG 130/34 v. 25. Aug. 1934 J. 
1934, 28055 hat eine Begründung für nicht ausreichend er 
klärt, die neben der formularmäßigen Wiederholung des erſt⸗ 
inſtanzlichen Vorbringens die Sätze enthielt: l 

„Der Vorderrichter hat die einzelnen Vorgänge und Tatſachen, auf 
die die ſofortige Kündigung geſtützt iſt, nicht ſo gewürdigt, wie er 
geſchehen mußte. Es kann der Beklagten nicht zugemutet werder, 
den Kläger, der eine beſondere Vertrauensſtellung innehatte, 1 
nur einen Augenblick länger in ihrem Betrieb zu laſſen, zum 
der Geſchäftsführer in Burg wohnt.“ 

Das RArHG. führt dazu aus, daß der Berufungsführel 
ſich zu jedem der acht von dem Vorderrichter für nicht aus 
reichend gehaltenen Entlaſſungsgründe unter Darlegung Sp 
Gründe feiner Auffaſſung hätte äußern mitifen. Nur wenn il 
der Berufungsbegründung bei den verſchiedenen Vorgängen 
im einzelnen auf die Umſtände eingegangen worden wäre, 
wäre der Vorſchrift des § 519 Abf. 3 Ziff. 2 Genüge ge 
ſchehen. 
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In einer weiteren Entſcheidung v. 12. Jan. 1935 RAG 
B 67/34 — RArb®. 14, 312 — ZW. 1935, 8195 iſt eine Ver⸗ 
werfung der Berufung als gerechtfertigt erklärt, deren Be⸗ 
gründung neben der Wiederholung (die wohl noch lange aus 
Gewohnheit in den Berufungsſchriften ihr Daſein friſten 
wird!) die Sätze enthält: 


„Gerügt wird insbeſondere die Feſtſtellung des angefochtenen Ur⸗ 
teils, daß der Klageanſpruch nicht verjährt iſt und daß der Kläger 
auf den Klageanſpruch auch nicht verzichtet hat. Gerügt wird 
ferner die Nichtberückſichtigung des überwiegenden mitwirkenden 
Verſchuldens des Klägers durch den Vorderrichter. Weitere Be⸗ 
rufungsbegründung behalte ich mir vor.“ 


Es handelte ſich, wie aus der Begründung des Beſchluſſes 
ervorgeht, um Anſprüche eines langjährigen Angeſtellten auf 
chadenserſatz wegen Nichtklebens von Verſicherungsbeiträgen. 

Das NArbch. führt hier unter Berufung auf die bereits 
erwähnte Rechtſprechung aus, daß die Berufungsbegründung 
nicht nur die Richtungspunkte des Angriffs des Be⸗ 
rufungsführers angeben dürfe, ſondern auch im einzelnen 
arlegen müſſe, aus welchem Grunde im einzelnen die Gründe 
es angefochtenen Urteils den Sachverhalt unrichtig gewürdigt 
oder falſche Rechtsſätze der Entſcheidung zugrunde gelegen 

aben. Das Gericht und der Berufungsbeklagte müßten aus 
er Berufungsbegründung eine Überſicht gewinnen, inwieweit 
as Urteil angegriffen werde. 

, „Die Vorſchriften über die Berufungsbegründung hält das 

RG. für derart wichtig, daß es ohne Entſcheidung der grund 
ſätzlichen Frage, ob wie bisher eine aus formalen Gründen 
unzuläſſige Berufung innerhalb der Berufungsfriſt wieder⸗ 
olt werden kann, eine Wiederholung der Berufung jedenfalls 
ann für ausgeſchloſſen erklärt, wenn das Rechtsmittel man⸗ 
gels Begründung verworfen worden iſt (RG. III 191/34 
v. 30. April 1935 — JW. 1935, 228419). 

Ausdrücklich abgelehnt iſt dagegen die Auffaſſung, daß die 
neue Faſſung des 8 519 auch bedinge, daß an die Faſſung 
der Anträge ſtrengere Maßſtäbe als bisher anzulegen ſeien 
und daß Anträge unter allen Umſtänden gefordert werden 
müßten, auch wenn ſich der Antrag aus dem Inhalt der Be⸗ 
gründung ergebe (RG. VI 407/34 v. 24. Jan. 1935 JW. 
1935, 1026 5 unter Aufhebung von OLG. Naumburg 7 U 
35/34 v. 12. Juni 1934 — JW. 1934, 208610, jo auch ſchon 
Rg. 145, 30 — JW. 1934, 2772 15). Einen etwas zweifel⸗ 
gaften Standpunkt nimmt in dieſer Hinſicht das RArbG. im 
Veſchluß 1/35 v. 3. April 1935 — NArbG. 15, 74, unten 
>. 231073 ein. 

Zu dieſer Rechtſprechung iſt folgendes zu bemerken: 
I. Der Ausgangspunkt iſt zweifelfrei richtig und ent⸗ 
ſpricht dem Willen des Geſetzgebers und dem Zweck der Be- 
ſchleunigung und ſtraffen Zuſammenfaſſung, dem die Novelle 
von 1933 in beſonderem Maße entſprechen wollte. Beſtimmte 
Angabe der Berufungsgründe bedingt eben den Zuſchnitt 
der Berufungsbegründung auf das angefochtene Urteil, ver⸗ 
ietet damit eine Begründung, die über das hinaus, was der 
erſten Entſcheidung zugrunde liegt, gar nichts von dem bringt, 
was auf das inzwiſchen ergangene Urteil ſich bezieht. Deshalb 
it auch bei einem Anfechtungsgrund — und gerade wegen 
er Einfachheit! — der Hinweis auf den oder die Punkte, 
ie das Urteil unrichtig entſchieden haben ſoll, notwendig. 
2. Außerſt bedenklich ſind aber m. E. die Ausführungen 
in den verſchiedenen Urteilen des RG., daß die Berufungs- 
gründung dazu dienen ſolle, dem Berufungsrichter das 
Leſen der erſtinſtanzlichen Schriftſätze nach Möglichkeit 
zu erſparen und ihm eine Überficht ohne Durchſicht des erſt⸗ 
inſtanzlichen Parteivorbringens zu verſchaffen. 

Was heißt zunächſt „nach Möglichkeit“? Soll der Rich⸗ 
ter, dem die Überſicht genügt, der das Bild aus der Be⸗ 
tufungsbegründung gewinnt, die Berufung zulaſſen, der an⸗ 
ere ſie verwerfen? Oder ſoll es auf die ſubjektive Eignung 
es Prozeßbevollmächtigten des Berufungsführers ankommen, 
ie Sache klar darzuſtellen? Soll hier wieder die ſubjektive 
Meinung des VBerufungsrichters beim LG. oder OLG. über 
ieſe Eignung zur entſcheidenden Frage über die Zuläſſig⸗ 
eit eines Rechtsmittels werden? 


3. Das RG. meint weiter, der Berufungsrichter ſolle in 
Verbindung mit dem Urteil möglichſt der Notwendigkeit über⸗ 
hoben ſein, die erſtinſtanzlichen Schriftſätze durchzuarbeiten 
und ſie daraufhin durchzuſehen, ob und wieweit ihr Inhalt 
für eine Abänderung der angefochtenen Entſcheidung noch in 
Betracht kommt. 

Es iſt aber nicht erſichtlich, für welches Stadium des Ver⸗ 
fahrens dieſe Entlaſtung ihren Sinn gewinnen ſoll. Eine ſach⸗ 
liche Vorprüfung nach Art der Verwerfung von Reviſionen 
in Strafſachen durch Beſchluß als offenſichtlich unbegründet 
nach § 349 StPO. oder durch Beſcheid über die Rechts⸗ 
beſchwerde in Steuerſachen (88 292, 294 RAbgD.) iſt dem 
Zivilprozeßverfahren unbekannt. Die Entſcheidung ergeht 
allein auf Grund mündlicher Verhandlung, ſoweit nicht etwa 
Vorentſcheidungen über Armenrechtsgeſuche notwendig ſind. 
Für dieſe Verhandlung muß der Richter aber den ganzen 
Streitſtoff ab ovo erneut vorbereiten, um den Stoff zu be— 
herrſchen und damit die wichtigſte Vorausſetzung für die rich⸗ 
tige Verhandlungsführung und für die richtige Entſcheidung 
zu erfüllen. 

Ob eine Berufung zuläſſig iſt oder nicht, muß klar und 
ſofort entſchieden werden können. Das iſt nicht nur notwendig 
für das Gericht, ſondern vor allem für die rechtſuchenden 
Parteien. Wenn aber zum Kriterium der Zuläſſigkeit der 
Berufungsbegründung wird, ob ſie das Durchleſen der erſt⸗ 
inſtanzlichen Schriftſätze erſpart und zur Bildung der Über⸗ 
ſicht darüber, „was noch in Betracht kommt“, ausreicht, 
ſo iſt die Entſcheidung in jedem Einzelfalle äußerſt zweifel⸗ 
haft und die von Lucas befürchteten Streitigkeiten über Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels und der Zwang zum Vielſchreiben 
gegeben. 

3. Wie bedenklich dieſe Einſtellung zur Anderung der 
Vorſchriften über die Berufungsbegründung iſt, ergeben am 
deutlichſten die Entſcheidungen des RArbcß., in denen 
Berufungen verworfen ſind, die zweifelfrei nach Auffaſſung 
der beſchwerdeführenden Anwälte den neuen Vorſchriften ent⸗ 
ſprachen. Der eine Fall lag offenbar ſo, daß acht Gründe für 
die Entlaſſung geltend gemacht waren, das Arb&. aber alle 
acht Gründe nicht für ausreichend gehalten hatte. Hier rügt 
der Berufungsführer erſichtlich nur, daß die einzelnen Tat⸗ 
ſachen nicht richtig gewürdigt ſeien und daß bei richtiger 
Würdigung, die auch die Vertrauensſtellung des Klägers und 
die Tatſache berückſichtige, daß der Geſchäftsführer in Burg, 
alſo auswärts, wohne, die Zumutungsfrage nicht zuungunſten 
der Bekl. entſchieden werden könne. Wohin der Angriff des 
Berufungsführers hier geht, iſt völlig klar: Verfehlte Tat- 
ſachen- und Beweiswürdigung, Verkennung der Rechtsbegriffe 
der Zumutbarkeit und des wichtigen Grundes. Warum im 
einzelnen die Würdigung verfehlt iſt, ergibt vielleicht ſchon 
das angefochtene Urteil in Verbindung mik dem Beweisproto⸗ 
fol, ergibt ſich aber — wenigſtens nach der Meinung des Be— 
rufungsführers — ſicherlich aus dem Zuſammenhalt des 
Vorbringens erſter Inſtanz. 

Noch weiter geht in dieſer Richtung die Entſcheidung, 
RArbch.: JW. 1935, 8195, wo ausdrücklich gerügt iſt, daß 
die Verjährung zu Unrecht verneint, ebenfalls Verzicht erneut 
behauptet und endlich Nichtberückſichtigung des mitwirkenden 
Verſchuldens beanſtandet wird. 

Die Richtung der Berufungsangriffe iſt völlig klar. 
Richtig iſt allerdings, daß die Begründung dieſer Angriffe 
im einzelnen mitbeſtimmt wird durch das erſtinſtanzliche Vor⸗ 
bringen und die dort entſtandenen Unterlagen. 

Die Berufungsbegründungspflicht dient der Beſchleuni⸗ 
gung und Zuſammenfaſſung des Streitſtoffes, ſoll aber ſicher⸗ 
lich nicht zur Vermehrung nutzloſer Arbeit führen, die ja die 
Novelle durch andere Beſtimmungen, insbeſ. über Unmittel⸗ 
barkeit und Mündlichkeit ausdrücklich und beſonders bekämpft. 
Der Zweck der Vermeidung des Leſens der Schriftſätze erſter 
Inſtanz kann aber durch die ſtrengen Anforderungen des 
RG. an die Verufungsbegründung überhaupt nicht erreicht 
werden. Auch hier entſtehen wieder ſofort eine Reihe von 
Fragen, insbeſ. im Zuſammenhang mit KG. v. 27. Juni 
1934, 20 U 1319/34: JW. 1934, 27091, wonach $ 519 ZPO. 
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zur Grundlage des ganzen Berufungsverfahrens geworden 
ſein ſoll. 

Soll im übrigen die Berufungsbegründung nur zur Vor⸗ 
bereitung der mündlichen Verhandlung zur Information aus⸗ 
reichen oder auch noch für dieſe Verhandlung? Soll das Prin⸗ 
zip der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit der Verhandlung in⸗ 
ſoweit durchbrochen fein, daß der Gegner ſich darauf ſchlecht⸗ 
hin und ohne Bezugnahme auf 8 529 38D. berufen kann, 
daß etwas nicht in der Berufungsbegründung geſtanden habe 
— wenn 8519 ZPO. maßgebliche Grundlage iſt, muß er es 
tun können! — ? Und weiter, wie ſoll denn die Information 
des Gerichts über das Vorbringen des Berufungsbeklagten er⸗ 
folgen, weil doch für dieſen zweifelfrei eine geſetzliche 
Pflicht zur Zuſammenfaſſung ſeines Vorbringens erſter 
Juſtanz nicht beſteht, vom Entwurf ausdrücklich abgelehnt 
iſt und er die Möglichkeit hat, überhaupt nicht zu antworten 
und ohne Rechtsnachteile erſt in der mündlichen Verhandlung 
Ausführungen zu machen, ſoweit nicht Vorbringen als ver⸗ 
ſpätet zurückgewieſen werden kann. 

Die Schriftſätze des Berufungsbeklagten erſter Inſtanz 
müſſen alſo doch geleſen werden. Die Durchſicht der Schrift⸗ 
ſätze des Berufungsführers wird ſich aber ſchon deshalb, und 
zwar auch vor der mündlichen Verhandlung und zu deren 
Vorbereitung gar nicht vermeiden laſſen, weil ja doch geprüft 
werden muß, ob der Berufungsführer ſeine Einlaſſung ge⸗ 
wechſelt hat, ob eine derartige Anderung etwa glaubhaft er⸗ 
ſcheint und ob die in der Berufungsbegründung als früher 
ſchon vorgetragen bezeichneten Behauptungen ſich wirklich 
ſchon im Vorbringen erſter Inſtanz befinden. 

Das Ziel, das die Entſcheidung RGZ. 144, 6 = JW. 
1934, 17825 der Berufungsbegründung ſteckt, daß der Be⸗ 
rufungsrichter möglichſt der Notwendigkeit überhoben ſein 
ſoll, die geſamten früheren Schriftſätze durchzuarbeiten, iſt 
alſo auf dieſem Wege nicht erreichbar, weil für dieſen Zweck 
jedenfalls die Verſchärfung der Anforderungen an die Be⸗ 
rufungsbegründung allein eine lex imperfecta darſtellen 
würde, ganz abgeſehen davon, daß immer noch die Möglich⸗ 
keit offenbleibt, daß in der mündlichen Verhandlung, dieſem 
wichtigſten Abſchnitt des Prozeſſes nach dem Willen des 
Geſetzgebers von 1933, neue Geſichtspunkte und neue An⸗ 
gaben tatſächlicher oder rechtlicher Art auftauchen können und 
eine Behandlung erfordern. Genau ſo gut kann natürlich ein 
in der Berufungsbegründung unbehandelter, weil von ihrem 
Standpunkt aus unwichtiger Geſichtspunkt in der Verhandlung 
erneute, gegebenenfalls entſcheidende Bedeutung gewin⸗ 
nen, der ſchon in den erſtinſtanzlichen Schriftſätzen ausführlich 
behandelt ſein kann, in der Berufungsbegründung aber über⸗ 
haupt nicht erwähnt iſt. Die Vorſchrift würde alſo ſchon da⸗ 
hin erweitert werden müſſen, daß alles ſchriftſätzliche Vor⸗ 
bringen erſter Inſtanz unbeachtet bleiben ſoll und daß nur 
das Vorbringen der Berufungsinſtanz für dieſe Bedeutung 
haben ſoll. Daß das ein von jedem Standpunkt aus unmög⸗ 
liches Erfordernis wäre, das im übrigen zwangsläufig zu er⸗ 
heblichſter Prozeßverzögerung führen müßte, liegt auf der 
Hand. Die Auffaſſung des NG. über den Zweck der Be— 
rufungsbegründung und die daraus gezogenen Folgerungen 
für ihren Inhalt werden m. E. alſo ſchon durch den Zweck 
der Beſtimmung ausgeſchloſſen. 

Daß eine Auslegung auch nicht zutreffend ſein kann, die 
den Zweck des Geſetzes vereiteln würde, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich und in einer Reihe grundſätzlicher Entſcheidungen an⸗ 
erkannt (vgl. neueſtens für die Frage der Identität des 
Streitgegenſtandes RZ. 145, 164 JW. 1934, 2974). 

Ob das konkrete Urteil eine Beanſtandung gerecht⸗ 
fertigt erſcheinen läßt, iſt die ſachliche Frage der Berufung, 
nicht die Frage ihrer Zuläſſigkeit: Daß aber dieſe Rüge des 
Urteils gerechtfertigt ſein kann, genügt, um die Berufung 
zuläſſig erſcheinen zu laſſen. 

Aber auch von der Stellung des Anwalts aus muß dieſe 
Art der Prüfung den größten Bedenken begegnen. Der Anwalt 
iſt Organ der Rechtspflege wie der Richter: Er dient heute 
mehr denn je als Hilfe der Partei und als Hilfe des Gerichts, 
wie in allen Kundgebungen immer wieder hervorgehoben wird. 
Ich halte es mit ſeiner Stellung und der Würde ſeines Amtes 
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für völlig unvereinbar, wenn ſeine Berufungsbegrün⸗ 
dung daraufhin durchgeprüft wird, ob fie — immer nad) Auf 
faſſung des jeweils prüfenden Gerichts, über dem ja Mt 
immer die Möglichkeit der ſofortigen Beſchwerde an das G. 
fteht! — klar genug ift, ob fie das „Thema“, das das Urteil 
erſter Inſtanz ja auch nicht immer in vollendeter Weiſe teilt 
erſchöpfe, ob es klar behandelt iſt und ob der Prüfer au“ 
dieſem Aufſatz klar wird, ohne feine Zeit mit dem Studium 
der Akten zu verlieren. Damit wird der Streit über die Zu- 
läſſigkeit der Berufung nicht nur ein Streit ſubjektiver Mel 
nungen, ein ſchon an ſich völlig unmögliches Ergebnis, yon 
dern die Entſcheidung darüber wird gleichzeitig eine Note 
über die Aufſatzfähigkeit des betreffenden Berufungsanwalts, 
ein noch bedenklicheres Ergebnis und eine Aufgabe, die Rich 
ter und Anwalt, die beide die gleichen Ausbildungsvoraus“ 
ſetzungen beſitzen, eine gleich unmögliche Aufgabe zuweiſen 
würde. Und ſoll der Anwalt, der eine Sache durch Ausſchei⸗ 
dung der ihr nun einmal anhaftenden Unklarheiten ſimpli⸗ 
fiziert und damit den Sachverhalt unwillkürlich verändert, 
dieſe Prüfung beſtehen, und der Anwalt, der die Urteils 
gründe nicht erſchöpft, aber dafür um ſo gründlicher einen 
anderen ihm am wichtigſten erſcheinenden Teil behandelt, in 
Nachteil ſein, eine ſchlechtere Note erhalten? 

Dieſe Erörterungen ſind zwar bisher noch nicht in den 
Entſcheidungen aufgetaucht, aber ſie find unvermeidbar⸗ 
wenn der grundſätzliche Standpunkt des RG. aufrechterhalten 
bleiben ſollte. 

Daß dieſe Möglichkeiten, die ſich zwangsläufig bei einer 
Fortſetzung der derzeitigen Rechtſprechung ergeben werden, 
dem oberſten Zweck jeder Rechtſprechung, den Parteien eine 
richtige Entſcheidung zu geben, nicht dienen, iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. Sie können aber auch nur zu einer Verzögerung, 
ſtatt zu einer Beſchleunigung des Verfahrens führen. ie 
können endlich auf der Seite aller Beteiligten viel Arger un 
Verbitterung, ungeahnte Möglichkeiten des Mißverſtändniſſe? 
und Unklarheit und Ungewißheit darüber, was denn nun die 
Berufungsbegründung enthalten muß, ſchaffen und erhalten. 


III. 


Das RG. iſt aber in feinen Anforderungen an die Be⸗ 
rufungsbegründung im Zuſammenhang mit dieſer Recht 
ſprechung noch erheblich weitergegangen. 5 

In dem Beſchluß IV B 13/34 v. 19. März 1934 JW, 
1934, 1910 10 ift dahingeſtellt geblieben, ob eine Bezugnahme 
auf das Vorbringen einer Partei im Armenrechtsgeſuch nach 
den heutigen Vorſchriften als Ergänzung der Berufung?“ 
begründung zugelaſſen werden konnte, die Zuläſſigkeit einet 
Ergänzung durch ein Armenrechtsgeſuch, auf das nicht in det 
formularmäßigen Begründung Bezug genommen iſt, verneim, 

In der Entſcheidung IV B 46/34 v. 27. Sept. 1934 
JW. 1934, 2975 10 iſt die Bezugnahme auf ein von der 
Partei noch einzureichendes Armenrechtsgeſuch für um? 
zuläſſig erklärt und ausgeführt, daß der Hinweis eines An⸗ 
walts auf eine zukünftige, ihrem Inhalte nach nicht einm 
feſtſtehende Außerung der Partei dieſe zur Außerung des Ar 
walts nicht mache. Auf die Entſcheidung RG. 117, 1% 
— 3%. 1927, 2136, in der ausgeſprochen iſt, daß für die 
Reviſionsbegründung ſogar die Bezugnahme auf eine bel 
liegende, aber vom Reviſionsanwalt nicht ſelbſt unterſchrie 
bene Außerung zur Erfüllung der Formvorſchrift für di 
Reviſionsbegründung nicht ausreiche, tft Bezug genommen. 

Im Beſchluß VI B 24/34 v. 8. Okt. 1934 JW. 1934, 
3057 8 ift der Vermerk auf der formularmäßigen Begrimbdund 
„Armenrechtsvorgänge 8 Ua 52/34“ für nicht ausreichend el 
klärt. Mit dieſem Hinweis ſei nur der Hinweis auf bereit? 
entſtandene Gerichtsakten, nicht aber ein Hinweis darauf ent 
halten, daß die Ausführungen des erſtinſtanzlichen Anwalt? 
die Stelle der vorgeſchriebenen Berufungsbegründung ver 
treten ſollten. Ob eine klare Bezugnahme auf dieſe Aus“ 
führungen den geſetzlichen Anforderungen genügen würde, 
brauche alſo nicht geprüft zu werden. 

In dem Beſchluß II B 15/34 v. 2. Okt. 1934 = JW. 
1934, 3199 12 iſt die Verwerfung einer Berufung gebilligt, zu 
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deren Begründung neben der formularmäßigen Wiederholung 
auf ein Armenrechtsgeſuch Bezug genommen war, das der 
erſtinſtanzliche Anwalt nachher, aber innerhalb der Begrün⸗ 
dungsfriſt einreichte und in dem dieſer auf die Ausführungen 
eines noch nachzureichenden Sachverſtändigengutachtens neben 
anderen Ausführungen Bezug nahm. 

Das RG. erklärt, die Berufungsbegründung des Anwalts 
am BG. könne nicht durch nachträgliche Ausführungen des 
erſtinſtanzlichen Anwalts erſetzt werden, bei dem Hinweis auf 
ein noch zu erſtattendes Gutachten wiſſe man überhaupt nicht, 
was in dem Gutachten endgültig ausgeführt werden würde. 

Das RG. hat aber dann in ſpäteren Entſcheidungen die 
Bezugnahme auf ein Armenrechtsgeſuch der Partei (IV B 
29/35 v. 15. April 1935 unten S. 2282 16) und auf ein Armen⸗ 
rechtsgeſuch des erſtinſtanzlichen Anwalts, das bereits vor der 
formularmäßigen Berufungsbegründung eingereicht war, für 
unzuläſſig erklärt (IV 205/34 v. 5. Nov. 1934 — Rg. 145, 
269 — JW. 1935, 12112 mit ausführlicher zuſtimmender An⸗ 
merkung Hagemann und RG. V B 4/35 v. 22. März 1935 
unten S. 228726, ſowie VIB 1/35 v. 17. Jan. 1935 — JW. 
1935, 102412 mit ablehnender Anmerkung Roquette, eben⸗ 
io auch IV B 29/35 v. 15. April 1935 unten S. 2282 46 und 
VB 31/4 v. 9. Jan. 1935 — JW. 1935, 1025 ). 

In den Entſcheidungen iſt ausgeführt, daß der Anwalt 
der Berufungsinſtanz die volle Verantwortung für die be⸗ 
ſtimmenden Schriftſätze, zu denen auch die Berufungsbegrün⸗ 
dung gehöre, übernehmen müſſe, und daß das nur durch 
Unterſchrift unter die geſamten Ausführungen geſchehen könne. 
In der Entſcheidung JW. 1935, 1025! wie auch in der Ent⸗ 
ſcheidung VB 4/35 iſt auf N6Z. 117, 168 — JW. 1927, 
2136, die das Erfordernis der Unterzeichnung für die Re⸗ 
viſionsbegründung ausſprach, ausdrücklich Bezug genommen 
und bei Verſagung der Wiedereinſetzung in der letzteren aus⸗ 
führt, daß ein vorſichtiger Anwalt ſchon mit Rückſicht auf 
dieſe Entſcheidung zur Reviſionsbegründung damit habe rech⸗ 
nen müſſen, daß für die Berufungsbegründung nach der jetzi⸗ 
gen Geſetzesfaſſung die gleichen Anforderungen geſtellt wer⸗ 
den würden. Weiter iſt ausgeführt, daß die Einführung des 
Anwaltszwanges auf dem Gedanken beruhe, daß das Rechts⸗ 
mittel erſt nach Prüfung ſeiner Ausſicht eingelegt werden 
ſolle. Eine Berufung ohne Prüfung der Ausſichten dürfe der 

nwalt nur ausnahmsweiſe einlegen. 

In IVB 29/35 (unten S. 2282 16) iſt ausgeführt, daß der 
Anwaltszwang die Gewähr bieten ſolle, daß nur Anwälte, die 
die Erforderniſſe einer Berufungsbegründung dauernd zu be⸗ 
achten haben und bei denen man eine genaue Kenntnis der 
Vorſchriften daher vorausſetzen müſſe, die Sache ſelbſt be⸗ 
arbeiten und daß der Zweck der Vorſchrift verfehlt würde, 
wenn man auf dem Umwege der Bezugnahme Außerungen 
Eingang in die Berufungsbegründung verſchaffe, die nicht die 
0 eigener Bearbeitung durch den Berufungsanwalt 
öten. 

a Dementſprechend ift in der weiteren Entſcheidung IV 
281/34 v. 14. Jan. 1935 = JW. 1935, 124610 ausge⸗ 
ſprochen, daß das Erfordernis der Unterſchrift auch für an⸗ 
ere in Bezug genommene Schriftſätze gelte, daß alſo eine 
Berufungsbegründung nicht ausreiche, die auf einen nach 
Schluß der mündlichen Verhandlung eingereichten erſtinſtanz⸗ 
918 Schriftſatz verweiſe und deſſen Beweisantritte wieder⸗ 

9 

NG. IV 137/34 v. 4. Okt. 1934 — R. 145, 266 
= IM. 1934, 3200 18 iſt mit eingehender Begründung dar⸗ 
belegt, daß die Entſcheidungen, die für die Reviſionsbegrün⸗ 
dung Unterzeichnung aller ihrer Beſtandteile durch den beim 
Rev. zugelaſſenen Anwalt verlangen, nach der Neufaſſung 
auf die Berufungsbegründung entſprechende Anwendung fin⸗ 
en müßten, daß aber die Bezugnahme auf ein von dem⸗ 
elben Anwalt unterzeichnetes Armenrechtsgeſuch zur Be⸗ 
gründung der Berufung ausreichen müſſe. 

1 In der Entſcheidung IV 205/34 v. 5. Nov. 1935 Rz. 

45, 269 — ZW. 1935, 1211? iſt dann aus dem gleichen 
Grunde die Bezugnahme auf ein Armen rechtsgeſuch des erſt⸗ 
inſtanzlichen Anwalts für unzureichend erklärt. 
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Dieſer Auffaſſung hat ſich der 5. Senat in dem Beſchluß 
VB 5/35 v. 12. April 1935 unten S. 2282 17 ausdrücklich an⸗ 
geſchloſſen. 

Im Beſchluß v. 8. Mai 1935, VB 7/35 unten S. 228315 
hält der 5. Senat auch gegenüber den Beſprechungen JW. 
1935, 121 und 1025 12 u. 1? an dieſer Anſicht feſt. 

In dem Beſchluß 2 U 2192/35 v. 24. Mai 1935 hat 
das KG. auf einen Armenrechtsantrag v. 19. März, unter⸗ 
zeichnet vom zweitinſtanzlichen Prozeßbevollmächtigten, die 
Berufung verworfen, nachdem am 28. März Berufung ein⸗ 
gelegt und Begründung vorbehalten war. Das NG. meint, es 
fehle nicht nur die Bezugnahme, ſondern ſie ſei durch den 
Satz „Begründung folgt nach“ ausdrücklich abgelehnt wor⸗ 
den. Ob eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Bezugnahme 
auf ein vorher eingereichtes Armenrechtsgeſuch genügen würde, 
könne bei dieſer Sachlage dahingeſtellt bleiben. In dieſer 
Sache war übrigens zunächſt das Armznrecht anſtandslos be⸗ 
willigt worden. 

In der Entſcheidung VB 20/34 v. 29. Sept. 1934 
Rag. 145, 175 JW. 1934, 30589 hat es das RG. 
gebilligt, daß das BG. einen nicht ausdrücklich in Bezug 
genommenen vom BG Anwalt unterzeichneten Antrag auf 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung nicht als geeignet ange⸗ 
ſehen hat, die Berufungsbegründung zu vertreten; die Be⸗ 
rufungsbegründung müſſe vielmehr als ſolche erkenn⸗ 
bar ſein. 

Endlich iſt in dem Beſchluß RG. III B 2/35 v. 15. Jan. 
1935 = RZ. 146, 250 = JW. 1935, 1577175 ausgeführt, 
daß folgende Berufungsbegründung den Anforderungen des 
Geſetzes nicht entſpreche: 

„In Sachen ... wird zur Begründung der Berufung zunächſt 
auf das geſamte Vorbringen des Klägers in erſter Inſtanz und 
im übrigen auf das angeſchloſſene Gutachten des Profeſſors H. 
in T. Bezug genommen, welches hiermit ausdrücklich zum Gegen— 
ſtand der Berufungsbegründung gemacht wird. 

Der Kläger macht ſich die Ausführungen des Gutachtens in 
tatſächlicher und rechtlicher Hinſicht zu eigen, jedoch mit der Maß⸗ 
gabe, daß auch um Nachprüfung des erſtinſtanzlichen klägerischen 
Vorbringens rechtlicher Art, ſoweit dieſes dem Ergebnis des Gut⸗ 
achtens nicht entſpricht (vgl. S. 22, 28, 66 f. des Gutachtens) ge⸗ 
beten wird. 

Für den Klager iſt hierbei insbeſondere maßgebend: 1. Wenn 
auch das Gutachten die Anwendbarkeit des 8 195 Abſ. 3 HGB. 
verneint, ſo führt es doch aus, daß die entgegengeſetzte, der Klage⸗ 
begründung zugrunde liegende Meinung im Schrifttum ſtark ver⸗ 
treten und als herrſchend zu verzeichnen iſt. 

2. Wie das Gutachten auf S. 3 mit Recht betont, iſt die 
Beſtimmung des 8 192 Abſ. 2 HGB. unter dem Gefichtspunkt der 
Jutereſſenkolliſion auszulegen. Demgemäß hat bereits die Recht⸗ 
ſprechung dieſe Geſetzesbeſtimmung über ihren Wortlaut hinaus auf 
die Fälle angewandt, in denen das Vorſtandsmitglied der ge⸗ 
gründeten Akt®. nicht in eigener Perſon Gründer iſt, ſondern 
lediglich in feiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter einer anderen 
Geſellſchaft. Der Kläger iſt der Auffaſſung, daß eine derartige 
Intereſſenkolliſion genau ſo eintreten kann, wenn das Vorjiands- 
mitglied der gegründeten AktG. lediglich als Bevollmächtigter 
eines anderen handelt; gerade der vorliegend der Entſcheidung zu⸗ 
grunde zu legende Tatbeſtand ergibt, daß eine derartige Intereſſen⸗ 
kolliſion beſtand. 

3. Das Gutachten lehnt eine Erſatpflicht der Beklagten 
bezüglich ſogenannter Verwaltungsſchäden ab, bezwetfelt aber aus⸗ 
drücklich, ob dieſer Standpunkt der Rechtſprechung des RG. ent⸗ 
ſpricht.“ 

Dem Schriftſatz war ein 90 Schreibmaſchinenſeiten um⸗ 
faſſendes Rechtsgutachten des UnivpProf. Dr. H. beigefügt. 

Hier iſt ausdrücklich dahingeſtellt gelaſſen, ob den Be⸗ 
denken gegen die Bezugnahme auf nicht vom Berufungsanwalt 
unterſchriebene Ausführungen in den vorerwähnten Entſchei⸗ 
dungen zuzuſtimmen iſt. 

Denn keinesfalls ſeien Gutachten und Bemerkungen des 
Anwalts in der Berufungsſchrift als Berufungsbegründung 
ausreichend: Das Rechtsgutachten ſei eine ſyſtematiſche Arbeit 
über den Rechtsfall, aber nicht auf das angefochtene Urteil 
zugeſchnitten. Daß das Gutachten dem Erfordernis der Be- 
rufungsbegründung nicht entſpreche, ſei unzweifelhaft, daß 
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es auch die Anmerkung des Berufungsanwalts nicht tue, 
ergäbe ſich daraus, daß ſie nicht auf die tragenden Entſchei⸗ 
dungsgründe des angefochtenen Urteils einginge. 


Dieſe Rechtſprechung fordert zu einigen grundſätzlichen 
Bemerkungen heraus: In allen Entſcheidungen dieſer zweiten 
Gruppe kehrt die Bezugnahme wieder, d. h. der Hinweis 
auf Ausführungen, die nicht in der Berufungsbegründung 
ſelbſt enthalten ſind, ſondern in einem anderen Schriftſatz oder 
anderen Ausführungen, die mit der Berufungsbegründung 
nicht feſt verbunden und mit ihr nicht durch die das Vor- 
bringen einheitlich deckende einmalige Unterſchrift des Au⸗ 
walts am BG. gedeckt ſind. 

1. Richtig iſt — das iſt ſelbſtverſtändlich —, daß der zweit⸗ 
inſtanzliche Anwalt die volle Verantwortung für den Inhalt 
der Berufungsbegründung übernehmen muß. Unrichtig aber 
erſcheint mir ſchlechthin, daß dieſe Verantwortung nur durch 
Unterſchrift übernommen werden kann. Das NG. verkennt 
nicht, daß das Geſetz eine derartige Beſtimmung nicht enthält. 
Was Übernahme der Verantwortung heißt, iſt alſo aus 
Sprachgebrauch und Lebensauffaſſung zu entnehmen. Von 
dieſem Standpunkt aus muß aber der Rechtſprechung des NG. 
entgegengetreten werden, wenn nicht die Berufung auf die 
Reviſionsbegründung durchſchlägt. Es kann hier unerörtert 
bleiben, ob dieſe für die Reviſionsbegründung ſchon lange als 
feſtſtehend zu bezeichnende Rechtſprechung richtig iſt. Ich per⸗ 
ſönlich halte auch dort den Standpunkt des RG. grundſatzlich 
für unzutreffend. Es ſcheint mir aber auch nicht vertretbar, 
daß die Vorſchriften für die Reviſionsbegründung ohne mei- 
teres für die heutige Berufungsbegründung gelten ſollen. Sie 
dienen zunächſt verſchiedenen Zwecken: die Reviſionsbegrün⸗ 
dung der Rechtfertigung des Antrages auf Nachprüfung des 
Urteils in der Richtung von Rechtsverletzungen und unrich⸗ 
tiger Anwendung der Geſetze, die Berufungsbegründung zur 
Rechtfertigung des Antrages auf Eröffnung eines neuen Ver⸗ 
fahrens in tatſächlicher und rechtlicher Hinſicht, bei dem un- 
abhängig vom erſten Richter und nur beſchränkt durch be- 
ſtimmte einzelne Vorſchriften ($ 529) das Verfahren völlig 
neu nach allen Seiten hin wiederholt wird. Das bedingt 
grundlegende Unterſchiede im Aufbau und im allgemeinen 
auch grundlegende Verſchiedenheiten in der Länge der Aus— 
führungen. 

Die Novelle hat aber jede Anpaſſung des Berufungsver⸗ 
fahrens an die Reviſion im übrigen, entſprechend dem Ent⸗ 
wurf und ſeiner Begründung unterlaſſen. Daß eine formale, 
nicht materielle Gleichartigkeit durch das Anderungsgeſetz 
erreicht werden ſollte, iſt nicht anzunehmen; Jonas bezeichnet 
die genaue Faſſung des $519 nur als Verſchärfung bisher 
beſtehender Vorſchriften, die größerer Konzentration des 
Verfahrens dienen ſoll (bei Pfundtner⸗Neubert, Vor⸗ 
bemerkung). 

2. Wird aber in einem Schriftſatz zur Begründung 
der Berufung Bezug genommen auf Ausführungen eines 
Dritten, dann heißt das nach Sprachgebrauch und Auffaſſung 
des Verkehrs wie nach Auffaſſung von Anwälten und Richtern 
die Übernahme dieſer Ausführungen, die Verwendung der ge⸗ 
wählten Gedanken und ſogar der gewählten Worte als eigene 
und damit die Übernahme der vollen Verantwortung für dieſe 
Darlegungen, als ob der eigene Name unter ihnen ſtünde. 
Auch im gewöhnlichen Leben kann man ſich der Verant⸗ 
wortung für weſentliche Erklärungen nicht dadurch entziehen, 
daß man „Bezug“ nimmt auf Außerungen anderer. Es wird 
noch kein Anwalt darauf gekommen ſein, in einem Regreß⸗ 
prozeß etwas zu behaupten, daß beſtimmte Ausführungen 
durch Bezugnahme entſtanden ſeien und daher nicht die 
volle Verantwortung begründeten; es wird auch noch kein 
Gericht etwa einer Partei das Vorbringen zweiter Juſtanz 
deshalb nicht zugerechnet haben, weil der Anwalt der Be- 
rufungsinſtanz es nur durch Bezugnahme in die Berufungs⸗ 
inſtanz und in den Prozeß „eingeführt“ (richtiger wieder⸗ 
holt) habe. An ſich wirken für das Berufungsverfahren Er⸗ 
klärungen der Partei aus erſter Inſtanz ſelbſtverſtändlich fort, 
auch ohne Bezugnahme und ohne erneute Hervorhebung. Die 
Bezugnahme ſtellte aber die erforderliche inhaltliche Beziehung 
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zwiſchen der Berufungsbegründung und den früheren Schrift“ 
ſätzen her, während die Unterbringung beider Schriftfäge M 
einheitlichen Prozeßakten die notwendige räumliche Beziehung 
gewährleiſtet. Genügt alſo der in Bezug genommene Schrift 
ſatz den Erforderniſſen der Berufungsbegründung, ſo iſt die 
Berufung nach dem Geſetz begründet, da die Bezugnahme die 
Unterſchrift des Anwalts in der Berufungsinſtanz erſetzt und 
den Armenrechtsſchriftſatz als Teil der Berufungsbegründung 
erſcheinen läßt. 4 

Die entgegenſtehende Rechtſprechung des RG. ſcheint mit 
nicht begründet, ſie iſt nicht nur formaliſtiſch, ſondern tut auch 
dem Wortſinn und der allgemeinen Auffaſſung und dem 
Sprachgefühl Gewalt an. Soll denn plötzlich für Anwälte bel 
der Berufungsbegründung und nur da nicht gelten, w 
ſonſt der allgemeinen Auffaſſung des Verkehrs entſpricht? 

Soll da bei einem Organ der Rechtspflege, von dem man 
höchſte Verantwortung verlangt, plötzlich der formale und für 
mein Gefühl entwürdigende Geſichtspunkt gelten, daß er die 
Verantwortung nur durch Unterſchrift übernehmen kann. Soll 
er hier abſchreiben und fremde geiſtige Arbeit als eigen 
ausgeben müſſen, weil ſonſt die Gefahr beſtünde — ſie be⸗ 
ſteht ja gar nicht! —, daß er ſich der Verantwortung für 
das entzieht, was er durch Bezugnahme zum Gegenſtande 
ſeines Vorbringens macht? l 

3. Dieſe Rechtſprechung wird auch — und das iſt für die 
Ablehnung das Entſcheidende — weder zur Verbeſſerung 
der Berufungsbegründungen noch zur Beſchleunigung der 
Prozeſſe irgend etwas beitragen. Denn der Anwalt, der bereit 
iſt, Ausführungen zu den ſeinen zu machen, auch wenn er fie 
nicht verantworten kann, wird die Mühe nicht ſcheuen, dieſe 
fremden Ausführungen noch einmal abſchreiben zu laſſen un 
dann feinen Namen darunter zu ſetzen, während der gewiſſen 
hafte Anwalt auch bei Bezugnahme und gerade bei iht 
prüfen wird, ob ſich der frühere Vortrag des Kollegen oder 
der Partei von ihm vertreten und durch die Bezugnahme 
decken läßt. 

Der Erfolg einer Rechtſprechung, die eine Bezugnahme 
nicht gelten läßt und die Unterſchrift des beim BG. zugeläl” 
jenen Anwalts für alle Teile der Berufungsbegründung ver 
langt, wird alſo allein den Papierverbrauch und damit die 
Inanſpruchnahme der Arbeitskraft von Gericht und Gegner 
ſteigern und damit die m. E. nach dem Geſetzeswortlaut ni 
gebotenen Befürchtungen von Lucas rechtfertigen. Vom 
Standpunkt des Beſchleunigungszweckes aus geſehen würde 
die Dauer der Prozeſſe verlängert und die Überſichtlichkeit 
verringert werden müſſen. Denn der Anwalt am Be 
iſt ja einfach gezwungen, alles was irgendwie erheblich ſeln 
könnte, erneut im Prozeß geltend zu machen, praktiſch wird 
alſo die Eventualmaxime für das Berufungsverfahren ein 
geführt, die gerade abgelehnt worden iſt und die zu einer 
endloſen, unnützen Belaſtung aller Beteiligten und zu einer 
Diskreditierung des Verfahrens überhaupt führen müßte. 3 

Ich halte auch den Geſichtspunkt, daß die Berufung 
begründung nur durch beim BG. zugelaſſene Anwälte einge 
reicht werden muß, nicht für entſcheidend, um die Bezugnahme 
auszuſchließen. Die Landgerichtsanwälte ſind meiſtens An⸗ 
wälte erſter und zweiter Inſtanz, ſind alſo für das OLG. 
wo gleichlautende Vorſchriften über die Berufungsbegründung 
beſtehen, ohne weiteres in der Lage, die Erforderniſſe einer 
Berufungsbegründung zu beurteilen. Im übrigen beſteht 1% 
die vom RG. geſehene Gefahr nicht, weil Bezugnahme 
eben Übernahme der Verantwortung in ſich ſchließt. Durch 
die vom RG. gewählte Auslegung formaler Vorſchriften wird 
man den ſeltenen verantwortungsloſen Rechtswahrer nich! 
zum geeigneten Berufungsanwalt machen, der großen Za 
der Gewiſſenhaften unter den Anwälten und Richtern aber 
eine unnütze und unerfreuliche Laſt aufladen und den Par 
teien nicht zu ihrem Rechte verhelfen. 

4. Dagegen iſt die Ablehnung der Berückſichtigung dorf 
gerechtfertigt, wo fi) aus dem Zuſammenhang zwiſchen fore 
maler Berufungsbegründung und Armenrechtsgeſuch ergibt 
daß die Verantwortung für dieſes Geſuch von dem Anwalt am 
BG. gar nicht übernommen worden ſein kann. Zutreffen 
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ſind daher die Entſcheidungen, die ſich auf Begründungen 
eziehen, die auf erſt noch ein zureichende Armenrechts⸗ 
geſuche von Partei oder erſtinſtanzlichem Anwalt oder noch 
einzureichende Gutachten Bezug nahmen. 

Denn hier ift aus dem Zuſammenhang klar, daß der 
Anwalt der Berufungsinſtanz nicht geprüft hat, ob er in der 
Lage iſt, dieſes Vorbringen als eigenes zu übernehmen. Hier 
iſt alſo die Bezugnahme nicht mit der üblichen Bedeutung 
verbunden. 

. Eine derartige Bezugnahme würde auch den allgemeinen 
Anforderungen an die Berufungsbegründung nicht gerecht 
werden. Die Bezugnahme auf Behauptungen, von denen man 
weder den Inhalt noch ihr Verhältnis zur Wahrheit oder 
zur Vertretbarkeit in rechtlicher Hinſicht kennt, iſt mit der 
Stellung des Anwalts überhaupt unvereinbar und weder mit 
ſeiner Standespflicht zum wahrheitsgemäßen Vortrag noch 
mit der ſich aus dem Anwaltszwang ſinngemäß ergebenden 
geſteigerten Verantwortung vereinbar. 

5. Ich halte dagegen für unzutreffend das Urteil, in 

dem die Berufung verworfen worden iſt, der zur Begrün⸗ 
ung ein Rechtsgutachten beigegeben war und wo der Be⸗ 
rufungsführer feine von dem Gutachten abweichende Anſicht 
in kurzen Ausführungen unter ſechs Punkten dargelegt hatte. 
Der Fall liegt auf der Grenze zwiſchen den unter J und II 
behandelten Entſcheidungen. Der Beſchluß läßt die Frage 
der Zuläſſigkeit der Bezugnahme durchaus offen. 
Das RE. führt aus, daß das Gutachten auf den Rechts⸗ 
fall, nicht aber auf das erlaſſene Urteil abgeſtellt ſei. Der 
Tatbeſtand läßt erſehen, daß im weſentlichen Rechtsfragen zur 
Entſcheidung ſtanden. Wie weit im einzelnen das Gutachten 
um Zuſammenhang mit dem Urteil ein abgeſchloſſenes 
Bild gab. läßt ſich nicht beurteilen, dazu müßte das erſt⸗ 
inſtanzliche Urteil vollſtändig wiedergegeben ſein. Es ſcheint 
aber, daß an einzelnen Stellen nur der logiſche Zwiſchen⸗ 
gedanke fehlt, daß „das angefochtene Urteil dieſem rechtlichen 
. nicht Rechnung trage, wenn es ausführt, 
a “u 


Gerade bei geſchloſſener zuſammenhängender Be⸗ 
arbeitung wird man nach Möglichkeit vermeiden, Wieder⸗ 
holungen zu bringen, wird für neue Geſichtspunkte und Leit- 
gedanken an das Vorhandene anknüpfen und ſelbſt vielleicht 
nicht einmal merken, daß demjenigen, der die Akten nicht 
kennt, der Gedanke nicht völlig klar iſt. 

Dem geſchulten Richter und Anwalt wird es aber ſicher 
nicht ſchwer fallen, dort, wo eine Lücke des Gedankenganges 
iſt, fie auszufüllen und klar zu ſehen, was der Gedanke, auf 
den betreffenden Fall übertragen, zu beſagen hat. Soll an 
die Stelle dieſer ſelbſtverſtändlichen Ergänzung, die täglich auf 
beiden Seiten vorgenommen wird, als Syſtem für einen ein⸗ 
zigen Schriftſatz des ganzen Verfahrens das Prinzip einer 
autarken und allein aus ſich und dem angefochtenen Urteil 
heraus verſtändlichen logiſchen Exiſtenz der Berufungsbe⸗ 
gründung treten? 

Außerdem „quis zudicabit“, ob eine Berufungsbegrün⸗ 
dung mehr oder weniger theoretiſch iſt? Wie ſoll ſie ab⸗ 
gefaßt werden, wenn — was ſelten, aber doch immerhin vor⸗ 
kommt — das angefochtene Urteil ſachlich auf den Streitſtoff 
überhaupt nicht eingeht? 

Und wie ſoll, wenn nur einzelne Berufungsgründe be⸗ 
handelt ſind, die Berufung behandelt werden, wenn das BG. 
ieſe Gründe verwirft? Iſt § 519, wie nach Stellung im 
Geſetz und nach der Abſicht des Geſetzgebers zweifelsfrei, For⸗ 
malvorausſetzung und keine Verneinung von Mündlichkeits⸗ 
und Unmittelbarkeitsgrundſatz, fo bleibt die Berufung zu⸗ 
läſſig und die neuen Gründe müſſen vorbehaltlich der Be⸗ 
ſtimmung des 8529 ZPO. geprüft werden. Iſt aber 8 519 
350. Richtlinie des Verfahrens, allgemein zu beachtender 
Grundſatz für das geſamte Berufungsverfahren, dann müßte 
bie Berufung als inſoweit nicht zuläſſig begründet, verworfen 
werden. Auch dieſes Ergebnis erſcheint einfach untragbar; 
wird zur Ausdehnung eines Streites über die Zuläſſigkeit 
und damit zur Verlangſamung der Entſcheidung beitragen, 
im übrigen aber den Parteien, denen ja doch der Rechtsſtreit 
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näher gebracht und verſtändlicher gemacht werden ſoll, völlig 
unbegreiflich erſcheinen. 

6. Für unzutreffend halte ich auch die Entſcheidung, bet 
der der vom Berufungsanwalt nach Einlegung der Berufung, 
die die Wiederholung des Vorbringens formularmäßig ent 
hielt, eingereichte und den Anforderungen der Berufungs⸗ 
begründung entſprechende Antrag auf Einſtellung der Zwangs- 
vollſtreckung nicht als Berufungsbegründung berückſichtigt wer⸗ 
den könne. Dieſer Standpuntt iſt äußerſt formaliſtiſch. Ein 
Prozeß ſchwebt zwiſchen den Parteien, ein Aktenſtück beſteht 
über dieſen Prozeß, ein Vorbringen, nämlich das wenigſtens 
ſubjektiv der Wahrheit entſprechende kommt für jede Partei 
in Betracht. Und da ſoll der die gleichen ſachlichen Ausführun⸗ 
gen enthaltende Schriftſatz auf Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung für die Berufungsbegründung nicht berückſichtigt 
werden? 

Dieſer Standpunkt iſt um ſo erſtaunlicher, als RG. 
II 218/33 v. 28. Nov. 1933 = JW. 1934, 480 für die 
Anſchlußberufung folgendes ausführt: 

„Dem Antrag fehlt allerdings eine beſondere Begründung 
88 522 4a Abſ. 2 und 3, 518 Abſ. 3 Ziff. 2 ZPO.). Die Klägerin 
hatte aber bereits die Tatſachen, die dem vom erſten Richter er⸗ 
kannten Eid zugrunde lagen, ſchriftſätzlich in Abrede geſtellt, und 
es war eine hinreichende Begründung für den Antrag auf un⸗ 
bedingte Verurteilung des Beklagten gegeben. Es würde eine 
zweckwidrige Überſpannung der Erforderniſſe bedeuten, wollte 
man trotzdem noch eine Wiederholung dieſer Begründung gelegent⸗ 
lich der ſpäteren Anſchließung an die Berufung verlangen (vgl. 
RGWarn. 1927 Nr. 38). 

Dieſe Entſcheidung ift zwar vor Inkrafttreten der Novelle 
ergangen. Überſpannung der Erforderniſſe iſt aber dem gel⸗ 
tenden Recht ſicherlich fremder als dem früheren. Der An⸗ 
trag auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung würde daher 
m. E. nur dann unbeachtlich für die Berufungsbegründung 
ſein können, wenn aus beſonderen Gründen unzweifelhaft 
wäre, ob er in der Berufungsinſtanz vorgetragen werden 
ſollte. Das aber halte ich für eine Selbſtverſtändlichkeit. 

Für formaliſtiſch und unbedingt abzulehnen ſehe ich auch 
die Entſcheidung des KG. v. 24. Mai 1935 an (oben S. 2237 
r. Sp. Abſ. 3). Wenn ein und derſelbe Anwalt zunächſt das 
Armenrecht beantragt und daun Berufung einlegt, ſo beruht 
ja gerade die Einlegung der Berufung auf dem Armenrechts⸗ 
geſuch das ihr zeitlich voraufgeht. Der normale Vorgang iſt 
nun in jedem Büro der, daß die Berufung nicht vollſtändig 
diktiert wird, ſondern daß die Einlegung der Berufung ver⸗ 
fügt und dann die Übereinſtimmung mit Urteil und Auftrag 
nachgeprüft wird. Daß die Bürokräfte, die an dieſe Arbeit ge⸗ 
wöhnt ſind und ſeit vielen Jahren den Vorbehalt weiteren 
Vorbringens in dieſem Schriftſatz aufgenommen haben, es er⸗ 
neut tun, kann doch nicht die Vermutung begründen, daß 
der Anwalt die Bezugnahme auf ſein vorhergehendes Armen- 
rechtsgeſuch ablehne! Wenn das KG. weiter meint, daß 
der entgegengeſetzte Wille, nämlich der, das Armenrechts⸗ 
geſuch als Berufungsbegründung anzuſehen, nicht erkennbar 
geweſen ſei, ſo ſpricht zunächſt gegen ſeinen Standvunkt 
(vor allem aber gegen die m. E. auch unberechtigte, aber 
hier nicht näher nachzuprüfende Verweigerung der Wieder⸗ 
einſetzung!), daß es ſelbſt das Armenrecht für die Be⸗ 
rufung bewilligt hatte, alſo doch in dieſem Zeitpunkt an⸗ 
genommen hatte, daß die Berufung ordnungsmäßig und da 
ein weiterer Schriftſatz nicht vorlag, auch durch die vorher 
liegende Einreichung des Armenrechtsgeſuches begründet ge⸗ 
geweſen ſei. 

IV. 

Der vom Geſetzgeber eingeführte Begründungszwang ſoll 
gewiß auf das gewiſſenhafteſte beachtet und vom Berufungs⸗ 
anwalt die erſtrebte Konzentration und Beſchleunigung des Ver⸗ 
fahrens auf das entſchiedenſte gefördert werden. Das liegt im 
Intereſſe der Rechtspflege, im Intereſſe der richtigen Entſchei⸗ 
dung ebeuſo wie in dem der möglichſt raſchen, im wirtſchaſt⸗ 
lichen Intereſſe damit der Parteien und der Anwaltſchaft. Es 
liegt aber ebenſo im Intereſſe aller Beteiligten, daß der Be⸗ 
rufungsbegründung nicht Aufgaben zugewieſen werden, die fte 
nicht erfüllen kann und daß an ſie nicht Anforderungen ge⸗ 
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ſtellt werden, die bei manchen Sachen kaum erfüllbar ſind und 
deren letztes Ergebnis nur ſein würde, den Prozeß zu belaſten 
und zu verlangſamen und den Anwalt zu wörtlicher Wie⸗ 
derholung guter Schriftſätze oder Gutachten anderer Perſonen 
unter ſeinem Namen zu zwingen. 

Entſprechend der grundlegenden Wandlung unferer Le⸗ 
bensanſchauung und unſeres Rechtsgedankens iſt durch a 2 
des Gef. v. 28. Juni 1935 zur Anderung von Vorſchriften des 
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Strafverfahrens und des Gerichtsverfahrensgeſetzes (RG Bl. I, 
844) das RG. von der Bindung an Urteile, die vor dem 
1. Sept. ergangen, befreit worden. Es wäre zu wünſchen, daß 
die Anforderungen an die Berufungsbegründung bei dieſer 
Gelegenheit einer Nachprüfung unterzogen würden. Denn 
der Zweck dieſer Berufungsbegründung läßt ſich bei der der⸗ 
zeitigen Auslegung der Beſtimmungen nicht nur nicht er 
reichen, ſondern im Ergebnis nur gefährden. 


Die Anwaltsgebühren aus der Staatskaſſe bei freiwilliger Aufgabe der 
Fulaſſung durch den pflichtanwalt 


I. 
Von Rechtsanwalt Dr. J. H. Eckert, München 


Die Frage, ob der Pflichtanwalt, der ſeine Zu⸗ 
laſſung zur Anwaltſchaft freiwillig aufgibt, gegen 
die Staatskaſſe Anſpruch auf Erſtattung der bis zur Aufgabe 
der Zulaſſung angefallenen Gebühren laut § 1 Arm Anw. 
hat, war in der letzten Zeit mehrfach Gegenſtand richterlicher 
Entſcheidung. 

Ich verweiſe auf den Beſchluß des KG., 20. ZivSen., 
v. 16. Febr. 1935: ZW. 1935, 1044 18, ferner auf den grund⸗ 
legenden Beſchluß des gleichen Senats v. 27. Juli 1934: 
JW. 1934, 2496 13 und auf den Beſchluß des OLG. München, 
3. ZivSen., v. 3. Jan. 1934: Bay. 1934, 66. 

Die Frage, um die es ſich hier handelt, hat zwei Seiten: 
Erſtens iſt zu entſcheiden, ob der Pflichtanwalt, der die Zu⸗ 
laſſung aufgibt, Anſpruch auf Erſatz der bis zur Aufgabe der 
Zulaſſung angefallenen Gebühren aus der Staatskaſſe hat. 

Zweitens taucht aber ſofort die Frage auf, wie die Sach⸗ 
lage zu beurteilen iſt, wenn der Pflichtanwalt, der die Zu⸗ 
laſſung aufgegeben hat, die bis zur Aufgabe der Zulaſſung 
angefallenen Gebühren ausbezahlt erhielt und die Geſchäfts⸗ 
ſtelle nunmehr den Verſuch macht, die Auszahlung der Ge⸗ 
bühren an den als Nachfolger des die Zulaſſung aufgebenden 
Anwalts aufgeſtellten Anwalt davon abhängig zu machen, 
daß der erſte Anwalt die an ihn bezahlten Gebühren wieder 
zurückerſtattet. M. a. W. alſo die zweite Frage iſt die, ob der 
Anwalt, der die Zulaſſung aufgegeben hat, verpflichtet iſt, die 
ihm bereits ausbezahlten Gebühren wieder zurückzuerſtatten. 

Die oben angeführten Entſcheidungen befaſſen ſich ledig⸗ 
lich mit der erſten Frage, während zu der zweiten Frage, ſo⸗ 
viel ich ſehe, noch keine Entſcheidungen vorliegen. 

I. a) Der grundlegende Beſchluß des KG.: JW. 1934, 
21962 kommt zu dem Ergebnis, daß die erſte Frage, alſo 
die Frage, ob der die Zulaſſung freiwillig aufgebende Anwalt 
Anſpruch auf Erſtattung der bis zur Aufgabe der Zulaſſung 
angefallenen Gebühren aus der Staatskaſſe hat, zu verneinen iſt. 

Er bezieht ſich dabei auf §S 50 RAGebdO. i. Verb. m. 
§ 628 BGB. und auf Friedlaender, 1932, Anm. 6 zu 
3 50 NAGEDD. In Rc. 33, 370 iſt bereits grundſätzlich 
entſchieden, daß der Anwalt in der Freiheit ſeiner Entſchließung, 
die Zulaſſung aufzugeben, nicht beeinträchtigt werden darf. 
Das NG. begründet dieſe Entſcheidung u. a. damit, daß es 
bei der Übernahme des Prozeßauftrags durch den Anwalt 
nicht als der Vertragswille der Beteiligten angeſehen werden 
könne, daß der Anwalt die Vertretung unter allen Umſtänden 
bis zur Beendigung der Inſtanz durchführe. Die Annahme 
eines ſolchen Vertragswillens verbiete ſich einmal deshalb, 
weil dem Anwalt auf die Dauer der Prozeßinſtanz nur eine 
beſchränkte Einwirkung zuſtehe, dann aber auch deshalb, weil 
ihm der Auftrag nur erteilt und von ihm übernommen werde 
wegen ſeiner Stellung als Anwalt beim Prozeßgericht, im 
Zweifel alſo nur für die Zeit, während welcher er dieſe Stel⸗ 
lung einnimmt. Daraus ſei zu entnehmen, daß der Anwalt 
den Auftrag nicht umgekehrt mit der Verpflichtung annehme, 
feine Stellung beim Prozeßgericht beizubehalten, um den Auf 
trag zu Ende führen zu können. 


Es kann daher nach der Meinung des RG. nicht als ein 
vertragswidriges Verhalten des Anwalts angeſehen werden, 
wenn er aus Gründen, deren Würdigung nur ſeiner eigene 
Erwägung überlaſſen bleiben kann, ſeine Stellung aufgib 
und deshalb die bis dahin geführten Prozeſſe unerledigt läßt. 
Wenigſtens ſo lange nicht, als nicht beſondere Umſtände vor 
liegen, die ein Verſchulden des Anwalts darſtellen, z. B. Über⸗ 
nahme eines Auftrags unter Verſchweigen der ſchon DE 
ſtehenden Abſicht, die Zulaſſung aufzugeben. 00 

Daraus folgert das RG. mit Recht, daß in der Rege 
die freiwillige Aufgabe der Zulaſſung dem Anwalt den a7 
ſpruch auf die ihm nach 850 NAGEBD. zuſtehenden Gebühres 
nicht verlorengehen läßt. Damit ſchließt das RG. die 2 
wendung des § 628 Abſ. 2 BGB. in einem ſolchen Fal 
ausdrücklich aus. Es geht in der angeführten Entfeheibund 
folgerichtig fo weit, ſogar die Erſtattungspflicht der durch eine! 
durch Aufgabe der Zulaſſung hervorgerufenen Anwaltswechſel 
entſtandenen Mehrkoſten gegenüber dem Prozeßgegner zu be⸗ 
jahen. A 
Dieſer Auffaſſung des RG. hat ſich auch das vom N. 
IW. 1934, 249613 angeführte Schrifttum angeſchloſſen, 91 
Ausnahme von Stein⸗Jonas, 15. Aufl., IX 5 zu 8 9 

PD. Stein⸗Jonas führt für feine abweichende And, 
an, daß nach der herrſchenden Anſicht der unterliegenden Parte 
das Riſiko der nicht ordnungsmäßigen Vertragserfüllung au 
ſeiten der Gegenpartei aufgebürdet würde. Dieſe Begründung 
iſt nicht ſtichhaltig, denn aus RGz. 33, 369 ergibt ſich 65 
gerade, daß von einer nicht ordnungsmäßigen Vertragserfü, 
lung bei den die Zulaſſung aufgebenden Auwalt und dau 
auf ſeiten der die Koſtenerſtattung verlangenden Partei il 
der Regel keine Rede ſein kann. 3 

Trotzdem hat ſich der 20. Sen. des KG. in ſeiner Gin, 
ſcheidung zu $ 91 3PO.: ZW. 1934, 21701 der Meinung 
von Stein⸗Jonas angeſchloſſen und kommt daher auch in 
feinem Beſchluß in JW. 1935, 244613 zu dem Ergebnis, daß 
auch in dem Verhältnis des Pflichtanwalts zur Staatska 
davon auszugehen ſei, daß es ſich bei der Aufgabe der au 
laſſung um einen vom Anwalt im Verhältnis zur Stagg 
kaſſe zu vertretenden Umſtand handle. Dabei geht das ei 
davon aus, daß grundſätzlich der Anspruch des Pflichtauwagz 
an die Staatskaſſe von der Frage ſeines Gebührenanſpruce 
an die Partei abhängig fei, denn nur ſoweit Gebührenanſpriſch 
gegenüber der Partei erwachſen ſeien, entſtehe eine Verpflie 
tung der Staatskaſſe gegenüber dem Pflichtanwalt. Ver 

Das KG. läßt zwar die Frage offen, ob aus der 19 
neinung der Erſtattungsfähigkeit von Mehrkoſten, die 1 
die Aufgabe der Zulaſſung eines Anwalts und die ſich darch m 
ergebende Notwendigkeit der Beſtellung eines neuen Ane 
entjtanden ſind, gegenüber der unterliegenden Partei oh i 
weiteres zu folgern ſei, daß der die Zulaſſung aufgeben! 
Anwalt auch gegenüber feiner Partei gemäß 8 50 Nac 
§ 628 BGB. den Anſpruch auf Zahlung ſeiner bis zur sh 
gabe der Zulaſſung angefallenen Gebühren verliere, obne 
es offenſichtlich geneigt iſt, auch dieſe Frage zu bejahen, e 
gegen RG. 33, 369. 10 

Es führt aber aus, daß in dem Verhältnis ai 
Pflichtanwalt und Staatskaſſe ein ſchwerwiegender Geſich 
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punkt hinzutritt, der für das Verhältnis zwiſchen Anwalt und 
Partei nicht gegeben iſt. Dieſer Geſichtspunkt iſt nach der Mei⸗ 
nung des KG. der, daß beim Pflichtanwalt die öffentlich⸗ 
rechtliche Stellung des Anwalts, die zwar immer gegeben iſt, 
auch gegenüber der nicht im Armenrecht vertretenen Partei, 
ſtärker in den Vordergrund trete. 

Dieſe ſtärkere Betonung der öffentlich-rechtlichen Stellung 

des Anwalts ſoll darin beſtehen, daß der Anwalt als Pflicht⸗ 
anwalt der Partei vom Staat beſtellt und aus öffentlichen 
Mitteln honoriert wird. 
Sieht man ſich dieſe Begründung genauer an, ſo ergibt 
ſich, daß der Anwalt als Organ der Rechtspflege immer eine 
öffentlich⸗rechtliche Stellung hat. Dieſe öffentlich- rechtliche 
Stellung kann offenſichtlich nicht dadurch verſtärkt werden, 
daß der Anwalt auf Grund dieſer Stellung im Fall der Be⸗ 
willigung des Armenrechts der Partei vom Gericht beigeordnet 
wird. Denn die öffentlich-rechtliche Stellung als Organ der 
Rechtspflege iſt völlig unabhängig von der Beiordnung als 
Fflichtanwalt im einzelnen Fall. Es ift doch nicht fo, daß der 
Anwalt erſt dadurch öffentlich⸗rechtliches Organ der Rechts⸗ 
pflege würde, daß er als Armenanwalt aufgeſtellt wird. 

Es bleibt alſo als einziger Geſichtspunkt für die nach 
Meinung des KG. betont öffentlich⸗rechtliche Stellung des 
Pflichtanwalts nur der, daß der Pflichtanwalt ein „aus 
öffentlichen Mitteln honoriertes Organ“ der 
Rechtspflege iſt. Man wird nicht in Abrede ſtellen können, 
daß dieſer Geſichtspunkt weniger öffentlich-rechtlich, als fis⸗ 
kaliſch genannt werden muß. Gerade als Fiskus iſt der Staat 
aber dem einzelnen Volksgenoſſen gegenüber nicht die über- 
geordnete Gewalt der Geſamtheit, ſondern er ſteht ihm mehr 
oder weniger gleichgeordnet gegenüber. Das gilt gerade auch 
dann, wenn man die Unterſcheidung zwiſchen öffentlichem und 
privatem Recht im bisherigen Begriff für überwunden hält. 


Selbſtverſtändlich hat das KG. recht, wenn es betont, daß 
der Pflichtanwalt dafür zu ſorgen hat, daß die Prozeßführung 
feiner Partei nicht auf Koſten der Allgemeinheit „unnütz“ 
verteuert und nicht mit „vermeidbaren“ Koſten belaſtet wird. 
Das KG. hat auch recht, wenn es weiter ausführt, daß für 
die Einhaltung dieſes Grundſatzes dem einzelnen unter Um⸗ 
ſtänden ſogar ein Opfer zugemutet werden müſſe, und es hat 
endlich recht, wenn es betont, daß die Intereſſen des ſchwer 
kämpfenden Anwaltsſtandes im Zweifel hinter die Intereſſen 
der Rechtspflege und damit der Allgemeinheit zurückzuſtehen 
hätten. Fraglich iſt nur, ob es ſich hier um Intereſſen 
der Rechtspflege und nicht nur um fiskaliſche Inter⸗ 
eſſen handelt. Die Bedeutung dieſer Frage ſcheint das KG. 
zu verkennen, während fie in der Entſcheidung RGZ3. 33, 
369 in aller Knappheit richtig gewürdigt wird. Das NG. 
betont gleichfalls die öffentlich⸗rechtliche Stellung des Anwalts. 
Gerade mit Rückſicht auf feine öffentlich-rechtliche Stellung 
ſpricht es dem Anwalt aber die Freiheit in der Entſchließung 
darüber zu, ob er die Zulaſſung aufgeben wolle oder nicht, 
und es zieht daraus die einzig mögliche Folgerung, daß eine 
ſolche freiwillige Aufgabe der Zulaſſung den Gebührenanſpruch 
nicht berühre. Dieſe Folgerung iſt notwendig, denn wenn 
man ſie nicht zieht, ſo verkennt man damit die Freiheit der 
Entſchließung des Anwalts in einem weſentlichen Punkte und 
zührt damit gerade an die öffentlich-rechtliche Stellung des 
Anwalts, die eine möglichſt weitgehende Unabhängigkeit von 
der Partei vorausſetzt. 

CEs ecweiſt ſich alſo, daß die Stellung des KG. die öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Geſichtspunkten Rechnung tragen will, in Wirk⸗ 
lichkeit nicht ſolchen Geſichtspunkten Rechnung trägt, ſondern 
von fiskaliſchen, im Grunde alſo privatrechtlichen 
Erwägungen ausgeht. Selbſtverſtändlich geht das Intereſſe der 
l Rechtspflege vor. Gerade die Rechtspflege verlangt aber einen 
freien, ſelbſtändigen, unabhängigen Anwaltsſtand. Um dieſe 

eite der Stellung des Anwalts geht es, nicht um etwaige 
wirtſchaftliche Intereſſen der „ſchwer kämpfenden Anwaltſchaft“. 
Und die öffentlich⸗rechtliche Stellung der Anwaltſchaft iſt 
ouch für die Rechtspflege wichtiger als die Frage, wie viele 
Anwaltsgebühren der Staatskaſſe dadurch geſpart werden 
können, daß man dem unter Einſatz ſeiner Arbeitskraft, der 
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Arbeitskraft ſeiner Angeſtellten und ſeiner Verantwortlichkeit 
arbeitenden Anwalt die ihm für ſeine Tätigkeit zuſtehenden 
Gebühren vorenthält. 

Die Sorge des KG., daß es zu einem unhaltbaren Er⸗ 
gebnis führen würde, wenn auch der neu beſtellte Armen⸗ 
anwalt in gleicher Weiſe die Zulaſſung aufgeben und wiederum 
einen Wechſel in der Perſon des Armenanwalts herbeiführen 
könnte, und daß ſich daraus möglicherweiſe eine Häufung der 
Gebühren ergäbe, braucht doch in der Regel nicht ernſthaft 
in Erwägung gezogen zu werden. Denn ſolche Fälle werden 
Ausnahmen bleiben und werden dann wohl gewöhnlich ſo 
gelegen ſein, daß ſich ein auch für die Staatskaſſe annehm⸗ 
barer Ausweg findet; und ſelbſt wenn hier in dem einen oder 
anderen Fall eine Häufung von Gebühren entſtehen ſollte, 
ſo würde das gegenüber den Belangen der Rechtspflege als 
Ganzes nicht ins Gewicht fallen. 

Auf Grund der die Sachlage völlig richtig erfaſſenden 
Entſcheidung in RG. 33, 369 kann alſo dem Standpunkt des 
KG. in JW. 1934, 2496 13 und 1935, 104413 nicht beigetreten 
werden, denn dieſe Entſcheidungen verkennen 
grundſätzlich die öffentlich- rechtliche Stellung 
der Anwaltſchaft. 

b) Wohin die Überlegungen des KG. führen, zeigt der 
Beſchluß des OLG. München: Bay. 1934, 66. Dort führen 
die im Grunde nicht öffentlich- rechtlichen, ſondern fiskaliſchen 
Überlegungen des KG. zu einer Formulierung, die lebhaften 
Widerſpruch erwecken muß. Es heißt dort nämlich: „Die Tätig⸗ 
keit des RA. D. mag für die Partei von Wert geweſen 
ſein, für die Staatskaſſe iſt ſie nutzlos.“ 

Dieſe Formulierung ſetzt deshalb in Erſtaunen, weil der 
Zweck und der Sinn der Beiordnung des Pflichtanwalts auch 
vom Staate her geſehen und gerade vom Staate her 
geſehen doch die Tätigkeit des Pflichtanwalts für den Volks⸗ 
genoſſen iſt, dem er beigeordnet wird. Hier drohen alſo 
die fiskaliſchen Überlegungen zu einer völligen 
Verkennung der Pflichten des Armenanwalts 
und des Armenrechts als Ein richtung der Rechts- 
pflege zu führen. 

An der Formulierung in der Entſcheidung 
des OLG. München wird ſehr deutlich ſichtbar, 
daß die Gedankengänge des KG. zu unhaltbaren 
Folgerungen führen. 

c) In dem Beſchluß des KG.: ZW. 1935, 10443 und 
in dem Beſchluß des OLG. München a. a. O. find außerdem 
Falle entſchieden, in denen der Anwalt ſeine Zulaſſung 
wegen Einberufung in den Staatsdienſt aufgab. 
Hier ſcheint mir der Standpunkt der beiden Gerichte auch des⸗ 
halb unhaltbar, weil die Aufgabe der Zulaſſung als Anwalt 
in einem ſolchen Fall doch keineswegs als „freiwillig“ im 
üblichen Sinn bezeichnet werden kaun. Der Anwalt iſt in 
ſolchen Fällen immer vor die Wahl geſtellt, der Einberufung, 
die ja praktiſch einem Befehl gleichkommt, Folge zu leiſten, 
oder auf ſie zu verzichten. Hier muß alſo bei richtiger Wür⸗ 
digung des Sachverhalts ſchon die Freiwilligkeit in der Auf⸗ 
gabe der Zulaſſung in Frage geſtellt werden. 

Wenn das KG. in JW. 1935, 1044 demgegenüber an⸗ 
führt, daß es doch eine freiwillige Entſchließung ſei, wenn 
der Anwalt der Einberufung in den Staatsdienſt folge, ſo iſt 
darauf zu erwidern, daß ſchließlich auch Handlungen, die unter 
dem Druck einer Drohung mit Gewalt od. dgl. ausgefuhrt 
werden, eine willentliche Entſchließung im pſychologiſchen Sinn 
vorausſetzen, ohne daß deswegen von Freiwilligkeit im recht⸗ 
lichen Sinn die Rede ſein könnte. Endlich iſt doch gerade 
hier der Geſichtspunkt aus RG. 33, 370 maßgebend, daß 
es bei der Übertragung der Armenſache durch das Gericht 
nicht der Wille der Beteiligten ſein kann, daß der Anwalt die 
Sache unter allen Umſtänden bis zur Beendigung der Inſtanz 
durchführe. Jedes Gericht weiß, daß es bei einem jungen 
Anwalt mit ſeiner Einberufung in den Staatsdienſt zu rech⸗ 
nen hat. 

2. a) Die zweite Frage, ob der Pflichtanwalt, der bei 
Aufgabe ſeiner Zulaſſung vor Erledigung des Prozeſſes die 
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bis dahin angefallenen Gebühren aus der Staatskaſſe zunächſt 
erſtattet erhielt, verpflichtet iſt, ſie zurückzuerſtatten, muß ver⸗ 
neint werden, und zwar auch dann, wenn man ſich, was die 
erſte Frage betrifft, auf den Standpunkt des KG. und des 
OLG. München ſtellt. 

Das KG. und beſonders deutlich und ausdrücklich das 
OLG. München begründet die Verneinung des Anſpruchs gegen 
die Staatskaſſe mit 8 628 BGB. Da § 1 Arm Anw. keine 
näheren Vorſchriften über das Verhältnis zwiſchen Armen⸗ 
anwalt und Staatskaſſe gibt, werden zur näheren Beſtimmung 
dieſes Verhältniſſes die Vorſchriften des BGB. herangezogen. 

Ein Anſpruch der Staatskaſſe auf Rückerſtattung einmal 
ausgezahlter Gebühren könnte nach dem BGB. nur auf die 
Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung geſtützt 
werden. 

Nach § 818 Abſ. 3 BGB. iſt aber die Verpflichtung zur 
Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung ausgeſchloſ⸗ 
ſen, ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert iſt. Das wird 
aber die Regel ſein, denn der Armenanwalt, der aus der 
Staatskaſſe Gebühren ausbezahlt erhalten hat, dürfte dieſe 
in der Regel ſofort für ſeinen Kanzleibetrieb und für ſeinen 
Lebensunterhalt ausgegeben haben. Ein Rückerſtattungs⸗ 
anſpruch der Staatskaſſe iſt daher auch abgeſehen von den 
zur erſten Frage erörterten Geſichtspunkten in der Regel zu 
verneinen. 

b) Ganz abwegig wäre der Gedanke, daß der Anſpruch 
des an Stelle des erſten Anwalts aufgeſtellten zweiten Pflicht- 
anwalts gegen die Staatskaſſe davon abhängig ſein ſollte, daß 
der erſte Anwalt die Gebühren, die er aus der Staatskaſſe 
erhielt, wieder zurückerſtattet. Für eine derartige Auffaſſung 
fühlt jede Rechtsgrundlage. 

Selbſtverſtändlich fehlt es auch an jeder rechtlichen Voraus⸗ 
ſetzung für eine Kürzung der Gebühren des zweiten Anwalts 
um die an den erſten Anwalt ausbezahlten Gebühren. 


II. 
Von Kammergerichtsrat Dr. Gaedeke, Berlin 


Die Entſcheidung über die vorſtehend zur Erörterung ge⸗ 
ſtellte, vornehmlich durch die neuere Rechtſprechung des KG. 
zur Frage des Anwaltswechſels überhaupt und des Pflicht⸗ 
anwaltswechſels im beſonderen aus der bisherigen Richtung 
in ein neues Fahrwaſſer gelenkten Frage iſt bedingt durch die 
Grundanſchauung, aus der heraus man an die Stellung und 
die Pflichten des Anwalts herantritt. Die beiden Gegenpole 
ſind: Reichsgericht — und ihm folgend die bisherige wohl 
allgemeine Rechtslehre und Rechtſprechung — und Kammer- 
gericht — in Übereinſtimmung mit der neueſten Auflage 
von Stein⸗Jonas. 

Deshalb gerät jede Begründung, die die eine oder die 
andere Auffaſſung deshalb als „nicht ſtichhaltig“ nachweiſen 
will, weil ſie ſich nicht auf den Boden des Ausgangspunktes 
der Gegenauffaſſung ſtellt, rettungslos in einen eirculus 
vitiosus. Die zu beantwortende Kernfrage iſt ja gerade die, 
ob bei dem freiwillig im Laufe des von ihm noch nicht auf⸗ 
tragsgemäß zu Ende geführten Prozeſſes ausſcheidenden An- 
walt von ordnungsmäßiger Vertragserfüllung geſprochen wer⸗ 
den kann. 

Es iſt nun richtig, daß das KG. in bewußt gegenſätz⸗ 
licher Einftellung zu dem RG. (aus dem Jahre 1894) die 
Pflichten des Anwalts anders auffaßt, nicht etwa nur die des 
vom Staat beſtellten Armenanwalts, ſondern des Anwalts 
allgemein. Man kann nun aber wohl kaum darüber ſtreiten, 
daß die öffentlich⸗rechtliche Stellung des Anwalts als Organs 
der Rechtspflege ſich noch ſchärfer in denjenigen Fällen mar⸗ 
kiert, in denen dem Anwalt auf Grund dieſer ſeiner Organ⸗ 
eigenſchaft von Staats wegen beſondere Mandate zugewieſen 
werden, eben die Beiordnung als Armenanwalt, die ihn ver⸗ 
pflichtet, im Rahmen ſolcher Beiordnung dem Auftrag der 
Partei gemäß tätig zu werden. Was hat dabei aber der fis⸗ 
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kaliſche Geſichtspunkt zu ſuchen, und wo iſt hierbei ein ſolcher 
zu finden? Hat etwa der Armenanwalt die Möglichkeit und 
das Recht, durch Verzicht auf die ihm bereits angefallenen, 
Gebühren die Beendigung ſeines Mandats zu erzwingen 2 
Bekanntlich nicht! Vielmehr ift die Frage der Entgegennahme 
von Beiordnungen ein Ausfluß der öffentlich- rechtlichen Stel: 
lung des Armenanwalts, wobei die Frage der Yon? 
rierung völlig außer Betracht bleibt. Denn auch 
bevor der Staat ſich entſchloß, den Armenanwalt aus ſtaat⸗ 
lichen Mitteln zu bezahlen, ſtatt ihm weiterhin die unentgelt' 
liche Ausübung ſeiner Armenanwaltspflicht zuzumuten, war 
die Stellung des Armenanwalts die gleiche wie jetzt: nämlich 
eine dem Nichtarmenanwalt gegenüber betont öffentlich- recht? 
liche, ein betont ſchärferer Pflichtenkreis und demgemäß eine 
Einſchränkung ſeiner Bewegungsfreiheit im Verhältnis zu 
ſeiner ſonſtigen Rechtsſtellung. Die Beiordnung ſchafft eben 
ein beſonderes öffentlich⸗rechtliches Band, das den Wahl 
anwalt nicht feſſelt, dem Armenanwalt aber — man denke alt 
eilbedürftige Handlungen — bereits ſofort erhebliche Pflich⸗ 
ten auferlegt. 

Damit entfällt einerſeits der Verſuch, die Einſtellung 
und die Begründung des KG. als in Wahrheit rein fis? 
kaliſcher Natur und damit nur auf privatrechtlichen Er 
wägungen beruhend nachzuweiſen. Damit offenbaren ſich aber 
zugleich die eigentlichen und tiefſten Gründe, von denen 
kammergerichtliche Rechtſprechung beſtimmt wird: das ge 
ſchärfte Verantwortungsbewußtſein des einzelnen der Allgemein 
heit gegenüber, die geläuterte Rechtsanſchauung, die wir heute 
im Dritten Reich gegenüber früheren Rechtsanſchauungen in 
Theorie und Praxis für uns in Anſpruch nehmen und mii 
Stolz als die Frucht nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung 
für uns in Anſpruch nehmen dürfen, eine Rechtsanſchauung, 
der wir, die in der Praxis wirkenden Richter in vorderſtet 
Linie, nach Möglichkeit zum Siege verhelfen wollen. Dann 
ſoll man ſich uns aber nicht mit veralteten und überholten 
Anſchauungen in den Weg ſtellen und der ſich ſo anbahnenden 
neuen Rechtsentwicklung nicht aus falſch verſtandenem Inter 
eſſe eines beſtimmten Berufsſtandes entgegenſtemmen! In 
gleichem Sinne habe ich auch bereits Gelegenheit gehabt, zu 
einer Entſcheidung des OLG. Köln (JW. 1935, 2301 51) Stel 
lung zu nehmen, die ebenfalls von der alten Auffaſſung 
über die Pflichten des Anwalts als ſelbſtverſtändlich ausging 

Von allen ſolchen Erwägungen, die ſich mit den Inter 
eſſen des Fiskus in keiner Weiſe, ſei es auch nur verde , 
befaſſen, iſt aber in den vorſtehenden Darlegungen des RA. 
Dr. Eckert nichts zu leſen! Und die möglichſt weitgehende 
Unabhängigkeit des Anwalts von feiner Parte! 
wird doch nicht dadurch gewährleiſtet, daß der Anwalt un 
geachtet der von ihm im Intereſſe der Rechtspflege über‘ 
nommenen rechtlichen Bindung aus irgendwelchen Erwägungen, 
die nachzuprüfen niemandem ein Recht eingeräumt wird, die 
auch für den Anwalt keinerlei — ſei es auch nur vermögens 
rechtliche — Folgen haben dürfen, die von ihm betraute Partel 
plötzlich einfach im Stich läßt, dem Staat — nicht dem 
Fiskus! — die in der Beiordnung liegende öffentlich rechtliche 
Bindung einſeitig aufkündigt und damit allerdings zugleich 
auch den Fiskus, aber doch nur als Verwalter der Mittel 
der Allgemeinheit, trifft. Es ſind Belange der Rechts 
pflege, wenn ſolchem willkürlichen Verhalten des Anwalt? 
inſoweit entgegengetreten wird, als es ſich um die Folgen der 
privatrechtlichen Vertragserfüllung der Partei gegenüber une 
demgemäß um den daraus auch der Staatskaſſe gegenüber 
entſpringenden Honoraranſpruch handelt. Es iſt alfo nicht das 
KG., das grundſätzlich die öffentlich-rechtliche Stellung des 
Anwalts und die wahren Intereſſen der Rechtspflege verkennt. 

Inzwiſchen hat auch RA. Bach in einer Beſprechung 
einer Entſcheidung des KG. JW. 1935, 1800) zu derſelben 
Frage in ähnlichem Sinne wie RA. Dr. Eckert Stellung 15 
nommen. Mit ſeinen Einwendungen beſchäftigt ſich eine dana 
ergangene Entſcheidung des KG. 8 229339 des Heftes un 
lehnt ſie ebenfalls als unſerer heutigen Rechtsanſchauung ni 0 
mehr entſprechend ab. Gewiß, die Rechtſprechung des * 
zu dieſer Frage iſt beherrſcht von dem Willen, dem bo 


* 


64. Jahrg. 1935 Heſt 32] 


ihm als allein für richtig erkannten Ergebnis zum Siege zu 
verhelfen, nicht aber, indem es, wie Bach meint, eine dem 
geſetzten Recht zuwiderlaufende Rechtſprechung treibt, fondern 
indem es die in Betracht kommenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen mit demjenigen Geiſte erfüllt und die vom Geſetz 
aufgeſtellten Begriffe aus demjenigen Geiſte heraus auslegt, 
er ſich allein mit heutigen Rechtsanſchauungen verträgt und 
deshalb auch überkommene Begriffe zu ändern vermag. So 
rechtfertigt ſich eben die Auslegung des §8 50 NAGEBD. und 
des zugehörigen zivilrechtlichen Verſchuldensbegriffs in dem 
ſchärferen, vom KG. nunmehr ſtetig angewandten Sinne. 
Es iſt müßig, zu unterſuchen, ob dieſer mit der alther⸗ 
gebrachten Auslegung und gerichtlichen Praxis vereinbar 
iſt. Von Bedeutung iſt allein, daß er heutiger Anſchauung 
Rechnung trägt. Mit dieſer — letzten Endes allein weſent⸗ 
lichen — Frage befaſſen ſich aber weder Eckert noch Bach. 
Die zweite von RA. Eckert angeſchnittene Frage iſt 
in Wahrheit mit der erſten vollkommen identiſch und einer 
geſonderten Beantwortung nicht fähig. Denn wenn die Armen⸗ 
anwaltsgebühren aus der Staatskaſſe erſtattet ſind und dann 
ſich herausſtellt, daß ſie ihm nicht zuſtanden, ſo ergibt ſich 
daraus automatiſch die Verpflichtung zur Rückzahlung als 
einer ohne Rechtsgrund empfangenen Leiſtung. Ich habe dieſe 
Frage eingehend in JW. 1934, 1139 erörtert und darf darauf 
ſowie auf die inzwiſchen dazu ergangene Entſcheidung des KG. 
v. 30. März 1935: JW. 1935, 170235, die ſich meiner Rechts- 
auffaſſung durchweg angeſchloſſen hat, verweiſen, vor allem 
auch darauf, daß der Einwand des Wegfalls der Bereicherung 
nur in dem vom Fiskus anzuſtrengenden Prozeß auf Rück⸗ 
zahlung der gemäß der geänderten Feſtſetzung zurück— 
zuerſtattenden Gebühren geltend gemacht werden kann. 
Hierbei iſt allerdings RA. Dr. Eckert einem Irrtum 
bürgerlichen Rechts erlegen: der Anwalt, der die zu Unrecht 
erhaltenen Gebühren für ſeinen Kanzleibedarf oder ſeinen 
ebensunterhalt, alſo für ohnehin notwendige Aufwendungen 
ausgegeben hat, kann ſich nach bekannter Rechtſprechung auf 
Wegfall der Bereicherung nicht berufen. 

Wohl aber iſt RA. Dr. Eckert darin beizutreten, daß 
der Anſpruch des zweiten Armenanwalts nicht von der Rück⸗ 
erſtattung der Koſten durch den erſten Anwalt abhängen kann. 
Es iſt Sache der Staatskaſſe, zu Unrecht von ihr geleiſtete 

ahlungen wieder hereinzuholen, nicht aber, ſich gegenüber 
em Erſatzanſpruch des zweiten Armenanwalts auch nur 
dilatoriſch darauf zu berufen. 


III. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Weber, Berlin 


Es ſei mir als einem frühzeitig mit nationalſozialiſti⸗ 
ſchem Gedankengut vertraut gewordenen alten Mitglied der 
Bewegung und des BNSDI. geftattet, zu den in den vor⸗ 
ſtehenden Auffägen behandelten Fragen, die im Grunde nur 
eine Frage ſind, kurz das Wort zu ergreifen. 

Von den beiden gegenſätzlichen Meinungen iſt, wie dies 
uns Juriſten nicht ſelten begegnet, keine rein logiſch beweis⸗ 
bar oder widerlegbar. Mit rein verſtandesmäßigen Erwägungen 
iſt der Frage nicht beizukommen. Vielmehr müſſen Gefühl 
und Wille mit in die Wagſchale geworfen werden. Es kommt 
auf die willens⸗ und wertmäßige Grundeinſtellung an, die 
eingenommen werden muß. Sonſt ſind alle Überlegungen 
Schall und Rauch ). 


) Der Frage des Anteils von Gefühl und Wille an der Rechts⸗ 
Andung habe ich in meiner Schrift „Der Durchgangserwerb vom Nicht⸗ 
berechtigten“, Heft 37 der Leonhardſchen Studien zur Erläuterung 
des bürgerlichen Rechts, Breslan 1914, eine Unterſuchung gewidmet. 
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Auf dieſe Notwendigkeit, den richtigen Ausgangspunkt zu 
gewinnen, auf den die Rechtſprechung des KG. zu dieſer Frage 
tragenden Willen, dem von ihm für richtig erkannten Er⸗ 
gebnis zum Siege zu verhelfen, hat KGR. Dr. Gaedeke in 
ſeinem Aufſatz mit dankenswerter Offenheit hingewieſen. Der 
Juriſt des Dritten Reiches wird nicht umhin können, ſich in 
der vorliegenden Frage der Rechtſprechung des Koſtenſenats 
des KG., durch die ſchon ſeit längerer Zeit ein friſcher und 
keineswegs „anwaltsfeindlicher“ Wind geht, anzuſchließen. 

Die Grundfrage iſt die: Wie weit gehört der Anwalt, ins⸗ 
beſondere der Pflichtanwalt, ſich ſelbſt, wie weit gehört er der 
Allgemeinheit? Wie weit hat er demzufolge Bewegungsfreiheit, 
wie weit iſt feine Bewegungsfreiheit eingeſchränkt? Es be- 
darf wohl keiner Ausführung, daß dieſe Grenzziehung heute 
anders ausfallen muß, als in dem überwundenen liberaliſti⸗ 
ſchen Zeitalter. 

Nimmt der Anwalt als Organ der Rechtspflege ſchon 
als ſolcher eine öffentlich-rechtliche Stellung ein, fo wird dieſe 
Stellung noch in dem Falle verſtärkt, daß der Anwalt vom 
Gericht der Partei als Armenanwalt beigeordnet wird. 

Wenn in dem Aufſatz von RA. Dr. Eckert letzteres in 
Abrede geſtellt und geltend gemacht wird, daß dieſe Auffaſſung 
offenbar von fiskaliſchen Geſichtspunkten diktiert ſei, ſo wird 
damit die Stellung des Pflichtanwalts verkannt. 

Ob der Armenauwalt aus der Staatskaſſe bezahlt wird 
oder nicht, iſt für die Entſcheidung der vorliegenden Frage 
unerheblich. 

Maßgebend iſt, daß die Beiordnung als Armenanwalt für 
den Anwalt einen Kontrahierungszwang begründet, kraft 
deſſen er gehalten iſt, der Partei ſeine Dienſte zur Verfügung 
zu ſtellen. Der zum Pflichtanwalt beſtellte Anwalt hat es nicht 
in der Hand, ob er die Partei vertreten will oder nicht; er 
darf ſich dem Vertragsgegner nicht verſagen, ſo wenig wie 
dies andere Stellen in Staat und Wirtſchaft tun dürfen, 
denen der Geſetzgeber — aus Gründen öffentlichen Inter⸗ 
eſſes — einen Kontrahierungszwang auferlegt hat. 

War dies ſchon früher der Fall, wo bezüglich der Pflich⸗ 
ten des Anwalts an ſich eine freiere Auffaſſung herrſchte, ſo 
muß dies in verſtärktem Maße heute gelten, wo ſich hinſicht⸗ 
lich der Pflichten des Anwalts eine ſtrengere Auffaſſung durch- 
geſetzt hat. 

Eine Folge des Kontrahierungszwangs iſt, daß der Pflicht- 
anwalt nicht die Möglichkeit hat, durch Kündigung die Be⸗ 
endigung ſeines Mandats zu erzwingen, und zwar auch dann 
nicht, wenn er auf die ihm bereits angefallenen Gebühren 
verzichten wollte. 

Soll nun der Pflichtanwalt den Kontrahierungszwang 
dadurch umgehen dürfen, daß er nach Begründung des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes mit feinem Auftraggeber nach freiem Be⸗ 
lieben feine Zulaſſung als Anwalt aufgibt? 

Die Rechtsordnung geht nun zwar nicht ſo weit, daß ſie 
dem Pflichtanwalt dieſen Weg verſperrt. Auch der Pflicht- 
anwalt kann durch Aufgabe ſeiner Zulaſſung als Anwalt eine 
vorzeitige Beendigung ſeines Mandats herbeiführen. 

Es beſteht jedoch kein Anlaß, dieſe Möglichkeit der Man⸗ 
datsbeendigung des Pflichtanwalts dadurch zu begünſtigen, 
daß man den Gebührenerſtattungsanſpruch gegen die Staats⸗ 
kaſſe hiervon unberührt läßt. 

Vielmehr iſt es als Wille der Beteiligten anzuſehen, daß 
der Armenanwalt die Vertretung der Partei, der er beigeord- 
net iſt, bis zur Beendigung der Inſtanz durchführe. Entzieht 
ſich der Armenanwalt dieſer ſeiner Pflicht durch willkürliches 
Ausſcheiden aus der Anwaltſchaft, ſo muß dies nach dem heu⸗ 
tigen Rechtsempfinden als ein Verſchulden erachtet werden 
derart, daß der Pflichtanwalt gemäß § 628 BGB. ſeines 
Gebührenanſpruchs an die Staatskaſſe inſoweit verluſtig geht, 
als dieſelben Gebühren auch für den neu zu beſtellenden 
Armenanwalt entſtehen. 
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Die rechtliche Wirkung des zwiſchenſtaatlichen Zulaffungs- und Führerſcheins 
in den vertragsſtaaten des Parifer Abkommens 


A. 
Von Rechtsanwalt Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf 


1. Jeder Staat kann in ſeinem Hoheitsgebiet den Ver⸗ 
kehr fremder Fahrzeuge nach Gutdünken regeln. Er kann. 
Rechtſätze aufſtellen, die fremde Fahrzeuge denjenigen für 
heimiſche Fahrzeuge unterwerfen oder ihnen verſchärfte Be⸗ 
dingungen auferlegen. Er kann ſogar ſein Gebiet völlig 
ſperren. Um hier Einheitlichkeit zu erzielen, hat man auf 
dem Gebiet des Land-, Luft⸗ und Waſſerverkehrs zwiſchen⸗ 
ſtaatliche Abkommen getroffen, die den grundſätzlichen An⸗ 
ſpruch auf ein Verkehrsrecht bejahen. Allerdings haben nur 
ſolche Fahrzeuge, die baulich beſtimmten Anforderungen ge⸗ 
nügen, das Recht der Teilnahme am zwiſchenſtaatlichen Verkehr. 

Dieſe Anforderungen können entweder in dem zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Abkommen ſelbſt aufgeſtellt werden, wie es das 
Pariſer Luftverkehrsabkommen und das Ibero-Amerikaniſche 
Abkommen für das Luftrecht getan haben, oder aber dem 
Recht der Vertragſtaaten überlaſſen werden, wie es in dem 
Panamerikaniſchen Abkommen der Fall iſt, da die Anſorde⸗ 
rungen der Mitgliederſtaaten in ihren Geſetzen ziemlich ein⸗ 
heitlich waren. 

Das Pariſer Abkommen über den Kraftfahrzeugverkehr 
v. 24. April 1926, dem Deutſchland am 13. Dez. 1930 bei⸗ 
getreten iſt, hat das, was von einem Kraftfahrzeug im 
zwiſchenſtaatlichen Verkehr zu verlangen iſt, im einzelnen auf⸗ 
gezählt. Anknüpfung iſt alſo das Abkommen ſelbſt, was die 
Behörden — bzw. zugelaſſenen Vereine — des Ausſteller⸗ 
ſtaates zu prüfen und zu beſcheinigen haben. Mit der Be⸗ 
ſcheinigung hat das ausländiſche Fahrzeug einen Anſpruch auf 
Beteiligung am Verkehr im Gebiet ſämtlicher Vertrags- 
ſtaaten. Die behördliche Verwaltungshandlung, die in der 
Gewährung des zwiſchenſtaatlichen Zulaſſungsſcheins be— 
ſchloſſen iſt, unterliegt nach ihrer ſachlichen Berechtigung nicht 
der Nachprüfung durch den Aufenthaltsſtaat. Allerdings kann 
nach Art. 4 Abſ. 3 Satz 2 der Aufenthaltsſtaat, wenn das 
Fahrzeug den Bedingungen des Abſ. 3 „nicht mehr“ genügt, 
dem zwiſchenſtaatlichen Zulaſſungsſchein die Anerkennung ver⸗ 
weigern. Aber das bedeutet nur, daß dem Aufenthaltsſtaat 
nicht zugemutet werden kann, die Verwaltungshandlung des 
Ausſtellerſtaates in alle Ewigkeit als bindend hinzunehmen. 

Die VO. über internationalen Kraftfahrzeugverkehr vom 
12. Nov. 1934 (RG Bl. I, 1137) trägt dem Pariſer Abkommen 
dadurch Rechnung, daß ſie den zwiſchenſtaatlichen Zulaſſungs⸗ 
ſchein als ausreichende Vorausfetzung zur Teilnahme am Ver⸗ 
kehr für außerdeutſche Kraftfahrzeuge anſieht. Außerdeutſche 
Kraftfahrzeuge ſind ſolche, die nicht von deutſchen Behörden 
nach §§ 14 ff. RStraßVerkO. zum Verkehr zugelaſſen find. 

Das Pariſer Abkommen erlegt ſeinen Mitgliedern nur 
die Pflicht auf, nicht weitere Anforderungen, als in Art. 3 
zufgezählt ſind, zu ſtellen. Jeder Staat kann ſich daher mit 
weniger zufrieden geben. Er kann z. B. den Ausweis des 
Heimatſtaates als ausreichend anſehen. Hiervon hat Deutſch⸗ 
land in $ 1 Int O. Gebrauch gemacht, indem es den aus⸗ 
ländiſchen Zulaſſungsſchein dann anerkennt, wenn der deutſche 
Beamte ihn nachprüfen kann. Er muß alſo entweder in 
deutſcher Sprache abgefaßt oder mit einer Überſetzung durch 
einen deutſchen Konſul im Ausſtellungsſtaat, durch einen 
zwiſchenſtaatlich anerkannten Kraftfahrzeugverband des Aus⸗ 
ſtellungsſtaates oder durch eine vom RVerkM. beſtimmte 
Stelle verbunden ſein. Der ausländiſche Zulaſſungsſchein. 
bildet zugleich die Grundlage für einen etwa in Deutſchland 
auszuſtellenden zwiſchenſtaatlichen Zulaſſungsſchein ($ 7). 
Wird alſo einem engliſchen Kraftfahrzeug in Deutſchland der 
zwiſchenſtaatliche Zulaſſungsſchein erteilt, ſo bekundet damit 
Deutſchland, daß das Fahrzeug den Auforderungen des 
zwiſchenſtaatlichen Abkommens genügt. Damit hat das Fahr⸗ 
zeug Anſpruch auf Zulaſſung zum Verkehr in den anderen 


Vertragſtaaten des Abkommens, da Art. 4 die Ausſtellung 
des zwiſchenſtaatlichen Zulaſſungsſcheins durch irgendeinen 
Vertragſtaat — alſo nicht allein den Heimatſtaat — IR 
alle anderen Vertragſtaaten als bindend hinſtellt. 

Der Unterſchied zwiſchen der Zulaſſung auf Grund des 
zwiſchenſtaatlichen Zulaſſungsſcheins und des ausländiſchen 
Ausweiſes offenbart ſich nach außen durch das Erkennung?“ 
zeichen. Im erſten Falle behält das Fahrzeug ſein heimat 
liches Kennzeichen und führt zuſätzlich den zwiſchenſtaatlichen 
Erkennungsbuchſtaben. Im zweiten Falle führt es ein deut⸗ 
ſches, länglich rundes Kennzeichen mit einer Zahl. 

Da Art. 3 Abſ. VIII PA. die Gewichtsbegrenzung und 
Außenabmeſſung der Fahrzeuge allein dem Recht des Auf 
enthaltsſtaates unterwirft — allgemein gültige Regeln können 
wegen der Verſchiedenartigkeit der Straßenverhältniſſe nicht 
gegeben werden —, fo unterwirft § 3 Int O. Kraftfahr 
zeuge und deren Anhänger in Gewicht und Abmeſſung der 
RStraßVerkO. m 

2. Dem Zulaſſungsſchein für das Fahrzeug entſpricht 
der Führerſchein für den Fahrer. Der Führerſchein ma 017 
ebenjo wie im Luftrecht das Befähigungszeugnis, die behörde 
liche Erlaubniserteilung, die von der Ablegung der Befäh 
gungsprüfung abhängt, äußerlich kund. Mit dem zwiſchen 
ſtaatlichen Führerſchein erhält der Führer den Anſpruch auf 
Teilnahme am Verkehr in den Vertragſtaaten des Pariſer 
Abkommens. Während jedoch Art. 3 PA. Einzelheiten auf 
zählt, denen das Fahrzeug entſprechen muß, alſo ſelbſt Recht 
ſätze aufſtellt, verlangt Art. 6 PA. vom Führer eines Kraft 
fahrzeuges nur, daß er diejenigen Eigenſchaften beſitzt, die 
eine hinreichende Gewähr für die öffentliche Sicherheit bieten, 
Dieſe Faſſung beſagt zwar ausdrücklich, daß die Eigenſchaften 
nicht nach dem Recht des Aufenthaltſtaates zu beurteilen 
find, fie ift aber anderſeits nicht ſcharf genug, um eine flat 
Rechtsgrundlage zu geben. Unter hinreichender Gewähr H 
daher zwar nicht eine amtsärztliche Unterſuchung zu verſtehen, 
da dieſe nur bei einzelnen Staaten bekannt iſt, wohl aber ein; 
ausreichende körperliche und geiſtige Gewandtheit, die es se 
ſtattet, ein Kraftfahrzeug verkehrsgerecht zu ſteuern. Diel? 
muß, wie das PA. betont, durch die zuftändige Behörde oder 
einen von dieſer damit betrauten Verein — in Frankrel“ 
service des mines — nach Erbringung eines Befähigung” 
nachweiſes (eine Prüfung iſt nicht verlangt) kundgegebe 
werden. Natürlich wird hierbei jeder Ausſtellerſtaat geneig⸗ 
ſein, die bei ihm herrſchenden Maßſtäbe in das zwiſchenſtaat 
liche Abkommen hineinzulegen und jo die Erlaubnis dem! 
erteilen, der ſeinen geſetzlichen Bedingungen als Führer ent 
ſpricht. Dem zwiſchenſtaatlichen Führerſchein darf im ur 
enthaltsſtaat die Anerkennung nur verweigert werden, wen 
die in Art. 6 feſtgeſetzten Bedingungen augenſcheinlic 
nicht mehr erfüllt ſind. In Deutſchland kann alſo eine. 
Franzoſen, der Epileptiker iſt, oder einem Engländer, ie 
ohne Ablegung einer Führerprüfung den zwiſchenſtaatliche! 
Zulaſſungsſchein erhalten hat, nur dann die Anerkennung 
verſagt werden, wenn die vorhandenen Mängel beim Fahre! 
irgendwie zutage getreten ſind. 1 

Neben dem zwiſchenſtaatlichen Führerſchein wird = 
Deutſchland über das Pariſer Abkommen hinaus auch 75 
heimiſchen Führerſcheinen Anerkennung gezollt, wenn ſie = 
deutſcher Sprache abgefaßt oder von den oben erwähnten 
Stellen überſetzt find. Hier wird alſo die ausländiſche Ver 
waltungshandlung der deutſchen gleichgeſtellt. 3 

Der zwiſchenſtaatliche Führerſchein gibt, wie § 4 Abi“ 
betont, dem Fahrer nur das Recht, im Rahmen der Seh 
des Aufenthaltorts am Verkehr teilzunehmen. Der Fahre, 
muß alſo in dem Augenblick, wo er die Grenze übertritt, = 
Verkehrsregeln des Aufenthaltsſtaates beachten. Seine * 
ſtrafung richtet ſich nach dem Recht des Staates, bei dem 
zu Gaſt iſt. 
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B. 
Von Miniſterialrat Geh. Regierungsrat Dr. Müller, Berlin 


Der Verkehr mit Kraftfahrzeugen von Land zu Land iſt 
vom Standpunkt des Verkehrsrechts aus in folgender Weiſe 
zuläſſig: 

A. Auf Grund des Internationalen Abkommens 
15 85 April 1926 (Kollektiv⸗Vertrag), RG Bl. 1930, II, 


J. Das Kraftfahrzeug muß den „Internationalen 
Zulaſſungsſchein“ haben, ausgeſtellt von der nach dem Heimat⸗ 
recht zuſtändigen Stelle — Behörde oder Verein. Der Schein 

arf nur erteilt werden, wenn die im Abkommen enthaltenen 
indeftanforderungen an das Fahrzeug erfüllt ſind. 
Das Fahrzeug muß außer ſeinem heimatlichen Kenn⸗ 

zeichen noch ferner das international für das Heimatland 

feſtgelegte Unterſcheidungszeichen haben, z. B. GB = Groß 
ritannien. 

II. Der Führer des Kraftfahrzeugs muß den „Inter⸗ 
nationalen Führerſchein“ haben, ausgeſtellt von der nach 

em Heimatrecht zuſtändigen Stelle — Behörde oder Verein. 
er Schein darf nur erteilt werden, wenn die im Abkommen 
enthaltenen Mindeſtanforderungen an den Führer erfüllt ſind. 
B. Auf Grund freiwillig von Deutſchland, ohne 
internationale Bindung, allgemein gewährter Geſtattung 
iſt der internationale Verkehr nach Deutſchland ferner auch 
ohne die unter A genannten internationalen Ausweiſe zu⸗ 
äſſig, wenn folgende Vorausſetzungen vorliegen: 
I. Das Kraftfahrzeug muß ſeinen heimiſchen (aus⸗ 
ländiſchen) Zulaſſungsſchein haben, der, wenn nicht deutſch, 
urch einen deutſchen Konſul oder einen anerkannten Klub 
berſetzt ſein muß. 

Das Fahrzeug muß in dieſem Fall ſein heimatliches 
Kennzeichen entfernen oder überdecken und ein ihm in Deutſch⸗ 
land zuzuteilendes deutſches Kennzeichen führen, nämlich die 
ogenannte länglichrunde Zollnummer. 

II. Der Führer muß ſeinen ausländiſchen Fahraus⸗ 
weis haben, der, wenn nicht deutſch, durch einen deutſchen 

onſul oder einen anerkannten Klub überſetzt ſein muß. 


C. Auf Grund beſonderer von Deutſchland abge— 
ſchloſſener Einzelverträge: 

Mit der Schweiz und mit Luxemburg beſtehen Sonder⸗ 
abmachungen: Es bedarf weder der in Abſchnitt A behandelten 
internationalen Ausweiſe noch des in Abſchnitt B erwähnten 
eutſchen Kennzeichens; mit anderen Worten, der nach Ab⸗ 
ſchnitt B auf Grund lediglich der heimatlichen Ausweiſe über⸗ 
haupt ſchon zuläſſige Fremdenverkehr nach Deutſchland wird 
noch weiter dahin vereinfacht, daß es nicht der Anbringung 
des deutſchen länglichrunden Kennzeichens bedarf (vgl. RG Bl. 
1932, ], 517; 1933, I, 613). Schweizer und Luxemburger 
Kraftfahrzeuge und Führer verkehren alſo in Deutſchland wie 
in ihrem Heimatland ſelbſt; nur müſſen die etwa fremd⸗ 
ſprachigen Ausweiſe ins Deutſche überſetzt ſein. — Dieſe 
Regelung beruht, abweichend von der einſeitigen Gewährung 
in Abſchnitt B, auf Gegenſeitigkeit. 

Mit anderen Ländern find ähnliche Regelungen an- 
gebahnt. 

D. Auf Grund freier Entſchließung, ohne internationale 
Bindung, gewährt Deutſchland allgemein ausländiſchen 
Kraftfahrzeugen und ihren Führern, die nach Abſchnitt B, 
alſo mit heimiſchen Ausweiſen, nach Deutſchland gekommen 
ſind, die Möglichkeit, auch nach anderen Vertragsſtaaten zu 
verkehren; Deutſchland ſtellt auf Grund der ausländiſchen 
eimatlichen Ausweiſe die zum Verkehr in jedes Vertrags- 
and ermächtigenden internationalen Ausweiſe an aus⸗ 
län diſch e Fahrzeuge aus. Kommt z. B. ein engliſches Kraft⸗ 
fahrzeug auf Grund feiner (ins Deutſche überſetzten) eng⸗ 
liſchen Ausweiſe (oben, Abſchnitt B) nach Deutſchland, fo kann 
es in Deutſchland die internationalen Ausweiſe für Fahrzeug 
und Führer erhalten, und hat damit Zugang zu jedem an⸗ 
eren Vertragsland. 
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E. Um den Fremdenverkehr nach Deutſchland noch weiter 
zu fördern, hat Deutſchland, zuſätzlich zu der Erleichterung 
in Abſchnitt B, noch ferner folgende Regelung getroffen: 

I. Urſprünglich waren die das Fahrzeug und den Führer 
betreffenden internationalen Ausweiſe in einer einzigen Ur⸗ 
kunde zuſammengefaßt; erſt in neuerer Zeit wurden ſie ge⸗ 
trennt. Aber ein Grundgedanke der durch das internationale 
Abkommen zwiſchenſtaatlich feſtgelegten Regelung blieb ferner⸗ 
hin der, daß ſie den Verkehr des ausländiſchen Führers mit 
ausländiſchem Fahrzeug im fremden Land betraf. Deutſch⸗ 
land hat nun mit der neueſten Regelung der Internationalen 
Verordnung v. 12. Nov. 1934 (RG Bl. I, 1137) dem aus⸗ 
ländiſchen Führer die Möglichkeit eröffnet, in Deutſchland 
auch ein nichtausländiſches, alſo ein in Deutſchland ſelbſt zu⸗ 
gelaſſenes Fahrzeug vorübergehend zu führen (vgl. Erlaß des 
RVerk M. v. 4. Jan. 1935: Reichs⸗Verkehrs⸗Blatt Ausgabe B 
S. 3). Der ausländiſche Führer kann dies auf Grund ent⸗ 
weder des internationalen Führerſcheins (oben Abſchnitt A) 
oder des heimiſchen Führerſcheins (Abſchnitt B). 

Wie weit dieſes Zugeſtändnis geht, zeigt folgende Über- 
legung. Das Juternationale Abkommen hat eine Lücke: Die 
Vorausſetzungen für die Erteilung des Führerſcheins ſind 
international nicht feſtgelegt; jeder Vertragsſtaat iſt in den 
Grenzen der Forderung nach „hinreichender Gewähr für die 
öffentliche Sicherheit“ autonom; die Regelung kann alſo in 
den Vertragsſtaaten, namentlich hinſichtlich der Forderung an 
die Eignung, verſchieden ſein. Tatſächlich ſind ſie auch ſehr 
verſchieden; z. B. erteilte England bis vor kurzem den Führer⸗ 
ſchein ohne Prüfung der Fähigkeit. Für die Duldung der 
Führung eines ausländiſchen Kraftfahrzeugs durch den 
ausländiſchen Führer mag es als unvermeidbare Folge jener 
Lücke erträglich ſein, daß die Anforderungen in einem Ver⸗ 
tragsland gering ſind. Die Geſtattung aber der Führung 
auch eines deutſchen Fahrzeugs durch einen nach deutſcher 
Rechtsauffaſſung vielleicht nicht hinreichend erprobten aus⸗ 
ländiſchen Führer war ein Wagnis, nur zu rechtfertigen durch 
die Erwägung, daß die Führung eines ausländiſchen Fahr⸗ 
zeugs ja auf Grund des Internationalen Abkommens ſchlecht⸗ 
hin geduldet werden muß. Aber man erkennt, daß hier ein 
Syſtemfehler des internationalen Vertragsrechts vorliegt. 

II. An ſich kann jeder Vertragsſtaat in ſeinem Hoheits⸗ 
gebiet jedem ausländiſchen Kraftfahrzeugführer die Fahrzeug⸗ 
führung verwehren, der nicht den internationalen Führer⸗ 
ſchein hat; dies gilt ohne Rückſicht auf die Art des geführten 
Kraftfahrzeugs. In Deutſchland ſind z. B. gewiſſe Kraft⸗ 
räder führerſcheinfrei; will ihr Führer damit ins Ausland, ſo 
muß er ſich zunächſt den internationalen Führerſchein ver⸗ 
ſchaffen. Deutſchland verzichtet nun auf den Führerſchein 
(und zwar ſowohl den internationalen — oben A —, als 
auch den heimiſchen — oben B) bei einem Ausländer, der 
mit dem in ſeinem Land führerſcheinfreien Kraftfahrzeug nach 
Deutſchland kommen will. 

Ebenſo braucht der Ausländer keinen Führerſchein 
(internationalen oder heimiſchen), der in Deutſchland ein in 
Deutſchland führerſcheinfreies Kraftfahrzeug führen will, mag 
es ſich dabei um ein ausländiſches handeln, mit dem er nach 
Deutſchland kommt, mag er lediglich in Deutſchland ſelbſt ein 
deutſches führerſcheinfreies Fahrzeug führen. 

Nach dem Internationalen Abkommen darf der Führer⸗ 
ſchein Perſonen unter 18 Jahren nicht erteilt werden. Wer, 
noch nicht 18jährig, mit Führerſchein feines Heimatlandes 
in ein Vertragsland kommt, kann alſo zurückgewieſen werden. 
Erteilt z. B. ein Vertragsland nach ſeinem heimiſchen Recht, 
abweichend vom internationalen Vertragsrecht, den Führer⸗ 
ſchein ſchon an 17jährige, ſo braucht das international nicht 
anerkannt zu werden. Aber Deutſchland tut es; wie in Ab⸗ 
ſchnitt B ausgeführt, läßt Deutſchland ausländiſche Führer 
auch ohne internationalen Führerſchein zu, nämlich lediglich 
auf Grund des heimiſchen Führerſcheins. Ergibt dieſer, daß 
der Führer noch nicht 18jährig, ſo wird deſſen Verkehr in 
Deutſchland trotzdem geſtattet. 
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(Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Die Ausführungsanweiſung zur RStraßdert®. und ihr Verhältnis 
zu § 25 NStraßverkO.) 


Von II. StA. Dr. Julius Burckhardt, Nürnberg. 


Die neue Reichsſtraßenverkehrsordnung iſt zu ihrem 
größten Teil bereits über 9 Monate in Geltung. Sie wurde 
von allen beteiligten Kreiſen mit Freuden begrüßt, da doch 
durch ſie der Geſamtverkehr großzügig und vor allem ein⸗ 
heitlich, gegenüber der früheren Zerſplitterung des Rechts, 
geregelt werden ſollte. Damit wollte zugleich für jeden Ver⸗ 
kehrsteilnehmer, insbeſondere für den Kraftfahrer, der Boden 
einer Rechtsſicherheit geebnet werden. Dieſes letztere Ziel 
wurde bisher leider nicht erreicht, denn im Schrifttum und 
Rechtſprechung beſteht Streit über weſentliche Punkte, deſſen 
Beilegung für die Praxis dringend geboten iſt. 

Nach § 25 RStraßVerkO. hat ſich jeder Verkehrsteilnehmer 
ſo zu verhalten, daß er keinen anderen ſchädigt, behindert 
oder beläſtigt, und in den Ausführungsanweiſungen hierzu 
werden ganz beſtimmte Handlungen unterſagt, wie z. B. das 
Parken an engen Straßenſtellen, oder geboten, wie z. B. das 
Abblenden der Scheinwerfer, wenn die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs es erfordert. Dieſer § 25 ſoll mit den Grundpfeiler 
bilden zu der neuen großzügigen Verkehrsregelung, er ſoll, 
wie die Ausführungsanweiſung hinweiſt, an Stelle einer 
Regelung aller erdenklichen Verkehrsvorgänge, die doch nicht 
vollſtändig und wegen ihres Umfangs nicht volkstümlich ſein 
kann, treten. Aber gerade über ihn und ſein Verhältnis zu 
den Beſtimmungen der Ausführungsanweiſung herrſcht Streit. 

Es werden insbeſondere drei Anſichten vertreten: 

1. $ 25 NStraßBerfd. ſei für ſich allein überhaupt keine 
ſelbſtändige Strafnorm, vielmehr lediglich eine allgemeine 
Sorgfaltsregel; als Strafrechtsnorm könne er nur in Ver⸗ 
bindung mit einer der Beſtimmungen der Ausf Anw. zu § 25 
in Betracht kommen; auf der anderen Seite könne nach den 
Beſtimmungen der Ausf Anw. zu § 25 nur beſtraft werden, 
wenn auch die Vorausſetzungen des $ 25 BD. (Schädigung, 
Behinderung oder Beläſtigung) vorlägen (ſo beſonders Gülde 
in ſeiuem Komm. und in JW. 1935, 1464 ff.). 


2. 825 RStraßVerkdoO. ſtelle zwar eine ſelbſtändige 
Strafnorm dar, nicht dagegen die Beſtimmungen der Ausf⸗ 
Anw. zu § 25, die ebenfalls unter dem Erfolgscharakter des 
§ 25 ſtünden, d. h. auch bei der Beſtrafung nach den Ausf- 
Anw. müſſe jedesmal dem Täter nachgewieſen werden, daß 
er durch ſein Handeln einen anderen ſchädigte, behinderte 
oder beläſtigte (ſo beſonders Müller in ſeinem Komm. und 
in JW. 1934, 2881 ff.). 

3. § 25 RStraßVerkO. ſtelle eine ſelbſtändige Straj- 
norm dar und ebenſo die Beſtimmungen der Ausf Anw. 
hierzu, ſo daß zu einer Beſtrafung nach den Beſtimmungen 
der Ausf Anw. ſchon allein der Umſtand des Zuwieder⸗ 
handelns gegen dieſelben genügt, ohne daß ein ſchädigender 
Erfolg nachgewieſen zu werden braucht. 

Außer Betracht kann dabei die Meinung bleiben, die 
in § 25 RStraßVerkO. bereits ein Gefährdungsdelikt ſieht, 
die annimmt, es habe ſich bereits derjenige nach 88 25, 36 
NStraßVerkdO. verfehlt, deſſen Verhalten geeignet war, eine 
Schädigung, Behinderung oder Beläſtigung herbeizuführen. 
Schon aus dem klaren Wortlaut iſt erſichtlich, daß § 25 von 
dem Erfolgsgedanken beherrſcht wird. Das Abſtellen auf den 
Erfolg entſpricht zudem der nationalſozialiſtiſchen Rechtsauf⸗ 
faſſung, wenn es ſich lediglich um Übertretungen handelt. 

Daß die Anſichten 1 und 2 nicht richtig ſein können, 
zeigen die Grundgedanken, aus denen die RStraßVerkoO. 
geboren wurde, die Forderung nach einer volkstümlichen 


1) Vgl. auch NG. unten S. 2298929 mit Anm. Louis, OSG. 
Dresden unten S. 2303 5s mit Anm. Gülde und OLG. Hamburg 
unten S. 2304 60. D. S. 


Rechtſprechung, und ſchließlich die rein logiſche Betrachtung 
über die Fundierung der Geſetzesbeſtimmungen. Auch für 
den Verkehr gilt der Grundſatz, daß das Wohl des einzelnen 
dem Geſamtwohl untergeordnet iſt. Der Geſamtverkehr wirb 
ſich um ſo raſcher und reibungsloſer abwickeln, je mehr de 
einzelne auf den Geſamtverkehr Rückſicht nimmt. Warum 
ſollte ein rückſichtsloſer Fahrer, der zwar den Geſamtverkeht 
beläſtigt und allgemeine Entrüſtung unter den anderen ger 
kehrsteilnehmern hervorruft, der ſich aber nicht gegen einen 
der beſonders hervorgehobenen Tatbeſtände der SS 26ff. SD. 
oder der Ausf Anw. zu $ 25 verfehlt hat, ſtrafrechtlich nicht 
gefaßt werden können? $ 25 ſtellt ein beſtimmtes Verhalten, 
nämlich ein ſchädigendes, beläſtigendes oder behinderndes? 
Verhalten im Verkehr als rechtswidrig, alſo eine Gebotsnorm 
auf, und dieſe Gebotsnorm iſt durch 8 36 RStraßVerkdO. ſtraſ 
bewährt; es ſind daher inhaltlich die Vorausſetzungen einer 
ſelbſtändigen Strafvorſchrift erfüllt. Zudem erfordert das ein 
fache Gefühl nach Gerechtigkeit, daß jeder, der ſchuldhaft einen 
ſchädigenden Erfolg im Verkehr herbeigeführt hat, zur Rechen“ 
ſchaft gezogen werden kann, gleichgültig, ob er nun zufällig 
dieſen ſchädigenden Erfolg durch Außerachtlaſſung einer beſon 
ders vorgeſchriebenen Norm, wie etwa der SS 26ff. RStraß⸗ 
VerkO. oder der Ausf Anw. zu $ 25, verurſacht oder mitver— 
urſacht hat, oder aber durch Außerachtlaſſung einer unge 
ſchriebenen Anſtandsregel des disziplinierten Verkehrs. Ei 
kurzes Beiſpiel zur Erläuterung: 

An einer engen Straßenſtelle, alſo entgegen der Vor 
ſchrift in Abſ. II, 5 Ausf Anw. zu 8 25, parkt kurze Zeit 
der Kraftwagenführer A. auf der rechten Straßenſeite. Auf 
der gleichen Seite fährt an den parkenden Wagen ein Fah, 
rer B. heran, der von der entgegengeſetzten Seite den 
Fahrer C. kommen ſieht. Obwohl C. bereits näher an bei 
parkenden Wagen iſt und an dieſem letzteren Wagen des . 
nur ein weiterer Wagen vorbeifahren kann, gibt B. plötzlich 
Gas, um noch vor C. an dem parkenden Wagen des A. vor 
beizufahren. B. demoliert den Wagen des C., ohne jedoch 
den C. ſelbſt zu verlegen, jo daß er wegen fahrläſſiger 
Körperverletzung nicht beſtraft werden kann. Es widerſpricht 
dem echten und durchaus gerechten Volksempfinden in dieſem 
Falle, den B. ſtraflos ausgehen zu laſſen, weil $ 25 keine 
ſelbſtändige Strafnorm darſtelle, während A., da er den B. 
behindert hat, beſtraft werden könnte. Es handelt ſich dabet 
nicht um eine kleinliche Reglementierung, wie vorgebrach 
wird, ſondern es handelt ſich darum, der Polizei die Hand 
habe zu geben, gegen rückſichtsloſe Verkehrsteilnehmer im 
Intereſſe des Geſamtverkehrs vorgehen zu können und den 
Verkehr von derartigen Elementen zu ſäubern (Führerſchein 
entzug). 

Die oben erwähnte Anſicht, daß auch Zuwiderhandlungen 
gegen die in der Ausf Anw. zu § 25 aufgeführten Einzelvor 
ſchriften nur dann ſtrafbar ſeien, wenn wirklich eine Behin 
derung oder Beläſtigung eingetreten iſt, wird meiſt im Schrift” 
tum vertreten (vgl. Gülde, Müller, Volkmann). Es 
wird zur Begründung insbeſondere auf den Erfolgsgedanken, 
den die RStraßVerkO. beherrſcht, hingewieſen. Der Geſetz⸗ 
geber hat jedoch die in der Ausf Anw. zu 8 25 feſtgelegten⸗ 
feſtumſchriebenen Tatbeſtände „zur Verhinderung von Scha 
digungen oder nach den Umſtänden vermeidbaren Behinde 
rungen oder Beläſtigungen“ aufgeſtellt (ſiehe einleitende 
Worte in der Ausf Anw. zu § 25). Damit hat der Geſetzgeben 
ſelbſt zum Ausdruck gebracht, daß nicht etwa erſt ein ſchädi 
gendes Verhalten geahndet werden ſoll, es ſoll vielmehr DE 
Verkehr von vornherein vor derartigen Beläſtigungen. geſchüt 
werden. Dies kann aber nur dadurch erreicht werden, daß 1. 
jedem Verkehrsteilnehmer im Intereſſe des Geſamtverkehrs ei 
Mindeſtmaß von Rückſicht gefordert wird, wie es in den zwin 
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genden Vorſchriften der 88 26 ff. RStraßVerkO. und ia den Be⸗ 
ſtimmungen der Ausf Anw. zu $ 25 niedergelegt it, denn in 
ihrer Verletzung ſieht der Geſetzgeber ſtets eine Beläſtigung 
er übrigen Verkehrsteilnehmer. Wollte man den Erfolgs⸗ 
gedanken auch auf die Ausführungsanweiſung ausdehnen, ſo 
würde dies wiederum zu Folgerungen führen, die dem ge⸗ 
ſunden Rechtsempfinden des Volkes zuwiderlaufen. Es würde 
im Publikum einfach nicht verſtanden werden können, daß 
ein Laſtkraftwagenführer, der auf einem Fußweg fährt, des⸗ 
wegen ſtraffrei bleiben ſoll, weil beim Befahren dieſes Fuß⸗ 
weges durch ihn zufälligerweiſe kein anderer Wegebenutzer 
vorhanden war, während ein Radfahrer, der etwa hundert 

eter hinter ihm gefahren iſt, 6 AM Strafe bezahlen ſoll, 
weil wegen ihm eine alte Frau, die inzwiſchen den Fußweg 
etreten hat, einen Schritt beiſeite gehen mußte. 


Mit einer übertriebenen Angſtlichkeit wird dagegen vor⸗ 
gebracht, daß bei dieſer Rechtsauffaſſung, wie ſie hier ver⸗ 
treten wird, eine neue Bevormundung des einzelnen Ver⸗ 
kehrsteilnehmers, insbeſ. des Kraftfahrers bevorſtehe. Dabei 
wird verkannt, daß die Einzelregelungen der Ausf Anw. ge⸗ 
rade im Intereſſe einer raſchen und reibungsloſen Verkehrs⸗ 
abwickelung oder auch zum Schutze des „Bevormundeten“ 
ſelbſt, wie etwa des Radfahrers, der ſich nicht an andere 

ahrzeuge anhängen darf, erlaſſen ſind. Iſt etwa den Ver⸗ 
ehrsteilnehmern damit gedient, wenn man geſtattet, daß ein 
nachläſſiger Hauseigentümer an einer dunklen Straße über 
acht einen Kohlenhaufen ſtehen läßt, ohne ihn zu beleuchten 
und man ihn ſtrafrechtlich erſt erfaſſen kann, wenn ein Un⸗ 
glück geſchehen iſt? Es würde zudem häufig die jeweilige 
Feſtſtellung einer Beläſtigung oder Behinderung eine neue 
Störung des Verkehrs bedeuten. Denken wir uns einen Kraft⸗ 
wagenführer, der ſeinen Wagen lange Zeit an einer engen, 
aber äußerſt lebhaften Straßenſtelle einer Großſtadt parkt; 
leder, der an dieſer Stelle vorbeifahren muß, ärgert ſich im 
tillen; der Polizeibeamte müßte den Verkehr abſtoppen und 
feſtſtellen, wer ſich nun eigentlich behindert und beläſtigt ge⸗ 
fühlt hat, um Gewißheit zu haben, daß ſeine Anzeige nicht 
von vornherein umſouſt erſtattet wird. Die Befürchtung, 
daß bei dieſer Geſetzesauslegung in ſchikanöſer Weiſe gegen 
erkehrsteilnehmer, insbeſ. Autofahrer, vorgegangen wird, iſt 
unbegründet. Selbſt wenn ſich ein übereifriger Polizeibeamter 
inden wird, Bagatellſachen aufzuſchreiben, ſo hat der Staats⸗ 
anwalt die Pflicht nach der NotVoO. v. 6. Okt. 1931, wo⸗ 
nach Übertretungen nur bei Vorliegen eines öffentlichen In⸗ 
tereſſes zu verfolgen ſind, zu prüfen, ob ein derartiges öffent⸗ 
er Intereſſe gegeben iſt, und er wird dieſes öffentliche In⸗ 
ereſſe vielfach dann zu verneinen haben, wenn keine Behinde- 
tung und Beläſtigung anderer eingetreten iſt, wie z. B. bei 
Vol Kraftfahrer, der ſeinen Wagen in einer verkehrsarmen 
dorſtadtſtraße auf der linken Seite geparkt hatte. 


8 Auch die Ausf Anw. gründet ſich ebenſo, wie die RStraß⸗ 
zerkO. ſelbſt, auf 8 6 Abſ. 1 Ziff. 2 Kraftf®. und ſteht mit⸗ 
in gleichwertig neben der RStraßVerkO. Die Strafnorm des 
886 RStraßVerkO. beſtimmt zudem ausdrücklich, daß Zu⸗ 
ſeiderhandlungen gegen Beſtimmungen der Ausf Anw. ſelb⸗ 
ſtändig zu beſtrafen find. Es iſt daher nicht angängig, auch 
ihnen den Erfolgsgedanken des 8 25 RStraßVerkO. unter⸗ 
chieben zu wollen. Dieſen Gedanken hat das BayObLG. be⸗ 
reits mit ſeinem Urteil v. 5. April 1935 (1 8s 19/35) feſt⸗ 
gelegt. Das OLG. München, das nunmehr an Stelle des 
tüheren BayObsG. in Bayern über Reviſionen zu entſchei⸗ 
940 hat, hat in einer weiteren Entſch. v. 10. Mai 1935 (18s 
Bi erneut grundſätzlich hierzu Stellung genommen. Der 
ollſtändigkeit ſei das Weſentliche wörtlich wiedergegeben: 


„Der Senat vermag ſich der — auch von Müller, 
Hülde, Volkmann und in einer veröffentlichten Entſch. 
des AG. Kiel (DAutoR. 1934, 161; 1935, 41, 7 u. 84) ver⸗ 
iretenen Anſicht nicht anzuſchließen, daß die Strafbarkeit der 
50 beſtimmt umſchriebenen Tatbeſtänden feſtgelegten Ge⸗ 
die und Verbote der Ausf Anw. zum § 25 RStraßVerkO. den 


Eintritt des in § 25 RStraßVerkdO. geforderten Erfolges 
vorausſetzt. 

Die Entſcheidung der Frage hängt davon ab, ob der Ausf⸗ 
Anw. — ebenſo wie der RStraßVerkO. — die Eigenſchaft 
einer Rechtsverordnung oder einer Verwaltungsverordnung 
zukommt. Rechtsverordnungen ſind Verfügungen, die ſich an 
die Allgemeinheit wenden, für alle verbindlich ſind und die 
Befugnis umfaſſen, Geſetze nicht etwa bloß zu erläutern, 
ſondern zu ergänzen oder einzuſchränken. Verwaltungsver⸗ 
ordnungen dagegen ſind im weſentlichen Anweiſungen an die 
Behörden über die von ihnen zu entfaltende Tätigkeit, um 
Normen eines Geſetzes zur Vollziehung zu bringen, ſie zu 
erläutern — ohne die Befugnis, den Inhalt des Geſetzes ab⸗ 
zuändern — oder Anweiſungen an Einzelperſonen (ſ. Deut⸗ 
ſches Recht 1934, 435; BayᷣSbs St. 25, 205; Bay Obs G.: 
JW. 1927, 20581; RGSt. 65, 285; RG. 137, 151 — JW. 
1933, 220). 


Ein Anzeichen dafür, daß ſich eine Verordnung als 
Rechts⸗ und nicht bloß als Verwaltungsverordnung betrach⸗ 
tet wiſſen will, bietet die geſetzliche Grundlage, auf der ſie 
beruht. Iſt der Geſetzgeber für beide der gleiche, ſo ſpricht 
die Vermutung dafür, daß auch die ſog. Ausf Anw. ſelb⸗ 
ſtändige Rechtsverordnung ſein ſoll, falls ſie inhaltlich Gebote 
und Verbote aufſtellt. Nun hat nicht nur die RStraßVerkd. 
ihre verfaſſungsmäßige Grundlage in 8 6 Abſ. 1 Ziff. 2 
KraftfG. i. d. Faſſ. v. 13. Dez. 1933 (f. das Vorwort zur 
RStraßVerkO. vor Art. der EinfVO. [RGBl. I, 1934, 
455]), ſondern auch die Ausf Anw. (ſ. das Vorwort hierzu 
RGBl. I, 1934, 869); nicht nur die RStraßVerkO., ſondern 
auch die Ausf Anw. hat der Reichsverkehrsminiſter erlaſſen; 
beide dienen gleichmäßig der Regelung des „allgemeinen 
Straßenverkehrs“ i. S. des § 6 Abſ. 1 Ziff. 2 KraftfGG. Das 
Weſen der Rechtsverordnung liegt in der Schaffung neuen 
Rechts; ihr kommt ſelbſtändige geſetzgeberiſche Kraft zu. 


Daß die AusfAnw. die Kraft einer Rechtsverordnung 
im angegebenen Sinne hat, iſt auch von maßgebendem 
Schrifttum anerkannt (ſ. Müller, Straßenverkehrsrecht 
— 9. Aufl. des bisherigen Automobil®. — S. 165 D; Floe⸗ 
gel, Straßenverkehrsrecht, bei Note 2 S. 206; Pfundtner⸗ 
Neubert, Das neue Deutſche Reichsrecht, Abteilung VI a3 
S. 16). Wenn das Schrifttum die Eigenſchaft der Ausf Anw. 
als Rechtsverordnung anerkennt, aber die Schaffung neuen 
ſelbſtändigen Rechts durch ſie verneint, ſo gerät es mit ſich 
ſelbſt in Widerſpruch. 


Aus all dem folgt, daß die Ausf Anw. als Rechtsverord⸗ 
nung bei der Schaffung neuen Rechts an die RStraßVerkO. 
nach keiner Richtung gebunden iſt, ſondern nur an den ihr 
durch § 6 Abſ. 1 Ziff. 2 KraftfG. fachlich geſteckten Rahmen; 
ſie führt demnach ein rechtlich vollſtändig ſelbſtändiges Leben. 
Daß ſie ſich in ihrem äußeren Aufbau an die RStraßVerkDO. 
anſchließt, beruht lediglich auf dem Zweckmäßigkeitsgrunde 
einer leichten Überficht; dieſer organiſatoriſchen Angleichung 
an die RStraßvVerkdO. kann eine fachliche Bedeutung nicht 
beigemeſſen werden. Es geht daher, wenn der Wortlaut einer 
Beſtimmung der Ausf Anw. eindeutig iſt und einer anderen 
Auslegung als aus ſich ſelbſt heraus nicht bedarf, nicht an, 
ihm ſeine augenfällige ſinngemäße Bedeutung dadurch zu 
nehmen, daß man ihm durch Heranziehung der RStraßVerkd. 
einen Sinn unterſchiebt, der dem klaren Wortlaut wider⸗ 
ſpricht. Nur dann, wenn eine Beſtimmung der Ausf Anw. 
doppelſinnig wäre, könnte, wie bei jeder Geſetzesauslegung, 
ein anderes das gleiche Rechtsgebiet behandelnde Geſetz — hier 
alſo die RStraßVerko. — zur Erforſchung des geſetzgeberi⸗ 
ſchen Willens herangezogen werden. Hätte der Geſetzgeber die 
Grundſätze des § 25 RStraßVerkd). auf die von ihm in 
Ausf Anw. zum 8 25 beſtimmt und feſtumſchriebenen Tat⸗ 
beſtände angewendet wiſſen wollen, ſo hätte er das deutlich 
zum Ausdruck gebracht; ein oberflächliches Verſehen des Ge⸗ 
ſetzgebers in dieſer ebenſo naheliegenden wie grundſätzlichen 
Frage iſt ausgeſchloſſen. 
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Neue Urteile zur Aufwertung von Dollarforderungen 


Von Reichsgerichtsrat Dr. Zeiler, Leipzig 


1. Mehrere Urteile des RG., die ſeit dem Herbſt des 
vorigen Jahres ergangen ſind, laſſen erkennen, daß man bei 
der Vertragsauslegung die ſo mannigfach geformten „Dollar⸗ 
klauſeln“ immer ſicherer als Vereinbarung der Wertbeſtändig⸗ 
keit deutet. 


Ich erwähne außer den (in meinem Aufſatz IW. 1935, 248 
beſprochenen) Urteilen des 6. ZivSen. v. 12. Nov., VI 370/34: 
JW. 1935, 189 1 und v. 14. Dez. 1934, VI 463/34: ZW. 1935, 
8523 das Urteil I 223/34 v. 2. Jan. 1935, betreffend Garn⸗ 
käufe zu Pfundpreiſen. Zunächſt hatte das LG. den Klage⸗ 
anſpruch nach dem Werte des Goldpfunds zugeſprochen, das 
RG. auf Sprungreviſion das Urteil aufgehoben und die Sache 
an das OLG. verwieſen. Die Preiſe waren einfach auf eng⸗ 
liſche Pfund geſtellt. Das OLG. kam nunmehr auf Grund 
der Beweiserhebung „unter Würdigung des vorliegenden 
Geſamtmaterials“ zu dem Ergebnis, daß die Verpflichtung 
der Beklagten nicht nur Vertragsgrundlage, ſondern Ver⸗ 
tragsinhalt geworden ſei, der Verkäuferin den Goldwert der 
in engliſcher Währung geſchuldeten Leiſtung zu zahlen: der 
Kaufpreis ſollte alſo wertbeſtändig ſein. Das RG. hat gegen 
dieſe Auslegung keine rechtlichen Bedenken gehabt. 

Durch zwei Urteile des 7. ZivSen. v. 5. Juli 1935, 
VII 375/34 und 59/35, iſt ſodann der bekannte Streit um 
den rechtlichen Inhalt von Lebensverſicherungsverträgen auf 
Dollargrundlage zugunſten des Verſicherten entſchieden worden 
(vgl. zu dem Streit JurRdſchPrVerſ. 1935, 65, 81, 97, 166). 
Das OLG. Köln hatte die Verſicherungsſumme nur nach dem 
Wert des geſunkenen Dollars beurteilt, das KG. zu Berlin 
den Verſicherungsanſpruch nach dem Golddollarwerte anerkannt. 


2. Während hiernach die Frage der vollen Klarheit nahe- 
gekommen iſt, unter welchen Vorausſetzungen der Wertbeſtändig⸗ 
keit des Geldanſpruchs als vereinbart zu gelten habe, war 
bisher die andere Frage noch unſicher, ob gegenüber For⸗ 
derungen in einer geſunkenen Auslandswährung ein Auf- 
wertungsanſpruch gegeben ſei. Im Schrifttum iſt dieſe 
Frage mehrfach erörtert worden (vgl. u. a. meinen erwähnten 
Aufſatz JW. 1935, 248). Die Rechtſprechung ſchien der An⸗ 
erkennung eines Aufwertungsanſpruchs nicht günſtig. Auch 
hier iſt indeſſen aus der jüngſten Zeit über eine bedeutſame 
Weiterbildung der reichsgerichtlichen Rechtſprechung zu be⸗ 
richten. 

a) Zuerſt iſt das Urteil des 3. ZivSen. v. 2. April 1935, 
III 228/34 zu nennen (vgl. unten S. 22663). Auch hier ſtanden 
Garnkaufgeſchäfte in Frage. Der Tatrichter iſt hier nicht zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die Wertbeſtändigkeit des Kauf⸗ 
preiſes vereinbart geweſen ſei. Es handelte ſich alſo vielmehr 
um eine ſchlichte Forderung in Dollar. Die Verkäuferin ver⸗ 
langte Zahlung des Kaufpreiſes nach dem Golddollarwert aus 
zwei Geſichtspunkten: wegen Verzugs der Käuferin, und des⸗ 
halb, weil die Gleichwertigkeit von Sach- und Geldleiſtung 
wenn ſchon nicht zum Inhalt, ſo doch zur ſtillſchweigenden 
Grundlage des Vertrags gemacht worden ſei, mithin ein 
Ausgleichanſpruch nach Treu und Glauben beſtehe. 
LG. und OLG. haben die Klage abgewieſen. Das RG. hat 
das Urteil aufgehoben und die Sache zu neuer Verhandlung 
zurückverwieſen. Aus der Begründung iſt hier wegen des Bu- 
ſammenhangs ſoviel hervorzuheben: wenn der Klageanſpruch 
nicht aus dem Geſichtspunkt des Verzugs begründet ſei, müſſe 
doch die Frage des Ausgleichs „von Grund auf neu geprüft“ 
werden. Aus den ſehr eingehenden Darlegungen ergibt ſich, 
daß das RG. die Auffaſſung ablehnt, als ſetzte ein Aus⸗ 
gleichanſpruch einen Wertverluſt von einer größeren Höhe 
voraus und als wäre gar ein Wertverluſt von reichlich 400% 
(wie jetzt bei Pfund und Dollar) als noch zumutbar an⸗ 
zuſehen; ein Anſpruch der Klägerin könne nicht, wie das OLG. 
meinte, an der Erwägung ſcheitern, daß die Klägerin „nur 
mit 13% ihrer Forderung ausfiele“. Bemerkenswert iſt 


ferner, daß das Urteil dieſe Ausführungen allgemein für 
die Beurteilung eines Anſpruchs nach § 242 BGB. macht, 
alſo der Vorſchrift, die die gemeinſame Grundlage für den 
Anſpruch auf Ausgleichung wie auf Aufwertung bildet. 

b) In dem Urteil des 6. Ziv Sen. v. 13. Mai 1935, 
VI 13/5 (vgl. unten S. 22675) handelte es ſich um eine 
Klage gegen den Hamburger Staat auf Dollarſchatzanweiſungen. 
Der beklagte Staat wollte (wie üblich) nur nach dem ent 
werteten Dollar zahlen. Er war mit der Zahlung v. 30. Jun 
1933 an im Verzug. Bis zum Eintritt des Verzugs war der 
Dollar um 160% gefallen. Soweit Verzug vorlag, iſt der 
Klägerin vom OLG. der Unterſchiedsbetrag gegenüber dem 
Golddollarwert zuerkannt worden. Zum überſchießenden Be 
trage des Klageanſpruchs aber hat das OLG. die Klage ab‘ 
gewieſen. Zu dieſem zweiten Punkte (der nach den Grund“ 
fägen der echten Aufwertung zu beurteilen war) bemerkt das 
reichsgerichtliche Urteil: Soweit Aufwertung verlangt werde, 
müſſe die ganze Entwertung des Dollars von feiner Parität 
bis zum 22. Jan. 1934 (d. i. dem Tag, an dem die Umrech⸗ 
nungsſchuld des Beklagten feſtſtand) berückſichtigt werden; das 
bedeute eine Entwertung von 38%. Dieſe Entwertung, ei 
nach der reichsgerichtlichen Aufwertungsrechtſprechung nl 
groß genug geweſen, ohne Hinzutritt beſonderer Umſtände 
eine Aufwertung zu rechtfertigen, und ſolche Umſtände ſeien 
von der Klägerin nicht dargelegt worden. Damit hat das RG. 
einen Aufwertungsanſpruch nach der hier gegebenen 
Sachlage abgelehnt. Aber das Urteil iſt inſofern bedeutſam, 
als es mit ſeiner Begründung die Auffaſſung abweiſt, a 
gäbe es für Anſprüche in einer geſunkenen Fremdwährung 
überhaupt keine Aufwertung. Dieſe Anſicht iſt mitunter ver 
treten worden. 

So von Ernſt Wolff, Schuldverſchreibungen auf Reichs“ 
oder Goldmark mit unechter Valutaklauſel, 1935, S. 56. 
Die Anſicht in ſolcher Allgemeinheit kann aber unmöglich 
richtig ſein. Man braucht ſich nur wieder vorzuſtellen, die 
Regierungen von England oder den Vereinigten Staaten 
hätten es ihrer Wirtſchaft wegen, d. h. um ihrer Induſtrie 
einen Vorſprung gegenüber Ländern mit altmodiſcher Wäh 
rungstreue zu verſchaffen, für gut gehalten, Pfund und Dollar 
auf 10% ihres Wertes ſinken zu laſſen, oder auch, fie wären 
außerſtande geweſen, die Währung, die zunächſt nur bis zu 
einem beſcheidenen Punkt ſinken ſollte, an einem weiteren 
Abgleiten auf 100% zu hindern. Iſt es denkbar, daß bei ſolcher 
Sachlage jemand der Anſicht widerſprechen könnte, eine hier 
von betroffene Forderung unter Deutſchen müſſe (oder 
dürfe wenigſtens) aufgewertet werden? Es kann ſich alſo nun 
darum handeln, ob ein gewiſſes Maß von Wertminderung 
vorausgeſetzt werden müſſe, und wo die Grenze hierfür liege 

Daß die Größe der Spannung zwiſchen Geldſchuld und 
Geldleiſtung für ſich allein noch nicht mit Sicherheit die 
Aufwertung begründe, hat das RG. (für die Aufwertung 
von Markforderungen) früher wiederholt ausgeſprochen. O 
dem beizutreten ſei, iſt eine Frage für ſich und kann hier 
dahingeſtellt bleiben. Das nun wiederholt das neue Urten 
für die Frage der Aufwertung von Geldforderungen in aus“ 
ländiſcher Währung: es müßten weitere Umſtände hinzutreten. 
Mit anderen Worten, es müßten gemäß der ſtändigen Aus 
wertungslehre des RG. alle Umſtände des Falles 
nach § 242 BGB. gewürdigt werden. Das kann in der vom 
6. Sen. entſchiedenen Sache in der Tat von Bedeutung je" 
iſt aber allerdings eine Angelegenheit, deren tatſächliche Be 
urteilung möglicherweiſe ſchwierig iſt. Es handelt ſich um 
Schatzanweiſungen über 3%/, Millionen Dollar. Gläubige! 
ſind zwei große Induſtriegeſellſchaften. Die Klägerin 0 
vorgebracht, ſie ſei ſelbſt Schuldner von Anleihen mit teil 
weiſe mehr als 80% Zinſen, während andererſeits der be⸗ 


klagte Staat geltend machte, daß die Entwertung des Dollars 


auch der Klägerin eine Erleichterung ihrer Dollarſchulden 
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gebracht habe. Durch die Annahme und Feſtſtellung eines 
erzugſchadens iſt der Klägerin ein Ausgleich von 160% der 
ollarparität zuerkannt worden. Der darüber hinausgehende 
uſpruch betrüge alſo bei der als maßgebend feſtgeſtellten 
zeſamtentwertung von 38% weitere 22% (nicht wie im Urteil 
einmal mit runder Zahl gejagt wird, 20%). Sollte nicht die 
vom Beklagten in den Streit geworfene Behauptung, auch die 
Klägerin habe durch die Dollarentwertung eine Erleichterung 
in ihrem Dollarſchuldenſtand erfahren, bei der Beurteilung 
er Aufwertungs,frage mitgeſprochen haben, jo daß die 
Ablehnung eines Aufwertungsanſpruchs „bei der gegebenen 
Sachlage“ darin ihre eigentliche Begründung hätte? Doch 
muß das dahingeſtellt bleiben, weil hier nicht mehr als eine 
ermutung möglich iſt. 
3. Zur Frage der Aufwertung von Forderungen in aus⸗ 
ländiſcher Währung mögen noch einige allgemeine Bemerkungen 
eigefügt werden. 
Der Hinweis auf die reichsgerichtliche Aufwertungsrecht⸗ 
ſprechung iſt in dem Urteil des 6. Sen. nur ſehr allgemein 
gehalten, während das Urteil des 3. Sen. den Werdegang und 
den ſchließlichen, heutigen Stand der Rechtſprechung zur Auf⸗ 
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wertungsfrage im einzelnen darlegt. Neben dem, was hier 
ausgeführt wird, wird für unſeren beſonderen Fall auf den 
Umſtand hingewieſen werden müſſen, daß ſich, als ſehr weſent⸗ 
licher Unterſchied, der Verfall der deutſchen Währung — ähn⸗ 
lich dem des franzöſiſchen Franken, des öſterreichiſchen Gul⸗ 
dens, des ruſſiſchen Rubels — allmählich eingeſtellt hat und 
fortgeſchritten iſt, ſozuſagen „von ſelbſt“, von der Regierung 
ungewollt, infolge ihrer Ohnmacht, ihm Einhalt zu gebieten, 
während es ſich bei den jetzt in Frage ſtehenden Fremd⸗ 
währungen, alſo vor allem beim engliſchen Pfund und dem 
nordamerikaniſchen Dollar, um ſtaatlich herbeigeführte, mit 
Bedacht geſchaffene Wertkürzungen handelt, bei denen wir uns 
doch darüber einig ſein müßten, daß es eine ſtarke Zumutung 
wäre, wenn ſich Deutſche, die ſich hier als Gläubiger und 
Schuldner gegenüberſtehen, in ihren Rechten durch jene Willkür⸗ 
akte fremder Regierungen eine Vermögensverſchiebung ges 
fallen laſſen müßten, und daß es ein ſchweres Unrecht ent⸗ 
hielte, wenn gleichzeitig auf Grund des für ihn rein zufälligen 
Währungsereigniſſes der Schuldner auf Koſten ſeines Gläu⸗ 
bins einen durch nichts gerechtfertigten hohen Gewinn machen 
ürfte. 


Das neue tſchechoſlowakiſche Natengeſetz 


Von Dr. Oswald, Rechtsanwalt in Tachau bei Marienbad, C. S. R. 


In der Tſchechoſlowakei galt für Ratengeſchäfte bis vor 
kurzem das Geſetz 70/1896, ein von Oſterreich übernommenes 
und anerkannt gutes Geſetz. Wenn es nun erſetzt wurde durch 
as neue Geſetz v. 12. April 1935, Zahl 76/1935, ſo war 
hierfür maßgebend einerſeits das Beſtreben, die Erfahrungen 
von faſt vierzig Jahren geſetzgeberiſch zu verwerten, anderer⸗ 
ſeits der Wunſch, wenigſtens auf dieſem wichtigen Sonder⸗ 

ebiete eine Vereinheitlichung der Vorſchriften für das ge- 
amte Staatsgebiet herbeizuführen; bekanntlich wurde für die 
log. hiſtoriſchen Länder Böhmen, Mähren und Schleſien 
das öſterreichiſche Recht übernommen, für die öſtlichen Teile 
es Staatsgebietes, nämlich die Slowakei und Karpathenruß⸗ 
and, dagegen ungariſches. 
„ Als Ratengeſchäfte im Sinne des neuen Geſetzes gelten 
Verkäufe von beweglichen Sachen, die in Ausübung eines 
andels⸗ oder anderen Gewerbebetriebes oder — das iſt 
neu — durch berufsmäßige Vermittler vereinbart wurden, 
wenn der Kaufpreis in mindeſtens drei Raten entrichtet wer⸗ 
den ſoll und die Sache dem Käufer vor vollſtändiger Bezah⸗ 
ung des Kaufpreiſes übergeben wird. 
Der Schutz des Käufers, der bei Ratengeſchäften der 
wirtſchaftlich ſchwächere Teil iſt, wird vor allem dadurch 
gewährleiſtet, daß das Geſetz nur drei Vorbehalte zu ſeinen 
Ngunften zuläßt, nämlich den Eigentumsvorbehalt, das Rück⸗ 
trittsrecht und das Recht des Terminsverluſtes, alle übrigen 
zorbehalte zuungunſten des Käufers ſind unwirkſam. Über⸗ 
ies gelten auch dieſe drei, an ſich zuläſſigen Vorbehalte nur 
ann, wenn der Verkäufer dieſe in eine ſchriftliche Beſtäti⸗ 
gung über den Vertrag aufnimmt und dieſe Beſtätigung ohne 
überflüſſigen Aufſchub dem Käufer ausfolgt. Der Verkäufer 
iſt weiter, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Vorbehalte 
vereinbart wurden oder nicht, verpflichtet, dem Käufer eine 
ſchriftliche Beſtätigung über den Vertrag auszufolgen, doch 
nur dann, wenn die Raten auf mehr als Jahresfriſt verteilt 
ſind oder wenn der Käufer bei Vertragsabſchluß dieſe Beſtäti⸗ 
gung verlangt. Dieſes käuferiſche Recht iſt unter die Sanktion 
geſtellt, daß der Käufer ſeine Verbindlichkeiten aus dem Ver⸗ 
krag ſo lange nicht erfüllen muß, als ihm dieſe Beſtätigung 
5 ausgefolgt iſt, umgekehrt bleibt aber der Verkäufer zur 
Erfüllung ſeiner vertragsmäßigen Verbindlichkeiten verpflichtet. 
DIE die Beſtätigung in Verluſt geraten oder vernichtet wor⸗ 
Ert, ſo muß der Verkäufer dem Käufer über Verlangen gegen 
Tag der tatſächlichen Auslagen eine neue ausfolgen. 

Schriftform iſt zur Gültigkeit eines Ratengeſchäftes nicht 

gefordert, es genügt mündlicher Vertragsabſchluß, doch wird 


der Käufer geſchützt, einerſeits durch die ſchriftliche Beſtätigung 
über die vereinbarten Vorbehalte und andererſeits durch die 
Beſtätigung über das Kaufgeſchäft. Wird aber das Geſchäft 
ſchriftlich geſchloſſen, ſo wird die Beſtätigung über den Kauf⸗ 
vertrag durch eine Vertragsabſchrift erſetzt. 

Auch die zuläſſigen drei Vorbehalte ſind nur mit ge⸗ 
wiſſen Beſchränkungen gültig. Was zunächſt den Rücktritt vom 
Vertrag anlangt, ſo iſt dieſer nur dann zuläſſig, wenn der 
Käufer mit wenigſtens zwei Ratenzahlungen, die unmittelbar 
aufeinanderfolgen, im Verzug iſt, und wenn überdies die 
Summe aller verſäumten Ratenzahlungen wenigſtens ein 
Zehntel des Kaufpreiſes bildet; überdies muß der Verkäufer, 
wenn er zurücktreten will, dies dem Käufer vorher ſchriftlich 
anzeigen und ihm eine Nachfriſt von mindeſtens acht Tagen 
zur Nachholung der verſäumten Raten gewähren. Kommt es 
daraufhin zum Rücktritt, ſo muß der Verkäufer dem Käufer 
das Angeld und die Raten mit den geſetzlichen Zinſen zurück⸗ 
erſtatten und ihm die auf die Sache gemachten Aufwendungen 
erſetzen, jedoch nur die notwendigen, und nicht, wie es nach 
dem alten Geſetz gefordert war, auch die nützlichen. Der Käufer 
muß dagegen dem Verkäufer die Sache zurückſtellen und ihm 
Vergütung leiſten einerſeits für die Benützung, andererſeits 
für die Entwertung der Sache; Vereinbarungen über die Höhe 
dieſer Vergütung, die im Vorhinein getroffen wurden, erklärt 
das Geſetz für ungültig. Der Käufer wird weiter dadurch ge- 
ſchützt, daß der Verkäufer die Zurückſtellung der Sache nur 
verlangen kann, wenn er ſelbſt ſeine Verbindlichkeiten, die ihn 
beim Rücktritt vom Vertrage treffen, erfüllt, und zwar Zug 
um Zug, die bloße Bereitſchaft des Verkäufers würde nicht 
genügen. 

Die gleichen Beſchränkungen gelten für die Geltend⸗ 
machung des Eigentumsvorbehaltes: auch hier muß der Käufer 
mit mindeſtens zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Raten 
im Rückſtand ſein und die Summe ſämtlicher, überfälliger 
Raten muß mindeſtens ein Zehntel des Kaufpreiſes erreichen 
und der Verkäufer muß dem Käufer die beabſichtigte Geltend⸗ 
machung des Eigentumsvorbehaltes vorher anzeigen und ihm 
eine mindeſtens achttägige Nachfriſt geben. 

Schließlich werden dieſelben Vorausſetzungen auch für 
die Geltendmachung des Terminsverluſtes aufgeſtellt, darüber 
hinaus wird der Käufer noch in der Weiſe geſchützt, daß für 
die Dauer einer nachgewieſenen Arbeitsloſigkeit des Käufers 
der Verkäufer Terminsverluſt überhaupt nicht geltend machen 
kann. 

Andererſeits wird dem Käufer das Recht gegeben, alle 

282 


2250 


Aufſätze 


c uriſti ift 
Juriſtiſche Wochenſchri 


Raten auch vor Fälligkeit zu zahlen, und ſich hierbei die ge⸗ 
ſetzlichen Zwiſchenzinſen für die Zeit vor der Zahlung bis zur 
vereinbarten Fälligkeit abzuziehen; dieſe Beſtimmung war 
notwendig, weil nach § 1413 BGB. der Gläubiger gegen 
ſeinen Willen nicht gezwungen werden kann, die Erfüllung 
zu einer anderen als zur vereinbarten Zeit anzunehmen. 

Dem Schutze des Käufers dient eine Reihe weiterer Be⸗ 
ſtimmungen, die teils vollſtändig neu ſind, teils auf der 
Grundlage des früheren Geſetzes ausgeſtaltet wurden, wobei 
vielfach Vorſchläge berückſichtigt wurden, die in dem Entwurf 
eines neuen BGB. enthalten find, der ſeit vielen Jahren 
durchberaten wird und in abſehbarer Zeit die endgültige 
Faſſung erhalten ſoll, ſogenannter Entwurf der Super⸗ 
reviſionskommiſſion. 

Da unreelle Ratenhändler ſich die Rückgabe der Belege 
auszubedingen pflegen, erklärt das Geſetz eine Vereinbarung, 
wonach der Käufer die Belege über den Vertrag und über die 
Zahlungen zurückzuſtellen hat, für ungültig. Da ferner gerade 
bei Ratengeſchäften zahlloſe Betrügereien verübt werden, 
mindeſtens aber die Fälle der zivilrechtlichen Irreführung 
ſehr häufig ſind, ſtellt das Geſetz die Fikton auf, daß dann, 
wenn bei Abſchließung eines Ratengeſchäftes der Käufer durch 
einen Angeſtellten oder durch einen Beauftragten des Ver⸗ 
käufers irregeführt wurde, dies ebenſo iſt, als wäre der 
Käufer vom Verkäufer ſelbſt irregeführt worden; dieſe Be⸗ 
ſtimmung war nötig, weil bei Irreführung unſer BGB. 
unterſcheidet jenachdem, ob der andere Vertragsteil ſelbſt ſich 
der Irreführung ſchuldig gemacht hat oder eine für dieſen 
anderen Vertragsteil handelnde Mittelsperſon, und weil ge- 
rade dieſer Rechtszuſtand den unreellen Ratenhändlern die 
Möglichkeit bot, die Haftung für die Irreführung auf ihre 
Angeſtellten oder Beauftragten abzuwälzen, denen wegen 
Vermögensloſigkeit und aus ſonſtigen Gründen nicht beizu⸗ 
kommen war. 

Auch bei der Geltendmachung von Mängeln wird der 
Käufer begünſtigt: Er kann die Gewährleiſtung, ſei es mit 
Kluge, ſei es mit Einrede, ſogar bis zur Fälligkeit der letzten 
Kaufſpreisrate begehren, gegebenenfalls in einer noch längeren 
Friſt, falls ihm eine ſolche nach den allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen, gemeint ſind die des BGB., zuſteht; doch wird dem 
Käufer zur Wahrung dieſes Rechtes auferlegt, daß er die 
Mängel dem Verkäufer anzeigt, und zwar ohne überflüſſigen 
Aufſchub, ſobald er fie wahrgenommen hat. Hiermit, näm⸗ 
lich mit der Verpflichtung zur Mängelanzeige, wird aus⸗ 
nahmsweiſe eine Neuerung zuungunſten des Käufers ge⸗ 
troffen, das alte Ratengeſetz kennt eine ſolche Beſtimmung 
nicht und auch nach dem BGB. beſteht, zum Unterſchied 
vom Handelsrecht, für den Käufer eine Verpflichtung zur 
Mängelanzeige nicht. Bei Ratengeſchäften wird ſohin dem 
Käufer die Pflicht zur Mängelanzeige auferlegt, die den 
Käufer nach bürgerlichem Recht nicht trifft; dagegen wird eine 
Verpflichtung des Käufers, die Ware ſofort nach Empfang 
zu unterſuchen, wie ſie nach Handelsrecht beſteht, auch bei 
Ratengeſchäfſten dem Käufer nicht auferlegt. 

Nach § 934 BGB. hat der Käufer das Recht, den Ver⸗ 
trag wegen Verkürzung über die Hälfte des wirklichen Wertes 
anzufechten, doch wird im 8 935 dieſes Recht für gewiſſe 
Fälle ausgeſchloſſen; bei Ratengeſchäften wird dem Käufer 
dieſes Anfechtungsrecht ausnahmslos zugeſtanden, alſo auch 
in den Fällen des 8 935. Dieſes Anfechtungsrecht verjährt 
in drei Jahren und dieſe Friſt kann durch Vereinbarung nicht 
herabgeſetzt werden, ebenſo ſind Vereinbarungen unzuläſſig, 
durch die die obenbeſprochene Gewährleiſtungsfriſt abgekürzt 
würde; dagegen ſind vertragsmäßige Verlängerungen dieſer 
Friſten zuläſſig, weil ſie zugunſten des Käufers wirken. 

Von überragender Bedeutung für die praktiſche Durch⸗ 
ſetzung des Käuferſchutzes ſind die Zuſtändigkeitsvorſchriften. 
Hat nämlich der Käufer ſeinen Wohnſitz im Inland, ſo dürfen 
Klagen aus Ratengeſchäften gegen den Käufer bei einem ver⸗ 
einbarten Gerichtsſtand nicht erhoben werden und eine frei⸗ 
willige Unterwerfung des Käufers unter ein Gericht, das 
ſonſt für ihn nicht zuſtändig wäre, iſt wirkungslos. Der 
Ratenhändler hat, wie jeder andere Warenverkäufer, das Ver⸗ 


langen, bei einer Prozeßführung dem Käufer nicht an das 
Gericht von deſſen Wohnſitz folgen zu müſſen, ſondern die 
Klage bei dem für ihn, den Verkäufer, zuſtändigen Gericht 
einzubringen, und es liegt auf der Hand, daß die Klagsführung 
bei dem Gerichte des Verkäufers, das von dem des Käufers 
meiſt weit entfernt iſt, letzterem die Durchſetzung ſeiner Rechte 
ſehr erſchwert, manchmal ſo gut wie unmöglich macht; um 
dieſe Konſequenz, der praktiſch die denkbar größte Bedeutung 
zukommt, auszuſchalten, verbietet das Geſetz gegen den Käufer 
jede Geltendmachung eines vereinbarten Gerichtsſtandes, der 
Käufer kann daher wohl nur bei dem Gericht verklagt werden, 
in deſſen Sprengel er feinen Wohnſitz hat. Da trotz dieſes Ver 
botes, das ſchon im alten Ratengeſetz enthalten war, die 
Ratenhändler dennoch ihre Klagen bei dem vereinbarten 9" 
richte (§ 104 Jurisdiktionsnorm), beim Gerichte des er 
füllungsortes (8 88/1 Jurisdiktionsnorm) oder beim Fal 
turengerichtsſtand (8 88/2 Jurisdiktionsnorm) einbrachken⸗ 
nicht aber bei dem nach dem Geſetze allein zuläſſigen Gerichts 
ſtand des Wohnſitzes des Käufers, da andererſeits in der über 
wiegenden Zahl der Fälle die beklagten Käufer ſich bei dem 
entfernten Prozeßgericht nicht vertreten laſſen konnten u 
daher Verſäumnisurteil erging, wird verfügt, daß die Um 
zuſtändigkeit 1. von Amts wegen, aljo nicht nur über Einrede 
des Käufers, 2. ſogar bis zu dem denkbar ſpäteſten Zeit 
punkt zu berückſichtigen ift, nämlich bis zur Vornahme der 
exekutiven Veräußerung, die auf Grund des von dem UM 
zuſtändigen Gerichte gefällten Urteiles erfolgt. Laßt ſich bei⸗ 
ſpielsweiſe der Käufer bei einem unzuſtändigen Gerichte fon“ 
tumazieren oder macht er in der Sache ſelbſt Einwendungen, 
unterläßt es aber, die Unzuſtändigkeitseinrede zu erheben, 7 
iſt er trotz allem mit dieſer nicht präkludiert und kann ſie 
noch im allerletzten Stadium des Exekutionsverfahrens geltend 
machen, und auch das Gericht iſt verpflichtet, von Amts wegen 
dieſe Unzuſtändigkeit bis zur exekutiven Veräußerung wahl“ 
zunehmen. Einzig dadurch wird die Unzuſtändigkeit behoben, 
daß ſich der beklagte Käufer in die Verhandlung einläßt, le 
doch nur ungeachtet vorhergegangener Rechtsbelehrung. Diese 
Beſtimmungen, die ſchon das alte Ratengeſetz kannte, ſine 
ein wahrer Segen und nur fie machen es möglich, auch noch 
in einem ſpäteren Stadium des Betreibungsverfahrens die 
Rechte des Käufers zu wahren, die ihm der Ratenhändler 
durch eine geſetzwidrige Klagsführung, und zwar in der 
Regel durch eine bewußt geſetzwidrige, zu entreißen verſucht, 
Schließlich bringt das Geſetz zwei Generalklauſeln zur 
gunften des Käufers. Nach der einen unterliegen dem Geſetze 
auch Verträge, durch die der Zweck des Ratengeſchäftes durch 
andere Mittel, z. B. durch Vermietung von Sachen, erreich 
werden ſoll. Nach der anderen ſind ungültig alle wie imm 
gearteten Vereinbarungen, die zuungunſten des Käufers von 
den Beſtimmungen des Ratengeſetzes abweichen; man hat dieſe 
allgemeine Faſſung gewählt und alle in der Regierungsvor' 
lage enthaltenen Sondervorſchriften über die Ungültigkeit ge 
wiſſer Vereinbarungen geſtrichen, um dieſen Grundſatz in 
feiner grundlegenden und ausnahmslos durchgreifenden Be 
deutung herauszuſtellen und keinen Zweifel darüber zu laſſen, 
daß auch dort, wo Sonderbeſtimmungen nicht ausdrücklich 
getroffen wurden, Abweichungen vom Geſetze zuungunſten 
des Käufers auch durch Parteienabrede nicht wirkſam ver 
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der Verpflichtungen des Käufers durch Wechſel ſichern zu 
laſſen. Dieſe Beſtimmung war in der endgültigen Regierungs⸗ 
vorlage nicht mehr enthalten und wurde auch trotz dringender 
und nur allzu berechtigter Hinweiſe nicht wieder aufgenommen: 
ein ſehr ſchwerer Mangel des neuen Geſetzes, wenn man ſich 
vor Augen hält, daß in manchen Gegenden Bankfirmen, die 
die meiſt höchſt bedenklichen Geſchäfte von Ratenhändlern 
finanzieren, Wechſel dieſer Ratenhändler an ſich indoſſieren 
laſſen und dann als gutgläubige (1!) Erwerber dieſe gegen die 
Käufer rückſichtslos einklagen, z. B. in Mähren in kurzer Zeit 
rund 500 Wechſelklagen gegen Kleinlandwirte und Klein⸗ 
gewerbetreibende auf insgeſamt nahezu 4,000.000 Re! 
Das Anwendungsgebiet des neuen Geſetzes iſt mehrfach 
beſchränkt. Zunächſt gilt es dort nicht, wo ein Kaufmann im 
etriebe ſeines Gewerbes gegen Raten einkauft, außer es 
würde ſich um einen Kauf von Einrichtungen, Gerätſchaften 
oder anderen beweglichen Sachen handeln, die unmittelbar zur 
Verwendung beim Betriebe des Gewerbes eines nichtprotokol⸗ 
lierten Kaufmannes beſtimmt ſind. 


Das Geſetz gilt ferner dann nicht, wenn der Kaufpreis 
den Betrag von 10000 Ké überſteigt, deun bei derart hohen 
Kaufſummen wird eine Schutzbedürftigkeit des Käuſers nicht 
angenommen, doch findet das Geſetz ohne Rückſicht auf die 
Höhe des Kaufpreiſes Anwendung, wenn es ſich um Raten⸗ 
geſchäfte über Loſe und Wertpapiere oder über landwirt⸗ 
ſchaftliche Maſchinen handelt, eine berechtigte Ausnahme, denn 
bei dieſen Gegenſtänden läßt die Höhe des Kaufpreiſes keines⸗ 
wegs den Schluß zu, daß der Käufer des beſonderen geſetz⸗ 
lichen Schutzes nicht bedürfe. 

Das neue Geſetz, das für das geſamte Staatsgebiet gilt, 
alſo auch für die Länder ungariſchen Rechtes, iſt am 19. Mai 
1935 in Kraft getreten. Die Vorarbeiten gehen zurück bis 
in das Jahr 1926, Anregungen aus der Praxis wurden 
berückſichtigt, das Für und Wider ſorgfältig erwogen und, 
von der Frage der Bewechslung des Kaufpreiſes abgeſehen, 
wird man wegen der zielbewußten Durchſetzung des Käufer⸗ 
ſchutzes das neue Geſetz als eine wertvolle Neuerung an⸗ 
erkennen, die auch im Ausland volle Beachtung verdient. 


Argliſtige Täuſchung durch Zweckſparwerber 
I. Von Aſſ. Dr. A. Scheer: JW. 1935, 1909. 


II. 


Die Stellungnahme Scheers zu der Frage, ob der Zweck⸗ 
ſparwerber als Dritter im Sinne des $ 123 Abſ. 2 BGB. und ob er 
als Erfüllungsgehilfe der Bauſparkaſſe bei deren Verpflichtung zur 

elehrung des Intereſſenten vor Vertragsſchluß nach SS 276, 278 
BGB. anzuſehen fei, verdient Beifall. Wenn auch die Rechtſpre⸗ 
chung bei den verſchiedenen Abteilungen des AG. und den Kam⸗ 
mern und Senaten des LG. und OLG. Köln nicht ganz einheitlich 
iſt, fo dürfte doch die von Scheer vertretene Auffaſſung auch hier 
ie herrſchende ſein. Dabei verdient es auf jeden Fall den Vorzug, 
ei der Entſcheidung ſich möglichſt mit den Beſtimmungen über 
die Haftung für den Erfüllungsgehilfen bei der Belehrung des 
Intereſſenten zu begnügen. Damit iſt dem geſchädigten Zweckſparer 
hinreichend zu helfen. Die Feſtſtellung der argliſtigen Täuſchung 
durch den Werber iſt meiſt unnötig. Sie iſt aber auch häufig 
chwierig und ſollte dem zuſtändigen Strafrichter überlaſſen bleiben. 
n den weitaus meiſten Fällen wird der Werber nicht bewußt der 
Wahrheit zuwider über die Wartezeit unrichtige Angaben machen. 
Jedenfalls glaube ich nicht daran, daß die Werber in fo auffallend 
ohem Maße zu verbrecheriſcher Irreführung des Intereſſenten 
neigen. Vielmehr wird der Werber zumeiſt ſelbſt nicht genau Be⸗ 
ſcheid wiſſen und ſelbſt im Intereſſe des vermeintlichen Rufes 
einer Zweckſparunternehmung gerne glauben, daß fie äußerſt kurze 

artezeiten, geringſte Einſparung vor der Zuteilung und niedrigſte 
Koſten im Vergleich zu Zinsdarlehen der Banken aufzuweiſen hat. 
Die Fälle, in welchen ein Werber wider beſſeres Wiſſen die Zu⸗ 
teilung für einen nahen Zeitpunkt, etwa ſechs Monate nach Ein⸗ 
zahlung von 20 %% der Vertragsſumme, beſtimmt in Ausſicht ſtellt, 
dürften ſelten ſein. 

Der größere und häufiger auftretende Mißſtand ſcheint mir 
darin zu liegen, daß die Zweckſparunternehmungen in der Offent⸗ 
lichkeit und in ihren Anweiſungen an die Werber zu wenig Auf- 

ärung über die Eigenheiten des Zweckſparens bringen. Um drei 
tagen handelt es ſich vorzugsweiſe, auf welche es an allgemein 
gültigen und bekannten Antworten fehlt. Es ſind das folgende: 

1. Wie lang iſt die Wartezeit für mich, wenn ich heute der 
Zweckſparunternehmung A. beitrete? 

2. Wie hoch ſind die Koſten des mir zufallenden Zweckſpar⸗ 
darlehens? 

3. Wie und mit welchen Aufwendungen kann ich aus dem 
Zweckſparvertrag wieder heraus, wenn ich ihn nicht mehr 
durchhalten kann. 

1. Die Frage nach der Wartezeit muß den Zweckſparunterneh⸗ 

mungen Veranlaſſung geben, über die Wirkungsweiſe des Zweck⸗ 
-parens eine vollſtändige und richtige Darlegung zu geben. Scheer 
olgt nur der landläufigen in vielen Werbeverſammlungen vorge⸗ 

tragenen Meinung, wenn er ſagt: 
„Es (das Zweckſparen) bietet ihnen die Möglichkeit, den 

Sparzweck früher zu erreichen, als es ihnen beim Einzel⸗ 

ſparen möglich wäre.“ 


hi Bei einer Beſinnung auf den wirklichen Sachverhalt zeigt 
ich nun, daß der Zweckſparer im ungünſtigſten Falle ſeine Ver⸗ 


tragsſumme ſelbſt anſpart. Dieſe Anſparzeit iſt gleich der Höchſt⸗ 
wartezeit. Sie iſt nur dann kürzer als diejenige des Einzelſparens 
bei einer Kreisſparkaſſe etwa, wenn die Zweckſparunternehmung 
keinerlei Koſten in der Sparzeit nimmt — während bislang im 
Gegenſatz zu dem Sparen bei einer Sparkaſſe ganz erhebliche 
Koſtenbeiträge auch in der Sparzeit erhoben werden — und höhere 
Habenzinſen gutgeſchrieben werden. Es kann hinſichtlich des un⸗ 
günſtigſten Falles im Zweckſparweſen alſo im Gegenſatz zu der von 
Scheer vertretenen Auffaſſung nur feſtgeſtellt werden, 

daß bei den derzeitigen Zweckſparunternehmungen in Deutſch⸗ 

land keineswegs die Möglichkeit gewährleiſtet iſt, durch Zweck⸗ 

ſparen ſchneller an das Sparziel zu gelangen. 

Das Zweckſparen als Finanzierungsart geſehen bietet im 
günſtigſten Durchſchnittsfall, nämlich demjenigen eines gleich⸗ 
ee offenen Sparerkreiſes, lediglich die hinreichend ſichere Aus— 
icht, 5 

daß jeder Zweckſparer ein Darlehen zugeteilt erhält, wenn er 

etwa 50% der Vertragsſumme in Pflichtſparbeiträgen ein⸗ 

geſpart hat. 

Das Darlehen beträgt alſo im günſtigſten Durch⸗ 
ſchnitts fall etwa 50% der Vertragsſumme. Das find unum⸗ 
ſtößliche finanzmathematiſche Gewißheiten. Durch Sonderleiſtun⸗ 
gen und Fremdgeld wird — das Vorhandenſein vorausgeſetzt! — 
die Ausſicht in etwa günſtiger. Indeſſen ſind bei den derzeitigen 
Zweckſparunternehmungen durchaus nicht die Vorausſetzungen da⸗ 
für gegeben, daß auf längere Sicht Sonderleiſtungen gemacht wer⸗ 
den oder Fremdgeld bereitgeſtellt wird. 

Die Zweckſparunternehmungen machen nun häufig den 
Fehler, daß ſte die Offentlichkeit nicht über ihre Wirkungsweiſe 
genau unterrichten. Dieſe wird vielmehr bewußt oder unbewußt 
in der Auffaſſung belaſſen, daß das Zweckſparen eine Art Glück⸗ 
bringender Nürnberger Trichter oder ein Geld ſchaffendes per- 
petuum mobile ſei. Das hat dann bei vielen Volksgenoſſen 
feit jeher dazu geführt, daß fie das Zweckſparen in Bauſch und 
Bogen verurteilt haben. Was ſoll bei dieſer Sachlage der Werber 
einer Zweckſparunternehmung tun? Er ſucht ſeinen Broterwerb 
und darf ſich, zumal der Gewerbezweig ſtaatlich beaufſichtigt iſt, 
darauf verlaſſen, daß die Sache in Ordnung geht. Fragt er, wie 
es mit der Wartezeit beſtellt ſei, ſo erhält er keineswegs eine 
gründliche und zutreffende Belehrung, ſondern man ſagt ihm, daß 
die von ihm zu vertretende Unternehmung verhältnismäßig gün⸗ 
ſtige Wartezeiten aufzuweiſen habe. Er, der Werber, ſolle ſich aber 
ja nicht unterſtehen, irgendeine Angabe über die Wartezeit gegen⸗ 
über dem Intereſſenten zu machen. Allzuhäufig wird dem Werber 
noch mitgeteilt, wie hoch die Spareinzahlungen und die Warte⸗ 
zeiten bei den bislang zugeteilten Zweckſparverträgen ſeiner Zweck⸗ 
ſparunternehmung waren. Nun ſtelle man ſich doch nur vor, was 
der Werber wirklich und begreiflicherweiſe tut, wenn er ſich an 
ſeine Arbeit begibt. Die Intereſſenten ſind durch die ſattſam be⸗ 
kannten Anzeigen unter „Kapitalangebote“ angelockt. Sie bitten 
um Vertreterbeſuch. Sie tragen dem Werber ihre Sorgen vor. Der 
Werber weiß gelbſt nichts Genaues über die Grundlagen des Zweck⸗ 
ſparens. Wenn er die Wahrheit ſo, wie ſie hier dargelegt iſt, ſchil⸗ 
dern würde, dürfte kein Abſchluß zuſtande kommen. Da er ſie nicht 
weiß, auch Angaben über die Wartezeiten dienſtlich nicht machen 
darf, bleibt ihm nichts anderes übrig, als auf gut oder ſchlecht 
Glück zum Abſchluß zu raten. Wenn der Intereſſent drängt, läßt 
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der Werber ſich gewiß immer dazu herbei, ganz unverbindlich feine 
eigene Meinung über die mutmaßliche Wartezeit kundzutun. Meines 
Erachtens trifft alſo für die überwiegende Zahl aller Fehlwerbun⸗ 
gen von Zweckſparern nicht den Werber, ſondern die Zweckſpar⸗ 
unternehmung die Schuld. 


2. Alle Zweckſparunternehmungen rühmen ſich, zinsloſes Geld 
zu geben. Sie erwecken damit bewußt den Anſchein, im Verhältnis 
zu den Sparkaſſen und Banken billigeres Geld zu geben. Während 
nun ein erfahrener und geſchulter Mann ohne weiteres erkennen 
muß, daß das Geld der Zweckſparunternehmungen nur von Zweck⸗ 
ſparern kommt und dieſe, wenn das ausgeliehene Geld billig ſein 
ſoll, ihre Einlagen ſehr billig hergeben müſſen, macht ſich ein un⸗ 
geſchulter oder in Not befindlicher Volksgenoſſe keine Gedanken. 
Er glaubt vielmehr an die ihm mit dem Wort „zinslos“ geprieſene 
Billigkeit der Zweckſpardarlehen. Ich verweiſe zur Darſtellung des 
wirklichen Preiſes der Zweckſpardarlehen auf die folgende Tabelle, 
welche einem genehmigten Zweckſparplan entnommen iſt. 


Tabelle 


Bedingungen: v. 14. März 1934. 

Tarif: 1 

Vertragsſumme: 3000 RM. 

Zahlweiſe: Sparbeiträge, Tilgungsbeiträge monatlich im 


voraus, einmalige Koſtenbeiträge ſofort, Sonder⸗ 
leiſtung 2 Monate vor Jahresſchluß in der er⸗ 
forderlichen Höhe. 

Mindeſtſparguthaben: 30%. 

Wirklicher Zins: abgerundet; Vergleichs-Habenzins 3 % jährlich, 

" Soll „ 59% 1 
(Bem.: Die Annahme eines feſten Vergleichsſollzinſes 

von 5% geſchieht der Einfachheit halber. Rein 
rechneriſch ſind die Sollzinsſätze, ſoweit ſie höher 
als mit 5% ausgewieſen ſind, noch erheblich 
höher. Da bereits bei der hier vorgeführten 
vereinfachten, rohen Rechnung der niedrigſte 
Dahrlehnszins 11% jährlich ausmacht, erſcheint 
eine genauere Rechnung unnötig). 


Bedingungsmäßig Wirklich 
Einzah⸗ Gut⸗ Reſt⸗ | Gut⸗ Dar⸗ 5, 
lungen Koſten haben ſchuld haben lehen Zins 
An | An | Ru AM AH) FH % 
ı | 49 | 1122,—| 222 | 900, !2450,— | 1137 1863 11 
2 49 |1194— | 294 | 900,— |2450,— 1230 1770 18 
3 4 1651,20 366 | 1285,20 | 2001,60 | 1736 | 1264 23 
4 3 2151,60 438 | 1713,60 | 1501,20 2297 703 53 
5 2 | 2652,—| 510 |2142,— | 1000,80 | 2874 | 126 | 408 
6 1 3152,40 | 582 2570,40 500,40 | 3469 469 
2 0 | 3652/80 | 654 3000. — 0.— | 4u82 | 1082 


Zur Erläuterung: 


Wer z. B. zwei Jahre ſpart und dann die Zuteilung er⸗ 
hält, hat 4,9 Jahre zu tilgen. Er hat dann 1194 RM ein- 
gezahlt. Die bis dahin belaſteten Koſten betragen 294 Rt, 
jo daß ein Kündigungsguthaben von 900 2% verbleibt. 
In der Tilgungszeit muß er noch 2450 RM zahlen. 

Hätte derſelbe Mann ſeine Einzahlungen bei einer 
Sparkaſſe gemacht, die jährlich 3% Zinſen gewährt, ſo 
hätte er am Ende der zwei Jahre ein Sparguthaben von 
1230 AA. Um feine Antragsſumme von 3000 RAM voll 
zur Verfügung zu haben, brauchte er noch 1770 RM 
als Darlehen aufzunehmen. Während er dafür nur etwa 
5% Zinſen zu zahlen brauchte, koſtet das „zinsloſe“ Dar⸗ 
lehen der Zweckſparunternehmung vergleichsweiſe 13% 
jährlich. 

Die Tabelle ſpricht für ſich. Meines Erachtens weiß der Wer⸗ 
ber nicht um die Dinge Beſcheid. Jedenfalls trifft auch hier die 
Schuld an den Fehlwerbungen von Zweckſparern und den bitteren 
Klagen und Beſchwerden ſich betrogen fühlender Volksgenoſſen nicht 
den Werber, ſondern die Zweckſparunternehmungen. 


3. Die Frage nach den Folgen des Nichtdurchhaltens eines 
Zweckſparvertrages mag zwar in früheren Jahren bei dem größe⸗ 
ren Optimismus der Werber und der Intereſſenten wenig geſtellt 
worden ſein. Immerhin begegnet man doch häufig der Behaup⸗ 
tung, der Werber habe bei Vermittlung des Abſchluſſes geſagt, 
wenn der Sparer den Vertrag nicht mehr durchhalten wolle, konne 
er ihn verkaufen. Der Sparer hat gewiß gemeint, daß er bei dem 
Verkauf keinen Verluſt haben würde. Vielleicht hat auch der Wer⸗ 


Aufſätze 
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ber ſich das ſo gedacht. Später zeigt ſich, daß ein Verkauf nur mit 
mehr oder weniger großem Verluſt möglich oder gar vollends um? 
möglich iſt. 

Bei dieſer Sachlage kommt der Abrede des Ausſchluſſes münd⸗ 
licher Vereinbarungen und ähnlicher Klauſeln keine Bedeutung zu. 
Denn keine derartige Beſtimmung kann rechtfertigen, daß Werber 
und Zweckſparer in den oben erörterten drei Fragen jo mangel⸗ 
haft unterrichtet werden, wie das oben dargelegt iſt. 


RA. Stockmeyer, Köln. 


Vertragsſtempel zu Prozeßvollmachten 


Nachſtehenden RdErl. d. Pröin Min. v. 28. Juni 1935, 8 5101 
f gebe ich den Juſtizbehörden in Preußen zur Beachtung 
ekannt. 


Von dem Vollmachtgeber unterſchriebene, meiſt nach einheit⸗ 
lichem Vordruck erteilte und dem RA. ausgehändigte Prozeßvoll⸗ 
machten enthalten vielfach außer der Ermächtigung zur Prozeß 
führung noch folgende Vereinbarungen: 


„Für das hierdurch begründete Vertragsverhältnis wird fol- 
gendes vereinbart: 


1. Erfüllungsort und Gerichtsſtand iſt ... 


2. Die Handakten des RA. ſowie die ihm von der Partei über⸗ 
gebenen Schriftſtücke gehen nach Ablauf von 6 Monaten 
ſeit rechtskräftiger Entſcheidung oder ſonſtiger Erledigung 
der Sache in das Eigentum des RA. über, ſo daß dieſer 
berechtigt iſt, nach ſeinem Belieben darüber zu verfügen, ſie 
insbeſondere auch zu vernichten. 


3. Die Verpflichtung des RA. zum 8 aller durch ſein 
Verſchulden entſtandenen Schaden iſt beſchränkt bis zur 
Höhe des dreifachen Betrages der von ihm in der betr. 
Inſtanz, beim Fehlen von Inſtanzen für die betr. Tätig⸗ 
keit ins Verdienen gebrachten Gebühren. Die Friſt für die 
Verjährung des Anſpruchs der Partei auf Schadenerja® 
wird in Abweichung von der Beſtimmung des § 32a RAD. 
auf ſechs Monate feſtgeſetzt.“ 

Vereinbarungen dieſer Art find gemäß § 1 Abf. 2 
Satz 3 nach Tarifſt. 182 LStG. ſtempelpflichtig (ogl. 
Loeck, 11. Aufl., S. 22, Anm. 6 a). 

Auf Grund des § 36 Abſ. 2 a. a. O. erlaſſe ich hier⸗ 
durch den Vertragſtempel zu derartigen vor dem 
15. Juli 1935 ausgeſtellten Prozeßvollmachten. Erſtattun⸗ 
gen ſind ausgeſchloſſen. 


(AV. d. RIM. v. 11. Juli 1935, VI d 620. — Deutſche Zuftiö 
S. 1021.) 


Ein Mangel des Feſtſectzungsverfahrens 


5 105 Abſ. 2 ZPO. beſtimmt, daß ein beſonderer Feſtſetzungs“ 
antrag nicht notwendig iſt, wenn die Partei vor der Verkündung 
des Urteils die Berechnung ihrer Koſten eingereicht hat. Damit 
ſoll eine Beſchleunigung in einfachen Sachen, insbeſ. bei Ver⸗ 
ſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteilen herbeigeführt werden. Infolge⸗ 
deſſen werden regelmäßig mit der Klage in derartigen Fällen die 
Koſtenberechnungen gefertigt und dem Gericht mitgeteilt. 

Häufig ändert ſich aber vor dem Erlaß des Urteils der 
Gegenſtand des Rechtsſtreits durch Zahlung, die oft erſt im Ter 
min mitgeteilt wird und die die eingereichte Berechnung hinfällig 
macht, ſo daß ein neuer Antrag einzureichen iſt, da nach 8 10: 
Abf. 1 Satz 4 die Verbindung des Feſtſetzungsbeſchluſſes mit dem 
Urteil unterbleiben ſoll, ſofern dem Feſtſetzungsgeſuch auch nur 
teilweiſe nicht entſprochen wird. Die eingereichten Anträge werden 
vom Gericht daher nicht benutzt, vielmehr wird ein neuer Antrag 
verlangt, der erſt nach dem Erlaß des Urteils geſtellt werden 
kann, was erhebliche Nachteile mit ſich bringt, deren Beſeitiguns 
dringend geboten iſt. 

In ſolchen Fällen wäre es angebracht, die Feſtſetzung auf 
Grund des eingereichten Antrags zu bewirken, in dem die en! 
ſprechenden Beträge der Koſtenberechnung von Amts wegen ge⸗ 
ändert werden. 

Es wäre zweckmäßig, Abs. 2 des § 105 etwa durch folgenden 
zweiten Satz zu ergänzen: 

Wird der Klageantrag nach der Einreichung der Koſten, 
berechnung ermäßigt, ſo ſind die mitgeteilten Beträge entſpreche 
zu ändern, Abf. 1 Satz 4 iſt nicht anzuwenden. 


64. Jahrg. 1935 Heft 32] 


Eine zweckentſprechende Handhabung des Geſetzes müßte 
allerdings auch ohne dieſe ausdrückliche Beſtimmung möglich ſein. 
Sie kommt dem Gläubiger und dem Schuldner entgegen. Der 
Gläubiger vermeidet die Gefahr, daß er wegen der Hauptforde⸗ 
rung zwar ſogleich vollſtrecken kann, wegen der Koſten aber erſt 
ſpäter zu pfänden vermag, was häufig den Verluſt der Koſten⸗ 
beträge mit ſich bringt, die nicht mehr beizutreiben ſind, weil der 
Schuldner inzwiſchen zahlungsunfähig geworden iſt. Ferner wer⸗ 
den die Koſten eines beſonderen zweiten Vollſtreckungsauftrages 
dem Schuldner und dann auch dem Gläubiger erſpart. 

Schließlich bedarf es nach $ 798 ZPO. bei einem Feſtſetzungs⸗ 
beſchluß, der nicht zugleich auf das Urteil geſetzt ift, der vorherigen 
Zuſtellung des Schuldtitels und der Einhaltung der Friſt von 
einer Woche, die mithin die Vollſtreckung wegen der Koſten gegen⸗ 
über der Hauptforderung erheblich verzögert. 

Dieſe Erſchwerniſſe ſind unnötig und nicht gewollt, ihre als⸗ 
baldige Beſeitigung empfiehlt ſich daher. 

RA. Dr. Hawlitzky, Forſt i. L. 


Die Erſtattung einer Parteiauslage für mehrere Prozeſſe 


Eine Partei hat oft dieſelbe Aufwendung für mehrere ihrer 
Rechtsſtreitigkeiten zu machen. Am häufigſten ift der Fall, daß fie 
von ihrem Wohnſitz zum Gerichtsort reifen muß, wo an demſelben 
Tage in verſchiedenen Prozeſſen, die nicht miteinander verbunden ſind, 
Termin für ſie anſteht. Wenn ſie alle Prozeſſe gewinnt, erhebt ſich 
die Frage, in welcher Weiſe ſie ihre Reiſeauslagen von den Gegnern 
erſtattet verlangen kann. Die Erftattungsfähigkeit an ſich ſei hierbei 
vorausgeſetzt. Das Problem iſt, ob die einzelnen Gegner nach Kopf⸗ 
teilen oder Verhältnisquoten, die den Streitwerten entſprechen, oder 
als Geſamtſchuldner haften. 

Seltſamerweiſe laſſen uns hier ſämtliche neueren Erläuterungs⸗ 
bücher zur ZPO. im Stich. Lediglich Förfter- Kann ſtreift das 
Problem in ſeiner 3. Aufl. von 1913 unter 8 91, 6, b, cc: „Da eine 
mehrfache Erſtattung derſelben Auslage nicht zuläſſig iſt und die Ver⸗ 
teilung der Auslage auf die mehreren Prozeſſe im Verhältnis der 
Streitwerte nicht ſachgemäß erſcheint, ſo bleibt nur die Löſung der 
Verteilung auf die mehreren Prozeſſe zu gleichen Teilen übrig.“ 
Förſter⸗Kann führt einen Aufſatz von Schultzenſtein in 
BER. 36, 320 an, der das gleiche Ergebnis befürwortet. 

Dieſe Löſung dürfte jedoch nicht billig ſein. Schultzen⸗ 
ſtein ſtützt ſich für feine Anſicht vor allem auf (den früheren) § 91 
Ge. und auf 8 100 Abſ. 1 ZPO., in denen ebenfalls eine Ver⸗ 
teilung der Koſten auf die mehreren Schuldner nach Kopfteilen an⸗ 
geordnet ſei. Beide laſſen ſich jedoch nicht bzw. nicht mehr als ſtich⸗ 
haltige Gründe anführen. 8 91 des alten GKG. entſpricht dem heu⸗ 
tigen 8 87, der gerade anders als früher anordnet, daß mehrere Per⸗ 
ſonen, die eine Partei bilden, in Ermangelung einer gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſtenverteilung als Geſamtſchuldner haften. In 
8100 Abſ. 1 ZPO. iſt zwar beſtimmt, daß mehrere Perſonen, die 
den unterliegenden Teil bilden, für die Koſtenerſtattung nach Kopf⸗ 
teilen haften. Eine Analogie für den Fall, daß mehrere Perſonen 
nicht in einem Prozeß, ſondern in verſchiedenen Prozeſſen unterliegen, 
läßt ſich jedoch nicht ziehen, weil das einzige — verfahrensrechtliche — 
Band, daß die mehreren Perſonen in einem Rechtsſtreit auf einer 
Seite gegen einen Gegner ſtehen, hier gerade nicht vorhanden iſt und 
ſomit jede Beziehung entfällt, die eine Teilung nach gleichen Quoten 
angemeſſen erſcheinen läßt. 

Wir haben den Grundſatz, daß ein Geſamtſchuldverhältnis vor⸗ 
liegt, wenn mehrere eine Leiſtung in der Weiſe ſchulden, daß jeder 


Dr. Walter Raeke 25 Jahre Rechtsanwalt 


Der Herausgeber der Juriſtiſchen Wochenſchrift, RA. Dr. 
Walter Raeke, beging am 1. Aug. 1935 ſein 25jähriges 
Rechtsanwaltsjubiläum. Am 1. Aug. 1910 ließ Dr. Rae ke ſich 
als RA. in Pölitz bei Stettin nieder und wurde im Jahre 1916 
vom Hamburger Senat zur Anwaltſchaft in Hamburg zugelaſſen. 
Seit 1929 Mitglied der NSDAP., iſt Dr. Raeke in den Jah⸗ 
ren der Kampfzeit im Gau Hamburg und darüber hinaus als 
Berater und Verteidiger zahlloſer Parteigenoſſen, insbeſ. SA.⸗ 
und SS.⸗Männer bekannt geworden. Auch den Führer perſön⸗ 
lich hat er in großen politiſchen Prozeſſen gegenüber marxiſtiſchen 
Schmähungen und Verleumdungen wiederholt erfolgreich vertei⸗ 
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die ganze Leiſtung zu bewirken verpflichtet, der Gläubiger die Leiſtung 
aber nur einmal zu fordern berechtigt iſt (ogl. 8 421 BGB.). Warum 
ſoll nicht ein Geſamtſchuldverhältnis vorliegen? Iſt es nicht billig, 
daß keiner der Unterlegenen ſich darauf berufen kann, daß der Kläger 
zufällig auch noch andere Prozeſſe geführt hat? 

Schultzenſtein leugnet ein Geſamtſchuldverhältnis zunächſt 
mit der Begründung, daß es an einem die Schuldner gemeinſchaftlich 
verpflichtenden Rechtsgrunde fehle und 8 420 BGB. ausdrücklich be⸗ 
ſtimme: „Schulden mehrere eine teilbare Leiſtung, ſo iſt im Zweifel 
jeder Schuldner nur zu einem gleichen Anteile verpflichtet.“ Hier⸗ 
gegen läßt ſich einwenden, daß eine Geſamtſchuld auch dann beſtehen 
kann, wenn kein einheitliches Schuldverhältnis zugrunde liegt, ſon⸗ 
dern die Verpflichtungen auf verſchiedenen unabhängig voneinander 
entſtandenen Schuldverhältniſſen beruhen. Dabei handelt es ſich zwar 
nicht um eine gewöhnliche, aber doch um eine ſog. „unechte“ Geſamt⸗ 
ſchuld (vgl. Staudinger, Einleitung zu 89 420 ff. unter 1, 4). 
Der „im Zweifel“ geltende Satz des 8 420 BGB. muß alsdann 
weichen, und zwar vor allem, weil hier die Billigkeit eine abweichende 
Löſung verlangt. Allerdings iſt Schultzenſtein gerade darin anderer 
Anſicht. Er meint, es gehe nicht an, daß die obſiegende Partei ſich 
denjenigen herausgreife, welcher in dem unbedeutendſten Prozeß unter⸗ 
legen ſei, und den frei ausgehen laſſe, welcher den wichtigſten Prozeß 
verloren habe, etwa weil ſie ſich mit dem einen beſſer ſtehe als mit 
dem anderen. Mir ſcheint die Intereſſenlage anders zu ſein: Es 
kommt nicht darauf an, ob Unebenheiten auf ſeiten der Unterlegenen 
möglich ſind, ſondern darauf, daß keine Unebenheiten auf ſeiten des 
Obfiegenden auftreten können. Es iſt viel unbilliger, wie es bei einer 
Kopfverteilung möglich iſt, daß die obſiegende Partei wegen Zahlungs⸗ 
unfähigkeit eines ihrer drei Gegner das eine Drittel nicht erſtaktet 
bekommt, obwohl ihm jeder die Auslage voll hätte bezahlen müſſen, 
wenn nicht zufällig noch andere an demſelben Tage einen Prozeß 
gehabt hätten. Es dürfte beſſer ſein, den Sieger vor Zufälligkeiten 
zu bewahren, als den von ihm in Anſpruch genommenen Unter⸗ 
legenen zu bedauern, weil ihm hein beſonderer Vorteil daraus er⸗ 
wachſen ſei, daß zufällig die Aufwendung auch noch aus Anlaß anderer 
Prozeſſe gemacht wurde. Mir ſcheint es entſcheidend darauf an⸗ 
zukommen, daß der Sieger durch den Prozeß keinen Schaden erleidet. 
Somit ift auch der weitere Geſichtspunkt Schultzenſteins, daß 
die Unterlegenen untereinander wiederum Ausgleichsprozeſſe führen 
müßten, wenn die obſiegende Partei von einem die ganze Summe 
verlangt habe, nicht mehr erheblich, weil er den vorgehenden Intereſſen⸗ 
bereich des Obſiegenden nicht betrifft. (Im übrigen dürfte eine ſolche 
Ausgleichspflicht bei unechter Geſamtſchuld in der Regel nicht be⸗ 
ſtehen; vgl. RG. 61, 60; 92, 148.) 

Über die aufgeworfene Frage gibt es eine Entſcheidung, die 
— allerdings ohne ſich mit dem Aufſatz von Schultzenſtein aus⸗ 
einanderzuſetzen — die hier vertretene Anficht teilt. Die BeſchwAbt. I 
des RPat A. hat in ihrem Beſchl. K 56 755/20 g v. 30. Dez. 1920 
(SW. 1921, 493 — Mu. 20, 123) ausgeführt: „Daraus, daß 
mehrere Sachen entſtanden, erwächſt kein Anſpruch des Koſten⸗ 
ſchuldners darauf, nur für einen Teil der Koſten aufkommen zu 
müſſen, die durch ſeine Klage veranlaßt worden ſind.“ Das zu⸗ 
verläſſige und überſichtliche Buch von Gaedeke, Die Koſtenrecht⸗ 
ſprechung des KG. in Zivilſachen, 1934, bringt keine Entſcheidung, 
die hierher gehörte. Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 
gibt unter IV, 2, 4 einen kurzen Einblick in das Problem und nimmt 
gleichfalls Geſamtſchuld an. 

Es wäre zu begrüßen, wenn ſpätere Auflagen unſerer Erläute⸗ 
rungsbücher zur ZPO. die recht wichtige Frage der Erſtattung einer 
Parteiauslage für mehrere Prozeſſe behandeln würden. 


Fakultätsaſſiſtent Dr. Bodo Richter, Berlin. 


digt. Als einer der älteſten Mitarbeiter des Reichsjuriſtenführers 
Dr. Frank war Dr. Raeke bis zum Jahre 1934 der erſte 
juriſtiſche Gauführer des Hanſeatiſchen Gaubezirks und ſeit 1931 
zugleich juriſtiſcher Landesleiter für die drei Hanſeſtädte, Olden⸗ 
burg und beide Mecklenburg. Im Herbſt 1933 wurde Dr. Raeke 
als Reichsfachgruppenleiter Rechtsanwälte in die Reichsführung 
des BNS DJ. berufen. Der Reichsleitung der NSDAP. und dem 
Führerkorps der Partei gehört Dr. Rae ke als Amtsleiter im 
Reichsrechtsamt und Leiter des Amts für Rechtsbetreuung des 
Deutſchen Volles an. Er iſt Mitglied des Reichstages und der 
Akademie für Deutſches Recht. Im Mai 1935 ernannte der Reichs⸗ 
juriſtenführer, Reichsminiſter Dr. Frank, RA. Dr. Raeke 
zu ſeinem ſtändigen Stellvertreter in der Führung der Deutſchen 
Rechtsfront und des BR SDI. 
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Berufshaftpflichtverſicherung für Rechtsanwälte 


Das Sozialamt des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher 
Juriſten hat ſich ſeit Einrichtung feiner Verſicherungsabteilung 
darum bemüht, eine Anpaſſung der von der Allianz⸗ und Stutt- 
garter Verein, Verſicherungsaktiengeſellſchaft, geforderten Prä⸗ 
mien und Bedingungen an die Notlage des Berufsſtandes der 
Rechtsanwälte zu erlangen. In gemeinſamen Verhandlungen mit 
der Reichsrechtsanwaltskammer iſt nunmehr ein Teilerfolg er⸗ 
reicht worden. Die Verſicherungsgeſellſchaft hat ſich bereit erklärt, 
die Zuſchläge von 50 und 80% zur Prämie für Mit⸗ und Hilfs⸗ 
arbeiter dann wegfallen zu laſſen, wenn die im Anſchluß und auf 
Grund des Examens erfolgende Ernennung zum Aſſeſſor nicht 
mehr als zwei Jahre zurückliegt. Dies gilt auch für Aſſeſſoren, die 
zur Rechtsanwaltſchaft zugelaſſen ſind bzw. während der vor⸗ 
genannten zwei Jahre zugelaſſen werden. 

Nachdem bereits ſeit längerer Zeit auch für Referendare, die 
im obligatoriſchen Vorbereitungsdienſt bei RA. tätig find, der 
Hilfsarbeiterzuſchlag nicht in Rechnung geſtellt wird, iſt nunmehr 
in weitem Umfang der Weg für die Ausbildung des Nachwuchſes 
freigegeben. 

Dieſe Regelung tritt mit Wirkung v. 1. Juli 1935 in Kraft, 
wobei ſich die Verſicherungsgeſellſchaft bereit erklärt hat, die oben⸗ 
erwähnten Zuſchläge im Einzelfall auch für die Zeit ſeit dem 
1. April 1935 nachzulaſſen, wenn ein RA. einen Aſſeſſor oder 
jungen Anwalt als Hilfs⸗ bzw. Mitarbeiter in feinen Arbeits⸗ 
bereich aufgenommen hat. 

Auf die zwei Jahre, die für die zuſchlagfreie Beſchäftigung 
feſtgeſetzt ſind, gelangen Arbeits⸗ und Militärdienſtzeit nicht zur 
Anrechnung. 


Schri 


Prof. Dr. Reinhard Höhn: Rechtsgemeinſchaft und Volks⸗ 
gemeinſchaft. (Der deutſche Staat der Gegenwart, Heft 14.) 
Hamburg 1935. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt. Preis kart. 
3 Hul. 


Die Schrift iſt eine grundſätzliche Auseinanderſetzung mit dem 
überkommenen und heute noch weithin nachwirkenden individualiſti⸗ 
ſchen Rechtsdenken. Dieſes Rechtsdenken glaubt der Verf. in be⸗ 
ſonderem Maße in dem Begriff „Rechtsgemeinſchaft“ vorzufinden, der 
für ihn „auf das engſte mit der individualiſtiſchen Denkweiſe und 
ihrem Syſtem verknüpft“ iſt (S. 7). Wie iſt dieſe Ausgangs⸗Theſe 
des Verf. zu verſtehen? 

Der Verf. unterbaut ſeine Gedankenführung mit einer geſchicht⸗ 
lichen Erwägung. „Der germaniſche Staat beruhte auf einem Syſtem 
von Gemeinſchaften, der Gemeinſchaft der Familie, der Sippe, der 
Hundertſchaft, des Stammes. Dieſe Gemeinſchaften find nicht kon⸗ 
ſtruiert, nicht eine Summe von Einzelnen, ſondern reale in der Ge⸗ 
ſchichte aufgetretene Erſcheinungen“ (S. 23). Es handelt ſich bei ihnen 
um eine „unmittelbare Geſchloſſenheit einer konkret handelnden Ge- 
meinſchaft“ (a. a. O.), die für den Einzelnen nicht nur ein „modus“ 
feiner Exiſtenz, ſondern „die ihn durchdringende Subſtanz“ iſt (tref- 
fende Formulierung von Larenz, Rechts- und Staatsphiloſophie 
der Gegenwart, 2. Aufl., S. 63 unten). „Dieſe reale, konkret han⸗ 
delnde Gemeinſchaft“ (S. 24) war „nicht ein bloßer Friedens⸗ und 
Rechtsverein, ſondern ergreift den ganzen Menſchen, ſie umfaßt mit 
gleicher Macht alle Seiten des Lebens und begründet zugleich eine 
religiöſe, geſellige, ſittliche und wirtſchaftliche Verbindung“. Die in 
einem ſolchen Gemeinſchaftsſtaat vorhandene Bindung des Einzelnen 
iſt jedoch keine Unterwerfung unter eine heteronome Macht, ſondern 
eine Bindung an die „Subſtanz ſeines eigenen Seins“ (Larenz 
a. a. O. S. 165). 

Dieſe exiſtenzielle und ſubſtanzhafte Gemeinschaft iſt fpäter in 
einem geſchichtlichen Zerſetzungsprozeß aufgelöſt worden. Immer mehr 
brach ſich der Geiſt des Individualismus Bahn, der „das Ich und 
die ſoziale Welt in harter Subſtanzialität einander gegenüberſtellt“ 
(Smend, Verfaſſung und Verfaſſungsrecht ©. 6). Der Einzelne 
emanzipierte ſich von der Gemeinſchaft und etablierte ſich als die 
„in ſich ſelbſt ruhende Einzelperſönlichkeit“ (S. 37). Das „Weſen 
der Cinzelperfönlichkeit” wurde darin erblickt, „ſich ſelbſt eigener 
Grund zu ſein“ (S. 37). So trat an die Stelle jeder „konkreten 
Gemeinſchaftsordnung mit Leben und Subſtanz“ (S. 69) als Verfalls⸗ 
und Zerſetzungserſcheinung eine formale Rechtsgemeinſchaft, deren 
Weſen darin liegt, „daß dieſe Gemeinſchaft ſich auf eine Gemeinſam⸗ 
keit von gewiſſen Vorſtellungen und Wertanſchauungen beſchränkt“ 
(S. 73). „Die Rechtsgemeinſchaft iſt keine Gemeinſchaft, die den ganzen 
Menſchen erfaßt, ſie gibt nur eine Reihe von Vorſtellungen und 
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Es iſt weiter Vorſorge dafür getroffen, daß für den Fall 
der Einführung einer obligatoriſchen Vorbereitungszeit für RA. 
(Konzipientenzeit) die Befriſtung der Freijahre der neuen obligato⸗ 
riſchen Regelung angepaßt wird. 

Verſicherungstechniſch wird die neue Vereinbarung dem An⸗ 
trag auf Haftpflichtverſicherung unter Ziff. 8 a und b als An⸗ 
merkung beigefügt. 


Herbſtſtudienfahrt des BNSDJ. nach Nordamerika 


Wie in dem Mitteilungsblatt des BN SD., das die Beilage 
zum Heft 13/14 des Zentralorgans „Deutſches Recht“ bildet, S. 34 
bekanntgegeben iſt, veranſtaltet das Organiſationsamt der Reichs- 
geſchäftsſtelle in der Zeit v. 20. Sept. bis 11. bzw. 16. Okt. 1935 
eine Herbſtſtudienfahrt nach den Vereinigten Staaten von Nord’ 
amerika. Es werden die modernſten und ſchnellſten deutschen 
Dampfer, auf der Hinfahrt der Dampfer „Europa“, auf der Rück⸗ 
fahrt die Dampfer „Bremen“ und „Columbus“ benutzt. Die 
Städte New Jork, Philadelphia, Washington, Chikago und Detroit 
werden beſucht werden. Die Teilnehmer an der Studienfahrt 
haben Gelegenheit, wertvolle Einblicke in das wirtſchaftliche und 
kulturelle Leben des großen Landes zu tun. Um die wirtſchafts⸗ 
kundliche Seite der Fahrt beſonders intereſſant zu geſtalten, ſind 
zwei Programme ausgearbeitet worden, die bei gemeinſamer Hin⸗ 
fahrt dem einzelnen Teilnehmer die Möglichkeit geben, Dauer und 
Ausdehnung der Reiſe nach eigenem Geſchmack zu beſtimmen. 8 

Proſpekte und Anmeldeformulare konnen von dem Organiſa⸗ 
tionsamt der Reichsgeſchäftsſtelle des BNS Da., Berlin W 3 
Tiergartenſtr. 20, bezogen werden. 
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Werten, es liegt aber in ihrem Weſen, daß ſie den Menſchen als 
individuelle Perſönlichkeit gerade vorausſetzt“ (S. 74), fie iſt „eine 
Gemeinſchaft, die lediglich in einer Welt der Vorſtellungen vorhanden 
iſt“ (a. a. O.). Dieſe Entwicklung von der blutvollen und totalen, 
den Einzelnen durchgängig erfaſſenden Gemeinſchaft des germaniſchen 
Staates zur formalen Rechtsgemeinſchaft veranlaßt den Verf., die 
Rechtsgemeinſchaſt als „gemeinſchaftsmäßigen Reſtbeſtand“ (S. 58) zu 
bezeichnen, weil man in ihr keine konkreten Gemeinſchaften mehr 
kennt, ſo daß man ſich auf das äußerliche Bindemittel der Gemeinſam⸗ 
keit allgemeiner Vorſtellungen und Wertanſchauungen zurückziehen 
mußte (S. 60). Eine ſolche inhaltsleere Gemeinſchaft verdankt ihr 
Daſein ſchließlich nur noch den ſozialen Notwendigkeiten, ſie iſt ein 
techniſches Mittel zur Bändigung des ſozialen Chaos, fo daß ſie ſich 
im Grunde nur noch als eine „Gemeinſchaft der Notwendigkeit“ bar“ 
ſtellt (S. 37). Die Rechtsgemeinſchaft als ſoziales Surrogat für ſub⸗ 
ſtanzhafte und vitale Bindung iſt dann ſchließlich mit dem Sieg des 
Poſitivismus noch ihres letzten Reſtes an materialem Gehalt entkleidet, 
alſo bis zur völligen inhaltlichen Verſlachung formaliſiert worden. 
So ſieht der Verf. die Entwicklung. Auch in der juriſtiſchen 
Nachkriegsliteratur, ſoweit dieſe aus dem Gemeinſchaftserlebnis der 
Front neue Impulſe erhielt, konſtatiert er keinen grundlegenden 
Wandel. Er Konſtatiert in ihr vielmehr lediglich eine Reaktion gegen 
die vom Poſitivismus vollzogene völlige inhaltliche Entleerung un 
Funktionaliſierung des Begriffes „Rechtsgemeinſchaft“. Einen Durch⸗ 
bruch zu einer grundſätzlich neuen Sicht vermißt er jedoch in ihr; ſie 
hat vielmehr den Gedanken der Rechtsgemeinſchaft verſtärkt und neu 
belebt, ohne zur totalen und konkreten Gemeinſchaft durchzuſtoßen. 
Eine Mittelſtellung billigt der Verf. Smends Integrationslehre zu, 
in der zwar der Gegenſatz von Individuum und Gemeinſchaft no 
nicht überwunden ſei, die ſich aber andererſeits ihrem Gegenſtande 
nach auch nicht in einer bloßen Rechtsgemeinſchaft erſchöpfe. Während 
dieſe namlich ein Status formaler Gemeinſamkeiten, ein ruhender 
Beſtand gemeinſamer Vorſtellungen und Wertanſchauungen iſt, erfaß 
Smend den Staat und die in ihm geborgene Gemeinſchaft als ein 
geiſtiges Werden, indem Staat und Gemeinſchaft immer wieder zer“ 
fallen und ſich ſtets erneut bilden müſſen. So ſtellt ſich die Inte, 
grationslehre Smends als die Lehre vom „ewigen Stirb und Werde 
des Staates dar; Staat und Gemeinſchaft ſind nach ihr ein corpus 
mysticum, das ſich in ſtetem Kampf gegen die zentrifugalen Kräfte 
der Zerſetzung neu konftituiert. „Smend ſteht fo in einem Zwiſchen⸗ 
ſtadium. Seine Betrachtung fällt aus dem üblichen Rahmen heraus, 
ſie erregte deshalb auch mit Recht Aufſehen“ (S. 48). 5 
Auch in der jüngſten Literatur, die ſeit dem Anbruch des Dritten 
Reiches erſchienen iſt, vermißt der Verf. — mit geringen Ausnahmen — 
die entſcheidende Abkehr vom individualiſtiſchen Rechtsprinzip un 
ihrem Axiom, der Rechtsgemeinſchaft. Sie habe „im weſentlichen 
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verlorengegangene Poſitionen wieder eingenommen und ausgebaut“ 
(S8. 65). Deshalb proklamiert er als neue Aufgabe, „nunmehr über 
ie allgemeinen Vorſtellungen hinaus in konkreten Gemeinſchaften 
das Recht zu geſtalten und aus ihnen neu werden zu laſſen“ (S. 65). 
Heute, wo wieder ſichtbare und konkrete Gemeinſchaftsordnungen er⸗ 
ſtanden ſeien, habe die Rechtsgemeinſchaft in dem dargelegten Sinn 
ihre Exiſtenzberechtigung verloren. Man müſſe über bloße Anderungen 
in den Wertvorſtellungen, die ſich lediglich als „Akzents⸗ und Schwer⸗ 
gewichtsverſchiebungen innerhalb der individualiſtiſchen Welt“ (S. 8) 
darſtellen, zu einem grundſätzlichen Wechſel der geiſtigen Poſitionen 
kommen. „Wir haben in unſerem geſamten Vollisleben die auf ſich 
ſelbſt geſtellte Einzelperſönlichkeit verlaſſen und an Stelle bloßer Wert⸗ 
vorſtellungen die Volksgemeinſchaft zum Ausgangspunkt genommen“ 
(S. 8). Dieſe Volksgemeinfchaft „erſaßt den Menſchen ganz, ſie wird 
in den Ordnungen des Volles gelebt“ (S. 74); ſie mitife als „Nechts⸗ 
begriff“, als „Rechtsprinzip“ erfaßt und ausgewertet werden. 

0 Schon dieſer kurze Aufriß des Inhalts der Schrift zeigt, daß 
in ihr elementare Problemſtellungen behandelt werden. Sie führt den 
Leſer in anregend und gewandt verfaßter Darſtellung an Grundfragen 
unſerer Zeit heran und läßt ihn die Auswirkungen unſeres großen 
Zeitgeſchehens auf dem Gebiete des Rechts ſpürbar werden. Es wäre 
zu wünſchen, daß die grundſätzliche Anſchauung des Verf. von ihm 
bald auf abgegrenzten Rechtsgebieten erprobt und frulttiftziert würde. 
Erſt wenn ſich eine grundſätzliche Theſe in der mühevollen Arbeit des 
Alltags bewährt, wird ſie den Sieg an ihre Fahnen heften. 

RA. Reuß, Berlin. 


Prof. Rudolf Laun: Recht und Sittlichkeit. 3., erweit. u. 
verm. Aufl. Berlin 1935. Verlag Julius Springer. 
Preis 4,80 K. 


Das vorliegende Werk iſt die in einigen neuen Abſchnitten 
weitergeführte Ergänzung und Ausarbeitung der im Jahre 1924 an⸗ 
läßlich des Rektorwechſels an der Univerſität Hamburg vom Verf. 

er im Sommer 1934 als visiting professor nach Ann Arbor 
Michigan berufen wurde) unter dem gleichen Titel gehaltenen 
Rektoratsantrittsrede. 

Den Ausgangspunkt der ſehr eingehenden rechtsphiloſophiſchen 
Betrachtungen bildet „das Werturteil, das Urteil über Gut und 
Böſe, und das ihm entſprechende Erlebnis des Sollens, der Pflicht, 
des Gebots, Befehls, Imperativs, der Norm, oder mit anderen Wor⸗ 
ten die Frage: Was ſoll ich? oder was iſt gut?“ Schon Shaftes⸗ 
burn — fo führt der Verf. aus — habe erkannt, daß das Wert⸗ 
urteil ein Urteil eigener Art ſei, dieſen Gedanken jedoch nicht zu Ende 
gedacht. Erſt Kant habe eine von religiöſen Dogmen und von Natur- 
geſetzen unabhängige Ethil begründet, indem er den Gegenſatz zwiſchen 
dem Geſchehen und dem Sollen als einen Gegenſatz von nicht 
weiter ableitbaren Formen unſerer Erkenntnis aufzeigte und damit 
unſer wiſſenſchaftliches und philoſophiſches Denken grundlegend be⸗ 
einflußte. Laun ſucht die Fragen „was ſoll ich?“, — „wie ſteht es 
mit dem Recht?“, — „bindet mich im Recht der eigene oder ein 
fremder Wille )“, d. h. die Frage, ob das Recht heteronom oder 
die Gebote des Rechts Gegenſtand der Selbſtgeſetzgebung — autonom 
— ſeien, nach gründlicher Auseinanderſetzung mit der Kant ſchen 
Lehre und allen etwaigen Einwänden und Zweifeln dahin zu beant⸗ 
worten, daß „wer einem rechtlichen Sollen — nicht etwa einem 
Müſſen, einem Zwang, ſondern einer Rechtspflicht — gehorcht, damil 
nur ein Geſetz befolgt, das er ſich ſeinem ganzen Inhalt nach in 
jedem einzelnen Anwendungsfall ſelbſt gegeben hat“. 

Das Sog. pofitive Recht iſt nach Laun demnach in völliger 
Konſequenz ſeiner Theſe nur „eine Summe von Ausſageſätzen über 
die bedingte Anwendung der Gewalt des Stärkeren, . ſchlechthin 
Gewalt. Von einem Sollen einer Pflicht, enthält es nichts“. Deſſen 
aber, was man ſoll, kann man nach Anſicht des Verf. nur durch 
unmittelbares eigenes Erleben gewahr werden, das jeder wiederum 
nur durch eigene Erfahrung kennt. Für den Verf. werden die 
heteronomen Vorſchriften des ſog. poſitiven Rechts, die an ſich nur 
bedingtes Müſſen, Gewalt bedeuten, im einzelnen Anwen⸗ 
dungsfall zum verbindlichen Recht durch die Billigung des Ge⸗ 
wiſſens oder Rechtsgefühls, um unbedingten autonomen Sollen, zum 
wirklichen Recht. Für ihn ergibt ſich in jedem einzelnen Anwen⸗ 
dungsfall des ſog. poſitiven Rechts folgende Alternative: Entweder 
der Einzelne billigt das poſitive Recht, die Geſetze, Staatsverträge 

uſw., er erlebt fie im einzelnen Fall ihrer Anwendung als Sollen, 
als innere Nötigung ſeines Gewiſſens oder Rechtsgefühls, dann ſind 
ſie für ihn Recht, auch wenn er ſie nicht befolgt; oder es fehlt 
dieſe Billigung, dann ſind ſie für ihn nur Gewalt, auch wenn er 
ſich ihnen beugt. 

Aus dieſen Gedankengängen kommt der Verf. zu dem Ergebnis, 
daß Recht und Sittlichkeit „beide als ein Sollen im Gegenſatz zum 
Geſchehen erfaßt“, eins und dasſelbe — die „Geſamtheit aller Er⸗ 
lebniſſe der Pflicht find“. 
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Bereits in der für die ſpäteren Unterſuchungen grundlegenden 
Rektoratsrede vom Jahre 1924 wie auch in ihren Ergänzungen 
wird energiſch der „Wahn von der Allmacht des Geſetzgebers“ be⸗ 
kämpft, der in „Maſſenfabrikation willkürlicher Geſetze“ ausarten 
kann. Während nach Laun die poſitiviſtiſche Dogmatik nur die 
Wahl zwiſchen willenloſem Slelavengehorſam und völliger Leugnung 
der Kompetenz des Geſetzgebers hat (alſo Leugnung von Recht und 
Staat, Anarchie), entſcheidet nach autonomer Rechtsauffaſſung des 
Verf. „Gewiſſen und Rechtsgefühl in jedem einzelnen Anwendungs⸗ 
fall über Wert und Unwert desjenigen, was der Geſetzgeber ihnen 
zumutet“, denn „nicht die Sklaven des Geſetzgebers ſind die Rechts⸗ 
genoſſen und die Rechtswiſſenſchaft, ſondern ſeine Richter, die, auch 
dann, wenn ſie ſich der äußeren Gewalt beugen müͤſſen, doch in 
jedem Augenblick von neuem zu entſcheiden berufen ſind, ob das, 
was dieſe Gewalt ihnen befohlen hat, gut, d. h. ſittlich und recht⸗ 
lich zugleich iſt“. 

Man könnte verſucht fein, in der hier entwickelten Theſe von 
Laun eine große Gefahr individualiſtiſcher Eigenbrötelei und ſtän⸗ 
diger rechtszerſetzender Einzelkritik zu ſehen. Das hieße jedoch den 
Verf. mißverſtehen, denn „die hier vorgetragene Lehre von der 
Autonomie des Rechts will zeigen, wie eine große, anſcheinend mit 
zunehmender Kultur zunehmende Zahl von Menſchen, auch abgeſehen 
von religiöſen Glauben und von irdiſchen Zwangsmitteln, in jedem 
Augenblick Träger der Staats⸗ und Rechtsordnung iſt, und wie 
dieſe Menſchen dieſe Ordnung ſelbſt dann zu einem Teile tragen, 
wenn ſie ſie zu einem andern Teile mißbilligen und verletzen. In 
dieſem Sinne will Laun verſtanden ſein, wenn er erklärt, daß 
ſeine Lehre von der Autonomie des Rechts nicht zur Leugnung von 
Recht und Staat, ſondern zur Einſicht in deren wahre Rechtferti⸗ 
gung führt: „Recht und Staat und alle Machthaber im Staat und 
in der Völlterrechtsgemeinſchaft müſſen ſich den nicht bloß äußer⸗ 
lichen, ſondern inneren, freiwilligen Gehorſam, das Pllichtgefühl, 
die ſittliche Billigung derjenigen, die ſie mit ihren Befehlen be⸗ 
laſten, immer wieder von neuem verdienen.“ Hervorgehoben zu werden 
verdient auch der bereits in der Rede von 1924 erfolgte eindringliche 
Hinweis auf das nationale Volksbewußtſein als ſeſteſtem „Band, das 
eine Gruppe von Menſchen für die Dauer und entgegen allen Schick⸗ 
ſalsſchlägen zu einem Recht, einem Staat verbindet“. 

War die erwähnte Nektoratsrede die Baſis, von der aus Laun, 
auf Grund einer Kritik des Begriffs des hypothetiſchen Imperativs 
bei Kant, der bisherigen Lehre von der Heteronomie des Rechtes 
die Lehre von der Autonomie des Rechtes entgegenzuſetzen verſuchte, 
fo iſt das Kapitel II der vorliegenden Schrift („Die Autonomie des 
Rechts“) der auf dieſer Baſis fundierte Aufbau, der ſich mit ähnlichen 
in Vergangenheit und Gegenwart geäußerten Gedankengängen kritiſch 
auseinanderſetzt. Von beſonderem Intereſſe iſt dabei, daß bereits von 
der griechiſchen Philoſophie — wie uns Tenophon in ſeinen Er⸗ 
innerungen an Sokrates (in einem fingierten Geſpräch zwiſchen 
Alkibiades und Perikkles) berichtet — in Zweifel gezogen wurde, ob 
die Vefehle ſtaatlicher Machthaber bloß darum allein, weil Macht die 
Grundlage des Befehls bildet, verbinolich ſeien. Eine Koutroverſe mit 
Marſchall von Vieberſtein, der ganz unabhängig von den 
Gedanken des Verf. eine Theorie entwickelt hat, die mit der hier 
erörterten zum Teil übereinſtimmt, ergibt in vielen Punkten eine 
weſentliche Klärung der ſtrittigen Begriffe, Anſichten und For⸗ 
derungen. 

So ſehr Laun bemüht iſt, an die Stelle der heteronomen 
Rechtsauffaſſung die Autonomie des Rechts zu ſetzen, ſieht er ſich 
doch zu dem Anerkenntnis gezwungen: „... vor uns ſteht unleug⸗ 
bar eine Tatſache: die Menſchen glauben an die Heteronomie des 
‚pofitiven‘ Rechts, genauer an die unmittelbar verpflichtende Kraft 
der Befehle ſtaatlicher Machthaber, fie anerkennen die Autorität des 
Staates und der von ihm geſetzten Regeln, fie gehorchen den ‚Rome 
petenten‘ Organen des Staates ...“ 


Dieſe Tatſache gibt dem Verf. Veranlaſſung, in einem weiteren 
Kapitel die „Poſitivität des Rechts“ einer Kkritiſchen Analyje vom 
Standpunkt ſeiner Theorie aus zu unterziehen. „Poſitivität“ tft 
ihm kein „Sollen“, ſondern ein „Sein“, Tatſächlichkeit, Gehorſam 
als Maſſenerſcheinung, Maſſengehorſam. Der Begriff der Kompetenz, 
„das Rückgrat der poſitiven Rechtsordnung“, wird vom Verf. definiert 
als „die vom autonomen Gewiſſen und Rechtsgefühl bejahte, in die 
Welt des Sollens erhobene tatſächliche Macht, zu befehlen und die 
entſprechende Pflicht zu gehorchen“. 

Wenn allerdings Laun ausführt, das Recht als Sollen, das 
Rechtsgefühl der Volksgenofien des „Volkes“ ſtehe über dem Staat 
und deſſen heteronomer poſitiver Rechtsordnung, daher auch über 
dem Träger der Kompetenzhoheit des poſitiven Rechts, ſo kann ihm 
meines Erachtens mit Recht entgegengehalten werden, daß das Rechts⸗ 
gefühl und die Rechtsanſchauungen der breiten Maſſen, des Volkes, 
keine unabänderlich feſtſtehenden Begriffe ſind, ſondern ſehr wohl 
vom Staat und deſſen Rechtsordnung beeinflußt werden können, alſo 
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keineswegs immer über dem Staat ftehen, ſondern oft Ausfluß 

ſtaatlicher Erziehung und Beeinfluſſung find. Denn auch Laun wird 

nicht abſtreiten, daß das Rechtsgefühl und die Rechtsanſchauungen 

85 der Novemberrepublik andere waren als im nationalſozialiſtiſchen 
taat. 

In ſeiner Unterſuchung über die „Allgemeingültigkeit des ſitt⸗ 
lichen und rechtlichen Sollens“ glaubt der Verf. nach eingehend be⸗ 
gründeter Ablehnung des Kantſchen Sittengeſetzes neben anderen 
3. T. ſehr ſtrittigen und angreifbaren Feſtſtellungen „mit Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, wenn auch nicht mit Gewißheit, einen Sinn der Entwick⸗ 
lung dahin feſtſtellen zu können, daß die Gewaltanwendung unter 
den Menſchen allmählich, wenn auch mit Rückſchlägen, immer 
mehr durch das ſittlich-rechtliche Handeln verdrängt wird“. Auch 
darüber kann man anderer Anſicht ſein, wenn man beiſpielsweiſe nur 
die große Politik der letzten 20 Jahre oder das Diktat von Verſailles 
betrachtet, von dem der Verf. ſelbſt (S. 22) ſagt, daß es in ſeiner 
5 gigantiſchen Größe der Irreleitung des Rechtsgefühls“ einzig da⸗ 
ſteht. Uns ſcheinen, um mit Laun zu reden, „die Rückſchläge“ 
zu überwiegen! 

Zweifellos mit das ſtärkſte Intereſſe an der vorliegenden Schrift 
dürfte das Kapitel „Volksrecht gegen Juriſtenrecht“ finden, in dem 
der Verf. dem „Juriſtenrecht“, wie es ſeiner Anſicht nach unter der 
Herrſchaft des Poſitivismus geworden iſt, „die ungeheuere geiſtige 
Kraft des Gewiſſens und Rechtsbewußtſeins des Volkes“ entgegen⸗ 
ſtellt. Nach einer Auseinanderſetzung mit der Freirechtsſchule wendet 
ſich Laun der Reaktion des deutſchen Rechtsgefühls gegen jene Be⸗ 
ſtandteile des deutſchen Rechts zu, die aus dem römiſchen Recht 
ſtammen. Er fieht in dieſer Auflehnung nicht eine Auseinander⸗ 
ſetzung um die inneren Qualitäten des römiſchen und des deutſchen 
Rechts, ſondern den Kampf des Rechtsgefühls gegen ſeine alten 
Feinde: die „Allmacht“ und „Willkür“ des Geſetzgebers und die 
„Weltfremdheit“ der Juriſten, einen Kampf des Volksrechtes gegen 
den Poſitivismus des Juriſtenrechts. 

An das Wort des Führers v. 30. Jan. 1934: „Der Deutſch⸗ 
lands letzte Spitze verkörpert, erhält ſeine Berufung durch das 
deutſche Volk und iſt ihm allein und ausſchließlich verpflichtet“ und 
mehrere andere gleichartige Ausſprüche führender Perſönlichkeiten des 
nationalſozialiſtiſchen Staates knüpft der Verf. ſeine Erkenntnis: 
„Die Entſtehungsquelle des Rechts, der oberſte Geſetzgeber iſt für die 
vorausſetzungsloſe wiſſenſchaftliche Betrachtung immer und in allen 
Staatsformen das Volk als Ganzes, mag nach poſitivem Recht wer 
immer zum oberſten Geſetzgeber und zum Träger der Kompetenz⸗ 
hoheit erklärt ſein“. 

Den Ausführungen über die Bedeutung der Raſſeeigenſchaften 
für die Erkenntnis des dem Volksempfinden angemeſſenen Rechts 
kann nicht in allen Punkten beigepflichtet werden. Wenn Laun 
meint, daß dies „richtige“ Recht „weder aus Raſſeeigenſchaften der 
Vorfahren noch aus wirtſchaftsſtatiſtiſchen Tabellen“ abgeleitet wer⸗ 
den kann, ſo iſt entgegenzuhalten, daß ein raſſiſch geſchultes und 
ſeiner Raſſe bewußtes Volk gerade wegen ſeiner raſſiſchen Gleichheit 
ein inſtinktſicheres Rechtsgefühl, ein untrügliches Rechtsgewiſſen für 
„richtiges“ Volksrecht oder „weltfremdes Juriſtenrecht“ haben wird 
und ſich das ihm angemeſſene Recht, dem es freiwillig gehorcht, 
ſchaffen wird, auch ohne daß es zu den von Laun geforderten 
häufigen Volksabſtimmungen über dieſe oder jene Maßnahme kommen 
muß, oder „ein Organ geſchaffen wird, welches auf Grund einer Be- 
vollmächtigung durch das Volk und im Rahmen einer beſtimmten 
ihm vom Volk übertragenen Kompetenz zu prüfen hat, ob das Ver⸗ 
halten der anderen Staatsorgane dem Volksrecht, dem Rechtsempfin⸗ 
den des Volkes entſpricht“. 

Selbſt aber wenn ein ſolches Kontrollorgan, ein ſolcher über 
allen ſtehender Richter geſchaffen würde (was mir — wie dem Verf. 
— vorläufig noch lange nicht diskutabel zu fein ſcheint!), bleibt die 
Schwierigkeit, wie dieſer Richter ſtets nach dem „Rechtsgefühl des 
Volkes“ entſcheiden ſoll, das ja mit feinem eigenen Rechtsgefühl nicht 
identiſch zu ſein braucht. Und hier bleibt letzten Endes auch für den 
Verf. die Frage offen, wenn er dieſe Entſcheidung „vielleicht auf 
Grund ſehr ſchwieriger induktiver Forſchungen“ vornehmen laſ⸗ 
ſen will. 

Mit der Erkenntnis, daß hier alles noch im Fluß iſt und nie⸗ 
mand mit Sicherheit wiſſen kann, welchen Weg in der Zukunft die 
Rechtsentwicklung nehmen wird, ſchließt das letzte Kapitel („Die 
Trennung der Gewalten“) der vorliegenden Schrift, die ohne Frage 
in der wiſſenſchaftlichen Literatur einer häufigen Kritik unterzogen 
werden wird. 

Herbert Wißm ann, Göttingen. 


Zivilprozeßordnung und Gerichts verfaſſungsgeſetz, nebſt An⸗ 
hang, enthaltend Entlaſtungsgeſetze, Handkommentar unter 
beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidung oberſter Ge⸗ 
richte. Begonnen von Dr. R. Sydow, weiterbearbeitet 
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von Dr. L. Buſch, weil. Reichsgerichtsrat, fortgeführt von 
Dr. Walter Krantz, Landgerichtspräſident, und Franz 
Triebel, Senatspräſident beim Reichsgericht. 21. Auflage: 
Berlin und Leipzig 1935. Walter de Gruyter & Co. 


1. Band: Einführungsgeſetz und Zivilprozeßordnung 88 1 
bis 703. XI, 804 S. Preis geb. 14 .. 


Die 21. Auflage des bekannten Erläuterungswerkes zur 
A von Sydow⸗Buſch iſt nunmehr erſchienen. Die letzte 
uflage war im Jahre 1930 erſchienen und konnte ſomit no 
nicht die inzwiſchen erfolgten grundlegenden Umwälzungen au 
dem Gebiete des Zivilprozeßrechtes berücksichtigen. Da der Hand‘ 
kommentar von Sydow ⸗Buſch zu den gebräuchlichſten und 
wohl auch geſchätzteſten juriſtiſchen Hilfswerken der 3PO. gehört, 
hat ſich der Mangel einer Neuauflage ſehr bemerkbar gemacht. Die 
jetzt erſchienene 21. Auflage wird daher vor allen Dingen von 
dem Praktiker, der gewöhnt war, ſich in dem klaren, prägnanten 
und überſichtlichen Kommentar Rat zu holen, freudig begrüßt 
werden. Es bedarf keiner näheren Darlegung, welchen Wert die 
ſeiner Zeit erſchienene 20. Auflage des Kommentars hatte. Es 
braucht nur darauf verwieſen zu werden, daß wohl kaum ein 
Kommentar gerade bei dem Praktiker derartig beliebt war, wie der 
des Sydow ⸗Buſch. Die jetzt erſchienene Neuauflage, von der 
zur Zeit lediglich der 1. Band vorliegt, d. h. die ZPO. mit Aus 
ſchluß des Zwangsvollſtreckungsrechts, rechtfertigt alle Erwartun⸗ 
gen, die auf Grund der großen Beliebtheit der früheren Auflagen 
an dieſen Kommentar geſtellt werden können. Als Herausgeber 
hat nunmehr außer LGPräſ. Dr. Walter Krantz, der auch 
die früheren Auflagen bearbeitet hat, Sen Präſ. beim RG. Frans 
Zriebel mitgewirkt. Die 21. Auflage berückſichtigt den neueſten 
Stand der Geſetzgebung einſchließlich aller Anderungen bis zum 
15. März 1935. Die ſeit Anfang 1933 erfolgten Anderungen des 
Textes ſind durch Fettdruck kenntlich gemacht, was eine beſondere 
Erleichterung der Arbeit mit dieſem Kommentar darſtellt, da 
hierdurch ein gedankenloſes Überleſen von Neuerungen unmögli 
gemacht wird. Die Rechtſprechung ift in dem Kommentar bis in 
die jüngſte Zeit hin verwandt, und zwar dergeſtalt, daß in großem 
Umfange alte Entſcheidungen ausgeſchieden und durch neue er⸗ 
ſetzt worden ſind. Der Kommentar enthält, wie zu erwarten war, 
eine eingehende Erläuterung der wichtigſten Beſtimmungen der 
Novelle vom 27. Okt. 1933, und zwar insbeſ. zur Wahrheitspflicht, 
zu den Maßnahmen zwecks ſtrafferer Zuſammenfaſſung des Streit⸗ 
ſtoffes, zur Beweisaufnahme, zu den Anderungen des Eidesrechts, 

zur Reviſion, zur Wiederaufnahme des Verfahrens uſw. 


Wie die früheren Auflagen, ſo will auch die Neuauflage 
vor allen Dingen ein Hilfswerk für den Praktiker ſein und keine 
wiſſenſchaftliche Streitſchrift. Den Praktiker intereſſiert die Recht⸗ 
ſprechung der oberen Gerichte zu den einzelnen Rechtsfragen, 
Dementſprechend enthält der Kommentar im weſentlichen eine faſt 
erſchöpfende Wiedergabe der höchſtrichterlichen Rechtſprechung zu 
allen irgendwie wichtigen Rechtsfragen. Er vermeidet, wo immer 
es möglich iſt, jedes Eingehen auf eine wiſſenſchaftliche Polemif 
und begnügt ſich mit der Wiedergabe der Meinung der Praxis. 
Dieſe aber wird mit einer Genauigkeit und Vollſtändigkeit ge⸗ 
bracht, die nur dadurch zu erklären iſt, daß das Werk über ein 
halbes Jahrhundert lang entwickelt und auf das ſorgfältigſte 
durchgeſehen und ergänzt worden iſt. Andererſeits bringt aber 
der Umſtand, daß das Werk in kurzen und prägnanten Auszügen 
zu den einzelnen Rechtsſätzen den Inhalt der einſchlägigen Ent 
ſcheidungen wiedergibt, die Gefahr mit ſich, daß es bei gedanken, 
loſer Anwendung der dort zitierten Entſcheidungen ohne nähere 
Nachprüfung zu einem Präjudizkult führen könnte. Dementſpre⸗ 
chend fühlen ſich auch die Herausgeber verpflichtet, in ihrem! or’ 
wort ausdrücklich darauf hinzuweiſen, „daß jeder Benutzer fil 
darüber im Klaren ſein muß, daß einerſeits die Veröffentlichung 
von Entſcheidungen, auch des höchſten Gerichtshofes, nicht erfolgt, 
um ihm die eigene Rechtsfindung abzunehmen, ſondern nur, um 
ihm dabei einen Anhalt zu geben und im Intereſſe der Wahrung 
der Einheitlichkeit der Rechtſprechung ihn dazu anzuregen, ni 
ohne triftigen Grund von der wohlerwogenen höchſtrichterlichen 
Rechtſprechung abzuweichen, und daß andererſeits die in einem 
Erläuterungswerk nur in gekürzter Form mögliche Wiedergabe 
der Entſcheidung Veranlaſſung geben ſollte, ſorgfältig zu prüfen, 
ob der in der Entſcheidung enthaltene Rechtsſatz auch wirklich 
auf den zu entſcheidenden Fall zutrifft“. Unter Beachtung dieſer 
Anweiſungen angewandt muß der neue Kommentar von Sy? 
dow⸗Buſſch ein untrüglicher Wegweiſer für das deutſche Ver 
fahrensrecht werden. 

Ich habe bereits erwähnt, daß die Rechtſprechung bis in die 
jüngfte Zeit berückſichtigt worden iſt. Ich habe durch viele Stich⸗ 
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proben feſtgeſtellt, daß die Wiedergabe der Entſcheidungen muſter⸗ 
gültig und genau iſt. In dem Beſtreben, den neueſten Stand der 
Rechtſprechung darzuſtellen, haben die Herausgeber freimütig die 
in den früheren Auflagen vertretenen Anſichten in dieſer Auflage 
entſprechend dem jetzigen Stande der Rechtſprechung aufgegeben 
und berichtigt. So vertrat die 20. Auflage des Erläuterungswerkes 
zu § 566 2 den Standpunkt, daß der § 552 ZPO. auch auf die 
Sprungreviſion Anwendung finden müſſe, jo daß die Friſt für 

ie Emlegung der Sprungreviſion erſt dann beginne, wenn das 
Urteil in vollſtändiger Form zugeſtellt worden ſei. Unter Berück⸗ 
ſichtigung der zutreffenden Entſcheidung des RG. in RG. 140, 
167 JW. 1933, 1772 gibt der Kommentar nunmehr die allein 
richtige Auffaſſung wieder, daß der § 552 auf die Sprungreviſion 
eine Anwendung finden kann, weil trotz der Umgehung der Be⸗ 
rufungsinſtanz die Vorſchriften über das Berufungsverfahren zu⸗ 
nächſt Anwendung finden muſſen und hiernach die Zuſtellung des 
Urteils in abgekürzter Form die Rechtsmittelfriſt bereits in Lauf 
ſetzt. Dieſelbe Entſcheidung hat die Herausgeber veranlaßt, in 

nm. 3 zu § 566 à und in Anm. 1 zu § 323 zu vermerken, daß der 
$ 323 ZPO. nicht eine verfahrensrechtliche, ſondern auch eine ma⸗ 
teriellrechtliche Vorſchr. iſt, ſo daß die Sprungreviſion auch auf die 

erletzung des $ 323 ZPO. geſtützt werden kann. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich unmöglich, bei der Beſprechung dieſes 

erkes auf alle Neuerungen des Erläuterungswerkes hinzuweiſen. 
Es genügt die Feſtſtellung, daß das Erläuterungswerk zu faſt 
allen Rechtsfragen die neueſte Rechtſprechung berückſichtigt und 
wiedergibt. Andererſeits kann es auch nicht die Aufgabe des Refe⸗ 
renten ſein, über einzelne Meinungen der Herausgeber zu berich⸗ 
ten, oder darzuſtellen, in welchen Punkten ſie ſich von der ſich inſo⸗ 
weit widerſprechenden Rechtsſprechung, von der Anſicht anderer 
Kommentatoren und der des Referenten unterſcheiden. Es kann 

ier nur die Aufgabe ſein, eine Geſamtbeurteilung des Werkes 
vorzunehmen, da der Leſer ſich nur hierfür intereſſiert. 

Wenn ich nun in e einige Vorſchläge mache, ſo ſoll 
dies nicht zum Ausdruck bringen, daß das Erläuterungswerk von 
Sydow⸗Buſch etwa minderwertig ſei. Es erſcheint mir jedoch 
gerade mit Rüdficht auf den Wert des Buches notwendig, auf 
folgendes hinzuweiſen: 

1. In Anm. 5b zu 8 519 erläutert das Werk die neuen 
Beſtimmungen über die Berufungsbegründung. Es führt richtig 
aus, daß das Geſetz jetzt außer der beſtimmten Bezeichnung der 
neuen Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden, welche die 

artei zur Rechtfertigung ihrer Berufung anzuführen hat, die 
eſtimmte Bezeichnung der im einzelnen anzuführenden Gründe 
er Anfechtung verlangt. Wenn daher der Berufungskläger das 
Urteil im übrigen nicht beanſtandet und ſich nur auf neue Tat⸗ 
ſuchen und Beweiſe ſtützt, jo muß er dieſe beſtimmt bezeichnen. 
Der Kommentar fährt dann fort: „Stützt ſich der Berufungskläger 
nicht auf neue Tatſachen, jo muß er jetzt beſtimmt angeben, 
aus welchem Grunde das Urteil angefochten wird. Die allgemeine 
Erklärung, daß das geſamte Vorbringen und die Beweiserbieten 
des erſten Rechtszuges wiederholt würde, genügt nicht (RGZ. 143, 
291 JW. 1934, 1349 uſw.).“ Dieſe Faſſung iſt zum mindeſten 
ungenau. Will nämlich der Berufungskläger die Berufung nicht 

urch neue Tatſachen uſw. begründen, ſo muß er die Berufungs⸗ 
gründe, aus welchen er das Urteil für unrichtig hält, nicht nur 
„beſtimmt bezeichnen“, ſondern darüber hinaus noch „im einzelnen 
ausführen“. Die Faſſung, die die Herausgeber für die Anm. 5 b 
zu 9 519 gewählt haben, läßt das vom RG. mit aller Schärfe ver⸗ 
angte Erfordernis, daß nämlich die Berufungsgründe „im ein⸗ 
zelnen ausgeführt“ werden, nicht erkennen und iſt ſomit irrefüh⸗ 
rend. Gerade die von den Kommentatoren bögl. dieſer Stelle 
Alierte Entſcheidung RG. 143, 293 = JW. 1934, 1349 führt 
dieſes mit aller Deutlichkeit aus. Es heißt dort: „Nach dem ganzen 

ortlaut und Sinn müſſen die Gründe der Anfechtung beſtimmt 
bezeichnet und im einzelnen ausgeführt werden 

ine ſo allgemeine Erklärung als Berufungsbegründung iſt un⸗ 
bereinbar mit der Vorſchr., daß die Anfechtungsgründe im ein⸗ 
zelnen auszuführen“ ſind. Im übrigen verweiſe ich hierzu noch 
auf die Entſcheidung des RG.: JW. 1935, 778 und des RArbG.: 

e e 
6 2. Zu 8 322 Anm. 1 zitiert der Kommentar für die Frage, 
80 abweiſende Beſchlüſſe des Vollſtreckungsgerichts betr. Pfän⸗ 
Da gSanträge, der materiellen Rechtskraft fähig find, immer noch 

TG. 18, 412, die dieſe Frage verneint. Es wäre wünſchenswert 
ſproeen, wenn die Herausgeber der inzwiſchen veränderten Recht⸗ 
prechung Rechnung getragen und insbeſ. den gegenteiligen Stand⸗ 
Lunkt des KG.: JW. 1930, 38, 62 des OSG. Hamburg: Hanſ⸗ 
on. 1933, 419 des LG. Altona: JW. 1934, 2502 berückſichtigt, 
zum mindeſten aber erwähnt hätte. 

3. Es wäre wünſchenswert geweſen, wenn die Kommen⸗ 
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tatoren entweder zu § 251 oder § 495 einen Hinweis darauf ge⸗ 
bracht hätten, daß der §S 251 auch auf das Güteverfahren Anwen⸗ 
dung findet. Die Frage iſt von großer praktiſcher Bedeutung und 
wird daher von den übrigen Kommentatoren, wie Baumbach, 
Stein⸗Jonas, in den hier angegebenen Stellen erörtert. Sie 
iſt im übrigen beſtritten. 

4. Im 8 518 Anm. 7 wird dazu Stellung genommen, daß 
auf die Form der Berufungsſchrift die allgemeinen Beſtimmungen 
über vorbereitende Schriftſätze Anwendung finden. Der Kommen⸗ 


tar begnügt ſich damit, in Anm. 7 feſtzuſtellen, daß die §88 129 ff. 


nur Sollvorſchriften enthalten, und daß Fehlendes nachgebracht 
werden kann. Hierdurch kann der falſche Eindruck erweckt werden, 
als ſei die Berufungsſchrift ein vorbereitender Schriftſatz i. S. des 
§ 130. In Wirklichkeit führt jedoch der Kommentar ſelbſt zu § 130 
aus, daß bei der Berufungsſchrift ſtrenge Formvorſchriften ge⸗ 
geben ſeien, daß insbeſ. dieſe Schrift als ſog. „beſtimmender 
Schriftſatz“ handſchriftlich unterſchrieben fein muß. Es wäre viel⸗ 
leicht zu wünſchen, daß ein entſprechender Hinweis zu § 518 ge⸗ 
bracht wird. 

Die vorſtehenden Anregungen ſollen ſelbſtverſtändlich den 
Wert des Werkes nicht beeinträchtigen. Sie können gegenüber dem 
überragenden Wert des Werkes nicht ins Gewicht fallen. 

Zum Schluß ſoll nicht unerwähnt bleiben, daß der Umfang 
des Werkes gegenüber der 20. Auflage um etwa 70 Seiten ver⸗ 
ringert werden konnte. Dies iſt als beſonderer Vorzug zu werten 
und allein darauf zurückzuführen, daß die Herausgeber die Formu⸗ 
lierung der Rechtssätze noch prägnanter geſtaltet und alle alten 
und unwichtigen Entſcheidungen ausgeſchieden haben. 


2. Band: 88 704 —1048 Gerichtsverfaſſungsgeſetz Anhang, 
Sachregiſter, VIII, S. 805-1439. Preis geb. 15 AM. 


Was ich in der ausführlichen Beſprechung zum erſten Band 
bezüglich des allgemeinen praktiſchen Wertes, der Genauigkeit und 
der Vollſtändigkeit des Werkes oben geſagt habe, gilt in demſelben 
Umfange auch für den nunmehr erſchienenen zweiten Band. Dieſer 
enthält die Wiedergabe und Erläuterung des 8.—10. Buches der 
ZPO. (Zwangsvollſtreckung, Aufgebotsverfahren, ſchiedsrichter⸗ 
liches Verfahren), des weiteren des GVG., des Einf®. z. GVG. und 
der drei Entlaſtungsverordnungen und endlich das Sachregiſter. 
Auch der zweite Band erfüllt die Erwartungen, die man an dieſes 
bekannte Erläuterungswerk ſtellen konnte. Die Neuauflage berück⸗ 
ſichtigt unter Ausſcheidung veralteter Entſcheidungen und ſolcher 
von wenig grundſätzlicher Bedeutung die Rechtſprechung und das 
Schrifttum bis Ende 1934. Die durch die Novelle vom 27. Okt. 1933 
angeführten Neuerungen ſind ebenfalls ausreichend erläutert und 
im Text durch Fettdruck als neu kenntlich gemacht. Dies iſt beſon⸗ 
ders begrüßenswert, da hierdurch ein Überleſen und Nichtbeachten 
von Neuerungen verhindert wird. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß der hier beſprochene 
zweite Band in den Vorbemerkungen zu § 704 3PO. auch eine 
Darſtellung des Zwangsvollſtreckungsnotrechts enthält, ſoweit die⸗ 
ſes die Mobiliarzwangsvollſtreckung zum Gegenſtand hat. Es be⸗ 
findet ſich dort die Wiedergabe und Erläuterung der für die Mo⸗ 
biliarzwangsvollſtreckung einſchlägigen Beſtimmungen der Zw⸗ 
VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933 i. d. Faſſ. v. 24. Okt. 1934, des 
Geſetzes zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung von Zwangs⸗ 
vollſtreckungsmöglichkeiten (Lex Köppen), des zweiten Geſetzes über 
den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz, der Verordnung über 
den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsver⸗ 
fahren und des RErbhofcz. Es braucht nicht näher begründet zu 
werden, daß hierdurch der Wert, insbeſ, die Brauchbarkeit des Wer⸗ 
kes für den Praktiker weſentlich erhöht wird. Hat doch nunmehr 
der Praktiker in dieſem einen Werk eine Darſtellung des geſamten 
geltenden Zwangsvollſtreckungsrechts mit allen zur Zeit geltenden 
Ausnahmen. g 

Das Sachregiſter iſt ſehr eingehend und umfaßt allein 
05 105 Durch Stichproben habe ich feſtgeſtellt, daß es umfaf- 
end iſt. 

Zuſammenfaſſend kann feſtgeſtellt werden, daß die nunmehr 
vollſtändig vorliegende zweite Auflage des „Sydow⸗ Buſch“ 
ein wertvolles, nicht verſagendes Hilfsmittel von einer nur durch 
jahrzehntelange Fortentwicklung und Bearbeitung erreichbaren 


Vollſtändigkeit darſtellt. 8 8 
RA. A. Herriger, Duüſſeldorf. 


Franz X. Berger, Juſt Inſp., München: Der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. München 
1935. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis 
broſch. 2,60 H.. 

Das Vorwort bezeichnet das Büchlein „als Verſuch, der Un⸗ 
überſichtlichkeit in der Fülle der Streitwertentſcheidungen zu 
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ſteuern“ und als „kleinen Beitrag zur Erzielung einer einheit- 
lichen Rechtsſprechung“. Verf. hat alſo auf dem in der Tat — zum 
Leidweſen der Gerichte nicht weniger als der Anwaltſchaft — 
völlig durcheinandergeworfenen Gebiet der Streitwertfeſtſetzung 
dasſelbe Beſtreben, daß ich auf dem Gebiet des Koſtenrechts mit 
meiner Zuſammenſtellung der „Koſtenrechtſprechung des KG.“ ver⸗ 
1995 habe: ein leicht zu handhabendes zuverläſſiges Nach- 
chlagewerk zu bieten. 

In einem Umfang von 103 Seiten unter 134 alphabetiſch 
geordneten Stichworten, ihrerſeits zum Teil mit Unterabteilungen 
verſehen, hat Verf. geſetzliche Beſtimmungen, höchſtrichterliche Ent⸗ 
ſcheidungen (RG., OLG.), zum Teil auch Schrifttum zuſammen⸗ 
getragen, teilweiſe auch ſelbſt Stellung genommen (mitunter auch 
durch rechneriſche Beiſpiele, z. B. S. 40 Futterkoſten, S. 93 
Widerſpruchsklage), die verſchiedenen Fälle veranſchaulicht. Es iſt 
kein leichtes Unternehmen, in das Geſtrüpp der Streitwertent⸗ 
ſcheidungen einige Ordnung und Überſichtlichkeit zu bringen. Es 
iſt deshalb ſelbſtverſtändlich, daß ein ſolcher — erſter — Verſuch 
nicht in jeder Beziehung vollkommen ausfallen kann. 

So iſt es ohne Frage ein ſchwieriges Unterfangen, die An⸗ 
ſicht ſolcher veröffentlichter Entſcheidungen anzuführen, die zugleich 
mit einer negativen Kritik veröffentlicht ſind. In ſolchem Falle 
dürfte es mindeſtens zweckmäßig ſein, will man nicht der Ge⸗ 
fahr einer ſchiefen, für die Praxis alſo beſonders gefährlichen Dar⸗ 
ſtellung erliegen, auch die gegenteilige Auffaſſung der Kritik kurz 
mit zu vermerken (fo z. B. S. 13g; S. 33 a; S. 34 0). Anderen- 
falls hält der Leſer die abgedruckte Anſicht für die maßgebende, was 
durchaus nicht der Fall zu ſein braucht. 

Bei der äußeren Anordnung wäre es vielleicht zweckmäßiger 

eweſen, vorweg die verfahrensrechtliche Seite der Streitwertfeſt⸗ 
chung zu erörtern. 

An manchen Stellen iſt vielleicht nicht von Anfang an klar 
genug erkenntlich, wo es ſich nur um die Wiedergabe des Textes 
zitierter Entſcheidungen handelt (ſo z. B. S. 69, 70). Das iſt aber 
unbedingt notwendig, weil eigene Stellungnahme und Wiedergabe 
fremder Auffaſſungen, ſei es auch in Entſcheidungen, ſich ſchon 
vom Beginn des Leſens ab äußerlich unbedingt ſcharf voneinander 
abheben müſſen. 

Einige ſachliche Bemängelungen mögen erwähnt werden: 
Nicht ganz zutreffend iſt der S. 53 gemachte Unterſchied zwiſchen 
vorprozeſſualen und Prozeßkoſten, da auch erſtere durchaus zu 
den letzteren gehören können. Dann bleiben ſie natürlich für die 
Streitwertberechnung ſtets außer Betracht. — Ich vermiſſe unter 
Stichwort „Anfechtung“ die „Anfechtung der Ehe“, die allerdings 
unter „Eheſachen“ mit erwähnt iſt. Unzulänglich iſt die Erörte⸗ 
rung über Vergleiche in Eheſachen (S. 13, 30, 83), wo nur die 
Anſicht wiedergegeben wird, daß mindeſtens über die Koſtenpflicht 
ein Vergleich möglich ſei und dann die Koſten den Streitwert bil- 
den. Im übrigen hätte hier erörtert werden müſſen, daß nach 
der NotVO. v. 1. Dez. 1930 der Streitwert für Armenanwalts⸗ 
koſten in Eheſachen keine Rolle ſpielt, da feſte Gebühren ein⸗ 
geführt ſind. 

Im ganzen genommen kann gleichwohl das Werk als erſter 
Verſuch, eine ſicher beſtehende Lücke zu ſchließen, begrüßt werden. 
Weiterer Ausbau, vor allem aber in der Richtung, den Stand 
der Meinungen, wenn nicht erſchöpfend, ſo mindeſtens ausreichend 
wiederzugeben, wird die Benutzbarkeit des Werks erheblich för⸗ 
dern und wird ja ohnehin vom Verf. von Anfang an in Ausſicht 


genommen ſein. 
KR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Dr. Will Thomas, RA. in Krefeld: Das privatrechtliche 
Schiedsgerichtsverſahren. Berlin 1935. Carl Heymanns 
Verlag. 130 S. Preis 5 A. 


Der Verf. gibt in der als „Wegweiſer für Laien und Juri⸗ 
ſten“ bezeichneten Schrift auf 85 Seiten in knapper, ansprechender 
Form eine überſichtliche ſyſtematiſche Darſtellung der Vorſchriften 
des 10. Buches der ZPO. Es bringt an Stoff ungefähr ſo viel wie 
die mittleren und größeren ZPO.⸗Kommentare. Das Büchlein 
wendet ſich in erſter Linie an ſolche Intereſſenten, Kaufleute uſw., 
die über das prozeſſuale Rüſtzeug des Anwalts oder Richters nicht 
verfügen, und wird hier zweifellos gute Dienſte leiſten: ohne ſich 
in Einzelfragen zu verlieren und an Entſcheidungen und Schrift⸗ 
tum zu viel zu bringen, gibt der Verf. überall das Weſentliche 
und übermittelt ſo dem Benutzer ein zuverläſſiges ſicheres Wiſſen. 
Am Schluß des Büchleins ſind die einſchlägigen Vorſchriften der 
ZPO. ſowie die ſich mit der Schiedsgerichtsbarkeit befaſſenden in⸗ 
ternationalen Abkommen abgedruckt. Das ſorgfältig abgefaßte 
Sachregiſter wird ſich bei der praktiſchen Benutzung des Werkes als 
beſonders wertvoll erweiſen. 

Minh. Dr. Jonas, Berlin. 
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Dr. jur. Danieleik, RA., und Dr. jur. Küch, Referent in der 
Reichs wirtſchaftskammer: Die Vergleichsorduung v. 25. Febr. 
1935 (RG Bl. I, 321) mit Einleitung und Erläuterungen. 
Berlin 1935. Verlag Reimar Hobbing GmbH. Preis 
3,60 K. 

Bei dieſem Büchlein handelt es ſich nicht um ein Erläuterung” 
buch (Kommentar) im eigentlichen Sinne, ſondern um eine Ter 
ausgabe mit kurzen Anmerkungen. 

In einer Einleitung erörtern die Verf. zunächſt 

1. Grundſätzliches zur Neugeſtaltung, 

2. einen geſchichtlichen Überblick, 

3. den Gang des Vergleichsverfahrens, 

4. die wichtigſten Anderungen der neuen Vergleichsordnung. 

Dieſe auf 15 Seiten zuſammengedrangten Ausführungen bieten 
für denjenigen, der ſich zum erſten Male mit Vergleichsrecht zu be⸗ 
ſchäftigen hat, einen durchaus brauchbaren allgemeinen Überblick. 

Wer genauere Einzelheiten kennenlernen will oder ſchwierigk 
Zweifelsfragen zu entſcheiden hat, mag einen größeren Kommentar 
zu Rate ziehen. Das vorliegende Büchlein iſt für derartige Zwecke 
nicht geeignet, weil es faſt vollſtändig darauf verzichtet, die umfang” 
reiche Rechtſprechung zum alten Vergleichsrecht, ſoweit dieſes über 
nommen iſt, mitzuteilen; auch nach dem neuen Recht ſich ergebende 
Zweifelsfragen werden nicht erörtert. 

RA. Dr. Matzke, Berlin. 


C. Schaeffer, Oberlandesgerichtsrat i. R., und Dr. J Wieſels 
Oberlandesgerichtsrat in Düſſeldorf: Bürgerliches Recht 
Allgemeiner Teil. (Schaeffers Rechtsfälle I. Band.) 4 bis 
7. durchgeſehene Aufl. Leipzig 1935. Im Schaeffer 
Verlag C. L. Hirſchfeld. 111 S. Preis kart. 2,50 Al. 

Für den jungen Rechtswahrer bedeutet dieſes Buch ein wichtiges 

Hilfsmittel. Der Gedanke, zu den Rechtsfällen auch Löſungen öl 

bringen, iſt deshalb zu begrüßen, weil es vielfach an Willen u 

Zeit fehlt, beſtimmte Rechtsfälle ſo exakt durchzuarbeiten, daß der Be 

arbeiter die Löſung in allen Teilen findet. Durch die fertigen Löſungen 

wird er angeregt, jedenfalls den Verſuch zu machen, weil er weß⸗ 
daß beim Stocken die Antwort zu finden iſt, oder daß er ſein Er 

gebnis mit dem richtigen vergleichen kann. . 

Das Buch hat nicht die Aufgabe, dem jungen Rechtswahrer be 
ſondere Kenntniſſe zu vermitteln, die gerade für die Rechtsfindung 

im Dritten Reich wertvoll ſind. Dazu gehört außer vielem andere! 

das Sichvertrautmachen mit den Grundgedanken der nationalſozia 

liſtiſchen Weltanſchauung, das Eindringen in die Geſetze des Dritten 

Reichs und in ihren Geiſt. Aber auch der junge Rechtswahrer kann 

nicht des notwendigen Handwerkszeugs entbehren. Wie jeder Jas 

mann über eine gewiſſe Technik verfügen muß, muß auch der Rechts, 
wahrer zunächſt juriſtiſch techniſch denken lernen, Geſetze im Aue 
und in der Anwendung auf praktifhe Falle ſtudieren. Hierzu ſin 
in erſter Linie ſolche einprägſamen praktiſchen Fälle geeignet, da da 

bloße Durcharbeiten eines Geſetzes noch nicht zu ſeiner Kenntnis 1 

Anwendung ausreicht. Die Verf. betonen, daß beſonderer Wert 0 

gelegt ift, daß jeder Fall zur Erörterung einer für das Rechtsleb 5 

bedeutſamen Tatſache oder zur Feſtſtellung von Zweck und Trag 

weite einer Rechtsregel veranlaßt. h 

Die Löſungen find vorbildlich im Aufbau und in der Hern 
hebung der weſentlichen Merkmale durch beſonderen Druch und dur 
überſichtliche Gliederung. Hierdurch wird der Lernende veranlaßt, fü 
an einen ſcharfen gedanklichen Aufbau von Anfang an zu gewöhne 
was ihm ſpäter in ſeiner Berufstätigkeit von weſentlichem Vorl 

fein wird. 4 

So iſt die Benutzung des Buches durchaus zu empfehlen, 1 > 
es dürfte auch für den bereits im Beruf befindlichen Rechtswahe 
von Vorteil ſein, ſich hin und wieder mit ſolcher Arbeit zu beschäftige 

Es könnte jedoch von Nutzen fein, und inſofern erjcheint_ 

Buch noch ergänzungsbedürftig, auch Geſetzesanwendung und be 

aus der Rechtſprechung zur Aufgabe und Löſung zu ſtellen, die gera 

den Geiſt nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenkens aufweiſen. Denn 10 

iſt es, was der junge Rechtswahrer heute ſucht und hier fen 

findet. So könnten die Verf. einem zur Zeit fühlbaren Mangel abhel 
RA. u. Notar Dr. Heinz Rabe, Halle a. O. 


DiplKaufm. W. Klebba, Wirtſchaftstreuhänder, amtlich zuge 
laſſener Steuerberater: Buchführung und Bilanz. Ei 
Wegweiſer für Juriſten, mit einem Anhang: Die Bus 
führung des Rechtsanwalts. Berlin und Leipzig 193% 
Haube & Spenerſche Buch. Mar Paſchke. Preis 3,50. 15 
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Die kleine Schrift beabſichtigt, den Juriſten die Kenntni 
Grundſätze von Buchführung und Bilanz zu vermitteln. 


* 


64. Jahrg. 1935 Heft 32] 
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Lei Dieſe Aufgabe als erſtes Einführungswerk hat der Verf. gelöſt. 
eider ſind auch jetzt noch viele Juriſten nicht in der Lage, Bilanz 
und Buchführung leſen zu können. Es iſt ihnen daher auch häufig 
unmöglich, die ihnen oft in Prozeſſen und ſonſtigen juriſtiſchen Er⸗ 
orterungen vorgelegten Unterlagen ſelbſtändig beurteilen zu können. 
ie immer mehr zu beobachtende Entwicklung der weiteren Aus⸗ 
ſchließung der Rechtsanwälte aus dem umfangreichen Gebiet der Wirt⸗ 
Haftsberatung iſt vornehmlich darauf zurückzuführen, daß die Juriſten 
ich mit dem Handwerkszeug des Wirtſchaftlers, nämlich der Buch⸗ 
hrung und ihrem Niederſchlag, der Bilanz, nicht befaſſen. Wer aber 
uchſührung und Bilanz nicht verſteht, nichts von Buchungsſätzen 
1010, wird auch niemals das Vertrauen eines Kaufmanns gewinnen 
nen, 

Darum iſt ſchon zur Hebung des Anſehens und des Vertrauens 
zu der Rechtsanwaltſchaft es erforderlich, daß auch die Juriſten ſich 
eingehend mit Buchführungs⸗ und Bilanzfragen beſchäftigen. 

% Hierzu kann durchaus die Schrift von Klebba anregen. Sie 
u jedoch lediglich eine Einführung, gedacht für Laien. Wer ſich mit 
piſſenſchaftlichen Fragen der Buchführung und Bilanz befaſſen will, 
wird nach Durcharbeitung dieſer Einführungsſchrift noch zu weiteren 
grundlegenden Werken greifen müſſen. 
u Die Arbeit Klebbas kann im Hinblick auf ihren geringen 
mfang von 147 Seiten naturgemäß nicht allzu ſtark in die Tiefe 
gehen. Mit ihrer Kenntnis iſt es daher noch nicht möglich, rechtliche 
Buchführungs⸗ und Bilanzfragen zu löſen. 
, 8. B. unterſcheidet der Verf. auf S. 7 kaufmänniſche Buch- 
führung, gewerbliche Buchführung, landwirtſchaſtliche Buchführung 
und Verwaltungsbuchführung. 
f Die Bezeichnung „gewerbliche Buchführung“ für die Buch⸗ 
\ ihrung von Handwerkern und kleinen Gewerbetreibenden erſcheint 
uns nicht angebracht, weil dieſe wiſſenſchaftliche Buchführungs⸗ 
ſeſonderheiten nicht aufweiſt. Dasſelbe gilt bezüglich der landwirt⸗ 
chaſtlichen Buchführung. 
Be Der Verf. vertritt weiter die Auffaſſung, daß neben bie 
ſeendelsrechtliche Pflicht zur Buchführung gem. 88 161 ff. RAbgO. die 
leuerrechtliche Buchführungspflicht trete. Dieſe Darſtellung erſcheint 
en inſofern unscharf, als gem. 8160 RAbgO. die allgemeine ge⸗ 
etzliche Verpflichtung zur Führung von Büchern und Aufzeichnungen 
auch automatiſch zur ſteuergeſetzlichen Pflicht wird. Es handelt ſich 
hier alſo nicht um eine beſondere ſteuerrechtliche Buchführungspflicht, 
kündern um eine Erweiterung der allgemeinen geſetzlichen Buch⸗ 
hrungspflichten. 
0 Auf S. 17 wäre zur beſſeren Klarſtellung noch nachzutragen, 
aß das Kapitalkonto des Einzelkaufmanns das Hauptkonto des 
Keinvermögens iſt und ſomit auch den Gewinn des Einzelkaufmanız, 
denn er nicht beſonders, z. B. bei Jahresſchlußbilanzen, ausgewieſen 
wird, mit enthält. 
„ Auf S. 65 vertritt der Verf. die Auffaſſung, daß ein Bilanz⸗ 
ma bisher nur für die Aktiengeſellſchaften eingeführt ſei. Dies iſt 
icht richtig. Es gelten z. B. auch für große Verſicherungsvereine 
Be: gemeinnützige Wohnungsunternehmen, Eiſenbahnen und Banken 
eſondere Bilanzſchemen, die je nach der Eigenart der in Frage 
In menden Geſellſchaften mehr oder weniger ſtark von dem Bilanz- 
hema für die Aktiengeſellſchaften abweichen. 

Auch die auf S. 78 vertretene Meinung, es ſei anerkannte Ge⸗ 
oflogenheit, daß nach der Niederſtwertregel der Zeitwert oder der 

uſchaffungswert in die Bilanz einzuſtellen iſt, trifft in dieſer All⸗ 
emeinheit nicht zu. Es iſt nicht erforderlich, daß unbedingt der 
eitwert, wenn er niedriger iſt als der Anſchaffungswert, abzüglich 
zübſchreibungen eingeſetzt wird. Gerade in Zeiten geringerer Gewinne 
tes nach kaufmänniſchen Grundſätzen nicht erforderlich, daß bis 
den Zeitwert herunter abgeſchrieben wird. Hier handelt es ſich 
Ei um Spezialfragen, deren nähere Erörterung mit Recht in dem 

inführungswerke unterblieben iſt. 
w Auf S. 88 hätte der Verf. noch auf die in Einzelfällen not⸗ 
endige Legung der fog. techniſchen Reſerven hinweiſen können. 
5 Auf S. 107 ſpricht der Verf. von der Steuerbuchführung. Eine 
‚elondere Steuerbuchführung gibt es nicht, fo daß der Ausdruck 
noführend ſein kann. Nach unſerem Steuerſyſtem wird, wie bereits 
m gedeutet, die Buchführung auch für fteuerliche Belange in erheb⸗ 
tete Umfange verwendet. Allerdings ſchreibt z. B. das Umſatz⸗ 
euergeſetz die Führung beſonderer Bücher in Einzelfällen vor. Hier 
gandelt es ſich aber in wiſſenſchaſtlichem Sinne nicht um Buch⸗ 
lührung, fondern um fog. Bücherführung, weil dieſe Bücher nicht den 
Hauptzweck der Buchführung aufweiſen, nämlich dem Abſchluß 
tenen. 

= Zur Buchführung des Rechtsanwalts ſchlägt Klebba in einem 
besonderen Anhang vor, daß eigentlich alle Rechtsanwälte ſich für die 
N ppelte Buchführung entſcheiden müßten, da nur dieſe eine ſichere 
in ttoffe und Erfolgsrechnung garantierte. Allein: dieſer Grundſatz 
i theoretiſch ohne Zpeifel richtig. Die Praxis lehrt jedoch, daß durch 
e Einführung der doppelten Buchführung in Anwaltsbetrieben häufig 


große Schwierigkeiten entſtehen. Nach kaufmänniſchen Grundſätzen 
müßte bei Benutzung der doppelten Buchführung jeder Anwalt z. B. 
nach Abhaltung einiger Ziviltermine die hier entſtandenen neuen 
Gebühren (Verhandlungsgebühren, Beweisgebühren u. dgl.) fojort 
buchführungsmäßig feſthalten. Hierdurch würde allerdings bei Ab⸗ 
ſchluß der Konten feſtgeſtellt werden können, welche Außenſtände 
im einzelnen der Rechtsanwalt hat, welchen Gewinn er alſo erzielt 
hat. Dieſe Methode wird jedoch praktiſch nicht angewendet, weil die 
kaufmänniſchen Gewinnermittlungs- und Feſtſtellungsgrundſätze auf 
das Anwaltsbüro nicht übertragen werden können. Der Rechtsanwalt 
hat ſomit in der Regel als Kontrollmittel über ſeine verdienten Ge⸗ 
bühren lediglich feine Handakten. Ein Verluſt der Handakten führt 
nun nicht unbedingt zu einem Verluſt jeder Kontroll möglichkeit, 
da ja die Entſtehung der weſentlichſten Gebühren durch Einſicht— 
nahme in die Gerichtsakten z. B. nachgeprüft werden kann. 

Es iſt ja auch im Gegenſatz zu den kaufmänniſchen Betrieben 
nicht erforderlich, daß der Rechtsanwalt ſeinen „Buchgewinn“ am 
Schluſſe des Jahres ermittelt. Für ihn wird meiſt nur derjenige Be⸗ 
trag maßgebend ſein, der ihm tatſächlich zufließt. 

Außerdem iſt die doppelte Buchführung, insbeſondere für die 
Kollegen auf dem flachen Lande, viel zu kompliziert. 

Es muß daher genügen, wenn die Rechtsanwälte mindeſtens 
diejenigen Pflichten erfüllen, die ihnen im ſteuerlichen Intereſſe auf⸗ 
erlegt ſind. Hiernach ſind ſie aber zu einer doppelten Buchführung 
nicht angehalten. 

Zur Ergänzung der Ausführungen Klebbas ſei hinſichtlich 
des Umfangs der Buchführungspflicht auf die vorläufigen Richt⸗ 
linien für die Buchführungspflicht der freien Berufe und ähnlicher 
Erwerbszweige, aufgeſtellt im Runderlaß des RF M. v. 22. Juni 
1932 — 8 2164 — 1. III: RStBl. 1932, 613 ff. und auf die 
Veranlagungsrichtlinien verwieſen (vgl. auch Girſchner: JW. 
1934, 2025). 

Trotz der aufgeführten Einzelheiten behält die Schrift von 
Klebba unzweifelhaft ihren Wert als Einführungsſchrift. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin⸗A. 


Dr. jur. Hans Schumann, Dozent: Die Fälſchung nach dem 
nenen Wechſel⸗ und Scheckrecht. Berlin 1935. Carl Hey⸗ 
manns Verlag. Preis 6 AM. 


In Erkenntnis der Tatſache, daß die Fälſchungslehre für das 
Wechſel⸗ und Scheckrecht von großer Bedeutung iſt, hat der Verf. 
das vorliegende Werk geſchrieben. Auf einem an und für ſich geringen 
Umfang hat der Verf. einen in ſich geſchloſſenen Überblick über die 
Fälſchungen im Wechſel⸗ und Scheckrecht gegeben. 

Im erſten Teil des Werkes arbeitet der Verf. den Gegenſatz 
zwiſchen Fälſchung und Verfälſchung und ſeine Bedeutung heraus. 
Im zweiten Abſchnitt behandelt er die gefälſchten Unterſchriften. Der 
dritte Abſchnitt erläutert die Veränderungen des Wedjjel- und Scheck⸗ 
inhalts, der fünfte die Blankettfälſchungen und der ſechſte ſchließlich 
die Beweisfragen. Schon die Wiedergabe der Überſchriften über die 
Hauptabſchnitte läßt erkennen, daß es dem Verf. darauf ankam, eine 
möglichſt erſchöpfende Darſtellung von der Fälſchungslehre des Wechſel⸗ 
und Scheckrechts zu geben. Es kann geſagt werden, daß dies dem 
Verf. durchaus gelungen iſt. Allen denen, die ſich mit Einzelfragen 
auf dem genannten Gebiet beſchäftigen müſſen, kann daher dieſes Buch 
ſehr empfohlen werden. 

Rechtſprechung und Rechtslehre ſind in erſchöpfender Weiſe heran⸗ 
gezogen worden. Die Bearbeitung iſt auf wiſſenſchaftlicher Grundlage 
erfolgt. Die Ausführungen ſind klar, verſtändlich und überzeugend. 

Man wird zwar nicht immer mit dem Verf. der gleichen Mei⸗ 
nung ſein können. Dadurch wird aber das Werk in keiner Weiſe 
beeinträchtigt. f 

RA. Dr. Ril k, Berlin. 


Die Neugeſtaltung des kaufmänniſchen Studiums. Programme 
ſchrift des Verbandes Deutſcher Diplom⸗Kaufleute e. V. Berlin 
1935. Deutſcher Betriebswirte Verlag. Preis 3 RM. 


Der Begriff des Kaufmannes ift einer der farbenſchillerndſten 
und unklarſten Begriffe im deutſchen Sprachſchatz. Der Begriff „Kaufe 
mann“ hat eine große hiſtoriſche Vergangenheit und gemeinhin um⸗ 
ſaßt er den Kleinhändler ebenſo wie den großen bahnbrechenden ſchöpſe⸗ 
riſchen Unternehmer. Im HGB. hat man den Begriff des Kaufmannes 
„kraft Geſetzes“ und den Kaufmann „krait Eintragung“ geſchaffen, 
oder wie man auch noch zu formulieren pflegt: den Muß⸗, den Soll⸗ 
und den Kann⸗Kaufmann. Bei dieſer Sachlage fragt es ſich, ob es 
zeitgemäß iſt und von einem verantwortungsvollen politiſchen Gefühl 
ſpricht, wenn der Verband Deutſcher Diplom⸗Kaufleute (O TO. ji 
ausgerechnet in unſerer Zeit um die Neugeſtaltung des kaufmänniſchen 
Studiums bemüht oder beſſer geſagt abquält. Und wie haben ſich 
die Väter dieſer Denkſchriſt abquälen müſſen! Ein verdientes Ehren⸗ 
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mitglied und Mitbegründer des VDDE., der ſelbſt Diplom⸗Kaufmann 
iſt und 15 Jahre lang Lehrer an Handelshochſchulen war, beſcheinigt 
dem VDDE. eigenhändig die Unfruchtbarkeit feiner Bemühungen 
(Prof. Dr. W. Prion, Techniſche Hochſchule Berlin, in ſeiner Flug⸗ 
ſchrift „Irrtümer und Fehlmeinungen in einer Programm⸗ 
ſchrift des Verbandes Deutſcher Diplom⸗Kaufleute vom April 1935). 
Beſſer als jede andere Kritik wirken einige kurze Zitate aus dieſer 
Schrift von Prion. So heißt es auf S. 5: 

„Es iſt irrig, anzunehmen, daß der Betriebswirt und der 
Volkswirt auch im heutigen Deutſchland noch eine verſchiedenartige 
Denkweiſe pflegen ſollen. Die Wirtſchaftswiſſenſchaft muß eine Ein⸗ 
heit werden, und es iſt daher nicht richtig, bei der Feſtſtellung 
des Größenanteils der verſchiedenen im wirtſchaftlich-techniſchen 
Studium beteiligten Wiſſenſchaften die Betriebs- und Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre zu trennen. Es gibt nur ein wirtſchaftliches 
Denken, nämlich ein von Verantwortlichkeit gegenüber der Ge⸗ 
ſamtheit erfülltes Wirtſchaftsdenken. Wenn auf S. 55 der Pro⸗ 
grammſchrift davon die Rede iſt, daß Volkswirte und Betriebs» 
wirte auch in der Denkweiſe verſchieden find und eine volkswirt⸗ 
ſchaftliche Ausbildung für einen Betriebswirt ſogar ſtörend ſein 
kann, ſo iſt das ein bedauerlicher Rückfall in frühere 
Auffaſſungen. Es gibt — wenn man von dem verſchieden⸗ 
artigen Umfang des Studiums auf dem ergänzenden Gebiet ab⸗ 
ſieht — keine Betriebswirtſchaftslehre für den Kaufmann und eine 
getrennte für den Volkswirt. Ebenſo ſollte auch das Drängen zu 
einer inneren Einheit von der der wirtſchaftlichen Seite überlagerten 
politiſchen Seite ſtark genug ſein, um die Herausbildung oder Bei⸗ 
behaltung des Gegenſatzes: Volkswirtſchaftslehre für Volkswirte 
und (in ihrer Denkweiſe verſchiedenartig!) für Betriebswirte 
zu verhindern. Die beiden Wirtſchaftslehren ſetzen zwar bei einem 
verſchiedenen Gegenſtand an, aber die Denkweiſe in dieſen beiden 
Zweigen derſelben Wiſſenſchaft muß immer ſtärker in eine einheit⸗ 
liche Richtung gebracht werden. Das iſt jedenfalls not⸗ 
wendig für ein vom Geiſt des heutigen Deutſch⸗ 
lands durchdrungenes wirtſchaftliches Denken.“ 

Weiter heißt es auf S. 7: 

„Es würde bei praktiſcher Durchführung der Vorſchläge der 
Programmſchrift des Verbandes der Diplom⸗Kaufleute die Möglich⸗ 
keit beſtehen, daß ſowohl Rechtswiſſenſchaft als auch Technologie 
im Studium eines akademiſchen Kaufmanns fehlen. Solche 
Lücken müſſen ſich beruflich in der ſpäteren Praxis uns 
günſtig, wenn nicht verhängnisvoll auswirken.“ 

Mit Recht kommt Prof. Prion auf S. 11 nochmals auf dieſen 
Punkt zurück und betont wiederholt: 

. . „daß der Meinung, notfalls könne ſogar jede Unter⸗ 
weiſung in rechtswiſſenſchaftlichen Dingen für den 
akademiſchen Kaufmann entbehrt werden, auf keinen Fall zu⸗ 
geſtimmt werden kann. Für den Waren-, wie für den Bank⸗, wie 
für den Verſicherungs⸗, wie für den Induſtriekaufmann find Rechts- 
kenntniſſe, in lebendiger und auf das Praltiſche zugeſchnittener 
Form vermittelt, unerläßlich.“ 

Auch find wir der gleichen Meinung wie Prof. Prion (vgl. 
S. 12 der Flugſchrift von Prion), daß die Forderungen der Pro⸗ 
grammſchrift des VDDR. wirklichkeitsfremd und zu wenig auf die 
Bedürfniſſe der Praxis und der deutſchen Wirtſchaft abgeſtellt ſind. 
Die ganze Studienreform, wie der VDK. fie erſtrebt, macht den 
Eindruck, als ob es ſich hier um eine „akademiſche“ Ausbildung 
handelt. Von einer allgemeinen weltanſchaulichen und ſtaatspolitiſchen 
Unterweiſung iſt bezeichnenderweiſe in der ganzen Programmſchrift 
überhaupt nicht die Rede. 

Da eine derartige geiſtige Einſtellung in völligem Gegenſatz zu 
den Forderungen des Nationalſozialismus ſteht, iſt der Wert und die 
Bedeutung der Programmſchrift des VDK. damit eindeutig be⸗ 
ſtimmt. — Außerdem iſt die neue wirtſchaftswiſſenſchaftliche Studien⸗ 
ordnung, die in anderer Weiſe den Geiſt der neuen Zeit atmet, bereits 
in Kraft getreten. 

Diplomkaufmann Loyal, Berlin. 


Otto Krekeler, RegR. am Zentralfinanzamt: Das Reichs⸗ 
bewertungsgeſetz vom 16. Oktober 1934 nebſt Durchfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen. Berlin 1935. Verlag Franz Vahlen. 
Preis geb. 9,75 RM. 

Das Buch fügt ſich in erfreulicher Weiſe in die Reihe derjenigen 
Erläuterungsbücher ein, die über den Rahmen einer einfachen Ein⸗ 
führung hinausgehen, aber auf der anderen Seite wiſſenſchaftliche Er⸗ 
örterungen ſowie Erwägungen über etwa wünſchenswerte Geſetzesände⸗ 
rungen von vornherein vermeiden. 8 

Seit dem Erlaß des erſten RBewG. find rund zehn Jahre ver⸗ 
floſſen. An der äußeren Form des Geſetzes iſt ſeitdem manches ge⸗ 
ändert worden, aber die Grundgedanken und der große Aufbau ſind 
die gleichen geblieben. In dieſer langen Zeit hat der RF. Gelegen⸗ 
heit gehabt, zu ſeiner großen Fülle von Streitfragen und Zweifels⸗ 
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fragen Stellung zu nehmen und ſie zum Teil abſchließend zu la 
Die Einarbeitung dieſer umfangreichen Rechtſprechung in eine Erläu! 

rung des neuen Geſetzeswortlautes iſt ein beſonders verdienſtvo 5 
Werk, zumal an jeder Stelle mit beſonderer Sorgfalt geprüft wol 
den iſt, ob und inwieweit dieſe Rechtſprechung auf den neuen Geſetze“ 
wortlaut Anwendung finden kann. z 

Mit erfreulicher Klarheit find überall die Unterſchiede zii 
dem neuen und dem alten Geſetz hervorgehoben, jo daß die Einarben 
tung in die Anwendung des neuen Geſetzes für alle diejenigen v 
trächtlich erleichtert wird, die bereits mit dem alten Geſetz zu arbeit 
gewohnt waren. 

Wenn dieſer uneingeſchränkten Empfehlung des Buches nach 
ſtehend einige Bemerkungen über Einzelfragen angefügt werden, 
wollen dieſe als Anregung zu noch weiterer Verbeſſerung bei einer 
erwartenden Neuauflage gewertet werden. 

Ich will mich hier auf zwei Punkte beſchränken. ald 

Auf S. 53 wird die Meinung vertreten, daß bei einer Sch 
der Nennwert auch das Aufgeld umfaßt, das der Schuldner dem 
Gläubiger zu zahlen hat. Im Zuſammenhang mit den Ausführung 
auf S. 57 über die Behandlung unverzinslich befriſteter Forderung 
und Schulden würde das dahin führen, daß von dem Betrage de 
Aufgeldes die Zwiſchenzinſen für die Zeit bis zur Fälligkeit des Auf 
geldes abzuziehen ſind; allerdings hebt Verf. dieſe Schluß folgern 
weder auf S. 53 noch auf S. 57 ausdrücklich hervor. Nach der 
neueren Rſpr. des RFH. auf dem Gebiet der Einkommenſteuer ſchein 
es zudem fraglich, ob man dem Gläubiger überhaupt das Aufge. 
(oder auch das Damnum) als Vermögenswert anrechnen kann, beo 
die Schuld fällig geworden iſt. Wenn der Schuldner kurz vor dem 
Bewertungsſtichtag eine Schuld mit Damnum aufgenommen hat, j 
will es mir zweifelhaft erſcheinen, ob man ihm das Recht geben Kann, 
dieſes Damnum bei der Vermögensfeſtſtellung überhaupt abzuſetzel. 


Die Frage iſt noch in Fluß und wird im Rahmen eines ſolchen ©, 


läuterungsbuches nicht gelöſt werden können. Immerhin wäre e 
kurzer Hinweis auf die beſtehenden Zweifel erwünſcht. 1 

Auf S. 54 führt Verf. die Rechtſprechung an, wonach eine m 
weniger als 5½¼ 0% verzinsliche Forderung als minderwertig zu 10 
handeln iſt. Er äußert dabei keine Zweifel, ob dieſe Entſcheidung @ 
für 1935 anwendbar iſt. Es iſt zwar richtig, daß auch jetzt noch d 
Satz von 549% als normale Verzinſung angeſehen wird, jedoch bir 
z. B. eine mit 40% verzinsliche Forderung nicht ſchon wegen dieſ 
Zinsſatzes als minderwertig zu betrachten ſein. 


RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


ORegR. Dr. Burghard Keßler: Kapitalverkehrſteuergeſeß 
vom 16. Ott. 1934 nebſt den zu dem Geſetz erlaſſenen 
Durchführungsbeſtimmungen und den ſonſtigen Vorſchriſ⸗ 
ten über die Kapitalverkehrſteuer. (Guttentagſche Sam 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 193.) Berlin und Leipzig 
1935. Walter de Gruyter & Co. Preis 7 K.. 2 

Das neue KapVerkStG. iſt in der zweiten Hälfte des Mona 

Okt. 1934 bekanntgemacht worden. Bereits zu Beginn des BUN, 

jahrs 1935 iſt das Keßler ſche Erläuterungsbuch erſchienen. Wel 

dieſem Kommentare die üblichen Mängel, mit denen Erläuterung 

bücher, die unmittelbar nach Erſcheinen des Geſetzes veröffentli 1 

werden, nicht anhaften, ſo hängt dies damit zuſammen, daß Keßle 

bereits zu dem früheren KapVerkSt®. einen ſehr guten Kommen 
der im Jahre 1927 in zweiter Auflage erſchienen war, geſchaffh 
hat. Nur ſo iſt es überhaupt erklärlich, daß in der verhältnismäßih 
ſehr kurzen Zeitſpanne ein durchaus brauchbares Werk geſcha 
wurde. Der neue Keßler ſche Kommentar ſtellt gewiſſermaßen einen 

Extrakt feines früheren Erläuterungsbuches dar. Soweit das ", 

ſprüngliche Geſetz nicht geändert worden iſt, ſind die früheren Anme 

kungen auszugsweiſe wiedergegeben worden. Da ſonach das GeripP 
des Buches bereits vorhanden war, konnte Keßler feine beſonde 

Aufmerkſamkeit der Erläuterung der neuen Vorſchriften zu wee; 

Dieſe Aufgabe hat Keßler ſehr gut gelöſt. Hervorzuheben iſt Koch, 

lich noch, daß auch die Rſpr. des RFH., die zu dem alten Kapveng, 

StG. ergangen iſt, in ausreichendem Maße berückſichtigt worden 0 

ſoweit ſie für die Auslegung des neuen Geſetzes noch in Betrach, 

kommt. Auch die außerordentlich überſichtliche Anordnung der e 

zelnen Erläuterungen, die den Gebrauch des Buches ſehr erleichtern 

darf als beſonderer Vorzug des Buches gerühmt werden. 
NA. Dr. Erler, Dresden. 


RegR. Dr. Karl Wieneke: Das Einkommenſteuergeſetz vom 
16. Okt. 1934 einſchl. der ergangenen Durchführungsveror 
nungen und Verwaltungserlaſſe. Erläuterte Handausgan? 
(Taſchengeſetzſammlung 166.) Berlin 1935. Carl Herr 
manns Verlag. Preis geb. 10 .. 

Der Verf. dieſes ganz ausgezeichneten Buches hat ſich nach 
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ſeinem Vorwort zur Aufgabe geſetzt, die Neuerungen des Geſetzes 
zun Zuſammenhang mit dem, was aus dem bisherigen Geſetz 
übernommen iſt, unter Berückſichtigung der noch anwendbar er⸗ 
ſcheinenden Rſpr. des NFH. ſowie der zum neuen Geſetz ergan⸗ 
genen Durchführungsverordnungen und Verwaltungserlaſſe bereits 
für die gegenwärtige Veranlagung kurz zu erläutern“. Das Buch 
wird aber mit ſeinen klaren und inhaltsreichen Erläuterungen dar⸗ 
Über hinaus dauernden Wert behalten. 


Als abänderungsbedürftig erſcheinen mir nur folgende 
Punkte. Die praktiſche Verwendbarkeit eines ſolchen Handbuches 
gewinnt außerordentlich durch einen zuſammenhängenden Abdruck 
es Geſetzes, der am beſten vor der Geſetzeskommentierung ein⸗ 
gefügt wird, hier aber leider fehlt. Wenn der Umfang des Buches 
eine ſolche Erweiterung nicht zulaſſen ſollte, dann würde ich lie⸗ 
der auf den Abdruck der langen Liſte der „kurzlebigen Wirtſchafts⸗ 
güter“ verzichten, die nicht jo wichtig iſt und fo ziemlich jedem 
Intereſſenten auch ſonſt zur Verfügung ſteht. — Zu kurz geraten 
be cheinen mir die Erläuterungen zu den 88 49, 50 über die 
deſchränkte Steuerpflicht. — Endlich halte ich es für abfolut falſch, 
daß die allgemein übliche Abkürzung „RStBl.“ hier durchwegs 
i. „StBl.“ erſetzt wird. Solche Dinge müſſen — heute mehr 
ie je — einheitlich gemacht werden. 

RA. Dr. Fürnrohr, München. 


Die Neugeſtaltung des Steuerberatungsweſens. Bearbeitet 
vom Reichsfachausſchuß für Steuerweſen des Verbandes 
Deutſcher Diplom⸗Kaufleute e. V. Berlin 1935. Deutſcher 
Betriebswirte⸗Verlag GmbH. Preis geh. 1 N. 


x Es ſteht eine Neugeſtaltung der RAbgO., vorausſichtlich in 
n eines Steuerverwaltungsgeſetzes, zu erwarten. Da ſich auf 
em Gebiete der Steuerberatung, die von der RAbgO. nur in 
ganz unzulänglicher Weiſe in einzelnen Punkten geregelt worden 
It, ganz erhebliche Mängel herausgeſtellt haben, muß auch eine 
ea ung dieſer Fragen nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen 
gen. 
. Der Reichsfachausſchuß für Steuerweſen des Verbandes 
Deutſcher Diplomkaufleute hat eine Enquete über die Mißſtände 
Steuerberatungsweſen veranſtaltet und die dem Verbande an⸗ 
15 örenden Steuerberater und Wirtſchaftstreuhänder gebeten, 
Oterſeits Vorſchläge zur Behebung der Mängel zu machen. Das 
1 gebnis dieſer ſchwierigen und offenbar umfangreichen Arbeiten 
iegt nunmehr vor. 
D Zunächſt iſt erfreulicherweiſe feſtzuſtellen, daß der Verband 
deeutſcher Diplomkaufleute durch ſeine Denkſchrift keinerlei Stan⸗ 
es oder Verbandspolitik betreibt, ſondern bemüht iſt, für ſämt⸗ 
155 f Frage kommenden Berufsgruppen eine tragbare Regelung 
reffen. 
1 Das Arbeitsgebiet der Steuerberatung im Ane en und 
gemein üblichen Sinn erſtreckt ſich auf die Wirtſchaftsberatung 
und die Rechtsberatung. 
Während die Wirtſchaftsberatung ihrer Natur gemäß mehr 
n die Hand der Betriebswirte gehört, iſt die Rechtsberatung Auf⸗ 
gabengebiet juriſtiſcher Tätigkeit. Allein die Wirtſchaftsberatung 
tunn nicht ohne genügende Rechtskenntniſſe und die Rechtsbera⸗ 
Rag nicht ohne genügende betriebswirtſchaftliche Kenntniſſe im 
ahmen der Steuerberatung ſchlechthin betrieben werden. 
; Hinzu kommt, daß der Umfang der Steuergeſetze auch noch 
5 abſehbarer Zeit ein außerordentlich großer ſein wird, denn jede 
f irtſchaft hat ein ihr adäquates Steuerſyſtem. Iſt die Wirtſchaft 
Smpliziert, müſſen auch die Wirtſchaftsgeſetze und damit auch die 
Hteuergeſetze ebenſo mannigfach geftaltet ſein. Die Erlangung der 
1 echtskenntniſſe auf ſteuerrechtlichem Gebiet iſt daher mit erheb⸗ 
ei en Schwierigkeiten und großem Fleiß verknüpft. Hinzu kommt 
9010 außerordentliche Produktivität der Steuerrechtſprechung, teils 
anranlaßt durch den Umfang der Steuergeſetzgebung, teils aber 
9 durch die mangelhafte ſteuerliche Durchbildung der Steuer⸗ 
enter und der Betriebsinhaber. Die Anzahl der im Reichs⸗ 
teuerblatt in den Jahren 1933 und 1934 abgedruckten Entſchei⸗ 
ei ngen und Gutachten des RYH. beträgt etwa 1500. Hinzu kommt 
Ne Unzahl wichtiger und auch heute noch geltender Entſcheidun⸗ 
gen der Vorjahre. 
Andererſeits ſind auch auf der betriebswirtſchaftlichen Seite 
Verhältniſſe ſchwierig gelagert. 
jenia Eine qualifizierte Steuerberatung kann hier alſo nur der⸗ 
Enige betreiben, der auf beiden großen Gebieten hinreichend durch 
udium und Praxis gebildet ift. x 
ſol Die Reichsfinanzverwaltung hat an dem Vorhandenſein einer 
0 chen qualifizierten Steuerberatung das größte Intereſſe. Je beſ⸗ 
die Beratung der Steuerpflichtigen iſt, deſto geringer iſt die 
tzloſe Arbeit der Steuerveranlagungsbehörden und deſto weniger 
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erfolgloſe Rechtsmittel werden eingelegt. Dies hat wieder einen 
Abbau des Umfangs der Steuerrechtſprechung zur Folge. 

Allein, es fehlt offenſichtlich an ſolchen qualifizierten Steuer⸗ 
beratern. 

Der Vater der RAbgO., SenPräſ. i. R. Becker, hat be⸗ 
reits in der 5. Auflage ſeines Kommentars zur RAbgO. (§ 239 
S. 582) ausgeführt, daß es begrüßenswert wäre, wenn ſich tüch⸗ 
tige Anwälte in größerer Zahl als bisher der Steuerſachen anneh⸗ 
men und am Ausbau des Steuerrechts mitarbeiten würden. Die⸗ 
ſer Wunſch Beckers hat ſich bisher offenſichtlich nicht erfüllt. 
Vielmehr mußte der jetzige Präſident des RFH., Geh. RegR. 
Dr. Mirre (Wirtſchaftsprüfer Nr. 1 v. 15. Jan. 1934) feſt⸗ 
ſtellen, daß derjenige, der die Berechtigung erlangt hat, den Be⸗ 
ruf eines Rechtsanwalts auszuüben, regelmäßig nicht ohne wei⸗ 
teres in der Lage ſein werde, dem Berufe eines Steuerberaters 
in befriedigender Weiſe nachzugehen. Wenn der Rechtsanwalt auch 
in einer einzelnen Frage bei Aufwendung der nötigen Zeit Gutes 
leiſten könne, ſo bedürfe er doch zur Behandlung jeder beliebigen 
Aufgabe auf dem Gebiete der Steuerberatung einer weſentlichen 
Ergänzung ſeiner Kenntniſſe und Fertigkeiten durch betriebs⸗ und 
volkswirtſchaftliche Ausbildung. 

Dieſem Mangel auf ſeiten der juriſtiſch vorgebildeten Steuer⸗ 
berater, inſonderheit der Rechtsanwälte, ſtehen auf ſeiten der Be⸗ 
triebswirte erhebliche Mängel auf dem Gebiete der juriſtiſchen 
Vorbildung gegenüber. Hinzu kommt, daß infolge der faſt völlig 
unterbliebenen Regelung des Steuerberatungsweſens eine An⸗ 
zahl unzuverläſſiger und völlig unkundiger Elemente ſich in das 
Gebiet der Steuerberatung gedrängt hat. 

Das Ziel der Denkſchrift nach Schaffung einer geſetzlichen 
Regelung des Steuerberatungsweſens iſt daher außerordentlich zu 
begrüßen. Es wird Aufgabe der zuſtändigen Inſtanzen ſein, dafür 
Sorge zu tragen, daß auch die Rechtsanwälte als Rechtswahrer 
auf dem Gebiete der Steuerberatung nicht ausgeſchaltet, ſondern 
vielmehr erheblich mehr als bisher hinzugezogen werden, Hierzu 
wird es allerdings erforderlich ſein, daß die ſich mit dieſem Ge⸗ 
biet befaſſenden Rechtsanwälte den Nachweis der Erlangung ent⸗ 
ſprechender betriebswirtſchaftlicher, volkswirtſchaftlicher und ſteuer⸗ 
juriſtiſcher Kenntniſſe führen. Darüber hinaus wird gerade auch 
im Hinblick auf die Not der Rechtsanwaltſchaft zu erwägen ſein, 
ob und inwieweit durch organiſatoriſche oder ſogar geſetzliche Maß⸗ 
nahmen die Tätigkeit hierzu geeigneter und vorgebildeter Rechts⸗ 
anwälte auf dem Gebiete des Wirtſchaftsrechts und der Wirtſchafts⸗ 
beratung erweitert werden kann. Die Rechtsanwaltſchaft wird ſich 
allerdings daran gewöhnen müſſen, daß ſie ein Monopol auf die⸗ 
ſem Gebiete nicht beſitzt, daß ſie alſo zuſammen mit verwandten 
Berufsgruppen auf dieſem großen Gebiete zum Wohle des Gan⸗ 
zen zu arbeiten hat. Es wird an ihr liegen, durch Leiſtungen die 
Notwendigkeit ihrer Mitarbeit im Wirtſchaftsleben zu zeigen. 

So muß die Schrift des Reichsfachausſchuſſes für Steuerweſen 
im Verbande der Deutſchen Diplomkaufleute als Mahnruf an die 
Rechtsanwälte zur ſtärkeren Beteiligung auf dem Gebiete der 
Wirtſchaftsberatung aufgefaßt werden. 

Die Zeit des Prozeßanwalts dürfte vorüber ſein. Schon 1925 
hat Dr. Hawlitzky (Die wirtſchaftliche Umſtellung der deutſchen 
Rechtsanwälte. Leipzig 1925. Verlag Moeſer) darauf hingewieſen, 
daß der Anwalt vom Prozeßanwalt zum Geſchäftsanwalt werden 
müſſe. Er forderte damals ſchon, daß die unbewegliche Anwaltſchaft 
auf dieſem Gebiete eine erheblich ſtärkere Tätigkeit entfalten 


ſollte. 

Auch die verſtärkte Tätigkeit im Wirtſchaftsleben als Rechts⸗ 
wahrer wird der Anwaltſchaft die Möglichkeit geben, das Ver⸗ 
trauen des Volkes und der Wirtſchaft zu ihr zu heben. 


RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


Kollmann: Reichsverſicherungsordnung Ergänzungsblätter. 
3. Aufl. Lieferung I, 3; II, 1. Stuttgart 1935. Verlag 
W. Kohlhammer. 


Die Ergänzungsblätter bringen die Ausgabe auf den Stand 
vom Juni 1935. 


ORegR. Dr. A. Schott: Das Recht der öffentlichen Fürſorge. 


Textausgabe mit Verweiſungen und Sachverzeichnis. 
Berlin 1935. Carl Heymanns Verlag. 112 S. Preis 
1,80. EM. 


Das Buch enthält die auf dem Gebiet der Fürſorge geltenden 
Beſtimmungen des Reichs und Preußens nach dem Stande vom 
Mai 1935. Auch die für das Saargebiet gültigen Vorſchriften ſind 
aufgenommen, ſo daß die mannigfaltigen Geſetze und Verordnun⸗ 
gen des Fürſorgerechts nach dem neueſten Stand in handlicher 
Ausgabe überſichtlich zuſammengeſtellt ſind. 
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Ständerecht. Reichs⸗ und landesrechtliche Vorſchriften zum 
ſtändiſchen Aufbau (Anhang Danzig), zuſammengeſtellt von 
Prof. Dr. Hermann Mirbt und Ref. Dr. Karl Küſter. 
Mannheim 1935. Deutſches Druck- und Verlagshaus 
GmbH. 385 S. Preis geb. 7 K. 


Es iſt dies wohl der erſte Verſuch der Zuſammenfaſſung der 
Geſetzesbeſtimmungen, die den ſtändiſchen Auſbau berühren. Hier haben 
nicht nur die neuen Geſetze und Verordnungen Aufnahme gefunden, 
die ſich bewußt das Ziel des Ständeſtaates geſteckt haben, jondern 
auch Satzungen und ſolche Beſtimmungen ſind einbegriffen worden, 
die die Tätigkeitsbereiche der einzelnen Kammern zueinander ab— 
grenzen, Zuftändigkeiten regeln uſw. An die Spigze geſtellt find die 
Programmpunkte der NSDAP., die ſich mit dem Auſbau des Staates 
befaſſen, und mehr allgemeinere einſchlägige Geſetze. Danach folgen 
die Kapitel: Arbeit, Landwirtſchaft, Handwerk — Juduſtrie — Handel, 
Kulturpflege und freie Berufe, Rechtspflege, Danzig. 8 


Dr. Auguſt Dobler: Bäuerliche Schuldenregelung mit Bei: 
trägen zur Kreditordnung und Rechtsbetrenung. Stutt- 
gart 1935. Verlag W. Kohlhammer. Preis 13,50 . 


Das Buch iſt auf Grund der Erfahrungen entſtanden, die der 
Verf. als Leiter der Entſchuldungsſtelle der Landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
noſſenſchafts⸗Zentralkaſſe, Stuttgart, geſammelt hat. Die Fragen der 
landwirtſchaſtlichen Schuldenregelung und Kreditordnung werden dem- 
entſprechend vorzugsweiſe im Hinblick auf die in Württemberg be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſe behandelt. In einem umfangreichen allgemeinen 
Teil erörtert der Verf. zunächſt den Aufbau und die Verſchuldung der 
württembergiſchen Landwirtſchaft ſowie die grundſätzlichen Fragen der 
Betriebsbewertung. Den Ausführungen iſt ein außerordentlich eingehen— 
des Zahlenmaterial beigegeben. Im erſten Hauptteil des Buches gibt 
der Verf. eine Darſtellung des Schuldenregelungsrechts, er erläutert 
den ſchwierigen Stoff in einer auch für Nichtjuriſten verſtändlichen 
Form und arbeitet die im Geſetze verankerten Grundgedanken (Zins⸗ 
ſenkung, Umwandlung der Verbindlichkeiten in Tilgungsſchulden, Be⸗ 
reinigung des Schuldenſtandes durch Ablöſung von Gläubigern) klar 
heraus. Auf die Ausführungen im einzelnen kann hier nicht ein⸗ 
gegangen werden, es ſei lediglich darauf hingewieſen, daß im Falle 
der Selbſtentſchuldung entgegen der Anſicht des Verf. (S. 186) die 
nach der Bankenkriſe entſtandenen Forderungen, nur ſoweit fie 
mündelſicher ſind, in bar abgelöſt werden können (vgl. den Erlaß des 
Ernährungsminiſters v. 11. Mai 1934 Amtl. Mitt. in Entſchuldungs⸗ 
ſachen Heft 59]). Der erſte Teil wird abgeſchloſſen durch eine Zu⸗ 
ſammenſtellung der für die Schuldenregelung bedeutſamen Geſetze und 
Verordnungen, ſowie durch ein Verzeichnis der hierzu veröffentlichten 
amtlichen Erlaſſe, Gerichtsbeſchlüſſe und Aufſätze. Die 7. Durchf Vo. 
zum EHNG., die in der ſyſtematiſchen Darſtellung nicht mehr be⸗ 
rückſichtigt werden konnte, iſt nebſt einem kurzen Überblick über die 
Entſchuldung der Kleinbetriebe in einem Nachtrag abgedruckt. — Im 
zweiten Teil des Werkes macht der Verf. eine Reihe von Vorſchlägen 
zur Neuregelung des landwirtſchaftlichen Kreditweſens. Obwohl zwiſchen 
der Bereinigung der vorhandenen Schulden und den Fragen der künf- 
tigen Neugeſtaltung des Kreditweſens ein enger Zuſammenhang be⸗ 
ſteht, kann es zweifelhaft ſein, ob ſich der Verf. in dem vorliegenden 
für den praktiſchen Gebrauch beſtimmten Werk nicht zweckmäßiger 
auf eine Darſtellung der geltenden Schuldenregelungsbeſtimmungen be⸗ 
ſchränkt Hätte. — In einem Beiheft hat der Verf. Muſter von Vor⸗ 
drucken zuſammengeſtellt, die von der Genoſſenſchafts⸗Zentralkaſſe in 
Stuttgart bei der Schuldenregelungsarbeit verwendet werden. Eine 
unbeſehene Übernahme dieſer Vordrucke durch andere Entſchuldungs⸗ 
ſtellen iſt nicht angängig; denn in vielen Gegenden Deutſchlands wer⸗ 
den wegen der hier vorliegenden einfacheren Verhältniſſe, insbeſondere 
wegen der geringeren Zerſplitterung des Grundbeſiges, die Vordrucke 
weſentlich knapper gehalten werden können. 

GerAſſ. Wiedemann, Berlin. 


Nachtrag zu Woerner: Geſetz zur Regelung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe. 2., durchgeſehene und ver- 
mehrte Aufl. München und Berlin 1935. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchh. 71 S. Einzelpreis geh. O,80 N. (Die 
Ausgabe ſelbſt zuſammen mit dem Nachtrag wie bisher 
3,20 H. ch.) 

Die Ausgabe iſt durch den Nachtrag nach dem Stande vom 

1. Juni 1935 ergänzt worden. 

IR. Dr. Hans Stölzle F und Dr. M. Graminger: Viehkauf 
(Viehgewährſchaft). 7. Aufl. Berlin 1935. Verlag Walter 
de Gruyter & Co. 470 S. Preis geb. 10 . 


Die ſiebente Auflage des handlichen Kommentars über den 
Viehkauf iſt nach dem Tode des Verf., IR. Dr. Hans Stölzle, 
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von Dr. Graminger (Landesbauernſchaft Bayern) bearbeitet. 
die Abfaſſung des die KaiſerlV O. vom 27. März 1899 betr. Teils 
lag in den Händen des Prof. Dr. Fröhner. Der Kommentar 
hat ſeine alte Geſtalt behalten; er iſt jedoch — nicht zu ſeinen 
Nachteil — weſentlich gekürzt worden. Dem Trächtigkeitsſtreit wa 
bisher ein breiter Raum gewidmet; auch hier iſt eine merkliche 
Kürzung vorgenommen worden. Der Kommentar will mehr 1 
richten, die Austragung des Streites will er den Zeitſchriften un 
laſſen. An Stelle der Kürzungen find die wichtigen Kapitel de 
Eigentumsvorbehaltes und der Schiedsgerichtszuſtändigkeit beim 
Viehkauf aufgenommen. Das bedeutet eine erhebliche Verbeſſerung 
des Werkes. Die Rechtſprechungsnachweiſe ſind auf den neueſten 
Stand gebracht. 


Das neue Recht in Preußen. Herausgegeben von Dr. Roland 
Freisler, Staatsſckr., und Ludwig Grauert, Staatsſeke, 
unter Mitwirkung von Dr. Karl Krug, OStA. Lieferung 19. 
154 Blatt Ergänzungen. Berlin 1935. Induſirie- Verlag 
Spaeth & Linde. Preis je Blatt 0,05 u. Poſtgebüht. 

Die neue Lieferung des Freisler⸗Grauert bringt auf 154 ei 

tern die Geſetze, VO. und Runderlaſſe, die bis Ende Mai 19 10 

ergangen find. Nur wenige Beſtimmungen vom Mai d. J., di 

weniger wichtig ſind, werden in der nächſten Lieferung folgen 

Unter den abgedruckten Beſtimmungen befinden 19 u. a. an 

AV. des RIM. über die Zuſammenarbeit zwiſchen uſtizbehörden 

und H J., Beſtimmungen über Gnadenentſchließungen und Rich 

linien für das Strafverfahren, verſchiedene Vorſchriften über di 

Geſundheitsämter, über Leibesübungen, Studium, Steuern un 

Feuerwehrweſen. 


Dr. Wolfgang Heintzeler: Das Reichsjagdgeſetz v. 3. ul 
1934 mit Ausführungsverordnung v. 27. März 1935, 
Satzung der Deutſchen Jaägerſchaft, Ehrengerichtsordnunh, 
Geſetz über den Waffengebrauch und ſonſtigen einſchlägigen 
Geſetzen und Verordnungen des Reichs. 2. Aufl. Mann? 
heim, Berlin und Leipzig 1935. Deutſches Druck- und 
Verlagshaus GmbH. Preis geb. 4,80 K. 

Das Buch, deſſen 1. Aufl. JW. 1935, 187 von mir beſprochen 
worden iſt, enthält nunmehr das geſamte neue Reichsjagdrecht 11 
iſt infolgedeſſen auf einen Umfang von 235 Seiten (ftatt 104 Seite 
der 1. Aufl.) angewachſen, ohne feine handliche Form zu verlieren 
Jedoch wird die Lesbarkeit dadurch erheblich beeinträchtigt, daß — u 
Gegenſatz zu dem übrigen Teil des Buches — die wichtige, 1 
RJagdG. ergänzende AusſVoO. v. 27. März 1935 in lateiniſchem MN 
nicht einmal ſehr ſchönem Druck bei den einzelnen Beſtimmungen 
Geſetzes eingefügt worden iſt. Wenn der Reichsjagdgeſetzgeber das ne 15 
Reichsjagdrecht in der RGeſS. in gutem deutſchen Druck veröffen 
licht, muß auch ein Erläuterungsbuch wie das vorliegende im gleiche 
Gewande erſcheinen, um fo mehr, als Verf. in der Einleitung M 
Recht vom deutſchen Jagdweſen und von deutſchen Jägern ſprich 
und endlich das Buch doch auch für ſolche Leſer und Jäger beftiml” 
ift, welche Bücher und Zeitungen nur in Fraktur zu leſen pflegen 
jedenfalls bevorzugen. Im übrigen darf ich zu meiner Freude ja 
ſtellen, daß der Verf. meine kritiſchen Bemerkungen a. a. O. 85, 
großen Teil als berechtigt anerkannt hat, ſo daß die 2. Aufl. de 
Buchs inſofern als eine verbeſſerte bezeichnet werden kann. Dageg e 
hat Verf. ſeine gewiß unzutreffende Anſicht S. 34 Nr. 5, daß el 
Eigenjagdbezirk aus einem Grundeigentum an der Fläche ſowie an 
dem Nutzungsrecht an einer angrenzenben, dem minderjährigen So = 
des Grundeigentümers gehörigen Fläche gebildet werden könne, wiede 
holt, aber in einer Klammer hinzugeſetzt: „(beſtr.)“. Allein Beitritt 
iſt dieſe Frage noch niemals im früheren Jagdrecht der deutſch 
Länder geweſen und ebenſowenig iſt fie heute zweifelhaft. 9 
NJagdG. verlangt als geſetzliche Vorausſetzung für einen Eigenjad 
bezirk unbedingt (88) die Einheitlichkeit des Grundbucheigen 
tums an der Geſamtflache von mindeſtens 75 ha, und zwar in i 
Hand einer und derſelben Perſon wie nach bisherigem Rechte ilfe 
Länder !), fo daß bei unzureichendem Grundeigentum durch Bull 
nahme von Pacht⸗ oder Nutzungsländereien niemals ein geſetzmäßi N 
Eigenjagdbezirk geſchaffen werden kann ?), noch weniger aber (S.“ + 
durch pachtweiſe Angliederung, die nur an beſtehende Jagdbezig 
möglich ift ($5 Abſ. 1 Rgagd®. u. AusjVD.). Ebenſo kann die 14 


1) Mein Buch: Die Hannov. Jagdgeſetze (3. Aufl. 1930) S. 16 
mit OVG. :, PrVerwBl. 49, 900; OVG. 19, 312; 24, 291; Agrar, 
20, 211 (217) u. a. 85, 

2) Ebenſo Scherping⸗Vollbach, RJagdG. (1935) 8.400 
Anm. 2 zu 88. Das dort zit. Urt. des OVG. v. 4. Juni 1896, III 
findet ſich nicht an der dort angegebenen Quelle, wohl aber 9 
meinem Buch Hannov. Jagdgeſ. S. 117 mit OVG. 9, 149; 19, 8 
betr. Pachtbeſitz. 


7 


* 
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64. Jahrg. 1935 Heft 32] 


8.7 Abſ. 3 des Gef. zugelaſſene teilweiſe Befriedung nur in ört⸗ 
licher Hinſicht erfolgen. Eine jagdliche teilweiſe Befriedung iſt, was 
Verf. S. 31 überſieht, nur in der Form des Abs. 4 8 7 möglich. Nach 
S. 44 hat der Jagdpächter — abgeſehen von den vertraglichen Rechten 
gegen ſeinen Verpächter — keine ſonſtigen Rechte kraft eigenen Rechts. 
er Jagdpächter ſoll alſo ruhig zuſehen, wenn ihn in der Jagd⸗ 
ausübung der neidiſche Jagdnachbar perſönlich oder in ſeinem Auf⸗ 
trage fein Jagdaufſeher oder Förſter fortwährend ſtört und nament- 
lich den Bock, den er zu ſchießen trachtet, durch Pfeifen, Lärmen, 
Hundegebell vergrämt. Iſt denn das nicht ein klaſſiſches Beiſpiel der 
Schikane (8 226 BGB.) und ein Verſtoß gegen die gute und ſomit 
auch gegen die weidmänniſche Sitte (8 826 BGB.) ſowie gegen Treu 
und Glauben, alſo die Verletzung jenes Grundſatzes, welcher gerade 
in unſeren Tagen der nationalſozialiſtiſchen Erhebung eine ſo berech⸗ 
tigte ethiſche Vertiefung erfahren hat? Es iſt auffallend, daß der 
erf, die von mir a. a. O. ihm mitgeteilte entgegenſtehende herrſchende 

einung nicht beachtet, welche dem Jagdpächter zum Schutze ſeines 
abſoluten Rechts in Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung nicht 
bloß die Klagen aus Beſitzesſchutz 88 858 ff., 862, 866, 868 BGB., 
ſondern auch aus 8 823 und § 1004 BGB. auf Unterlaſſung der 
törung ſowie die vorbeugende Unterlaſſungsklage für den Fall ge⸗ 
währt, daß weitere Störungen zu beſorgen ſind. Hier tritt der Jagd⸗ 
Pächter unmittelbar an die Stelle feines Verpächters ?). Wenn Verf. 
dem Jagdpächter Anſprüche gegen Dritte nur aus $ 823 Abſ. 2 BGB. 
1 Verb. m. § 294 EGB. (gewerbsmäßige Wilderei) gewähren will, 
ſo fragt der deutſche Jagdpaͤchter doch mit Recht, ob ihm dann, wenn 
er durch ein einfaches oder ſchweres Jagdvergehen (88 292, 293 
SGB.) in feinem Jagdpachtrecht geſchädigt wird, jeder Rechtsſchutz 
gegen den oder die Täler verſagt ſein ſoll? Dem Verf. iſt offenbar 
auch unbekannt, daß RG. dem Jagdberechtigten (Jagdpächter) eine 
lage auf Unterlaſſung gegen denjenigen Jagdberechtigten mit Recht 
gewährt hat, welcher ſeinen (des Klägers) Jagdbezirk zur Jagd aus⸗ 
gerüſtet außerhalb der öffentlichen Wege (8 368 Nr. 10 StGB.) durch⸗ 
guerte, um bequemer zu ſeinem Jagdrevier zu gelangen ). Nichtig 
(8 134 BGB.) ift allerdings eine Vereinbarung mit dem Verpächter, 
die das Jagdausübungsrecht eines oder mehrerer Mitpächter 
räumlich, zeitlich oder gegenſtändlich einſchränkt. Zu weit geht aber 
die daran (S. 50) geknüpfte Bemerkung, daß im Innenverhältnis 
es den Mitpächtern freiſtehe, wie ſie die Jagd aufteilen wollen. 
Jedenfalls iſt es den Mitpächtern verboten, unter ſich eine örtliche 
Teilung des Jagdpachtbezirks mit der Wirkung vorzunehmen, daß 
leder nur auf ſeinem ihm zugewieſenen Teiljagdpachtbezirk jagen, 
unentgeltliche Jagderlaubnisſcheine ausſtellen dürfe uſw. Denn dieſe, 
auf öffentlichem Jagdrecht beruhende Befugnis iſt nur dem 
igenjagdbeſitzer und der Jagdgenoſſenſchaft vorbehalten, und ihre 
usübung noch beſonders an die Zuſtimmung des Kreisjägermeiſters 
genäpft (8 12 Abſ. 2 RJagdch. und Abſ. 1 AusfVoO.). Nach 8 22 
bi. Ile AusfVO. bedarf es eines Jagdſcheins nicht: zur Ausübung 
des Jagdſchutzes. Dagegen iſt der Jagdausübungsberechtigte nur dann 
zur Ausübung des Jagdſchutzes befugt, ſofern er Inhaber eines Jagd⸗ 
ſcheins it (8 39 Abſ. 1 RJagdG.). Verf. ſchweigt darüber, ob und 
wie beide ſcheinbar ſich widerſprechenden Beſtimmungen zu vereinen 
ſind. Der Begriff der Treibjagd bei Mondſchein (8 35 Abſ. 1 Nr. 3 
AJagdch.) iſt öffentlich⸗jagdrechtlich beſtimmt und begrifflich feſtgelegt, 
darf alſo nicht, wie Verf. S. 95 Nr. 12 meint, zu dem freien Begriff 
er verbotenen Sonntagstreibjagd im 8 35 Nr. 15 des Gef. vergleichs⸗ 
weiſe herangezogen werden. Zu 845 Abf. 2 AusfVO. (S. 124) ift 
er Druckfehler des Geſetzes ſtatt „des Abs. 2“ Abf. 1 und ebenſo 
derjenige im § 60 Nr. 8 AusſVO. (S. 159) Abſ. 3 ſtatt Abſ. 2 vom 
Zerf, nicht bemerkt und mit übernommen. Auf S. 153 (Straf⸗ 
dorſchriften) werden die jagdpolizeilichen Strafandrohungen (8 60 
li Jagd. und AusfVO.) als eine Erweiterung des in Kraft befind⸗ 
ichen reichsrechtlichen Jagdſtrafrechts bezeichnet und die Strafbeſtim⸗ 
mungen der 88 117ff., 292 ff. StB. vor denjenigen des RJagdG. 
und der AusfVO. zum Abdruck gebracht, auch der Wilderer neben. 
em ſtrafbaren Jagdausübungsberechtigten und die Wilderei abwechſelnd 
mit den jagdpolizeilichen Übertretungen des letzteren behandelt — ein 
bedenkliches Verfahren, das bei Laien und Jägern doch zu bedauer⸗ 
ichen Irrtümern führen kann. In Wahrheit gehört der Wilderer und 
ein Jagdvergehen überhaupt nicht in den Rahmen eines Jagdpolizei⸗ 
geſetzes, da deſſen Strafandrohungen nur die Zuwiderhandlungen des 
Jagdausübungsberechtigten treffen. Bei den jetzt zutreffend mit an⸗ 
geführten Strafandrohungen der 88 6,7 mit 8 8 Schlußſatz RVogel⸗ 
ſchußch. v. 30. Mai 1908 (S. 160 Nr. 10, 162 Nr. 1 Schlußſatz) betr. 

erbot des Dohnenſtiegs (inzwiſchen am 1. Okt. 1935 aufgehoben 
d. 827 Abſ. 2 MNaturih®. v. 26. Juni 1935 [Rc Bl. I, 821]) 
W § 76 StGB. (neue Faſſ.): Denn dieſe Strafbeſtimmungen 


. Dein Bud S. 179/80; Rh.: 28.1920, 159; KG.: DNS. 
8 

u. % Mein Buch S. 701/02; Rich. Recht 1914 Nr. 152; 1919 
Ar. 673; Jahrb. (Schultz⸗Graſſo) 1914, 152; JW. 1900, 451 Nr. 133; 
8. 1918, 570 Nr. 12. 
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find beim verbotenen Schlingenſtellen des Jagdberechtigten nach $ 35 
Nr. 9, 860 Nr. 8 RJagdG. zugleich mitverletzt, fo daß die 
— im RgagdG. 8 61 nicht vorgeſehene — Einziehung der Dohnen 
(Schlingen) nach 876 StGB. zuläſſig if. Wenn aber der Eigen⸗ 
tümer oder Nutzungsberechtigte über die Grenzen der ihnen auf dem 
befriedeten Grundſtück gewährten beſchränkten Jagd auf Raubwild 
und wilde Kaninchen ($7 Abſ. 4 RJagdGG. und Abſ. 2 Ausj®D.) 
hinausgeht, z. B. einen Bock oder Faſan erlegt (jagt), ſo iſt ſeine 
jagdpolizeiliche Beſtrafung nach $ 60 Nr. 4 AusfVO., wie Verf. 
(S. 31 Nr. 3) meint, unmöglich; es liegt dann unbedenklich ein Jagd» 
vergehen vor wie bei dem, ebenſo widerrechtlich jagenden Allein» oder 
Erlaubnisjäger ). Die Zuwiderhandlung des Jagdausübungs⸗ 
berechtigten (Jagdpächter) gegen die Jagdruhe auf befriedeten 
Bezirken iſt dagegen, weil 8 60 Nr. 4 AusfVO. nur den Eigentümer 
und Nutzungsberechtigten ſolcher Grundflächen trifft, nicht (wie bisher 
nach manchen Jagdgeſetzen der Länder) unter eine jagdpolizeiliche 
Sonderſtrafandrohung geſtellt. Wenn Verf. daher S. 160 Nr. 11 gegen 
den Jagdberechtigten den $ 60 Abſ. 2 Nr. 9 mit 8 36 RJagdG. an⸗ 
wenden will, ſo iſt das ſtrafrechtlich nur möglich, wenn man von der 
Auffaſſung ausgeht, daß die öffentliche Ruhe und Ordnung 
begrifflich auch die Jagdruhe umfaßt. Aber der wichtige Zuſatz durfte 
nicht fehlen, daß ein Jagdvergehen unbedenklich von dem Jagdͤberech⸗ 
tigten begangen wird, wenn er weiß, daß auf der befriedeten Fläche 
ein beſchränktes Jagdausübungsrecht des Eigentümers oder Nutzungs⸗ 
berechtigten nach 87 Abſ. 4 RJagdG. und 87 Abſ. 2 AusfVO. auf 
Raubwild oder wilde Kaninchen beſteht und er nunmehr dieſelben 
Wildarten jagt. Richtig erkennt dagegen Verf. (S. 165 Nr. 5) jetzt 
den Erwerb des Privateigentums an der Wildbeute durch den Jagd⸗ 
ausübungsberechtigten trotz ſeiner jagdpolizeilichen Beſtrafung an. 
Allein ſeine nach wie vor unzutreffende Auffaſſung, daß die Ein⸗ 
ziehung der Wildbeute ($ 61 Abſ. 1 RJagdG.) nur eine polizeiliche 
Sicherheitsmaßregel ſei, verſucht er mit der Faſſung des zit. 8 61 
Abf. 1 („neben der Strafe“) zu begründen, überſieht aber, daß dieſe 
Faſſung mit den Worten beginnt: „im Falle einer Verurtei⸗ 
lung“, die Einziehung alſo dieſe zur geſetzlichen Vorausſetzung hat, 
daher fortfällt, wenn eine ſolche Verurteilung des jagdberechtigten 
Täters nicht vorliegt. Klarer kann doch die Einziehung der Beute als 
eine reine vermögensrechtliche Nebenſtrafe nicht ausgedrückt werden! 
Der zur Begründung ſeiner entgegenſtehenden Anſicht hinzugefügte 
Satz: „wichtig z. B. für 8 73 StGB.“ iſt mir nicht verſtändlich ge⸗ 
worden. Wird daher der Jagdberechtigte freigeſprochen, das Straf- 
verfahren gegen ihn eingeftellt, z. B. wegen Verjährung der Straf⸗ 
verfolgung (Tod), oder iſt der Jagdberechtigte unzurechnungsfähig 
(8 62 Abſ. 1 RNJagdcG.), dann iſt die beſchlagnahmte Wildbente oder 
der Erlös (8 61 Abſ. 2 AusfVO.) an den jagdberechtigten Täter 
zurückzugeben, wie ſolches die AusVO. zu $81 preuß. Jagd. v. 
18. Jan. 1934 (GS. 96) ausdrücklich und zutreffend beſtimmt, denn 
die Einziehungsvorſchrift im $ 80 Abſ. 3 preuß. JagdcG. v. 18. Jan. 
1934 iſt wörtlich als Vorbild im § 61 Abſ. 1 und 2 RJagdG. über⸗ 
nommen. Danach wird auch wohl Verf. ſeine Anſicht, die Einziehung 
ſei eine polizeiliche Sicherheitsmaßregel, endgültig aufgeben müſſen. 
Einen unbekannten Täter, wie Verf. meint (S. 163 Nr. 7), gibt es 
auf dieſem jagdpolizeilichen Gebiete nicht, weil der Jagbausübungs⸗ 
berechtigte (Jagdpächter) bekannt, jedenfalls als Täter leicht zu er⸗ 
mitteln und daher im Fall ſeiner Verurteilung die Einziehung ſeiner 
Beute ohne weiteres nach 8 61 Abſ. 1 RJagdG. zuläſſig iſt, andern⸗ 
falls iſt der Täter ein Wilderer, deſſen Beute jedoch der Einziehung 
entzogen iſt (8295 Sto B.) und vom nichtjagdberechtigten Finder 
durch Vermittlung der Ortspolizeibehörde dem Jagdberechtigten zur 
Verfügung geſtellt werden muß (8 1 Abſ. 3, § 60 Nr. 4 [Strafbeit.] 
AusfVO.). Unzutreffend ift auch der allgemeine Satz (S. 162 Nr. 4), 
daß Niederſchlagung, Amneſtie und Begnadigung ſich nur auf 
Strafen beziehen, worunter natürlich auch die Nebenſtrafe der Ein⸗ 
ziehung fallen würde. Denn es kommt für alle ſolche Fälle allein 
der Inhalt des Gnadenaktes in Frage. So find im StraffreihG. 
v. 7. Aug. 1934 (RGBl. I, 769) 8 7 ſowie betr. das Saarland v. 
28. Febr. 1935 (daſ. S. 309) 8 5 zugleich alle Nebenſtrafen, Sicher⸗ 
heitsmaßnahmen, ſoweit ſie noch nicht vollſtreckt ſind, ſowie die geſetz⸗ 
lichen Nebenfolgen erlaſſen. Danach erledigt ſich auch die fernere un⸗ 
zutreffende Anſicht, es ſei unerheblich, ob die Verfolgung oder Ver⸗ 
urteilung aus tatſächlichen oder rechtlichen Gründen nicht erfolgen 
könne. Endlich iſt danach auch für das objektive Verfahren betr. 
die Einziehung der Wildbeute kein Raum (8 61 Abſ. 2 Nagdch., 
88 430 ff. StPO.). Abgeſehen hiervon, ſoll dieſes ſelbſtändige Ver⸗ 
fahren nur dann erfolgen können, wenn im übrigen die Voraus⸗ 
ſetzungen hierfür vorliegen. Dem Verf, iſt es jedoch nicht gelungen, 
dieſe Vorausſetzungen des Geſetzes nachzuweiſen. 6 

Im ganzen genommen wendet ſich der fleißige Verf. vorwiegend 


5) Wie nach bisherigem Recht; mein Buch S. 445; dazu RG. : 
HöchſtßtRſpr. 1930 Nr. 1688; 1934 Nr. 843; München: JW. 1932, 
1065: KG.: D. Jagd 1934, 962; auch Gürtner, Das kommende 
d. Strafr. (1935) 371. 
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an die juriſtiſch gebildeten Leſer, von denen manchem vielleicht der 
auch jetzt wiederkehrende (S. 123 Nr. 14, früher S. 70 Nr. 4) Be⸗ 
griff des Prima-facie⸗Beweiſes nicht gleich verſtändlich ſein wird. 
Gelingt es dem Verf., die Berückſichtigung der praktiſch-weidmänni⸗ 
ſchen Belange mehr, als ſolches bisher geſchehen, in feinen Erläute⸗ 
rungen in den Vordergrund treten zu laſſen, ſo wird ſich das inhalts⸗ 
reiche Buch, ſofern es daneben auf eine tiefere wiſſenſchaftliche Grund⸗ 
lage geſtellt wird und namentlich die bisherige, im Schriſttum und 
in der Rechtſprechung herrſchende, mit den Vorſchriften des neuen 
Reichsjagdrechts übereinſtimmende Meinung in den Bereich ſeiner Be⸗ 
rückſichtigung zieht, zu einem in jeder Beziehung konkurrenzfähigen 
Führer auf dem Gebiete des neuen Jagdrechts entwickeln und jene 
wiſſenſchaftliche Höhe erreichen, welche ihm zur Weiterförderung des 
neuen Jagdrechts zukommt. 
OSt A. i. R. Geh. IR. Hermann Stelling, Hannover. 


Priv Doz. Dr. Eduard Wahl: Vertragsanſprüche Dritter im 
franzöſiſchen Recht unter Vergleichung mit dem deutſchen 
Recht dargeſtellt an Hand der Fälle der action directe. 
(Heft 9 der Beiträge zum ausländiſchen und internationalen 
Privatrecht, herausgegeben vom Inſtitut für ausländiſches 
und internationales Privatrecht.) Berlin und Leipzig 1935. 
Verlag Walter de Gruyter & Co. Preis broſch. 9 N. 


Die bekannte Schriftenreihe des Berliner Inſtituts für aus⸗ 
ländiſches und internationales Privatrecht hat in der Wahl ſchen 
Studie über die Vertragsanſprüche Dritter im franzöſiſchen Recht 
einen wertvollen Zuwachs erhalten. Der Verf., deſſen gründliche 
Beherrſchung des franzöſiſchen Rechtsſtoffs ganz beſonders aner⸗ 
kannt zu werden verdient, will mit ſeiner rechtsvergleichenden 
Abhandlung einen Beitrag liefern zu dem für das Syſtem des 
Schuldrechts grundlegenden Problem der Reichweite oder, um 
einen aus der Lehre der Rechtskraft bekannten Ausdruck der Pro⸗ 
zeßwiſſenſchaft zu gebrauchen, der „ſubjektiven Grenzen“ des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes. Er bemerkt mit Recht, daß das Problem der 
Erſtreckung der Vertragsklage auf Dritte mit der fortſchreitenden 
Entwicklung und ſtets enger werdenden Verflechtung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens eine immer größere Bedeutung auch für das deutſche 
Recht gewinnt. Die Verſchachtelung von Schuldverhältniſſen über 
rechtlich oder wirtſchaftlich identiſche Objekte wirft in der Tat 
Fragen auf, die mit den überlieferten dogmatiſchen Grundſätzen 
des Vertragsrechts nicht immer befriedigend zu löſen ſind. Schon 
de Boor, auf deſſen feiner eigenen Auffaſſung nahekommenden 
Ausgangspunkt Verf. hinweiſt, hatte in ſeiner 1928 erſchienenen 
Abhandlung „Die Kolliſion von Forderungsrechten“ verlangt, man 
dürfe die Forderungsrechte nicht mehr bloß „iſoliert betrachten“, 
ſondern man müſſe „in bewußter Abkehr von dem Geiſt des 
19. Jahrhunderts“ die von unſerem Geſetz übernommene indivi⸗ 
dualiſtiſche Betrachtungsweiſe „an den Bedürfniſſen unſerer Zeit, 
unſeres ſo viel ſtärker gebundenen Lebens, unſerer organiſierten 
Wirtſchaft nachprüfen“. Die große politiſche Umwälzung in 
Deutſchland, ſo erklärt Verf., habe ihn in der Grundeinſtellung 
beſtärkt, daß die Wirkungen des Vertrags nicht aus ihm allein 
geſchöpft werden könnten. Verf. überſieht jedoch nicht — ſeine in 
dem vorliegenden Buch erneut unter Beweis geſtellte gründliche 
Arbeitsweiſe bewahrt ihn vor der Gefahr der Phraſe — daß auch 
heute noch in der Mehrzahl der Fälle die Beſchränkung der Ver⸗ 
tragswirkungen auf die Vertragsparteien nach dem vom Verf. 
zitierten Ausdruck des franzöſiſchen Ziviliſten Henri Capi⸗ 
tant eine „vérite de bon sens“ iſt. 

Von dieſen Grundauffaſſungen ausgehend ſchildert Verf. nach 
einem kurzen Überblick über die franzöſiſche Regelung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in Forderungen die im franzöſiſchen Recht entwickel⸗ 
ten einzelnen Fälle der ſogenannken action directe, bei der, jo 
unterſchiedlich dieſe Rechtsfigur im einzelnen auch ausgeſtaltet ſein 
mag, immer ein Gläubiger die Anſprüche ſeines Schuldners aus 
einem Vertrag mit einem Dritten auf Grund einer beſonders ge⸗ 
arteten Beziehung zu dieſem Vertragsverhältnis unmittelbar und 
ſelbſtändig geltend macht. Er beginnt mit der Darſtellung der 
Mängelhaftung im Kaufrecht, bei der ſeit der grundlegenden Ent⸗ 
ſcheidung des Kaſſationshofs vom 12. Nov. 1884, S. 86. 1. 149 in 
Frankreich anerkannt iſt, daß der Verkäufer gegenüber dem Nach⸗ 
mann ſeines Käufers für Rechts⸗ und Sachmängel der Kaufſache 
direkt einzuſtehen hat. (Für die abweichende Auffaſſung des deut⸗ 
ſchen Rechts bezieht ſich Verf. auf die Entſcheidungen des RG.: 
NGZ. 87, 1= JW. 1915, 519 und 103, 77.) Mit Recht weiſt je⸗ 
doch Verf. darauf hin, daß, ſo bedeutungsvoll dieſes Prinzip auch 
erſcheint, ſeine praktiſchen Wirkungen doch verhältnismäßig gering 
find. Über die Gründe vgl. feine Ausführungen S. 24. Auf die dem 


deutſchen wie dem franzöfiichen Juriſten naturgemäß ſofort auf- 
ſtoßende Frage, welche Einwendungen dem direkten Kläger von 
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dem direkt Beklagten aus den deiden durch die direkte Klage zu⸗ 
ſammengefaßten Schuldverhältuiſſen entgegengehalten werden kon⸗ 
nen, insbeſ. wie der von dem direkten Kläger geltend gemachte 
Minderungs⸗ bzw. Schadenserſatzanſpruch zu berechnen iſt, und zwar 
vor allem dann, wenn der unmittelbare Vertragspartner des Ver 
käufers die verkaufte Sache dem direkten Kläger geſchenkt hat, kann 
im Rahmen dieſer Beſprechung nicht näher eingegangen werden 
die Andeutung dieſer von Wahl eingehend behandelten Fragen 
möge genügen. Hingewieſen ſei jedoch noch auf die für den Rechts- 
hiſtoriker beſonders intereſſante Darſtellung der Behandlung dieſer 
Fragen im ancien droit z. B. bei Pothier, Domat bis zu 
rück auf Cujacius und Bartolus, bei deren Zuſammen⸗ 
ſtellung der Verf, mit Erlaubnis der Pariſer Faculté de Droit 
Gelegenheit gehabt hat, deren Magazine zu durchforſchen. 

An die Darſtellung der action directe bei der Mängelhaf⸗ 
tung im Kaufrecht ſchließt ſich die Erörterung der auf Art. 1753 00. 
beruhenden action directe im Verhältnis des Vermieters zum 
Untermieter. Auch hier bringt Verf. intereſſante hiſtoriſche Aus⸗ 
führungen. l 

Nach dem Mietrecht behandelt Verf. dann noch die action 
directe beim Werk⸗ und Arbeitsvertrag, Art. 1798 CC., bei der 
Mandatsſubſtitution, Art. 1794 CC., wobei er aus dem deutſchsz 
Recht ein Urteil des RArbch. v. 23. Febr. 1929: RArbch. 3, 25 
heranzieht, bei der Haftpflichtverſicherung, bei der vom Arbeitgeber 
für feine Arbeitnehmer abgeſchloſſenen Kollektivunfallverſicherung, 
bei der Krankenbehandlung von Arbeitern, die durch Arbeitsunfd le 
verletzt find, bei der Koſtenliquidation des avoué, im Geſellſchafts⸗ 
recht, ſchließlich bei Geſchäften über fremde Sachen, bei der er aug 
auf die durch $ 991 Abſ. 2 BGB. aufgeworfenen Probleme eingehl 

Sit der zweite Teil der Wahl ſchen Studie, in dem die ei 
zelnen Fälle der action directe behandelt ſind, im weſentliche 
eine Darſtellung des poſitiven franzöſiſchen Rechts verbunden mi 
rechtsvergleichenden Hinweiſen auf den deutſchen Rechtszuſtand, de 
iſt der dritte Teil eine dogmatiſche Unterſuchung der Frage, 57 
die einzelnen poſitiven Löſungen des zweiten Teils mit Hilfe de 
traditionellen Rechtsfiguren zu erklären find. Man mag über den 
Wert derartiger dogmatiſcher Unterſuchungen geteilter Meinung 
fein, jedenfalls iſt aber gerade dieſer Teil durch feine rechtsver⸗ 
gleichende Behandlung der wichtigſten Materien des Schuldrecht? 
ganz beſonders aufſchlußreich. Verf. unterſucht z. B. hier die e 
ziehung der action directe zur ungerechtfertigten Bereicherung, 
zur Geſchäftsführung ohne Auftrag, zur dinglichen Surrogation, 
zur Stellvertretung, zum Vertrag zugunſten Dritter, und ſchließ, 
lich zum Deliktsrecht. Die Fülle der erörterten Probleme macht 50 
Rahmen einer Beſprechung naturgemäß eine kritiſche Stellung 
nahme zu den einzelnen Theſen des Verf. unmöglich. Dem Rezen 
ſenten beſonders intereſſant erſchienen die Ausführungen des Te 
zu der Surrogation der Schadenserſatzforderung zugunſten Pre 
Pfandgläubigers, S. 163 ff., zu dem Problem des Handelns Ir 
denjenigen, den es angeht, S. 183, und zu der Frage der unechte 
Solidarität, S. 150 ff. 

Als Ergebnis ſeiner Unterſuchungen ſtellt der Verf. in ber 
kurzen vierten Teil des os zuſammenfaſſend feſt, daß on 
Grundprinzip des Vertragsrecht, wonach der Vertrag Wirkunge 
nur für und gegen die Vertragsparteien begründet, ſowohl a 
deutſchen wie im franzöſiſchen Recht in einer ſtattlichen Anz. 
von Fällen nicht gewahrt wird, und zwar auch über die von 1 
Geſetzgebern vorgeſehenen Ausnahmen hinaus. Er ſtellt weiterhin 
feſt, daß dieſe Ausnahmen ſich aus den allgemeinen Rechtsgrund, 
ſätzen unſeres heutigen Rechtsſyſtems ſchwerlich ableiten laſſen, Di 
für jede künftige Reform des Schuldrechts im Vordergrund tteben 5 
Frage, in welcher Weiſe und in welchem Umfang die „ſoziale Ve 
ſtrickung“ eines Vertrags, die Tatſache, „daß zwei ſelbſtändige I 
in ſich vollſtändige Verträge in beſonderer Weiſe miteinander ve 
koppelt find“ zu berückſichtigen fein wird, in welchem Umfang 
durch Schaffung geſetzlicher Schuldverhältniſſe zzwiſchenvertrag 
liches Recht“ zu ſchaffen iſt, wird vom Verf. abſchließend nur 97 
ftellt. Für ihre Löſung behält er ſich weitere Unterſuchungen von 
auf die man nach den mit der vorliegenden Studie geleiſtet 
rechtsvergleichenden Vorarbeiten mit Recht geſpannt fein darf. ich 

Zum Schluß der Beſprechung ſei im Intereſſe der hoffenthen 
zahlreichen Leſer auf einige Druckfehler hingewieſen, die zu 
verſtändniſſen Anlaß geben könnten: 1 

S. 6, 3. Abſ. 2. Zeile: ſtatt „im deutſchen Recht“ richtig „ 
ranzöſiſchen Recht“. . * 
f 19 1. Abſ. letzte Zeile muß heißen „faits par antic 
pation“. ö un 

S. 159, 2. Abſ. 9. Zeile iſt zu leſen „... la loi admet qu 
droit est perdu ..“ 

S. 185: Die erſte 
leſen werden. 


Zeile muß als letzte Zeile dieſer Seite ge 
Dr. Ernſt Achenbach, Hamburg. 
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| Reichsgericht: Zivilfahen | 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


* 1. 812 BGB. Störungsklagen wegen Füh⸗ 
rung eines Namens können auch gegen Behörden 
im amtlichen Verkehr erhoben werden. Der 
Rechtsweg iſt nur ſoweit verſchloſſen, als die 
Störungshandlungen ausſchließlich in Aus⸗ 
übung öffentlich- rechtlicher Befugniſſe vor⸗ 
genommen find.) 

(U. v. 11. April 1935; IV 277/34. — Stuttgart.) 

(= N62. 147, 253.) 
Abgedr. ZW. 1935, 21302. 


* 
*+2, 8186 HGB.; S 304 ZPO. Iſt ein Anſpruch, 
er hergeleitet wird aus der aus 8 186 zu folgern- 
den Unwirkſamkeit eines Übernahmevertrages, 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, ſo 
kann im Betragsverfahren auf den Einwand 
nachträglicher Heilung jedenfalls dann nicht 
mehr eingegangen werden, wenn zur Herbei⸗ 
führung der Heilung bis zum Schluſſe der Ber⸗ 
Inſt. genug Zeit zur Verfügung geſtanden hätte. 
3 fehlt in ſolchem Falle ein Intereſſe an 
einer Feſtſtellung dahin, daß der Übernahme⸗ 
vertrag, abgeſehen von 8 186, rechtsgültig zu- 
tande gekommen ſei. 
Die Kl., eine jetzt in Liquidation befindliche Akt., 
nahm im Gründungsſtadium ein Grundſtückskaufangebot der 
ekl. an. Sie wurde nach ihrer Eintragung im Handelsregiſter 
als Eigentümerin eingetragen. In einem Vorprozeß machte die 
letzige Bekl. als Kl. aus verſchiedenen Gründen Nichtigkeit des 
Kaufvertrags geltend. Sie klagte, da das Grundſtück weiter⸗ 
veräußert worden war, auf Zahlung von 40000 RM. Das 
erklärte am 25. Nov. 1929 den Klageanſpruch dem 
runde nach für gerechtfertigt, weil ein Übernahmevertrag 
vorgelegen habe, bei dem die Vorſchriften des HGB. nicht be⸗ 
achtet worden ſeien. Die Rev. gegen dieſes Zwiſchenurteil 
wurde am 15. Dez. 1930 zurückgewieſen. 
. „ Im Betragsverfahren vor dem BG. machte die damalige 
Bekl. geltend, fie habe die zur Heilung des Mangels erforder- 
ichen Berichte der Reviſoren, des Liquidators und des Auf⸗ 
ichtsrats nunmehr nachgereicht. Das BG. ging auf dieſen 
Einwand ein und erhob Beweiſe, durch welche die Frage der 
Heilung geklärt werden ſollte. Inzwiſchen betrieb die damalige 
ekl. das Genehmigungsverfahren auf Grund des PrGrVerkGh., 
und in dieſem Zuſammenhang wurde ſtreitig, ob der Kauf— 
zertrag richtig und vollſtändig beurkundet worden ſei. Zur 
Austragung dieſes Streites ſetzte das BG. durch Beſchl. vom 
5. Dez. 1932 den Vorprozeß aus, nachdem die damalige Vell. 
ie gegenwärtige Klage beim LG. erhoben hatte. 
. Die Klage geht auf Feſtſtellung, daß der Kaufvertrag 
richtig und vollſtändig beurkundet ſei. Die jetzige Bekl. leug⸗ 
dete das Feſtſtellungsintereſſe und machte geltend, in dem 
Kaufvertrag ſei die Abrede über ein Wohnungsrecht nicht auf⸗ 
genommen worden. Beide Inſtanzen nahmen ein Feſtſtellungs⸗ 
zutereſſe an, erachteten einen rechtlichen Zuſammenhang der 
ohnungsabrede mit dem Verkauf des Hauſes für unbewieſen 
und entſprachen dem Feſtſtellungsantrage. 
. hob auf und wies die Klage ab. 


E 1) Obiger Rechtsſatz der an vorbezeichneter Stelle veröffentlichten 
ntſcheidung iſt infolge eines bedauerlichen Druckfehlers an der er⸗ 

ri ten Abdruckſtelle unrichtig wiedergegeben und wird deshalb in 

richtiger Faſſung wiederholt. D. S. 


Im Vorprozeß hatte die jetzige Bekl. ſchon mit Schrift⸗ 
ſatz v. 7. Nov. 1928 darauf hingewieſen, daß die jetzige Kl. 
gegen § 186 HGB. verſtoßen habe. Im Laufe des Vorprozeſſes 
nahm die jetzige Kl. am 5. Juli und 1. Okt. 1929 Satzungs⸗ 
änderungen vor, reichte aber trotz der wiederholten An⸗ 
regung des Regiſtergerichts keine Prüfungsberichte ein und 
gab dafür die unrichtige Begründung, daß kein Übernahme⸗ 
vertrag vorliege. Der Regiſterrichter trug dann die Satzungs⸗ 
änderung ein, ohne auf der Nachholung von Prüfungsberich⸗ 
ten zu beſtehen. Das BG. nahm im Vorprozeß an, daß es für 
eine Heilung des Mangels ſchon von dem Zeitpunkt ab zu ſpät 
geweſen ſei, wo die jetzige Bekl. die Nichtigkeit des Vertrages 
geltend gemacht habe. Dieſe Auffaſſung lehnte der erk. Sen. 
im Urt. v. 15. Dez. 1930 ab, erklärte aber das, was zur 
Heilung des Mangels geſchehen war, für ungenügend, weil 
die jetzige Kl. keine Prüfungsberichte eingereicht hatte. Aus 
dieſem Grunde kam der Sen. zur Zurückweiſung der Rev. und 
bemerkte am Schluſſe, es brauche bei der gegebenen Sachlage 
auf das PrGr Verk. nicht mehr eingegangen zu werden. 

Daß im Betragsverfahren noch nachgeholt werden könne, 
was im Grundverfahren zur Heilung des Mangels gefehlt 
hatte, war nicht die Meinung des erk. Sen. Dem ſtand der 
rechtskräftige Abſchluß des Grundverfahrens entgegen, der 
Einwendungen nur noch in beſchränktem Umfang zuläßt 
(RG.Z. 138, 213 = JW. 1933, 846 mit Anf.). Die Sache 
liegt hier ähnlich wie bei denjenigen Einwendungen, die durch 
eine Erklärung entſtehen, z. B. durch Erklärung der Aufrech⸗ 
nung oder Anfechtung. Wie es dem Bekl. nicht geſtattet iſt, 
ſolche Erklärungen noch im Betragsverfahren abzugeben, um 
darauf Einwendungen zu gründen, fo war es auch der jetzigen 
Kl. verwehrt, im Betragsverfahren mit Wirkſamkeit für den 
Vorprozeß die Heilungshandlungen nachzuholen, die ſie bis 
zum Schluß der mündlichen Verhandlung in der BerJInſt. 
hätte vornehmen können, aber nicht vorgenommen hatte. Ob 
die Sache anders zu beurteilen wäre, wenn es der jetzigen Kl. 
im Grundverfahren an angemeſſener Zeit gefehlt hätte, die 
Prüfungsberichte, ſoweit ſie ſich überhaupt beſchaffen ließen, 
zu beſchaffen und einzureichen, mag dahingeſtellt bleiben. 
Denn ſie hatte dazu nicht nur reichlich Zeit gehabt, ſondern 
war auch vom Regiſterrichter auf die Notwendigkeit der Ein⸗ 
reichung noch beſonders hingewieſen worden, hakte ſich aber 
auf den unrichtigen Standpunkt geſtellt, es liege überhaupt 
kein Übernahmevertrag vor. 

Hiernach hat das BG. im Vorprozeß rechtlich geirrt, 
indem es auf den Einwand nachträglicher Heilung noch im 
Betragsverfahren eingegangen iſt. Der Kaufvertrag und die 
Eigentumsübertragung waren nach den Grundſätzen der 
Entſch. RG. 121, 99 = ZW. 1928, 2613; 130, 248 = JW. 
1931, 49 mit dem rechtskräftigen Abſchluß des Grundver⸗ 
fahrens als endgültig nichtig zu behandeln. Folglich konnte 
es auch nicht mehr darauf ankommen, ob die Genehmigung 
nach dem PrGrSperrG. beigebracht wurde oder nicht. 

Die gegenwärtige Feſtſtellungsklage hat nun aber ledig⸗ 
lich den Zweck, die Genehmigung nach dem GrSperrG. her⸗ 
beizuführen. Daran kann die Kl., da der Kaufvertrag und die 
Eigentumsübertragung unheilbar nichtig ſind, kein Intereſſe 
haben. Die Reviſionsrüge, daß es an einem Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe fehle, iſt alſo begründet. Selbſt wenn man annimmt, 
daß die Bekl. verpflichtet geweſen ſei, zur Genehmigung mit⸗ 
zuwirken, folange der Vorſtotz gegen 8 186 HGB. noch geheilt 
werden konnte (vgl. RZ. 119, 357 — JW. 1928, 506; 
121, 155 JW. 1928, 2454, jo würde doch dieſe Genehmi⸗ 
gung der Kl. nichts mehr nützen, weil der Verſtoß gegen 
§ 186 HGB. nicht mehr geheilt werden kann. Der Umſtand. 
daß durch den Beſchl. v. 5. Dez. 1932 der Vorprozeß zur 
Durchführung der Feſtſtellungsklage ausgeſetzt worden iſt, 
kann kein Feſtſtellungsintereſſe begründen. Denn dieſer Be⸗ 
ſchluß beruht auf der Annahme, daß die damalige Bekl. durch 
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ihre im Nachverfahren beigebrachten Prüfungsberichte den 
Verſtoß gegen §S 186 HGB. geheilt habe oder doch geheilt 
haben könne, und dieſe Annahme iſt rechtsirrig. 
(U. v. 13. Mai 1935; VI 618/34. — Berlin.) [9-] 
= Rz. 147, 373.) 
* 


** 3. 8242 BGB. Das Abſinken einer auslän⸗ 
diſchen Währung kann als ein Wegfall oder eine 
weſentliche Veränderung der Geſchäftsgrund⸗ 
lage angefehen werden und daher einen Aus⸗ 
gleichsanſpruch begründen. Dabei braucht der 
Währungsverluſt durchaus nicht ein „kataſtro⸗ 
phaler“ oder „vernichtender“ zu jein. Der Aus⸗ 
gleichsanſpruch darf daher auch nicht mit der Er- 
wägung abgelehnt werden, daß der Kl. „nur mit 
13% ausfalle“. Maßgebend ſind allein die 
Grundſätze von Treu und Glauben, die gerechte 
und billige Abwägung der Belange aller Be⸗ 
teiligten unter Berückſichtigung der beſonderen 
Umſtände des Einzelfalles. 

Die Kl., die Großhandel in Baumwollgarn betreibt, 
zählte ſeit mehreren Jahren die Bekl., eine mechaniſche Bunt⸗ 
und Rohweberei, zu ihren Abnehmern. Während der ganzen 
Dauer der Geſchäftsverbindung wurden die Kaufpreiſe für die 
Baumwollgarne in amerikaniſchen Dollars vereinbart. Die 
letzten drei Kaufabſchlüſſe, die Gegenſtand dieſes Rechtsſtreits 
bilden, erfolgten am 9. Juli 1932, 11. Aug. 1932 und 14. Okt. 
1932. Durch den Sturz des Dollars erlitt die Kl. nach ihrer 
Behauptung einen Verluſt von 21 237,84 N.. Zum Aus⸗ 
gleich dieſes Verluſtes verlangt fie von der Bekl. die Zah⸗ 
lung dieſer ganzen Summe nebſt Zinſen. Der Abſchluß in 
Dollars bei den einzelnen Kaufgeſchäften erfolgte auf Ver⸗ 
anlaſſung der Lieferantin der Kl. 

Die Kl. gründet u. a. ihre Anſprüche auf die Grund⸗ 
ſätze von Treu und Glauben. In dieſer Richtung führt ſie 
aus, wenn man auch angeſichts der ausdrücklichen Ablehnung 
der Goldklauſel durch die Bekl. nicht den Standpunkt ver⸗ 
treten könne, die Gleichheit von Geld- und Sachleiſtung ſei 
zum Inhalt des Vertrages gemacht worden, fo müſſe fie doch 
als die ſtillſchweigende Grundlage des Vertrages angeſehen 
werden. Die Vertragsteile hätten die Goldklauſel neben dem 
Dollar für überflüſſig gehalten. Die Möglichkeit einer Dollar⸗ 
entwertung ſei nach Anſicht der Parteien jo entfernt ge⸗ 
weten, daß ſie geglaubt hätten, nicht mit ihr rechnen zu müſſen. 

Die Bekl. macht u. a. geltend, da die Goldklauſel aus⸗ 
drücklich abgelehnt worden ſei, ſo könne dieſe nicht zum Inhalt 
des Vertrags gemacht worden ſein. Damit ſei aber auch die 
Annahme ausgeſchloſſen, die Äquivalenz zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung ſei Grundlage des Vertrages geweſen. Die 
Bekl., der unbeſtritten durch die Abwertung des Dollars ein 
Gewinn zugefallen iſt, beſtreitet, daß der Kl. ein Verluſt und 
jedenfalls in der von ihr behaupteten Höhe entſtanden ſei. 
Vorſorglich macht die Bekl. geltend, bei einem Ausgleichs⸗ 
anſpruch ſei ebenſo wie bei der Aufwertung grundſätzlich nur 
ein Teil des Verluſtes auszugleichen. Dieſer Verluſt ſei 
zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner nach den Grund⸗ 
ſätzen der Billigkeit zu teilen. Dem widerſpricht die Kl. und 
behauptet, daß der volle Verluſt auszugleichen ſei; ſie be⸗ 
gründet dieſe Anſchauung damit, es handele ſich vorliegend 
nicht um einen durch die Minderung des Volksvermögens 
herbeigeführten inländiſchen Währungsverfall, den alle Volks⸗ 
genoſſen gleichheitlich tragen müßten, ſondern um die will⸗ 
kürliche Herabſetzung einer ausländiſchen Währung, die mit 
dem Stand des deutſchen Volksvermögens in keinem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehe. . 

In den vorderen Rechtszügen mit der Klage abgewieſen, 
hat die Kl. Rev. eingelegt, mit der ſie den Klageantrag weiter 
verfolgt. 

Daß das Abſinken einer ausländiſchen Währung als 
ein Wegfall oder eine weſentliche Veränderung der Geſchäfts⸗ 
grundlage angeſehen werden und einen Ausgleichsanſpruch be⸗ 
gründen kann, iſt in der Rſpr. des RG. anerkannt (RG. 
141, 212 = JW. 1933, 1644; vgl. RG. 139, 318, beide 
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mit Nachw.), wird auch vom BG. angenommen. Iſt aber die 
Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage der grundlegende Rechts“ 
gedanke für den Ausgleichsanſpruch, ſo ſind auch bei dieſem 
die von dem BG. für den Aufwertungsanſpruch entwickelten 
und aus 8242 BGB. hergeleiteten Rechtsgrundſätze über 
die billige Abwägung der berechtigten Belange beider Br 
teiligten anzuwenden, und es find dabei alle Umſtände des 
Falles, die nach den Grundſätzen von Treu und Glauben 
im Verkehr für einen gerechten Ausgleich zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung in Betracht kommen können, eingehend auf 
zuklären, zu prüfen und zu berüdjichtigen (RGZ. 141, 219 = 
JW. 1933, 1644 und 139, 318). Daß das BG. dieſe Richte 
linien überall beachtet hätte, iſt dem angefochtenen Urt. nicht 
zweifelsfrei zu entnehmen. Im Tatbeſtand des BU. wird al? 
unbeſtritten feſtgeſtellt, daß der Bekl. durch die Abwertung 
des Dollars ein Gewinn zugefallen iſt, der nicht auf der 
anderen Seite wieder durch Verluſte ausgeglichen wird. Wenn 
demgegenüber das BG. annimmt, daß die Kl. mit 87% 
ihrer Forderungen befriedigt ift und nur mit 130% ausfäll 
und aus dieſem Grunde eine ſo ſtarke Veränderung der Ber 
tragsgrundlage verneint, daß ein ſtarres Feſthalten am 1 
trag mit den Grundſätzen von Treu und Glauben im Verkehr 
unvereinbar wäre, ſo muß die erfolgte Berückſichtigung det 
berechtigten Intereſſen beider Vertragsteile doch durchgreißg 
den Bedenken angeſichts der Tatſache begegnen, daß das B 3 
anerkennt, der Verluſt falle — abjolut genommen — bei der 
Höhe der Abſchlüſſe ins Gewicht und möge in Anbetracht der 
Vermögensverhältniſſe der Kl. drückend fein. Berückſichtig 
man weiter, daß die Loslöſung des amerikaniſchen Dollar 
von ſeiner Goldbaſis nicht wie ſeinerzeit der Verfall der 
deutſchen Währung aus der Not der Zeiten und der Wirk 
ſchaftslage hervorgegangen, ſondern im Wege der Geſez. 
gebung ohne Zwangslage und zur Erreichung beſtimmte 
Zwecke verfügt worden iſt, beachtet man ferner, daß die 
durch dieſe Maßnahmen einen Verluſt von über 21 000 N 5 
erlitten zu haben behauptet, während der Bekl. ein ent 
ſprechend hoher Vermögensvorteil mühelos in den Schoß 9 
fallen iſt, ſo wird bei der weiteren Verhandlung und Ent 
ſcheidung zu prüfen fein, ob nicht in dieſen beſonderen, nal! 
der Rſpr. des RG. zu berückſichtigenden Umſtänden bi 
einzelnen Falles der vom BG. vermißte förmliche Schre 
nach einem Ausgleich zu finden iſt. ines 
Es iſt aber auch nicht richtig, daß der Verluſt ein 
Vertragsteils, den er durch Abwertung einer Währung er⸗ 
leidet, ſo groß ſein müßte, daß er „förmlich nach einem A 
gleich ſchreien würde“, jedenfalls nicht in dem Sinne, daß der 
Währungsverluſt ein „kataſtrophaler“ oder „vernichtenden. 
geweſen ſein müßte. Dieſes Erfordernis iſt allerdings in * 
Rſpr. urſprünglich aufgeſtellt worden, als ſich der Auf 
wertungsgedanke noch nicht durchgeſetzt hatte und die ſchlich 
lich für richtig erkannten Grundſätze für den Aufwertung 
anſpruch noch in ihren Anfängen ſtanden. Damals hat ma 
erſt bei einem Wertrückgang der Geldleiſtung um etwa 80% 
eine Aufwertung zugebilligt. Allein bei dem weiteren Aus, 
bau der Rſpr. hat man allmählich erheblich geringe! 
Spannungen zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung als et ie 
Aufwertung rechtfertigend angeſehen, wenn man auch, He 
dies das angefochtene Urt. in Anlehnung an die Entſch. Re $ 
141, 218 = JW. 1933, 1644 tut, daran feſtgehalten 942 
daß die Zubilligung eines Ausgleichsanſpruchs nach g 38 
BGB. eine nur unter ganz befonderen Umſtänden zuläſſig 
und mit großer Vorſicht anzuwendende Ausnahme von del 
das Vertragsrecht beherrſchenden Grundſatz der Wer 
ſicherheit ift. Man hat in der Rſpr. in fortſchreitender Dulch. 
bildung des Aufwertungsgedankens bei einem mr 
der Geldleiſtung um /, dann um die Hälfte und ſchließlich 
nur um ½ einen Aufwertungsanſpruch gewährt GGeilen 
AufwF. Nr. 2014, 2008). Demnach iſt die Rſpr. zu = 
Grundſatz übergegangen, daß das die Aufwertung bege 
dende Mißverhältnis von Anſpruch und Leiſtung nicht grun 
ſätzlich und zahlenmäßig feſt begrenzt werden müſſe (a. Pr 
Nr. 2026 und 2096) und in einer weiteren Entfch. des = 
kommt der Gedanke zum Ausdruck, daß unter beſonder 
Umftänden auch ſchon bei einem mäßigen Wertrückgang ein 
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Aufwertung gerechtfertigt erſcheinen könne (Zeiler a. a. O. 
kr. 1895, vgl. Nr. 1923, 930, 1054). Die „ſtarren Grund⸗ 
ſätze des Rechtes“, von denen das angefochtene Urt. als maß⸗ 
gebend ſpricht, find in der Aufwertungs⸗ und Ausgleichs⸗ 
rechtſprechung mehr und mehr hinter die Grundſätze von 
Treu und Glauben ſowie einer gerechten und billigen Ab⸗ 
wägung der Belange aller Beteiligten unter Berückſichtigung 
er beſonderen Umſtände des Einzelfalles zurückgetreten. Be⸗ 
reits in einem Urt. des 6. Ziv Sen. v. 7. Nov. 1927 (Zeiler 
d. a. O. Nr. 948) wird es als die Aufgabe der Rſpr. be⸗ 
zeichnet, eine nach den Verhältniſſen möglichſt billige und ge- 
rechte Löſung zu finden. 

Die gleichen Gedanken finden ſich im Schrifttum aus⸗ 
geſprochen (Zeiler: DRZ. 1932, 49; derſ.: Bank Arch. XXXI, 
200/201, beide Aufſätze auch in der Entſch. RGZ. 141, 212 
angezogen; deſ.: ZW. 1935, 248, ferner Beſt, Anleihen in 
Fremdwährung: Handelsblatt der Frankfurter Ztg. Nr. 101, 
1935 v. 24. Febr. 1935). 

Will man bei dem gegenüber dem Aufwertungsanſpruch 
rechtlich anders begründeten Ausgleichsanſpruch dem Maß 
und der Größe des Mißverhältniſſes zwiſchen Geldſchuld und 
Geldleiſtung überhaupt Raum gewähren, ſo müſſen auch die 
vorſtehend erörterten Geſichtspunkte Beachtung finden und der 
Ausgleichsanſpruch darf nach den Umſtänden des vorliegen⸗ 
den Falles nicht an der Erwägung ſcheitern, daß die Kl. 
„nur mit 130% ausfällt“. 

Die Ausführungen des angefochtenen Urt. zu dieſem 
Streitpunkt enthalten auch einen Widerſpruch, der den Be⸗ 
ſtand des Urt. gefährdet. Bei der Erörterung über die Auf⸗ 
laſſung der Vertragsteile und über die damalige Anſchauung 
der Handelskreiſe bezüglich der Möglichkeit eines Dollar⸗ 
ſturzes ſtellt das BG. feſt, von Amerika ſei eine Währungs⸗ 
lenkung um fo weniger zu erwarten geweſen, als die Nach- 
teile des Pfundſturzes ſchon einigermaßen vor Augen lagen 
und Amerika als Gläubiger der Welt ſchon wegen ſeiner 
Kriegsſchuldforderungen an der Aufrechterhaltung der Wäh⸗ 
rung intereſſiert zu ſein ſchien. Es ſei deshalb nur natürlich, 
daß die Streitteile in der Frage der Wertbeſtändigkeit des 
Dollars die allgemeine Auffaſſung geteilt hätten. 

Damit iſt es nicht vereinbar, wenn das BG. feſtſtellt, 
die Vorausſehbarkeit einer Anderung der Währung müſſe 
vorliegend bejaht werden, trotzdem die betreffende Möglich- 
eit eine entfernte war. Die Kl. ſei nicht das ahnungsloſe 
Opfer des Währungsſturzes geworden; durch ihre Fahrläſſig⸗ 
keit habe ſie den Anſpruch verwirkt, nach den Grundſätzen der 
illigkeit behandelt zu werden. Dieſem letzteren Ausſpruch 
ann unter keinen Umſtänden zugeſtimmt werden. Denn wenn 
ſelbſt eine „entfernte“ Möglichkeit, die Währungsänderung 
vorauszuſehen, beſtand, ſo könnte durch einen derartig ge— 
eingen Grad von Fahrläſſigkeit niemals der Anſpruch ver- 
wirkt werden, nach den Grundſätzen der Billigkeit behandelt 
zu werden. 
„(U. v. 2. April 1935; III 228/34. — Bamberg.) lv. B.] 
Rz. 147, 286.) 


* 

**. 8242 BGB. (Aufwertung); 88 2 u. 4 Gem⸗ 
mſchuld G. v. 21. Sept. 1933. Das Gem Umſchuld G. 
umfaßt Inlandſchulden aller Art, gleichviel auf 
welche Währung ſie lauten und welchem Rechte ſie 
unterliegen. Eine Dollarentwertung um 38% iſt 
licht groß genug, um ohne Hinzutritt beſonderer 
Tuſtände eine Aufwertung zu rechtfertigen. Ein 
lailangebot iſt nach dem Gem Umſchuld G. nicht zu⸗ 
fig Die Annahme, daßalles angeboten iſt, was 
geſchuldet iſt, wird nicht dadurch ausgeſchloſ— 
en, daß der Anbietende zum Ausdruck gebracht 
Hat, er werde einen ftreitigen Teil des Anſpruchs 
1 t freiwillig, ſondern nur dann anerkennen, 
denn das Gericht ihn für gerechtfertigt erkläre. 
die geſetzlich beſtimmten Wirkungen eines ein- 
mal wirfſam erfolgten Umwandlungsangebots 
end einer Abänderung durch Parteiwillkür und 

urch nachträgliche Erklärungen entzogen. 
Die Kl. und die mit ihr verbundene S. AktG. erwarben 
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in den Jahren 1930 und 1931 Dollarſchatzanweiſungen des 
bekl. Staates, die Kl. im Betrage von 800 000 Dollar, die 
S. AktG. im Betrage von 3 Millionen Dollar. Der Bekl. 
löſte die Schatzanweiſungen bei ihrer Fälligkeit nicht ein und 
vereinbarte mit beiden Gläubigerinnen im Febr. 1932, daß 
dieſe die Schatzanweiſungen an ihn zurückgaben und die 
Schuld „unter Aufrechterhaltung ihres Urſprungscharakters“ 
in eine täglich fällige Kontokorrentforderung umgewandelt 
wurde. Im Jan. 1933 wurde vereinbart, daß der Bekl. ge⸗ 
wiſſe Abzahlungen zu leiſten hatte und die Gläubigerinnen 
ſich verpflichteten, bis zum 30. Juni 1933 „ſtillzuhalten“, 
bis dahin auch den Zinsſatz von 8% auf 7% herabſetzten. Die 
Forderung der Kl. betrug Ende Febr. 1933 770000 Dollar, 
die der S. AktG. 2887500 Dollar. Als am 19. April 1933 
die Entwertung des Dollars eingeſetzt hatte, richteten die 
Gläubigerinnen am 26. April 1933 an den Bekl. folgende 
Schreiben: > 

„ .. . [der Staat] .. ſchuldet uns insgeſamt per 
28. Febr. 1933 § 657500, die wir auf Grund teils ſchrift⸗ 
licher, teils mündlicher Verhandlungen bis 30. Juni d. J. 
geſtundet haben. 

Angeſichts der inzwiſchen eingetretenen Entwertung des 
USA.-Dollars, deren Dauer und Ausmaß nicht abzuſehen 
iſt, müſſen wir jetzt auf eine Rückzahlung des geſchuldeten 
Betrages per 30. Juni 1933 beſtehen, es ſei denn, daß uns 
der Goldwert des urſprünglich hergegebenen Geldes geſichert 
wird, wobei 1 Reichsmark den jeweiligen Gegenwert von 
1/2790 Kg Feingold und ein Dollar — 4,20 dieſer auf Fein⸗ 
gold geſicherten Reichsmark zu entſprechen hätte ...“ 

Hierauf erwiderte der Bekl. mit Schreiben v. 18. Mai 
1933, er ſei nicht in der Lage, den Kredit auf Gold abzu- 
ſtellen, ob die Rückzahlung am 30. Juni 1933 geleiſtet wer⸗ 
den könne, werde von der Finanzlage des Reichs abhängen. 
Später vereinbarte der Bekl. mit den Gläubigerinnen, daß der 
Streit, wer den Entwertungsſchaden zu tragen habe, der ge- 
richtlichen Entſch. unter Zugrundelegung eines Teilbetrags 
von 8000 Dollar überlaſſen werden ſoll. Die Kl. erhob darauf 
die gegenwärtige Klage, mit der ſie urſprünglich beantragte, 
den Bekl. zur Zahlung des Gegenwerts von 8000 Dollar in 
Reichsmark zum Dollarkurſe von 4,20 AM nebſt 8% Binfen 
zu verurteilen. Während des erſten Rechtszuges bot der Bell. 
auf Grund des GemUmſchuldG. v. 21. Sept. 1933, nachdem 
er mit Genehmigung des RFM. dem Umſchuldungsverband 
beigetreten war, mit Schreiben v. 20. Dez. 1933 „die Um⸗ 
wandlung der Forderung in 4% ige Schuldverſchreibungen 
des Umſchuldungsverbandes“ an. Am 17. Jan 1934 fand 
zwiſchen den Parteien eine Beſprechung ſtatt, und es ſchloß 
ſich daran ein Schriftwechſel über die Frage, ob das Angebot 
alles umfaßt habe, was den Gläubigerinnen zuſteht, eine 
Frage, die von den Gläubigerinnen verneint, vom Bekl. be⸗ 
jaht wurde. Die Kl. ſtellte nunmehr folgende Anträge: 

1. Auf Zahlung von 8000 Dollar nebſt 7% Zinſen ſeit 
dem 1. Juli 1933 oder des zum Kurſe des Zahlungstages in 
Reichsmark umzurechnenden Betrages. ; 

2. Auf Zahlung des Kursunterſchieds in Reichsmark 
zwiſchen dem Kurs von 4,20 AM und dem Kurs des Zah— 
lungstages nebſt 7% Zinſen ſeit dem 1. Juli 1933, 

3. in zweiter Linie ſtatt 2. auf Zahlung des Kursunter⸗ 
ſchieds zwiſchen dem 30. Juni 1933 (3,325) und dem Zah⸗ 
lungstage, 

4. in dritter Linie ſtatt 2. evtl. 3. auf Verurteilung zur 
Begleichung dieſer Beträge nebſt Zinſen in Schuldverſchrei⸗ 
bungen des Umſchuldungsverbands, 

5. in vierter Linie auf Verurteilung, dem Umſchuldungs⸗ 
verband Weiſung zur Erteilung der entſprechenden Schuldver⸗ 
ſchreibungen zu geben, 

6. in fünfter Linie ſtatt der Leiſtungsanträge Feſtſtel⸗ 
lungsanträge. 

Das LG. ſtellte feſt, daß der Bekl. der Kl. auf 8000 Dollar 
als Verzugsſchaden 5720 AM ſchulde, und wies im übrigen 
die Klage ab. Die Kl. legte gegen die Abweiſung Berufung 
ein, der Bekl. ſchloß ſich der Berufung an. Das BG. ſprach 
der Kl. zu dem Betrage von 5720 RM noch 7% Zinſen vom 
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1. Juli 1933 bis zum 22. Jan. 1934 zu und wies im übrigen 
beide Rechtsmittel zurück. 

Die Rev. der Kl. wurde zurückgewieſen. 

Die Schatzanweiſungen des Bekl., auf denen die For⸗ 
derung der Kl. urſprünglich beruht hat, lauteten auf Dollars 
der Vereinigten Staaten von Amerika und waren bei der 
International Acceptance Bank in Neuyork zahlbar. Der 
Erfüllungsort lag alſo in Amerika. Das BG. hat dennoch 
kein amerikaniſches Recht angewendet, ſondern die Streitfragen 
der Aufwertung, des Verzugsſchadens und des Eingreifens 
des GemUmſchuldG. nach deutſchem Recht entſchieden. Daß 
das GemUmſchuldG̃. Inlandſchulden aller Art umfaßt, gleich⸗ 
viel auf welche Währung ſie lauten und welchem Recht ſie 
unterliegen, kann nach den $$ 2 und 4 Abſ. 1 des Gef. ſowie 
nach § 1 der 2. DurchfVO. v. 14. Nov. 1933 (RGBl. I. 
972) nicht zweifelhaft ſein (vgl. Pfundtner⸗Neubert 
§ 2 Anm. 4; Bayrhoffer⸗Fuchs, 2. Aufl., S. 115, 129 f., 
158). Für die Fragen der Aufwertung und des Verzugsſcha⸗ 
dens rechtfertigt ſich die Anwendung deutſchen Rechts, durch 
die Feſtſtellung des BG., die es auf Grund des Schriftwechſels 
trifft, wonach die Parteien darüber einig geworden ſind, daß 
die Schuld im Inlande in Reichsmark getilgt werden ſoll. 
Die Rev. erhebt keine Bedenken gegen die Anwendung deut⸗ 
ſchen Rechts auf dieſe Fragen; nach amerikaniſchem Recht, das 
in der Joint Resolution v. 5. Juni 1933 (Zeitſchrift für aus⸗ 
ländiſches und internationales Privatrecht Bd. 7 S. 480 ff.) 
den Grundſatz „Dollar gleich Dollar“ aufgeſtellt hat, könnte 
ſich die Kl. auch nur ungünſtiger ſtehen. 

Das in den Schatzanweiſungen abgegebene Schuldver⸗ 
ſprechen des Bekl. lautete nur auf Dollar ohne Wertklauſel, 
fo daß nach den Grundſätzen der Entſch. RG. 145, 51 — 
JW. 1934, 23302 die Kl. nicht den Anſpruch daraus herleiten 
kann, zum vollen Werte des Golddollars befriedigt zu werden. 
In Frage kann, wie auch die Rev. nicht verkennt, nur Auf⸗ 
wertung (8 242 BGB.) und Verzugsſchaden (8 286 BGB.) 
kommen. Eine Aufwertung hat das BG. abgelehnt, wie die 
Rev. meint, mit Unrecht. Der Rev. iſt zugegeben, daß die Be⸗ 
gründung des BU. hierin nicht bedenkenfrei iſt. Das BG. 
beurteilt nämlich die Aufwertungsfrage auf Grund einer 
Dollarentwertung von nur 200%, nämlich der Entwertung in 
der Zeit v. 19. April bis 30. Juni 1933. Es mußte aber die 
ganze Entwertung berückſichtigen, die der Dollar von der 
vollen Goldparität bis zum 22. Jan. 1934 durchgemacht hat; 
mit dieſem Tage ſtand nach der zutreffenden Annahme des 
BG., worauf noch einzugehen iſt, die Umrechnungsſchuld des 
Bekl. feſt. Das bedeutete eine Entwertung von 4,20 auf 
2,61 RM, alſo eine Entwertung um annähernd 380%. Allein 
auch dieſe Entwertung war nach der reichsgerichtlichen Aufw⸗ 
Rſpr. nicht groß genug, um ohne Hinzutritt beſonderer Um⸗ 
ſtände eine Aufwertung zu rechtfertigen. Solche Umſtände hat 
die Kl. nicht dargelegt, insbeſ. reicht der Inhalt des von der 
Rev. angeführten Schreibens v. 24. Nov. 1932 dafür nicht 
aus, wonach ſie ſelbſt Schuldnerin anderer Anleihen iſt und 

dieſe zum Teil zu mehr als 8% verzinſen muß. Es braucht 

daher nicht einmal darauf eingegangen zu werden, daß die 
Entwertung des Dollars auch ihre Dollarſchulden im Werte 
vermindert. 

Dagegen haben die Vorinſtanzen der Kl. Erſatz für Ver⸗ 
zugsſchaden zugeſprochen. Beide rechnen den Beginn des Ver⸗ 
zugsſchadens v. 1. Juli 1933, laſſen alſo die Entwertung des 
Dollars in der Zeit v. 19. April bis zum 30. Juni 1933 
außer Betracht, weil bis dahin die Schuld geſtundet geweſen 
ſei. Demgegenüber meint die Rev., das Stillhalteabkommen 
v. Jan. 1933 ſei keine Stundung, ſondern ein „pactum de 
non petendo“ geweſen, das die längſt eingetretenen Verzugs⸗ 
folgen nicht beſeitigt habe; das Schreiben der Gläubigerinnen 
b. 26. April 1933, worin das BG. lediglich wegen des 
Wortes „geſtundet“ eine Stundung erblickte, ſei aus den 
vorangegangenen Schriftwechſel zu verſtehen. Das BG. hat 
aber die Stundungsbewilligung nicht erſt in dem Schreiben 
v. 26. April 1933 gefunden und finden können, da dieſes 
Schreiben von einer bereits bewilligten Stundung ſpricht, ſon⸗ 
dern in dem „Stillhalteabkommen“ v. Jan. 1933. Dieſes Ab⸗ 
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kommen legt es als Stundung aus und ſieht ſeine Auslegung 
durch den erſten Abſatz des Schreibens v. 26. April 1933 be 
ſtätigt. Dagegen ſind keine rechtlichen Bedenken zu erheben. 
Für die Zeit des Stillhalteabkommens v. Jan. 1933 war aber 
noch gar keine Verzugsfolge durch Entwertung des Dollars 
eingetreten. Der Dollar hatte damals noch ſeinen vollen 
Wert. Es bedurfte daher auch keiner Heilung einer ſolchen 
Verzugsfolge. Wohl aber bewirkte die im Jan. 1933 gewährte 
Stundung, daß der Bekl. ſich während der Dauer der Stun⸗ 
dungsfriſt nicht in Verzug befand (8 285 BGB.). Erſt wäh⸗ 
rend dieſer Friſt, am 19. April 1933, ſebzte die Entwertung 
des Dollars und damit der Entwertungsſchaden der Kl. ein. 
Bei dieſer Sachlage hat das BG. ohne Rechtsirrtum ange 
nommen, daß der Bekl. den Verzugsſchaden erſt vom Ablau 
der Stundungsfriſt, alſo v. 1. Juli 1933 ab, zu vertreten 
habe, mit welchem Tag er wieder in Verzug geriet. Den 
Schaden findet es in dem Kursunterſchied zwiſchen dem 
30. Juni 1933 (3, 325) und dem 22. Jan. 1934 (2, 610) und 
berechnet ihn zutreffend mit 5720 AM, wozu es der Kl. 70% 
Zinſen zuſpricht. 

Der 22. Jan. 1934 ergibt ſich als Stichtag, wenn das am 
21. Dez. 1933 zugeſtellte Umwandlungsangebot des Bekl. als 
wirkſam zu bekrachten iſt. Der Bekl. hatte auf Grund des 
815 GemümſchuldcG. v. 21. Sept. 1933 mit Genehmigung 
des RF M. feinen Beitritt zum Umſchuldungsverband deutſcher 
Gemeinden erklärt. § 15 GemUmſchuldch. iſt durch die Ab⸗ 
ändGeſ. v. 14. Nov. 1933, v. 5. Juli 1934 und v. 29. März 
1935 unberührt geblieben, abgeſehen davon, daß der dritte 
Satz durch das zweite Abändcheſ. redaktionell geändert und 
durch das dritte wegen des Wegfalls der Schiedsſtelle ge“ 
ſtrichen worden iſt. Der Bekl. war nach der damaligen Faſſung 
des § 4 GemüUmſchuldG. berechtigt, den beiden inländiſchen 
Gläubigerinnen die Umwandlung ihrer bereits fälligen 07 
derungen (85 Gemülmſchuldc h.) in Schuldverſchreibungen des 
Umſchuldungsverbandes anzubieten. Die jetzige Faſſung des 
§ 4 ſchreibt für das Angebot noch die vorherige Genehmigung 
des RMdJ. und des RF M. vor; aber dieſe Abänderung i 
erſt durch das Geſ. v. 29. März 1935 getroffen worden, und 
in Art. III Nr. 2 dieſes Geſ. iſt ausdrücklich beſtimmt, daß 
die bisherigen Vorſchriften weiterhin auf diejenigen Fälle 
Anwendung finden, in denen die Umſchuldung ohne die vor 
berige Genehmigung der beiden Miniſter angeboten werden 
onnte. 


Die Kl. hat nun gegen die Wirkſamkeit des Umwand 
lungsangebots geltend gemacht, und die Rev. kommt darauf 
zurück, es habe nicht alles umfaßt, was der Bekl. ihr und der 
S. AktG. ſchulde, nämlich nicht den Verzugsſchaden. Aller 
dings geht das Geſetz davon aus, daß die Umwandlung der 
„Forderung“ (§ 4 Abſ. 1 Gemlmfchuld®.) angeboten werden 
muß, und daß ein Teilangebot nicht zuläſſig iſt (Bayrhoſ⸗ 
fer⸗Fuchs S. 119). Das entſpricht auch dem Grundſatz des 
§ 266 BGB. Ohne Rechtsirrtum legt aber das BG. das Ar 
gebot des Bekl. dahin aus, daß er alles angeboten habe, wa 
er ſchuldete, ohne der Entſch. des Gerichts über den Betrah 
der Schuld vorzugreifen. Der Wortlaut des Angebots ſprich 
keinesfalls gegen dieſe Auslegung. Die Angabe des rückſtän“ 
digen Dollarbetrages diente der Bezeichnung der Forderun 
und brauchte nicht dahin verſtanden zu werden, daß der Be 
einen Teil des Reichsmarkbetrages, den er geſetzlich ſchuldete, 
von dem Angebot ausſchließen wollte. Angeboten hat er i 
Umwandlung der „Forderung“ und hat ſich damit ſowie au 
mit dem übrigen Inhalt des Schreibens an den Wortlaut be? 
Geſetzes gehalten. Die Auslegung, die das BG. dem Angebot 
gibt, iſt alfo zum mindeſten möglich. Danach war es wirkſam, 
War es aber wirkſam, ſo konnte ſeine Wirkſamkeit nicht durch 
die nachträglichen Erklärungen beſeitigt werden, die nach d 
Behauptung der Kl. der ORegR. M. in der Beſprechung v 
17. Jau. 1934 abgegeben hat und die die Gläubigerinnen 
dem Schreiben an den Bekl. vom ſelben Tage niedergelegt 
haben. Daß es zu einer einverſtändlichen Aufhebung des ar 
gebots gekommen fei, behauptet die Kl. ſelbſt nicht. Ander 
ſeits konnte ſie nicht erwarten, daß der Bekl. die Anſprüche / 
die er in dem bereits ſchwebenden Rechtsſtreit beſtritten hatte, 
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bei der Beſprechung anerkennen werde. Es iſt daher auch nicht 
zu beanſtanden, wenn das BG. die von der Kl. behauptete 
ußerung des M., das Angebot erſtrecke ſich nicht auf die 
Entwertungsanſprüche, dahin deutet, der Bekl. werde dieſe 
nicht freiwillig, ſondern nur dann anerkennen, wenn das 
Gericht ſie für gerechtfertigt erkläre. Rechtsgeſchäftliche Be⸗ 
eutung kommt dieſer Außerung ebenſowenig zu wie der Zu⸗ 
ſammenfaſſung des Beſprechungsergebniſſes im Schreiben der 
läubigerinnen v. 17. Jan. 1934 und dem Umſtand, daß 
der Bekl. das Schreiben unwiderſprochen gelaſſen hat. Denn 
es handelt ſich nicht um das Zuſtandekommen eines Vertrages 
nach allgemeinen Rechtsregeln. Vielmehr iſt das Umwand⸗ 
lungsangebot eine einſeitige Willenserklärung von geſetzlich 
beſtimmten Inhalt, die zwar angenommen oder abgelehnt 
werden kann, aber in jedem Fall geſetzlich beſtimmte Wir⸗ 
kungen äußert, die der Abänderung durch Parteiwillkür ent⸗ 
zogen find (88 7ff. Gemlimfhuldb.). Es kommt alſo nur 
darauf an, ob das Umwandlungsangebot dem Geſetz genügt 
hat. Das hat das BG. ohne Rechtsirrtum bejaht. Da die Kl. 
das Angebot nicht innerhalb Monatsfriſt abgelehnt hat, ſo 
gilt es nach § 7 Abſ. 1 Satz 3 Gemlimjhuld®. als ange⸗ 
nommen. Damit ſind die geſetzlichen Wirkungen der Annahme 
eingetreten. 

Zu dieſen geſetzlichen Wirkungen rechnet das BG. es, 
daß ſich die Umſchuldung nach § 5 Abſ. 6 Gem UmſchuldG. 
auf die rückſtändigen Zinſen und unter entſprechender An⸗ 
wendung dieſer Beſtimmung auch auf den Entwertungs⸗ 
ſchaden erſtrecke. Die Rev. will das nicht gelten laſſen und 
meint, die Beſtimmungen beſagen nur, daß die Umſchuldung 
ich auf den angebotenen Kapitalbetrag der Forderung 
nebſt Zinſen erſtrecke. Dieſe Geſetzesauslegung iſt aber un⸗ 
möglich, weil das Geſetz, wie auch die Rev. annimmt, ein 

eilangebot überhaupt nicht zuläßt. Im übrigen mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Erſtreckung auf den Entwertungs⸗ 
ſchaden gerade aus § 5 Abſ. 6 Gemllmfchuld®. herzuleiten 
iſt. Sie ergibt ſich ſchon daraus, daß nach § 4 Abſ. 1 Gem⸗ 
UmſchuldG. das Angebot die Forderung in ihrem ganzen Be⸗ 
ſande, alſo mit Einſchluß einer etwaigen Erhöhung durch 
Entwertungsſchaden, umfaſſen muß. Ob es ſie ganz umfaßt 
hat, iſt eine Auslegungsfrage, die das BG., ganz abgeſehen 
von 85 Abſ. 6 Gemllmjhuld®., bejahen konnte und be⸗ 
jaht hat. Aus 8 5 Abſ. 6 (nach dem Gef. v. 5. Juli 1934 
Abſ. 8 nach dem Gef. v. 29. März 1935 wiederum Abſ. 6) 
ergibt ſich aber jedenfalls der Stichtag für die Berechnung 
er Forderung. War ſie, wie hier, bereits fällig, ſo werden 
die bis zur Annahme des Angebots auflaufenden Zinſen, bei 
ſpäterer Fälligkeit die bis zum Fälligkeitstermin auflaufenden 
zinſen hinzugerechnet. Was dort für Zinſen beſtimmt iſt, muß 
ſinngemäß auch für die Umrechnung von Forderungen gelten, 
Ne nicht auf Reichsmarkbeträge lauten (fo auch Bayerhof⸗ 
ſches Fuchs S. 158). Demgemäß war hier der Entwertungs⸗ 
N aden, den der Bekl. zu vertreten hat, bis zum 22. Jan. 
m zu berechnen, mit welchem Tage das Angebot nach 8 7 
a 1 Satz 3 Gemimfhuld®. als angenommen zu gelten 
® 


8 Die übrigen Wirkungen der Annahme ergeben ſich aus 
58 GemUmſchuldch. Danach „ruht“ die Forderung gegen den 
diet Ohne Rechtsirrtum hat das BG. daraus gefolgert, daß 
ie Kl. zur Zeit keinerlei Leiſtungsanſprüche gegen den Bekl. 
geltend machen kann, ſondern nur Feſtſtellungsanſprüche zur 
lärung der beſtehenden Streitpunkte. Ob und inwieweit folche 
kreitigkeiten gegenüber dem Verbandsmitglied oder bei Aus⸗ 
ändigung der Schuldverſchreibungen gegenüber dem Verbande 
0 in Austrag zu bringen find, iſt im Geſetz nicht unmittelbar 
naſtimmt und wird von ſeinen Erläuterern verſchieden be⸗ 
eilt (vgl. einerſeits Bayrhoffer⸗Fuchs S. 146, 160, die 
nnehmen, daß der Verband ſachlich nichts zu prüfen habe, 
egen Pfundtner⸗Neubert, Anm. 12 zu § 5 Gemüm⸗ 
chuldch.). Für den vorl. Fall bedarf es keiner Stellungnahme 
u dieſer Frage, weil der Bekl. das BU. nicht angegriffen hat. 
(U. v. 13. Mai 1935; VI 13/35. — Hamburg.) [9.] 
INGE. 147, 377. 
* 
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5. 58 249, 839 BGB. Eine Belaſtung mit 
Koſtenſchulden ſtellt unter Umſtänden für den 
Schuldner ausnahmsweiſe keinen Schaden dar, 
wenn er zur Erfüllung ſeiner Verbindlich⸗ 
keiten derart außerſtande iſt, daß Schulden ihn 
praktiſch nicht beſchweren, ſo daß dann auch die 
Anerkennung der Befreiungspflicht eines 
Dritten dem Schuldner keinen Vorteil, ſon⸗ 
dern nur feinen Gläubigern einen nicht berech- 
tigten Gewinn durch Zuführung eines leiſtungs⸗ 
fähigen Schuldners bringen würde. 

Der Kl. wirft dem bekl. Notar eine fahrläſſige Amts⸗ 
pflichtverletzung bei der Beurkundung eines Vertrags vor und 
verlangt deshalb Schadenserſatz nach 8839 BGB. Seinen 
Schaden erblickt er in der Belaſtung mit den Koſten zweier 
Vorprozeſſe. Er verlangt deshalb Befreiung von ſeiner Haf⸗ 
tung für die Koſten und Gebühren. Daß der vom Kl. geltend 
gemachte Schaden durch ein Amtsverſehen des Bekl. urſächlich 
herbeigeführt worden iſt, ſteht feſt. 

Der Bekl. bezweifelt, ob dem Kl. durch ſeine Haftung für 
die Koſten ein Schaden im Rechtsſinne (58 249, 839 BGB.) 
entſtanden ſei. Damit kann er nicht durchdringen. Zwar ſteht 
in der Rſpr. des RG. feſt, daß unter Umſtänden eine Be⸗ 
laſtung mit Koſtenſchulden ausnahmsweiſe für den Schuldner 
keinen Schaden darzuſtellen braucht, nämlich dann, wenn er 
zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten derart außerſtande iſt, 
daß Schulden ihn praktiſch nicht beſchweren, wenn alſo die 
Anerkennung der Befreiungspflicht eines Dritten nach 88 249, 
839 BGB. im Ergebnis dem Schuldner keinen Vorteil, ſon⸗ 
dern nur ſeinen Gläubigern einen nicht berechtigten Gewinn 
durch Zuführung eines leiſtungsfähigen an Stelle des lei⸗ 
ſtungsunfähigen Schuldners bringen würde (vgl. zuletzt RG⸗ 
Urt. v. 25. April 1934, V 32/34 = JW. 1934, 23941). Das 
hat aber auch das BG. keineswegs verkannt. Wenn die Rev. 
rügt, die Feſtſtellungen des BG. hätten überſehen, daß der 
Kl. jetzt im Armenrecht klage, in ſeinen Armenrechtsgeſuchen 
ſich ſelbſt als unvermögend zur Tragung der Prozeßkoſten be⸗ 
zeichnet habe und daß das Urt. des LG. ausſpreche, er dürfte 
kaum in der Lage ſein, die Prozeßkoſten ſelbſt zu bezahlen, 
ſo liegt darin kein durchgreifender Angriff. Denn aus dem 
Unvermögen i. ©. des 8 114 3PO. folgt noch keine Lage des 
Kl., die nach der oben dargelegten Rſpr. des RG. bereits den 
Ausſchluß ſeines Befreiungsanſpruchs rechtfertigen könnte. 


(u. v. 17. Nov. 1934; V 215/34. — Königsberg.) [o. B. 
* 


6. 88 313, 894, 985 BGB.; 8322 3 PO. Wird 
über die Eigentümeranſprüche auf Grundbuch- 
berichtigung und Grundſtücksherausgabe gemäß 
88 894, 985 BGB. rechtskräftig entſchieden, fo 
erſtreckt ſich die Rechtskraft des Urt. nicht auch 
auf die ſchuldrechtliche Grundlage der dinglichen 
Rechtsänderung, fo daß ein Anſpruch auf Rück- 
auflaſſung wegen ungerechtfertigter Bereiche⸗ 
rung geltend gemacht werden kann. Iſt rechts⸗ 
kräftig entſchieden, daß Eigentum erlangt iſt 
auf Grund gültiger Eintragung und Auflaſſung, 
ſo kann ungeachtet der Rechtskraft dieſes Urteils 
in einem neuen Verfahren die Gültigkeit der 
Auflaſſung für die von der Eigentumsfrage 
unabhängige Frage der Heilung einer Form- 
ungültigkeit des Kaufvertrages nach 8 313 BGB. 
geprüft werden. 

Das KG. läßt gegen den Kl. die Rechtskraft des im Vor⸗ 
prozeß ergangenen Urt. durchgreifen und führt dazu aus: 
Vorausſetzung für die frühere Entſch. ſei die Feſtſtellung der 
Wirkſamkeit des ganzen am 14. März 1928 beurkundeten Ver⸗ 
trags geweſen. Habe ſich zwar der Kl. damals nicht ausdrück⸗ 
lich auf ungerechtfertigte Bereicherung geſtützt gehabt, ſo 
müſſe doch angenommen werden, daß das Gericht ſämtliche in 
Betracht kommenden rechtlichen Geſichtspunkte beachtet und 
geprüft habe. Deswegen enthalte das damalige Urt. auch die 
Entſch., daß ein Bereicherungsanſpruch' auf Rückauflaſſung 
und Herausgabe des Grundbeſitzes nicht beſtehe. Jedenfalls 
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Kaufvertrag und Auflaſſung ſeien wirkſam, weil ein Sied⸗ 
lungsverfahren vorgelegen habe. Daraus ergebe ſich, daß der 
Bekl. die Grundſtücke nicht ohne Rechtsgrund beſitze. 

Dieſe Ausführungen werden von der Rev. mit Recht in⸗ 
ſoweit angegriffen, wie ſie die vom Kl. unter dem rechtlichen 
Geſichtspunkt ungerechtfertigter Bereicherung geltend gemach⸗ 
ten Anſprüche auf Rückauflaſſung und auf Herausgabe des 
Grundbeſitzes betreffen: Die Rechtskraft bedeutet ſachlich eine 
Bindung des Richters des zweiten Prozeſſes, in welchem der 
bereits früher zu- oder aberkannte Anſpruch wieder auftritt, 
an die frühere rechtskräftig gewordene Entſch. Iſt unter den 
Parteien über eine aus einem beſtimmten Tatbeſtand abge⸗ 
leitete Rechtsfolge bereits rechtskräftig entſchieden, ſo kann 
in einem neuen Rechtsſtreit über eben dieſe Rechtsfolge auf 
Grund des gleichen Tatbeſtandes nicht anders entſchieden 
werden, als im Vorprozeß geſchehen (RGZ. 136, 162 = JW. 
1932, 3056; JW. 1929, 3074). Dabei kommt es weſentlich 
auf die Erkenntnis an, worüber früher entſchieden worden 
iſt; denn „Urteile ſind der Rechtskraft nur inſoweit fähig, 
als über den durch die Klage ... erhobenen Anſpruch enk⸗ 
ſchieden iſt“ (8 322 Abſ. 1 ZPO.). In der Beziehung irrt 
das BG. Beantragt war im Vorprozeß Verurteilung des Bekl. 
zur Herausgabe der Grundſtücke und zur Grundbuchberichti⸗ 
gung, weil ſich aus den Vorgängen der am 14. März 1928 
geſchehenen Beurkundung im Zuſammenhang mit den Um⸗ 
ſtänden der Veräußerung die Nichtigkeit des Kaufvertrages 
und der Auflaſſung und daraus die Rechtsfolge ergebe, daß 
der Bekl. nicht Eigentümer geworden, ſondern das Eigentum 
des Kl. beſtehen geblieben ſei. Das LG. beurteilte dieſe Klage 
nach SS 894, 985 BGB. und wies fie ab, weil die Be⸗ 
urkundung von Vertrag und Auflaſſung für rechtsgültig zu 
erachten, der Bekl. daher Eigentümer geworden ſei. Daraus 
ergibt ſich eine klare Umgrenzung dieſer Entſch. als ſich 
erſtreckend auf die vom Kl. erhobenen Eigentümer an⸗ 
ſprüche auf Grundbuchberichtigung und Grundſtücksheraus⸗ 
gabe, wobei das Eigentum des Kl. verneint und das des 
Bekl. bejaht wird. 

Dadurch war im gegenwärtigen Prozeß eine Entſch. zu⸗ 
gunſten des Kl. ausgeſchloſſen, ſoweit er mit dem in erſter 
Linie geſtellten Antrage wiederum auf Grundbuchberichtigung 
auf Grund des Sachverhalts klagte, welcher die Rechtsunwirk⸗ 
ſamkeit der zur Eigentumsübertragung geſchehenen Hand⸗ 
lungen ergeben ſollte. Hinſichtlich dieſes Anſpruchs konnte 
auch der im zweiten Prozeß geſchehene Hinweis auf Fehlen 
einer nach der VO. v. 15. März 1918 erforderlichen Ge⸗ 
nehmigung, wovon im erſten Prozeß noch nicht die Rede ge- 
weſen war, kein anderes Ergebnis herbeiführen. Denn die 
Notwendigkeit ſolcher Genehmigung mußte von Amts wegen 
beachtet werden. In dem Hinweis auf dieſe VO. liegt nicht 
das Vorbringen eines neuen, bisher nicht abgeurteilten An⸗ 
ſpruchstatbeſtands. 

Anders aber iſt die Sachlage hinſichtlich des Be⸗ 
gehrens aus S 812 BGB. auf Rückgewähr der bei Nichtig⸗ 
keit des Kaufvertrages ohne rechtlichen Grund geſchehenen 
Leiſtungen der Eigentums⸗ und Beſitzübertragung. Dieſe 
Anſprüche waren im Vorprozeß nicht erhoben und ſind dort 
nicht abgeurteilt worden. Sie kommen in den von der Rev. 
jetzt noch verfolgten Anträgen zum Ausdruck und fußen dar⸗ 
auf, daß zwar der dingliche Rechtsübergang und die in Ver⸗ 
folg dieſes geſchehene Beſitzübertragung wirkſam erfolgt ſeien, 
daß aber ein dieſe Übergänge rechtfertigender Grund fehle, 
weil das Grundrechtsgeſchäft (Kauſalgeſchäft), der Kaufver⸗ 
trag, unwirkſam ſei. Hinſichtlich des Eigentumsübergangs 
ſtellt ſich der Kl. damit gerade auf den Standpunkt des im 
Vorprozeß gegen ihn ergangenen Urt., nämlich daß der Bekl. 
Eigentümer geworden ſei. Der Anſpruch auf Rückauflaſſung 
aus § 812 BGB. fußt auf einem Tatbeſtand, der gerade das 
Gegenteil des Sachverhalts iſt, aus dem ſich ein Grundbuch- 
berichtigungsanſpruch ergeben kann. Denn mit erſterem Ver⸗ 
langen wird geltend gemacht, das Grundbuch ſei der ding⸗ 
lichen Lage nach richtig, aber der Bekl. ſei ſchuldrechtlich zu 
einer Anderung dieſer verpflichtet; während der letztere An⸗ 
ſpruch ſich darauf gründet, daß die dingliche Rechtslage nicht 
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verändert worden, daher das eine Veränderung aufweiſende 
Grundbuch unrichtig ſei. Der Anſpruch aus § 894 BGB. und 
der aus $ 812 BGB. ſchließen ſich ſomit aus. Im Vorprozeß 
war nur der Antrag auf Grundbuchberichtigung, nicht aber 
der auf Rückauflaſſung geſtellt. Die Anſpruchsbegründung 
ging nur dahin, der Bekl. ſei wegen Nichtigkeit der Be⸗ 
urkundung v. 14. März 1928 nicht Eigentümer geworden, 
daher ſei das Grundbuch unrichtig geworden. Nur über dies 
Begehren und dieſe Klagebegründung iſt dort entſchieden wor“ 
den. Die Anführung, der Bekl. ſei nicht Eigentümer geworden, 
und die, er ſei Eigentümer geworden, dies aber zu Unrecht, 
können nicht nebeneinander zur Begründung des Anſpruchs 
auf Bewilligung der Grundbuchberichtigung dienen. Wohl 
können dieſe beiden Anſprüche nacheinander im Eventualvet“ 
hältnis erhoben werden, d. h. der aus § 812 BGB. hilfsweiſe 
für den Fall des Verſagens des aus § 894 BGB. Dann muß 
das Gericht beide hintereinander prüfen, ehe es zur Klage 
abweiſung insgeſamt kommen kann. Aber auch das war im 
Vorprozeß nicht geſchehen. Dort iſt von dem auf Unwirkſam⸗ 
keit des Kaufvertrags bei Wirkſamkeit des Eigentumsüber⸗ 
gangs beruhenden Anſpruch auf Rückauflaſſung nicht die 
Rede geweſen. Über ihn iſt dort nicht entſchieden worden. 
Gleiches gilt für den Anſpruch auf Grundſtücksherausgabe 
auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung. Zwar decken ſich 
für dieſen Anſpruch und für das Herausgabeverlangen au 
Grund Eigentums die zu ſtellenden Anträge. Trotzdem ſind 
aber auch hier in gleicher Weiſe, wie oben ausgeführt, die 
Grundlagen der beiden Anſprüche verſchieden und ſich aus 
ſchließend. Auch zum Herausgabebegehren iſt im Vorprozeß 
vom Richter allein darauf abgeſtellt worden, daß der K 
Eigentümer geblieben ſei, und er aus dieſem Grunde die Her⸗ 
ausgabe nach $ 985 BGB. fordern könne. Über den Anſpruch, 
wie er jetzt geltend gemacht wird, daß der zum Eigentümer 
gewordene Bekl. ſchuldrechtlich verpflichtet ſei, die Beſitz⸗ 
erlangung rückgängig zu machen, weil es an einem ſie recht⸗ 
fertigenden Grunde fehle, iſt früher noch nicht erkannt worden. 
Das KG. beruft ſich zur Stütze feiner auf die Rechtskraſt 
des im Vorprozeß ergangenen Urteils abgeſtellten Entſch. al 
das in RG. 136, 162 = ZW. 1932, 3056 abgedr. Urteil. 
Der Fall lag aber im entſcheidenden Punkt dem jetzigen gerade 
entgegengeſetzt. Dort war im zweiten Prozeß auf Zahlung 
einer angemeſſenen Vergütung für die Benutzung einer Wo 1 
nung geklagt, weil die Bekl. kein Recht zu der von ihr aus- 
geübten Benutzung habe. Im Vorprozeß war die auf Eigen? 
tum geſtützte Räumungsklage abgewieſen worden mit der Br 
gründung, der Bekl. ſtehe ein perſönliches Wohnungsrecht zu 
Daraus, daß in dieſer Klageabweiſung die Bejahung eines 
Rechts der Bekl. zum Beſitz der Wohnung lag, ergab ſich die 
Hinfälligkeit der Vorausſetzung der neuen Klage auf Ber 
gütung, nämlich daß die Bekl. die Wohnung ohne Recht be⸗ 
nutze. Über den von der Bekl. verteidigungsweiſe geltend ge. 
machten Anſpruch auf ein Wohnrecht konnte im neuen Proze 
nicht anders entſchieden werden, als es im früheren geſchehen 
war. Im gegenwärtigen Falle aber iſt im Vorprozeß über den 
Eigentumsanſpruch des Kl. dahin entſchieden worden, daß 
er nicht beſtehe, weil das Eigentum auf den Bekl. übergegat 
gen ſei. Damit ſetzt ſich der Kl. nicht in Widerſpruch, wenn 
er jetzt geltend macht, der Bekl. ſei zwar Eigentümer gewor 
den, aber dies ohne rechtlichen Grund. Geſtritten wird jet 
über die Frage des rechtlichen Grundes für den Eigentum“ 
übergang. Nach Meinung des Bekl. liegt er im Kaufvertrag 
was der Kl. bekämpft. über einen Anſpruch aus dem Kan 
vertrage aber iſt im Vorprozeß nicht erkannt, vielmehr iſt = 
ſolcher dort überhaupt nicht erwähnt worden. Das Urteil 118 
mit der Entſch., daß der Bekl. Eigentümer geworden ſei, nich 
darüber feſtgelegt, daß ſein Eigentum auch auf einem gu 
tigen Rechtsgrunde (justa causa) beruhe. 115 
Allerdings erſtreckt ſich die Anſicht des früheren Urte 
daß die Verhandlung v. 14. März 1928 als rechtswirkſam 5 
behandeln ſei, in gleicher Weiſe wie auf die Auflaſſung, —* J 
auf den Kaufvertrag. Denn beide ſind in der Beurkun di 
zuſammengefaßt. Der gleiche Richter kann über die Gültige 
des einen nicht wohl anders urteilen als über die des andere 0 
Bei dem Ausſpruch dieſer Meinung handelt es ſich aber do 
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nur um einen Entſcheidungsgrund, der nicht zum Urteilsſpruch 
ſelbſt geworden und daher nicht in Rechtskraft übergegangen 
iſt. Rechtskraftbedeutung hat der Entſcheidungsgrund nur mit 
der Entſch. über den erhobenen Anſpruch zuſammen. Das aber 
waren im Vorprozeß die auf Eigentum geſtützten Anſprüche 
auf Grundbuchberichtigung und Herausgabe, nicht aber die 
letzt in Streit befindlichen Anſprüche aus ungerechtfertigter 
Bereicherung. Die Anſicht des Richters im Vorprozeß, daß die 
Beurkundung v. 14. März 1928 für gültig zu erachten ſei, 
würde eigene Rechtskraft erlangt haben, wenn die Frage der 
Gültigkeit zum Gegenſtande einer Zwiſchenfeſtſtellungsklage 
nach § 280 3 PO. gemacht worden wäre. Das aber iſt im 
Vorprozeß nicht geſchehen. Deswegen beſteht aus der Rechts⸗ 
kraft des früheren Urteils kein Hindernis, über dieſe Frage 
letzt anders zu entſcheiden als damals. Der Vorprozeß beſagt 
hierfür nichts. Vielmehr iſt die Frage der Gültigkeit der Ver⸗ 
handlung v. 14. März 1928 erneut und ohne Rechtskraft⸗ 
indung zu prüfen. Somit ſind die Gründe, mit denen das 
KG. die Klageabweiſung rechtfertigt, nicht haltbar; vielmehr 
iſt eine ſachliche Prüfung der vom Kl. erhobenen Bereiche⸗ 
rungsanſprüche geboten. 

Sollte ſich die Unwirkſamkeit der Kaufvertragsbeurkun⸗ 
dung ergeben, ſo könnte die Frage auftreten, ob Heilung des 
FJormmangels nach $ 313 Satz 2 BGB. eingetreten iſt. Die 

intragung des Käufers im Grundbuch liegt vor. Aber wenn 
die Beurkundung v. 14. März 1928 formungültig ſein ſollte, 
ſo liegt nach richtiger Anſchauung auch keine rechtswirkſame 
Auflaſſung vor. Der Umſtand, daß der Bekl. rechtskräftig als 
zigentümer anerkannt worden iſt und daß dem die Annahme 
einer vom Richter als rechtgültig hinzunehmenden Auflaſſung 
zugrunde lag, hindert nicht daran, für die Frage der Hei⸗ 
ung des Formmangels die Unwirkſamkeit der Auflaſſung, 
falls das der wahren Rechtslage entſpricht, zur Geltung zu 
bringen. Rechtskräftig iſt im Vorprozeß wohl über die Eigen⸗ 
tumsfrage entſchieden, nicht aber darüber, ob die Auflaſſung 
gültig oder nichtig iſt, wenn auch die vermeintliche Nichtan⸗ 
greifbarkeit der Auflaſſung zu der Entſch. hinſichtlich des 
Eigentums geführt hat. Auch hier gilt das oben Dargelegte, 
daß die Annahme der Gültigkeit der Beurkundung v. 14. März 
928 und der darin enthaltenen Auflaſſung ein Entſcheidungs⸗ 
grund, die Beurteilung eines für den Urteilsſpruch über die 
Eigentumsanſprüche präjudiziellen Rechtsverhältniſſes iſt, die 
mangels eines ſich darauf beziehenden Zwiſchenfeſtſtellungs⸗ 
anſpruchs — nicht in Rechtskraft übergegangen iſt (vgl. RG. 
94, 195; 109, 202 = JW. 1925, 471; 126, 240 — IM. 
1930, 1592). Rechtskräftig entſchieden ift, daß der Bekl. auf 
rund gültiger Auflaſſung und Eintragung Eigentum erlangt 
at. Nicht aber ſteht damit die Gültigkeit der Auflaſſung für 
die von der Eigentumsfrage unabhängige Frage der Heilung 
einer Formungültigkeit des Kaufvertrags nach $ 313 Satz 2 
BOB. feſt. Auch aus dem ſachlich⸗rechtlichen Inhalt dieſer Be⸗ 
mung heraus iſt keine dem Bekl. günſtigere Beurteilung 
möglich. Denn das Geſetz knüpft die Heilwirkung nicht an die 
Erlangung des Eigentums, ſondern an Auflaſſung (d. h. 
rechtsgültige Auflaſſung) und Eintragung. 

(U. v. 4. Jan. 1935; V 291/34. — Berlin.) 

* 

7. Eine allgemeine Lieferungsbedingung, 
durch die ſich der Lieferant einer Ware bei jeder 
ieferung das Eigentum bis zur Bezahlung 
aller vergangenen und künftigen Lieferungen 
innerhalb derjelben Geſchäftsverbindung vor- 
ehält, iſt rechtswirkſam. 

Die Rev. iſt der Anſicht, eine allgemeine Lieferungs⸗ 
bedingung, durch die ſich der Lieferant einer Ware bei jeder 
lieferung das Eigentum nicht nur bis zur Bezahlung des 
etreffenden Warenpoſtens, ſondern bis zur Bezahlung aller 
weiteren — vergangenen und künftigen — Warenlieferungen 
zunerhalb derſelben Geſchäftsverbindung vorbehalte, verſtoße 
gegen die Rechtsordnung. Sie gehe weit über die Grenzen des 
3 455 BGB. hinaus und ſei daher als Eigentumsvorbehalt 
echtlich unzuläſſig und unwirkſam. 

Dieſer Anſicht kann nicht beigepflichtet werden. Der 
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Eigentumsvorbehalt bildet im heutigen Wirtſchaftsleben bis 
zu einer anderweitigen geſetzlichen Regelung das kaum zu ent⸗ 
behrende Sicherungsmittel des Warengläubigers gegen das 
überhandnehmen der Sicherungsübereignung, durch die ſich 
der Geldkreditgeber, häufig zum Nachteile des Warenlieferan⸗ 
ten, vor den Folgen der wirtſchaftlichen Leiſtungsunfähigkeit 
des Kreditnehmers zu ſchützen ſucht. Der Eigentumsvorbehalt 
vermag den ihm zugedachten Sicherungszweck auch zu erfüllen, 
da er einer weitgehenden rechtlichen Ausgeſtaltung fähig iſt. 
Als dinglichem Rechtsgeſchäft, das den Übergang des Eigen- 
tums an den Eintritt einer beſtimmten Tatſache knüpft, kommt 
dem Eigentumsvorbehalt gegenüber dem zugrunde liegenden 
ſchuldrechtlichen Verpflichtungsgeſchäfte eine durchaus felb- 
ſtändige Bedeutung zu. Er kann daher nicht nur bei Kauf⸗ 
geſchäften, ſondern auch bei Veräußerungsgeſchäften anderer 
Art vereinbart werden. In der Regel wird er der Sicherung 
der Forderung aus dem zugrunde liegenden Schuldverhält- 
niſſe dienen, beim Kauf einer beweglichen Sache alſo der 
Sicherung des Anſpruchs auf die Zahlung des Kaufpreiſes. 
In ſeinen Bereich kann aber auch die Sicherung von An⸗ 
ſprüchen fallen, die ihren Entſtehungsgrund in anderen 
Rechtsgeſchäften der Vertragſchließenden haben (RG. vom 
9. Juli 1909, VII 478/08, auszugsw. abgedr. in Recht 1909 
Nr. 2376; OLG. 33, 271; Staudinger II 2 8 455 Anm. I 
3; Planck II 2 8 455 Anm. 7; RGR Komm. § 455 Anm. 1 
2, 5; Rühl, Eigentumsvorbehalt und Abzahlungsgeſchäft in 
Abhol. der Berl. Jur. Fakultät S. 79 ff.; a. M. Mentzel, 
KonkO., § 43 S. 256). Die Vertragſchließenden find alſo 
bei der Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts in der Beſt. 
der Tatſache, von deren Eintritt das Erlöſchen des Vorbehalts 
abhängig ſein ſoll, grundſätzlich frei. 

5 455 BOB. ſteht dem nicht entgegen. Er ſtellt nur eine 
Auslegungsregel dar für den Fall, daß der Übergang des 
Eigentums von der Bezahlung des Kaufpreiſes gerade der zu 
übereignenden Sache abhängig gemacht worden iſt. Er berech⸗ 
tigt aber nicht zu dem Schluß, daß der Erwerb des Eigentums 
beweglicher Sachen nicht an eine andere, weitergehende Bedin- 
gung geknüpft werden kann. So iſt auch in der vorerwähnten 
Entſch. des 7. Sen. gerade in Würdigung des 8455 ausgeführt, 
eine Eigentumsübertragung könne auch an die aufſchiebende 
Bedingung geknüpft werden, daß der Erwerber zuvor ſeine 
Schulden auch aus anderen Geſchäften an den Veräußerer be⸗ 
zahle, ſelbſt wenn der Preis für die mit dem Vorbehalt be⸗ 
laſtete Sache voll gedeckt fein ſollte. Dieſer Auffaſſung iſt bei⸗ 
zupflichten. Denn bei dem Erwerb des Eigentums beweglicher 
Sachen iſt die Einigung, anders als bei dem Erwerb von 
Grundſtücken, nicht bedingungsfeindlich. Die Frage, ob gegen- 
über § 433 BGB. auch eine Abrede Beſtand hätte, wonach 
der Käufer einer beweglichen Sache überhaupt nicht Eigen- 
tümer der Kaufſache werden ſoll, braucht hier nicht geprüft zu 
werden, weil eine ſolche Abrede hier nicht vorliegt, obſchon 
zugegeben iſt, daß der in Frage kommende Eigentumsvor⸗ 
behalt beſonders weit gefaßt iſt. 


Sind aber die Vertragſchließenden bei der Feſtſetzung 
der Bedingungen, von deren Eintritt fie das Erlöſchen des 
Eigentumsvorbehalts abhängig machen wollen, frei, ſo ſind 
Bedenken grundſätzlicher Art nicht dagegen zu erheben, daß 
der Eigentumsübergang an die Bezahlung erſt künftig 
entſtehender Forderungen des Gläubigers gegen denſelben 
Schuldner geknüpft wird. Die Analogie mit der Sicherungs⸗ 
übereignung liegt nahe. Zu ihren Gunſten hat das RG. ſtän⸗ 
dig anerkannt, daß jemand eine Sache, die er zu erwerben 
beabſichtigt, mit der Wirkung weiter veräußert, daß ſie als⸗ 
bald nach dem Erwerbe Eigentum des anderen Teils wird 
und der erſte Erwerber nur den unmittelbaren Fremdbeſitz 
behält. Aus dieſer Rſpr. hat der 7. Sen. ſchon in der vor⸗ 
erwähnten Entſch. v. 9. Juli 1909 die Folgerung gezogen, 
daß für den Eigentumsvorbehalt auch eine Abrede Beſtand 
haben müſſe, die zur Bedingung mache, daß das Eigentum 
an künftig zu liefernden Sachen erſt nach Erfüllung 
der gegenüber dem Veräußerer erwachſenen Verbindlich- 
keiten auf den Erwerber übergehe, ja, daß nicht einmal Be⸗ 
denken darüber obwalten könnten, daß ſich der Verkäufer 
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das Eigentum im voraus nicht bloß bis zur Zahlung des 
Kaufpreiſes für die veräußerten Sachen, ſondern bis zur 
Befriedigung anderweitiger Anſprüche vorbehalten dürfe. 
Die Entſch. beantwortet nicht ausdrücklich die Frage, ob zu 
den anderweitigen Anſprüchen im Sinne dieſer Ausführungen 
nur ſolche Forderungen zählen, die zur Zeit der Verein⸗ 
barung des Vorbehalts bereits beſtehen, oder ob auch an An⸗ 
ſprüche gedacht iſt, die erſt in der Zukunft zur Entſtehung 
gelangen. Wenn es aber zuläſſig iſt, ſich das Eigentum an 
erſt künftig zu liefernden Sachen vorzubehalten und das Er⸗ 
löſchen des Vorbehalts an die Befriedigung von Anſprüchen 
zu knüpfen, die mit dem jeweiligen Veräußerungsgeſchäft in 
keinem Zuſammenhange ſtehen, dann kann es rechtlich keinen 
Unterſchied machen, ob zur Zeit der Vereinbarung des Vor⸗ 
behalts jene anderweitigen Anſprüche bereits vorhanden oder 
ob ſie von den Vertragſchließenden nur als künftig ent⸗ 
ſtehend ins Auge gefaßt waren, ſofern nur ihre Beſtimmbar⸗ 
keit dem Rechtsgrunde nach hinreichend gewahrt blieb. Ein 
Eigentumsvorbehalt der hier gedachten Art wird zu recht⸗ 
lichen Bedenken um ſo weniger Anlaß geben, als er in der 
Regel ſeine ſachliche und zeitliche Beſchränkung in ſich ſelbſt 
tragen wird. Iſt die mit dem Eigentumsvorbehalt belaſtete 
Ware bezahlt und auch jede andere Forderung des Gläu⸗ 
bigers beglichen, dann iſt die geſetzte Bedingung eingetreten 
und das Eigentum endgültig auf den Erwerber übergegangen. 
Ein Wiederaufleben des Vorbehalts als Folge der Entſtehung 
neuer Forderungen des Gläubigers würde ohne eine ent- 
ſprechende vertragliche Einigung der Beteiligten (Sicherungs⸗ 
übereignung) nicht in Frage kommen können. 

In rechtlicher Hinſicht könnte nur die Frage aufgeworfen 
werden, ob durch den Eigentumsvorbehalt die Feſtſtellung 
des Eintritts oder Nichteintritts der den Vorbehalt tilgenden 
Bedingung unbillig erſchwert und der Übergang des Eigen⸗ 
tums auf unabſehbare Zeiträume gehindert werden könnte. 
Beides iſt zu verneinen. Das Bedenken der Rev. iſt weſentlich 
darauf geſtützt, daß das BG. den Erwerb des Eigentums 
von dem Erlöſchen von Forderungen abhängig mache, die 
erſt in der Zukunft entſtehen würden. Demgegenüber iſt 
darauf hinzuweiſen, daß der erweiterte Eigentumsvorbehalt 
ſpäteſtens ſeit Anfang 1931, jedenfalls aber in der hier in 
Betracht kommenden Lieferungsperiode in zuſammenhängen⸗ 
der Reihenfolge bei jedem neuen Abſchluſſe mit dem gleichen 
Inhalte wiederholt wurde, ſo daß ſich die Anſicht vertreten 
läßt, es handele ſich bei den Forderungen, von deren Til⸗ 
gung neben der Bezahlung der einzelnen Lieferung der Über⸗ 
gang des Eigentums an der Ware abhängig gemacht wurde, 
im Verhältnis zu der einzelnen Lieferung gar nicht um zu⸗ 
künftige Forderungen. Aber auch wenn davon auszugehen 
wäre, daß der Erwerb des Eigentums von dem Erlöſchen zu⸗ 
künftiger Forderungen abhängig gemacht ſei, erſcheint das 
Bedenken der Rev. unbegründet, weil der Übergang des 
Eigentums durch die Klauſel nicht auf unabſehbare Zeit⸗ 
räume gehindert wird. Nach der Auffaſſung des BG. ſoll der 
unwiderrufliche Eigentumsübergang eintreten, wenn vor einer 
neuen Lieferung alle Verbindlichkeiten aus den früheren 
Lieferungen abgedeckt worden ſind. Die Verkäuferin hatte es 
hiernach jederzeit in der Hand, die Bedingung für den Eigen⸗ 
tumsübergang herbeizuführen. Der Umſtand, daß ſie die Her⸗ 
beiführung der Bedingung aus Geldmangel unterlaſſen hat, 
ändert nichts an der rechtlichen Möglichkeit einer jederzeitigen 
Vornahme der Tilgungshandlung. Schwierigkeiten der Ab⸗ 
rechnung werden ſich allerdings auch bei einer ſolchen Rege⸗ 
lung ergeben können. Daß ſolche im vorl. Falle in beſon⸗ 
derem Maße auftreten oder zu befürchten geweſen wären, iſt 
nicht anzunehmen. 

(U. v. 15. März 1935; II 283/34. — Breslau.) 
= Rz. 147, 321.) 


K. 


* 
8. 88 3, 1 Un l WG.; 84 Leb Mitt. Gärungs⸗ 
eſſig und Eſſig aus Eſſigeſſenz. f) 
Der klagende Verband iſt die Intereſſenorganiſation der 
deutſchen Gärungseſſig⸗Fabrikanten, die den Eſſig in der 
Hauptſache nach dem ſog. Schüzebachſchen Schnelleſſigverfah⸗ 
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ren durch Überleitung von Sprit über eſſigbakteriengetränkte 
Buchenſpäne auf dem Gärungswege herſtellen. 

Die bekl. GmbH. liefert anderweit durch Holzverkohlung 
oder durch Aufſchließung von Karbid hergeſtellte konzentrierte 
Eſſigſäure unverdünnt und verdünnt an Wiederverkäufer, von 
denen ſie an das verbrauchende Publikum weiterverkauft wirb. 
Die in kleinen Flaſchen für Haushaltzwecke vertriebene Eſſig⸗ 
ſäure wird von der Bekl. in Werbeſchriften als „vollkommen 
reiner keimfreier Eſſig in konzentrierter Form“ bezeichnet, 
Die Verdünnung nimmt vorwiegend erſt der Einzelhändler 
vor. Die Bekl. nimmt die Verdünnung der Eſſigfäure jet 
einiger Zeit vielfach auch ſelbſt vor. Die mit dieſer von ihr 
verdünnten Eſſigſäure gefüllten, von ihr in den Handel ge 
brachten Flaſchen bezeichnen den Inhalt als „Eſſig“, „Speiſe⸗ 
eſſig“, „Einmacheeſſig“, „Feinſter Speiſeeſſig“, „Feinſter 
Speiſe⸗ und Einmacheeſſig“, „Reineſſig“ und „Feineſſig“. 

Zwiſchen der Gärungseſſig-Induſtrie und der Eſſigſäure⸗ 
Induſtrie beſteht ſeit langer Zeit ein ſcharfer Wettbewerb. Der 
klagende Verband erblickt in dem Gebrauch der vorgenannten 
Bezeichnungen durch die Bekl. einen Verſtoß gegen SS 1 u. 
Unl WG. und gegen § 4 LebMittG. v. 5. Juli 1927. 

I. 1. Der mit der Klage geltend gemachte Unterlaſſungs“ 
anſpruch war in beiden Vorinſtanzen außer auf 8$3 und 1 
Unl WG. auch auf § 4 Nr. 3 LebMittGG. v. 5. Juli 1927 
(RGBl. I, 134) geſtützt worden. LG. und BG. haben ange 
nommen, daß dem aus 813 Abſ. 1 UnlWG. zur Klagerhebung 
auf Unterlaſſung gem. SS 1 und 3 dieſes Geſetzes befugten Ma 
genden Verband der in ihm zuſammengeſchloſſenen deutſchen 
Gärungseſſig⸗Fabrikanten die Sachbefugnis für Anſprüche aus 
dem Leb Mitt. fehle. Das BG. hat noch als Hilfsgrund Hin“ 
zugefügt, daß eine Beurteilung der Sachlage nach den Be 
ſtimmungen — in Betracht käme nur § 4 Nr. 3 — des geb 
MittG. zu keinem anderen Ergebnis als nach $3 UnlWG 
führen könne, da beide Beſtimmungen im weſentlichen über“ 
einſtimmten. Dies letzte hat auch der erk. Sen. in dem Ur 
v. 7. Nov. 1933, II 111/33 — ZW. 1934, 287, betr. die Br 
zeichnung „Nordhäuſer“ für eine beſtimmte Art Branntwein 
(Mu W. 1934, 70 ff. [74]) angenommen, während die Frage 
der Sachbefugnis des dort klagenden Intereſſenverbandes jur 
die Anſprüche aus 8 4 Nr. 3 LebMitt®. daſelbſt nicht ab’ 
ſchließend entſchieden iſt. Eines weiteren Eingehens auf dieſen 
Klagegrund bedarf es daher nicht. 

2. Es kommt ſomit, da 8 1 UnlWG. nach Lage der Sachk 
ohne weiteres ausſcheidet, allein auf die Frage der Anwen 
barkeit des § 3 UnlWG. an. Die unrichtige Beſchaffenheits“ 
angabe ſoll nach der Behauptung des Kl. in der von der 
Bekl. verwendeten Bezeichnung von verdünnter Eſſigſäure als 
„Eſſig“ allein oder i. Verb. m. anderen Worten liegen. 2 
BG. geht bei Prüfung der Frage, ob hier eine unrichtige 
Angabe i. S. des 83 a. a. O. vorliege, davon aus, daß 
maßgebend ſei, welchen Sinn die Verbraucher von Eſſig mi 
dieſer Bezeichnung verbinden, und zwar ſei der Sprach“ 
gebrauch des verbrauchenden Publikums, insbeſ. der Haus“ 
frauen, entſcheidend, da die Eſſig verbrauchende Induſtr 
(Gurken⸗, Fiſchmarinier⸗Induſtrie uſw.) Kenntnis von 
Herſtellung und Art des von ihr verwendeten Säure- DD” 
Konſervierungsmittels beſitze und daher für ſie eine Irre 
führung nicht in Frage komme. - 

Das BG. geht nun auf den Verſuch des LG. ein, diele 
Sprachgebrauch in bezug auf die Bezeichnung „Eſſig“ du 2 
Einholung von Auskünften einer Anzahl von Handelskammer 
feſtzuſtellen. k 

Das BG. hebt dann zuſammenfaſſend hervor, es laſſe ns 
ein feſter Sprachgebrauch des verbrauchenden Publikum.“ 
was unter „Eſſig“ zu verſtehen ſei, nicht vo 
ftellen. Dabei hat das BG. auch den vom Kl. unter Beg, 
nahme auf. die Ausführungen des erk. Sen.: RG. 1 1 
264 ff. = ZW. 1930, 1703 betr. „Bemberg⸗Seide“ vertreten 
Standpunkt grundſätzlich gebilligt, daß der Sprachgebran 
des deutſchen Volkes nicht dazu neige, ſprachlich anerlant 
Unterſcheidungsmerkmale zu verwiſchen, und daß eine Se 
führung i. S. des 83 Un®G. dann vorliege, wenn u 
ein irgendwie beachtlicher Teil der in Betracht kommen 
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Käuferpreiſe am alten Wortſinn feſthalte. Dagegen lehnt das 

G. als unzutreffend den vom Kl. weiter vertretenen 
Standpunkt ab, es müſſe aus dem Umſtande, daß der Gä⸗ 
rungseſſig, jedenfalls als Genußmittel, älter als die ver⸗ 
dünnte Eſſigſäure ſei, der Schluß gezogen werden, daß 
früher der Sprachgebrauch unter Eſſig nur den 
Gärungseſſig verſtanden haben könne, die Beklagte 
alſo eine Anderung dieſes Sprachgebrauchs nachweiſen müſſe. 
Zur Begründung führt das BG. folgendes aus: 

Urſprünglich ſei Eſſig durch natürliche Gärung von 
Wein, Obſt u. dgl. hergeſtellt worden. Dieſes Verfahren ſei 
in weiten Kreiſen des Volkes bekannt geweſen, da viele Ver⸗ 
braucher auf dieſe Weiſe ſelbſt den von ihnen benötigten Eſſig 
hergeſtellt hätten. Von dieſem älteren Verfahren unterſcheide 
ſich das neuere ſeit 1823 angewendete Schüzenbachſche Schnell— 
eſſigverfahren, nach welchem die dem klagenden Verbande an⸗ 
geſchloſſenen Betriebe im weſentlichen Eſſig aus Sprit her⸗ 
ſtellen, ganz bedeutend. Denn wenn auch beide Verfahren auf 
der Gärung weingeiſthaltiger Flüſſigkeiten beruhten, ſo ſei 
doch bei dem Schnellverfahren die Gärung künſtlich her 
beigeführt, wodurch Geruch und Geſchmack des Erzeugniſſes 
erheblich beeinflußt würden. Ebenſo fehlten auch bei dem aus 
Kartoffelſprit hergeſtellten Eſſig die beſonderen Eigenſchaften 
des Weineſſigs. Deshalb hätten die Verbraucher auch damals 
zwiſchen Weineſſig und dem als Eſſig ſchlechthin bezeichneten 
Spriteſſig unterſchieden. Doch beſtehe kein Anhalt dafür, daß 

er Verbraucher ſich darüber klar geweſen ſei, worauf dieſe 
Unterſchiede zurückzuführen ſeien. Er habe eben ein Erzeugnis 
als Eſſig bezeichnet, welches eine ſäuernde und konſervierende 
Wirkung hatte, ohne zu wiſſen, daß dieſer Eſſig durch künſt⸗ 
liche Gärung aus Kartoffelſpiritus hergeſtellt werde und ohne 
gerade auf dieſe Herſtellungsart irgendeinen Wert zu legen. 

Weiter ſtellt das BG. feſt, daß die alsdann in der zwei⸗ 
ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts künſtlich herge— 
ſtellte und durch entſprechende Verdünnung mit 

aſſer als Genußmittel eingeführte Eſſigſäure 
von zahlreichen Vertretern der Wiſſenſchaft als „Eſſig“ be⸗ 
zeichnet worden ſei. 

Danach gelangt das BG. zu dem Ergebnis, daß, da ein 
alter Sinn des Wortes „Eſſig“ nicht feſtgeſtellt werden könne. 
auch eine Feſtſtellung dahin, daß ein beachtlicher Teil der in 

rage kommenden Verbraucherkreiſe an einem ſolchen alten 
Wortſinn noch feſthalte, nicht getroffen werden könne. 

Dieſe geſamte Begründung des BG. läßt einen Rechtsirr⸗ 
tum nicht erkennen. Sie geht von Erwägungen aus, die den 
in 83 UnlWG. aufgeſtellten Grundſätzen entſprechen und 
liegt im übrigen auf tatſächlichem Gebiet. 

Das BG. prüft nun — ebenſo wie bereits das LG. es 
getan — abſtrakt, d. h. unabhängig von dem Geſichtspunkt 
des Sprachgebrauchs nach dem Weſen der Stoffe, ob die Be⸗ 
zeichnung „Eſſig“ für verdünnte Eſſigſäure irreführend i. S. 
des 8 3 UnlWG. ſei. Dabei geht das BG. unter Berückſichti⸗ 
gung der Auffaſſung des durchſchnittlichen Verbrauchers von 
er Auffaſſung der Fachleute aus. Es ſtellt feſt, daß die Eſſig⸗ 
äure als der wichtigſte, für die ſäuernde und konſervierende 
Wirkung des Eſſigs allein maßgebende Beſtandteil desſelben 
in chemiſch gleicher Form ſowohl in dem Gärungseſſig wie 
auch in der verdünnten Eſſigſäure enthalten iſt, und daß aus 
ieſem Grunde der Chemiker unter Eſſig ſowohl den Gärungs⸗ 
eſſig wie die verdünnte Eſſigſäure verſteht. Aber auch der 
durchſchnittliche Verbraucher ſieht nach der Feſtſtellung des 
BG. das Weſentliche des Eſſigs in ſeiner ſäuernden und kon⸗ 
ſervierenden Wirkung, alſo in ſeinem Gehalt an Eſſigſäure, 
und er bezeichnet deshalb, wie das BG. weiter feſtſtellt, beide 
Erzeugniſſe mit Rückſicht auf den Inhalt an Eſſigſäure als 
- Eifig, ohne Rückſicht darauf, daß in dem Gärungseſſig gewiſſe 
Nebenſtoffe vorhanden find, auf die der eine oder der andere 

erbraucher aus Geſchmacks⸗ oder anderen Gründen Wert lege. 

„Den Standpunkt des Kl., der die Gleichſtellung von 
zärungseſſig und verdünnter Eſſigſäure auch deshalb grund⸗ 
ſäglich für unzuläſſig anſieht, weil es ſich bei dem Gärungs⸗ 
ig um ein Naturerzeugnis, bei der Eſſigſäure aber um ein 
künſtliches Erzeugnis handle, lehnt das BG. ab. Es erkennt 
einen allgemeinen Grundſatz, daß Kunſt⸗ und Naturerzeug⸗ 
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niſſe niemals eine gleiche Bezeichnung erhalten dürften, nicht 
an, ſondern iſt der Anſicht, daß es für die Frage, ob eine 
Bezeichnung i. S. des § 3 UnlWG. irreführend ſei, ſtets auf 
die Umſtände des Einzelfalls ankomme, und daß eben deshalb, 
weil die Vorausſetzungen für eine ſolche Irreführung vor⸗ 
gelegen hätten, in den vom Kl. herangezogenen drei Fällen 
u. a. in der mehrerwähnten Sache betr. „Bemberg⸗Seide“ der 
Unterlaſſungsanſpruch aus 8 3 UnlWG. als begründet an⸗ 
geſehen ſei, da die Verwendung des Erſaßzſtoffes geeignet ge⸗ 
weſen ſei, das Publikum zu täuſchen. Dagegen ſieht das BG. 
dieſe eine Unterſagung der Verwendung der gebrauchten Be⸗ 
zeichnungen rechtfertigenden Vorausſetzungen im vorl. Falle 
nicht als gegeben an und verneint daher die Möglichkeit 
eines Verbots der Bezeichnung „Eſſig“ für verdünnte Eſſig⸗ 
ſäure aus 8 3 UnlWG. auch bei einer abſtrakten Prüfung der 
Sachlage. 

Was die Rev. gegen dieſe Begründung des BG. vor⸗ 
bringt, iſt nicht geeignet, ſie zu erſchüttern. 

Es iſt, wie ſchon das LG. angenommen hat, richtig, daß 
im Gärungseſſig neben Waſſer und Eſſigſäure noch Neben⸗ 
ftoffe enthalten ſind, die an und für ſich einen gewiſſen Würz⸗ 
und Nährwert beſitzen. Es kann auch mit dem LG. der An⸗ 
gabe des Kl. entſprechend unterſtellt werden, daß er in ge⸗ 
ringer Menge Vitamine enthält. Für die Verwendung des 
Eſſigs im Haushalt ſpielen dieſe Dinge jedoch, wie das LG. 
mit Recht annimmt, keine weſentliche Rolle. Von einem 
Nährwert des Gärungseſſigs infolge ſeines Gehalts an Ei⸗ 
weiß, Vitaminen, Kohlehydraten weiß, wie es weiter feſt⸗ 
ſtellt, der durchſchnittliche Verbraucher nichts, und er wird 
auch verſtändigerweiſe darauf keinen Wert legen, wie ſich 
ſchon aus der — jedenfalls im Haushalt — jeweilig zur 
Verwendung kommenden geringen Menge von Eſſig zum 
Würzen oder Konſervieren von Speiſen (3. B. Salaten), er⸗ 
gibt, deren eigener Nährwert (Gehalt an Kohlehydraten, Ei⸗ 
weiß, Vitaminen uſw.) für den Verbraucher allein ausſchlag⸗ 
gebend iſt. Auch den ſog. Bukettſtoffen (Geſchmacks⸗ und Ge⸗ 
ruchsſtoffen), auf die die Rev. in Übereinſtimmung mit dem 
Vorbringen des Kl. in den beiden erſten Rechtszügen als 
Nebenſtoffe des Gärungseſſigs hinweiſt, kommt nach der wei⸗ 
teren Feſtſtellung des LG. (S. 18 Abſ. 2) im Vergleich zum 
Gehalt an Eſſigſäure keine Bedeutung zu. Es handelt ſich 
hierbei tatſächlich nur um Nebenerſcheinungen bei der Eſſig⸗ 
herſtellung, die allerdings den Geſchmack veredelnd wirken, 
aber als Merkmale der Gattung „Eſſig“ nicht in Betracht 
kommen. Aus den vorſtehenden Darlegungen, nach denen eine 
Irreführung des Publikums i. S. des 8 3 Unl WG. durch Ver⸗ 
wendung der Bezeichnung „Eſſig“ für verdünnte Eſſigſäure 
nicht gegeben iſt, folgt ohne weiteres, daß in dieſem Verhalten 
der Bekl. auch nicht ein Verſtoß gegen die Grundſätze des lau⸗ 
teren Wettbewerbs i. S. des 8 1 UnlWG. enthalten iſt. Beide 
Vorinſtanzen haben dieſen Klagegrund ebenfalls verneint. 
Zur Begründung weiſt, wie hier noch bemerkt werden mag, 
das LG auch auf die oben bereits betonte eigene Erklärung 
des klagenden Verbandes in ſeiner Verbandszeitſchrift Nr. 47 
des Jahrgangs 1904 hin, und das BG. ſowohl auf die Tat⸗ 
ſache, daß namhafte Wiſſenſchaftler und weitverbreitete Bücher 
dieſen Standpunkt vertreten, d. h. die Bezeichnung in der 
von der Bekl. geübten Art verwenden, wie auch auf den 
Inhalt des Entw. einer VO. über Eſſig und Eſſigeſſenz des 
Reichsgeſundheitsamtes v. Jahre 1929, der als „Eſſig“ in 
§ 1 Abſ. 1 ausdrücklich auch „das durch Verdünnen von ge⸗ 
reinigter Eſſigſäure oder von Eſſigeſſenz mit Waſſer gewon⸗ 
nene Erzeugnis“ bezeichnet. 7 

II. Weiter richtet fi} der Unterlaſſungsanſpruch des Kl. 
gegen eine Anzahl von Zuſätzen zur Bezeichnung „Eſſig“, 
deren ſich die Bekl. für ihre Ware (verdünnte Eſſigſäure) be⸗ 
dient und deren Verwendung nach Anſicht des Kl. die durch 
Verwendung der Bezeichnung „Eſſig“ ſchon begründete Irre⸗ 
führung des Publikums noch ſteigert. Beide Vorinſtanzen 
haben die Klage auch inſoweit abgewieſen. Sie ſehen keinen 
Anlaß zu einem Verbot dieſer Zuſätze zu der, wie dargelegt, 
zuläſſigen Bezeichnung „Eſſig“ für verdünnte Eſſigſäure. 

Die Rev. wendet ſich vergebens gegen die geſamte Be⸗ 
gründung des BG. in bezug auf die Zuſätze zu der Bezeich⸗ 
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nung „Eſſig“. Sie geht ſchon von der unrichtigen, auch vom 
BG. keineswegs als zutreffend feſtgeſtellten Tatſache aus, daß 
der Verbraucher, ſei es von alters her, ſei es neuerdings, 
wieder Wert darauf lege, nur ein aus einem biologiſchen 
Vorgang herrührendes Erzeugnis auf der Grundlage eines 
natürlichen Nahrungs- oder Genußmittels zu verwenden. Auf 
dieſe, hiernach nicht begründete Vorausſetzung geſtützt be⸗ 
hauptet die Rev. weiter, daß einem ſo eingeſtellten Verbraucher 
durch die Verwendung der beanſtandeten Zuſätze die Auf⸗ 
faſſung eingeprägt werde, daß er das, was er ſuche, erhalte, 
wenn die Ware als „reinſte“ und „feinſte“ oder zu Speiſe⸗ 
und Einmachzwecken angeboten werde. Hiermit wendet ſich die 
Rev. lediglich gegen die, wie dargelegt, rechtlich bedenkenfrei 
vom BG. getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen. Die Aus⸗ 
führungen der Rev. konnten daher auch in bezug auf die 
Frage der Zuläſſigkeit der Verwendung der beanſtandeten Zu⸗ 
ſätze keinen Erfolg haben. r 
(U. v. 5. April 1935; II 306/34. — Berlin.) 


Anmerkung: Das Urt. iſt hier nur in ſeinen weſentlichen Teilen 
abgedruckt. Sein vollſtändiger Wortlaut wird u. a. in der Zeitſchrift 
für Unterſuchung der Lebensmittel mitgeteilt werden. 

. 1. Das lebens mittelrechtlich bedeutſame Ergebnis 
des Urteils läßt ſich wie folgt zuſammenfaſſen: „Eſſig aus Eſſig⸗ 
eſſenz“ iſt eine ſelbſtändige ehrliche Handelsware. Sie iſt eine 
Sorte der Gattung Eſſig. 

Sie ſtellt keine Nachmachung oder Verfälſchung des 
ſog. Gärungseſſigs dar. Eſſig aus Eſſigeſſenz darf deshalb ohne nähere 
Kennzeichnung ſchlechthin unter der Bezeichnung „Eſſig“ dem Lebens⸗ 
oe dargeboten und überlaſſen werden (§4 Nr. 2 Leb⸗ 

itt G.). 

Die Bezeichnung „Eſſig“ ſchlechthin für Eſſig aus Eſſigeſſenz 
bedeutet auch keine Irreführung der Verbraucherſchaft (8 4 
Nr. 3 LebMittG.). 

Ob jemand dem alten primitiv erzeugten Gärungseſſig oder den 
fabrikmäßig hergeſtellten Eſſigen — Spriteſſig oder Eſſig aus Eſſig⸗ 
ſäure — den Vorzug gibt, iſt weitgehend eine Frage des perſönlichen 
Geſchmacks, einer Sortenliebhaberei, hängt vielfach auch davon ab, 
welches Erzeugnis in dem betreffenden Laden gerade erhältlich iſt. 
Hier und da mag auch die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſentengruppe oder — namentlich im Großeinkauf — 
ein beſtimmter Verwendungszweck (Herſtellung von Konſerven uſw.!) 
den Ausſchlag geben. Wer keine beſtimmte Sorte verlangt, ſondern 
einfach „Eſſig“, der fühlt ſich jedenfalls nicht getäuſcht und wird 
auch nicht mit einem minder gebrauchstüchtigen Erſatzmittel betrogen, 
wenn ihm eine der gerade vorrätigen Sorten verkauft wird. Anders 
wäre es natürlich, wenn eine Eſſigſorte unter irreführender Bezeich⸗ 
nung oder Aufmachung als die andere ausgegeben würde (8 4 Nr. 3), 
oder wenn durch ſtoffliche Manipulationen an der Ware ſelbſt ihr der 
Anſchein einer anderen Sorte gegeben würde, ohne daß dies dem 
Käufer offenbart würde. Das letztere wäre Sortennachmachung 
oder Verfälſchung i. S. des 84 Nr. 1 und 2 (vgl. hierzu RGSt. 4, 434 
über Rohr⸗ und Rübenzucker). 

2. Sein Urteil ſtützt RG. auf den — mit Rückſicht auf den 
verkehrsüblichen Verwendungszweck — im weſentlichen gleichen ſtoff⸗ 
lichen Gehalt der in Rede ſtehenden Eſſigſorten und auf den 
Sprachgebrauch in der Wiſſenſchaft und im täglichen Verkehr. 
Die lebendige Sprache hat nämlich ein feines Unterſcheidungs⸗ 
vermögen. Wenn ſie neu aufkommende Waren, wie deutſchen Rüben⸗ 
zucker oder Steinſalz oder Spriteſſig und Eſſigeſſenz, die im Fluß 
der Entwicklung neben oder an die Stelle hergebrachter Lebensmittel 
(des indiſchen Rohrzuckers, des Siedeſalzes oder des alten Gärungs⸗ 
eſſigs) treten, ſchlechtbeg mit dem bisherigen Namen (Zucker, Salz 
oder Eſſig) deckt, ſo legitimiert ſie dieſelben dadurch als wert⸗ und 
weſensgleich. Wo das euerzeugnis aber nicht als weſens⸗ und wert⸗ 
gleich empfunden wird, pflegt die Sprache dies durch einen anderen 
Namen oder einen abwertenden Unterſcheidungszuſatz zu Rennzeich- 
nen. Ich denke z. B. an Honig und Kunſthonig, Kaffee und Kaifee- 
erſatz, Butter und Margarine, Seide und Kunſtſeide. In dem vom 
RG. angezogenen Bemberg⸗Urteil heißt es auf S. 268: „Die 
deutſche Sprache kennt Wortverbindungen wie Baumwolle und 
Obſtwein, ohne daraus die Berechtigung herzuleiten, dieſe Waren 
als Wolle oder Wein zu bezeichnen, und ohne daß das Publikum 
das Beſtreben gezeigt hätte, die genannten Bezeichnungen (Wolle 
oder Wein) als einen Oberbegriff in den Verkehr einzuführen.“ 

3. Zu dem gleichen ſachlichen Ergebnis über „Eſſig aus Eſſig⸗ 
eſſenz“ wie das obige RhUrt. kommt das Urt. OLG. Köln vom 
4. Mai 1928, 8 125/28, das einzige höchſtrichterliche Urt., das bisher 
über dieſe Frage bekanntgeworden iſt. 

4. Daß auch in dem — teilweiſe noch umſtrittenen — Entw. 
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einer VO. über Eſſig von 1929 gemäß $5 LebMittG. der Begriff 
des „Eſſigs“ im Einklang mit den beiden vorliegenden höchſtrichter⸗ 
lichen Urteilen beſtimmt wird, iſt vom RG. erwähnt. Damit würde 
ſich eine ſolche VO. jedenfalls im Rahmen des 8 5 halten, indem ſie 
den Begriff dieſes Lebensmittels aus der höchſtrichterlich 
feſtgeſtellten Verkehrsanſchauung heraus zu bündiger 
Klarheit herausarbeitet. Denn die auf Grund des 85 Nr. 4 Leb⸗ 
Mitt®. erlaſſenen VO. ſollen den allgemein gehaltenen 8 4 durch Ein⸗ 
zelvorſchriften für beſtimmte Lebensmittel ergänzen und aus 
legen (vgl. hierzu die amtliche Begr. zu 8 5 Nr. 4 bei Holt” 
höfer⸗Juckenach, LebMittG., 2. Aufl., S. 132 und KGJ. Erg“ 
Bd. 8 S. 430 u. 433/35 i. Verb. m. KGJ. 23, C117). 

II. Die Feſtſtellung des RG., daß „Eſſig“ ſchlechthin ein ehr⸗ 
licher Name auch für „Eſſig aus Eſſigeſſenz“ ift, ift zwar auf 8 
Unl WG. geſtützt. Das RG. weiſt aber hier nicht zum erſten Male 
darauf hin, daß die Beurteilung der Sachlage nach § 4 Nr. 3 Leb⸗ 
MittG. zu keinem anderen Ergebnis führen kann als nach 83 Unl⸗ 
WG., da beide Vorſchr. im weſentlichen übereinſtimmen. In dem 
angezogenen Nordhäuſer⸗ Urteil wird in den Schlußabſätzen der 
enge Zuſammenhang der beiden Vorſchr. betont und — unter Aus⸗ 
einanderſetzung mit Baumbach, UnlWettb., 2. Aufl., S. 172 — 
Rlargeftellt, daß 8 4 Nr. 3 LebMittch. neben dem Verbraucher auch 
den ehrlichen Mitbewerber ſchützt, und daß 83 UnlWG. neben dem 
Schutz des Mitbewerbers auch dem Schutz der Verbraucherſchaft dient. 
Ähnlichen Gedankengängen über den Sinn des Warenzeichen- 
ſchutzes, der ja fachlich zu dem im UnlWG. geſchützten Intereſſen⸗ 
kreis gehört, gibt Riß. v. 12. Marz 1935, II 326/34 (abgedr. in 
HöchſtRRſpr.) zeitgemäßen Ausdruck. Hierauf weiſt Elſter hin in 
einem Aufſatz „Warenzeichen iſt Wahr zeichen“ in der DAllggtg., 
Wirtſch.⸗ u. Rechtsbeil. zu Nr. 278 v. 18. Juni 1935. 

OL GPräſ. i. R. Dr. Holthöfer, Berlin. 
E 

g. 887,9 WbzG. Auf Grund der unlösbaren 
Verbundenheit des Warenzeichens mit einem 
beſtimmten Geſchäftsbetriebe darf nur der’ 
jenige die Rechte aus der Eintragung geltend 
machen, der damit den Schutz des hinter dem 
Zeichen ſtehenden Unternehmens erſtrebt. f) 

Die Rev. rügt, daß das BGG. ſich zu den Ausführungen 
der Berufungsbegründung nicht geäußert, ſondern ohne wei⸗ 
teres die Unwirkſamkeit der Übertragung eines noch ein. 
getragenen Warenzeichens bei Wegfall des Geſchäftsbetriebes 
angenommen habe, eben weil ein Geſchäftsbetrieb nicht über⸗ 
tragen worden fei. Kl. vertritt die Rechtsanſicht, 87 WbzÖ- 
ſetze voraus, daß überhaupt ein Geſchäftsbetrieb vorhanden Jet; 
ein Grund, ein Warenzeichen für unübertragbar zu erklären, 
das überhaupt nicht mit einem Geſchäftsbetriebe verbunden ſei, 
beſtehe nicht. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. 
Ein Zeichen, das ohne den Betrieb beſteht und das daher der 
Popularklage aus 8 9 Nr. 2 WbzG. auf Löſchung unter⸗ 
liegt, ſoll nach 87 WbzG. gerade nicht übertragbar ſein. 
Wird es trotzdem übertragen und auf den angeblichen Er 
werber umgeſchrieben, ſo unterliegt auch dieſer der Popular⸗ 
klage aus § I Nr. 2 WbzG. auf Löſchung; denn das Zeichen⸗ 
recht kann auch bei ihm nicht etwa hinterher durch Ver 
knüpfung mit ſeinem Betriebe zu Kräften kommen. Nach der 
bisherigen — ſtrengen — Rſpr. des erk. Sen. (RG. 56, 
369 betr. Venus; 100, 3 betr. Antiformin) iſt das Zeichen 
in ſolchem Falle rechtsunwirkſam und nichtig, da der bis 
herige Zeicheninhaber ſich durch die Umſchreibung öffentlich 
von dem Zeichen losgeſagt hat, fein Geſchäftsbetrieb alſo 
nicht mehr dahinter ſteht, und der Nachfolger das Zeichen 
mangels eines rechtswirkſamen Übergangs nicht erwerben 
konnte (ebenfo Hagens, Anm. 5 zu § 7). RG. 56, 371 ſagt 
mit Recht: „Das Warenzeichen findet feine beſtimmungsgemäße 
Verwendung im eigenen Geſchäftsbetrieb ſeines Inhabers, es 
iſt Herkunftszeichen des Geſchäftsbetriebes und unlösbar mit 
dieſem verbunden (88 7 Abſ. 1, 9 Abſ. 1 Nr. 2 WG.) 
Das Geſetz will den Handel mit Warenzeichen, die von dem 
Geſchäftsbetriebe losgelöſt ſind, verhindern, da andernfalls 
die Funktion des Zeichens, auf einen beſtimmten Geſchäfts⸗ 
betrieb hinzuweiſen, gefährdet wäre. Jede Übertragung eines 
Kennzeichens auf ein anderes Unternehmen bewirkt eine 
Täuſchung des Publikums.“ Demgemäß iſt geſetzlich die ſich 
ſchon aus dem Weſen des Kennzeichens ergebende Bindung 
an den Geſchäſtsbetrieb ausgeſprochen für die Firma in 8 2 
HGB., für das Warenzeichen in $7 WbzG. Rechtsgeſchäfte, 
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die gegen dieſe Vorſchriften verſtoßen oder ſie umgehen wollen, 
ſind nichtig gem. 8 134 BGB. Nach der oben angeführten Rſpr. 
ſoll beim Warenzeichen die geſetzwidrige Übertragung ohne den 
Geſchäftsbetrieb nicht nur Rechtsunwirkſamkeit des Zeichen⸗ 
erwerbs, ſondern Vernichtung der rechtlichen Exiſtenz des 
Zeichens bewirken, jo daß feine Rückübertragung ausgeſchloſ⸗ 
ſen fet. Die Frage, ob dieſe ſtrenge Auffaſſung berechtigt 
ſei oder ob es nicht vielmehr genüge, anzunehmen, daß bei 
geſetzwidriger Übertragung ein nichtiges und damit wirkungs⸗ 
loſes, den Beſtand des Zeichenrechts nicht berührendes Rechts⸗ 
geſchäft abgeſchloſſen worden ſei (ogl. Bußmann: MuW. 
27/8, 521), braucht hier nicht entſchieden zu werden, da es 
ſich im vorl. Falle nicht um die Frage einer Rückübertragung 
des geſetzwidrig übertragenen Zeichens durch den Erwerber 
auf den urſprünglichen Zeicheninhaber handelt, ſondern ledig⸗ 
lich um die Frage, ob der Erwerber eines ſolchen Zeichens, 
das auf ihn umgeſchrieben und bezüglich deſſen eine Wider⸗ 
klage auf Löſchung aus § 9 Nr. 2 WbzG. nicht erhoben 
worden iſt, Rechte aus 88 12 und 9 Nr. 1 WbzG. geltend 
machen kann. An ſich iſt er auf Grund ſeiner Eintragung als 
Zeicheninhaber in der Rolle aktiv legitimiert. Aber auf 

rund der oben dargelegten unlösbaren Verbundenheit des 
Warenzeichens mit einem beſtimmten Geſchäftsbetriebe (88 1, 
2 Abf. 1, 3 Nr. 2 WbzG.) darf nur derjenige die Rechte aus 
der Eintragung geltend machen, der damit den Schutz des 
hinter dem Zeichen ſtehenden Unternehmens erſtrebt. An⸗ 
derenfalls iſt die Rechtsverfolgung ein Mißbrauch des for⸗ 
malen Zeichenrechts. 8 9 Nr. 2 WbzG. gewährt für den Fall 
der Betriebseinſtellung die Popularklage, gleichzuſetzen iſt aber 
jeder Fall des Nichtbeſtehens eines Geſchäftsverkehrs in bezug 
auf die im Warenverzeichnis des Pat A. eingetragenen Waren. 
Rechtlich gleich ſteht deshalb auch der Fall des 87 Abſ. 1 Satz 2 
863&., wenn jemandem ein Warenzeichen ohne den zuge⸗ 
hörigen Geſchäftsbetrieb übertragen wird (vgl. ferner RGZ. 
51, 269; RG.: JW. 1927, 103; 1928, 644, 2077, 2079; 
RG.: MuW. XXII, 118; 27/28, 448). Aber der Bekl. iſt 
gegenüber der Klage eines Pſeudoerwerbers eines ohne Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb auf ihn übertragenen, auf ihn umgeſchriebenen 
und bisher nicht gelöſchten Warenzeichens nicht auf die Lö⸗ 
ſchungswiderklage aus § 9 Nr. 2 WbzöG. beſchränkt. Er iſt viel⸗ 
mehr in ſinngemäßer Anwendung der vom erk. Sen. in ſeiner 
neueren Rſpr. entwickelten Grundſätze, wonach das Waren⸗ 
zeichenrecht nur einen Ausſchnitt aus dem allgemeinen Wett⸗ 
bewerbsrecht darſtellt und daß daher neben jeder der Vor⸗ 
ſchriften des Wbz GG. ergänzend die Bet. des Unl WG. und 
des § 826 BGB. ſtehen (z. B. RG. 120, 328 — JW. 
1928, 2088 und in Muß. 27/28, 337; 1932, 78) und daß 
das formale Recht nur innerhalb der Grenzen ausgeübt 
werden darf, die das Recht höherer Ordnung ſetzt, insbeſ. nur 
innerhalb der Grenzen des lauteren Wettbewerbs und der 
guten Sitten (RG Z. 111, 197 — ZW. 1925, 2453; 114, 
363 — JW. 1927, 108; Rh.: MuW. 27/28, 62) befugt, den 
Mißbrauch des formalen Zeichenrechts auch im Wege des 

inwandes aus 81 Un l WG. ($ 826 BGB.) oder im 
Wege der Argliſteinrede wegen mißbräuchlicher Rechtsaus⸗ 
übung oder auch letzten Endes wegen Verſtoßes gegen die 

rundſätze von Treu und Glauben geltend zu machen. Der 
1. kann eben ſein Recht nicht geltend machen, weil es nur 
ein Scheinrecht iſt. 

1 (U. v. 26. März 1935; II 277/34. — Berlin.) [K.] 
= N83. 147, 332.) 

Anmerkung folgt im nächſten Heft. 
* 


**19, 8885, 86 KO. Gegenüber der Feſtſetzung 
ſeiner Auslagen und ſeiner Vergütung durch 
das Konkursgericht kann der Konkursverwalter 
ſich nicht darauf berufen, daß er in die Schluß⸗ 
rechnung höhere Beträge eingeſetzt hat und daß 
gegen dieſe Einſetzung im Schlußtermin Ein⸗ 

endungen nicht erhoben worden ſind. f) 

: Der Kl. iſt Erbe des A., über deſſen Nachlaß das Kon⸗ 
ursperfahren geſchwebt hat. Konkursverwalter war der Bekl. 
er Konkurs iſt durch Zwangsvergleich beendet worden. 
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Urſprünglich hatte das Konkursgericht die Vergütung des 
Verwalters einſchließlich der ihm zuſtehenden baren Auslagen 
auf 14000 RM feſtgeſetzt. Auf die Beſchwerde des Kl. und 
eines Konkursgläubigers hat das LG. durch Beſchluß vom 
4. Jan. 1932 die Vergütung auf 8000 AM, die baren Aus⸗ 
lagen auf 2000 RAM feſtgeſetzt. 

Tatſächlich hat der Bekl. an Honorar und Auslagen 
22 500 AM für ſich einbehalten. Der Kl. hat Rückerſtattung 
von 12 500 RAM verlangt. 

Der Bekl. hat u. a. vorgetragen, zu einer Rückerſtattung 
der für ſeine Tätigkeit als Konkursverwalter und für Aus⸗ 
lagen über den ſpäter feſtgeſetzten Betrag von 10000 AM 
einbehaltenen Beträge ſei er nicht verpflichtet, da in dem 
Schlußtermin v. 24. März 1931 gegen ſeine Schlußrechnung, 
in der auch dieſe Beträge in die Erſcheinung getreten ſeien, 
von keiner Seite, insbeſondere nicht ſeitens des Kl., Wider⸗ 
ſpruch erhoben ſei. Der Kl. hat in allen Inſt. obgeſiegt. 

Das BG. erachtet den Anſpruch des Bekl. auf Vergütung 
für die Geſchäftsführung als Konkursverwalter und auf Er⸗ 
ſtattung ſeiner Auslagen nur inſoweit für begründet, als 
dieſe Beträge durch Beſchluß des Konkursgerichts feſtgeſetzt 
ſind. Trifft dieſe Auffaſſung zu, ſo iſt der Klageanſpruch 
gemäß 8 812 BGB. begründet. Die Rev. iſt der Meinung, 
daß der Anſpruch des Bekl. auf Vergütung und Auslagen in 
dem vollen, von ihm einbehaltenen Betrage begründet ſei, 
weil er in die Schlußrechnung aufgenommen und Einwen⸗ 
dungen gegen dieſe nicht erhoben ſeien. Dem kann nicht bei⸗ 
getreten werden. 


Der Anſpruch des Konkursverwalters auf Vergütung 
ſeiner Geſchäftsführung und auf Erſtattung angemeſſener 
barer Auslagen aus § 85 KO. unterſcheidet ſich weſentlich 
von den in 8 86 geregelten Gegenſtänden der Schlußrechnung. 
Auszugehen iſt davon, daß die in Rede ſtehende Vergütung 
und die Erſtattung von Auslagen nach $85 KO. von dem 
Konkursgericht feſtgeſetzt wird. Und zwar iſt das Konkurs⸗ 
gericht allein zur Feſtſetzung befugt. Irgendwelche Verein⸗ 
darungen zwiſchen dem Konkursverwalter und den Konkurs⸗ 
gläubigern oder dem Gemeinſchuldner binden das Konkurs⸗ 
gericht nicht. Das hat ſeinen guten Grund. Wie in den 
Motiven (Hahn, Materialien zu den Reichsjuſtizgeſetzen 
Bd. 4 KO. S. 282, Mot. S. 307) mit Recht hervorgehoben 
wird, kann eine ſolche Vereinbarung die unabhängige Stellung 
des Konkursverwalters beeinträchtigen, der ein im öffent⸗ 
lichen Intereſſe geſchaffenes Organ für die Durchführung der 
Zwecke des Konkurſes iſt. Bei einer Vereinbarung über die in 
Rede ſtehenden Beträge würde er aber in die Lage kommen, 
eigene Belange zu vertreten, und es würde die Gefahr be⸗ 
ſtehen, daß die Belange anderer, insbeſondere der Geſamtheit 
der Konkursgläubiger, nicht in dem durch die Sachlage ge- 
botenen Umfang berückſichtigt werden. Zu dieſer Frage be⸗ 
ſteht auch in der Rſpr. und im Schrifttum jedenfalls inſoweit 
Übereinſtimmung, als die Rechtswirkſamkeit einer ſolchen 
Vereinbarung gegenüber der Konkursmaſſe verneint wird 
(vgl. aus der Rſpr. insbeſ. Gruchot 50, 1126; ferner die Er⸗ 
läuterungen zu §85 KO.; Jaeger Bem. 2; Menzel 
Bem. 2; Peterſen⸗Kleinfeller Bem. 7). Die in NOZ. 
116, 318 = ZW. 1927, 1519 getroffene Entjch. betrifft einen 
Fall der GeſchAufſVoO.; da ein ſolches Verfahren eine der 
Konkursmaſſe entſprechende Maſſe nicht kennt, konnte die 
Frage der Wirkſamkeit einer Vereinbarung des Gemeinſchuld⸗ 
ners gegenüber der Konkursmaſſe nicht in Betracht kommen. 


Iſt aber einer Vereinbarung über die Vergütung und die 
Erſtattung von Auslagen im Konkursverfahren — nur darauf 
kommt es hier an — die Rechtswirkſamkeit entzogen, ſo ergibt 
ſich daraus ohne weiteres der Gegenſatz eines ſolchen An⸗ 
ſpruchs zu dem Rechtsgebiet, das in 886 KO. geregelt iſt. 
Nach dieſer Vorſchrift hat der Verwalter bei Beendigung 
ſeines Amtes einer Gläubigerverſammlung Schlußrechnung zu 
legen, die vor dem Termin den Beteiligten zur Einſicht in 
beſtimmter Form zugänglich ſein muß. Der Gemeinſchuldner, 
jeder Konkursgläubiger und der nachfolgende Verwalter ſind 
berechtigt, Einwendungen gegen die Rechnung zu erheben; 
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ſoweit in dem Termin Einwendungen nicht erhoben werden, 
gilt die Rechnung als anerkannt. Dieſe Vorſchrift ſetzt alſo 
einen Rechtsſtoff voraus, für den im Rahmen des Konkurs⸗ 
verfahrens der Willenserklärung eines Beteiligten ein recht⸗ 
licher Einfluß überhaupt zukommen kann. Das gilt ſowohl 
für die Form der poſitiven Abgabe der Willenserklärung als 
auch für die Unterlaſſung einer an ſich möglichen Willens⸗ 
erklärung. Fehlt es nach dem Willen des Geſetzgebers an der 
Möglichkeit eines ſolchen Einfluſſes, ſo iſt nicht erſichtlich, 
wie vom Standpunkt des Geſetzgebers ein ſolcher Anſpruch in 
den Rahmen des 8 86 ſollte einbezogen ſein können. Außer⸗ 
dem aber handelt es ſich bei der den Gegenſtand des $ 86 
bildenden Schlußrechnung, deren Begriff ſich nach der Vor⸗ 
ſchrift des 8 259 BOB. beſtimmt, um Einnahmen und Aus⸗ 
gaben des Konkursverwalters, alſo eine Tätigkeit des Ver⸗ 
walters, die von den Beteiligten gebilligt oder nicht gebilligt 
werden kann. Im Gegenſatz dazu ſteht eine Verfügung des 
Gerichts, durch die eine Entſch. über die Vergütung der Tätig- 
keit des Verwalters getroffen wird. Dieſe Verfügung unter⸗ 
liegt überdies der Nachprüfung im Beſchwerdeverfahren (8 73 
KO.); es wäre ein auffälliges Ergebnis, wenn eine ſolche 
Nachprüfung durch eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Willenserklärung der Beteiligten im Schlußtermin ſollte aus⸗ 
geſchaltet werden können; ein ſolches Ergebnis könnte um ſo 
weniger hingenommen werden, als der Geſetzgeber bewußt eine 
von der Entſchließung der Beteiligten unabhängige Feſtſetzung 
der Vergütung durch eine unparteiiſche Stelle — das Kon⸗ 
kursgericht — angeordnet hat. Der Gegenſatz zwiſchen der 
Tätigkeit des Verwalters, deren Billigung oder Mißbilligung 
durch die Beteiligten auf Grund der Vorlegung der Schluß⸗ 
rechnung im Schlußtermin ausgeſprochen werden ſoll, und 
der Feſtſetzung der Vergütung durch das Gericht zeigt ſich 
auch inſofern, als regelmäßig die Schlußrechnung erſt die 
Grundlage der Entſch. des Konkursgerichts über die Ver⸗ 
gütung bildet. Deshalb wird auch die Feſtſetzung der Ver⸗ 
gütung im Schlußtermin im Schrifttum empfohlen. Dabei 
ſpielt die Erörterung, wie die Rechtskraft einer ſolchen im 
Schlußtermin getroffenen Entſch. zu beurteilen iſt (vgl. An⸗ 
ders, BadRpr. 1932, 116; Schumann: KonkTrW. 1933, 
97), für die hier zu entſcheidende Frage keine Rolle. Die 
Entſch.: RG. 87, 151 = JW. 1915, 1439, auf die ſich der 
Bekl. beruft, ſpricht nicht gegen, ſondern für die hier ver⸗ 
tretene Auffaſſung. Sie betont, daß die Anerkennung der 
Schlußrechnung die Verpflichtungen des Konkursverwalters 
aus ſeiner Tätigkeit als Konkursverwalter beendet 
und im Rahmen der Schlußrechnung ſeine perſönliche Ent⸗ 
laſtung von allen gegen ihn — wie der Zuſammenhang er⸗ 
gibt: aus ſeiner Verwaltungstätigkeit — zu erhebenden An⸗ 
ſprüchen bewirkt. 

(U. v. 15. April 1935; VI 561/34. — Köln.) [H.] 
= R. 147, 366. 


Anmerkung: Der Entſch. iſt im Ergebnis und in der Begrün⸗ 
dung vollſtändig zuzuſtimmen. 

I. Es handelt ſich um einen Anſpruch aus 8 812 BGB. Der 
bekl. Konkursverwalter hat 22 500 RM Honorar und Auslagen aus 
der Konkursmaſſe entnommen. Da die Konkursmaſſe dem Kl., als 
dem Gemeinſchuldner, gehörte, hat der Bekl. i. S. von 8 812 Abf. 1 
Satz 1 BGB. „etwas auf Koſten“ des Kl. erlangt. 

Es fragt ſich alſo lediglich, ob er den Betrag von 22 500 RM 
ganz oder teilweiſe „ohne rechtlichen Grund“ (8812 BGB.) erlangt 
hat. Als Rechtsgründe könnten die 88 85 und 86 KO. in Betracht 
kommen. 

1. Nach 9 85 Satz 1 KO. hat der Verwalter „Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung angemeſſener barer Auslagen und auf Vergütung für ſeine 
Geſchäftsführung“. Schuldner dieſes Anſpruchs iſt der Gemeinſchuldner, 
der Staat haftet nicht einmal ſubſidiär (RG. 43, 62). 

Im Konkursverfahren können die Anſprüche auf Honorar und 
Auslagenerſatz als Maſſekoſten i. S. von 858 Ziff. 2 KO. geltend 
gemacht werden (RG. 61, 261). 

Das Konkursgericht hat gem. 8 85 Satz 2 KO. die Auslagen 
und Vergütung nach freiem Ermeſſen „feſtzuſetzen“. Darin liegt an 
ſich zweierlei: Einmal eine Beſtimmung der Höhe der Forderung des 
verwalters, vergleichbar mit der Tätigkeit des Prozeßgerichts im Falle 
des 8315 Abſ. 3 Satz 3 oder 8319 Abſ. 1 Satz 2 BGB., zum anderen 
gem. 88 73 Abſ. 3, 75 KO., 8794 Ziff. 3 ZRO. die Schaffung eines 
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Vollſtreckungstitels für den Verwalter (Menzel, Anm. 2 Ab]. II 
zu § 85 KO.). 

2. Hier fragt ſich aber, können nicht auch der Gemeinſchuldner 
oder die Konkursgläubiger durch Vertrag mit dem Verwalter dieſen 
ermächtigen, einen höheren als den vom Konkursgericht feſtgeſetzten 
Betrag aus der Konkursmaſſe zu entnehmen? Schon die Motive 
zur KO. haben in dieſem Zuſammenhang mit Recht betont, daß der 
Konkursverwalter als ein im öffentlichen Intereſſe geſchaffenes Rechts“ 
pflegeorgan eine unabhängige Stellung haben müſſe, und daß eine 
derartige Vereinbarung daher dem Sinne des Amtes des Verwalters 
durchaus zuwider wäre, weil ſie die Gefahr einer Beeinträchtigung 
des Verwalters mit ſich bringen könnte. 

3. Dieſe Erwägungen führen zur Entſcheidung der Frage, ob 
fi) die Höhe der vom Gericht feſtgeſetzten Vergütung des Verwalters 
auf Grund von § 86 Satz 4 KO. ändern kann. Nach 886 Satz 3 KO. 
können der Gemeinſchuldner und die Konkursgläubiger in einem be 
ſonderen Termin gegen die vom Verwalter bei der Beendigung ſeine⸗ 
Amtes zu legende Schlußrechnung Einwendungen erheben. Satz 
beſtimmt dann: „Soweit in dem Termin Einwendungen nicht erhoben 
werden, gilt die Rechnung als anerkannt.“ Es handelt ſich hier m. E. 


um eine unwiderlegliche Vermutung der ſtillſchweigenden Abgabe einer 


Willenserklärung. Dieſe ſtillſchweigende Willenserklärung kann aber 
hier wie auch ſonſt grundfäglich keine weitergehenden Wirkungen 
haben, als ſie einer ausdrücklichen Erklärung zukommen würden. 
Die gleichen Bedenken, die gegenüber der Zuläſſigkeit einer ausdrück⸗ 
lichen Vereinbarung des Gemeinſchuldners oder der Konkursgläubiger 
mit dem Verwalter über die Höhe des Honorars beſtehen (oben 
unter 2), ergeben ſich alſo auch gegenüber der Annahme, daß dur 
die Unterlaſſung von Einwendungen gegen die Schlußrechnung des 
Verwalters eine Anderung der durch das Konkursgericht erfolgten 
Feſtſetzung der Gebühren eintreten könnte. * 

II. Der Bekl. hat daher im vorl. Falle aus der Konkurs maſſe 
nur inſoweit „mit rechtlichem Grund“ Mittel entnommen, als der 
Feſtſetzungsbeſchluß des Gerichts reicht; den dieſen Beſchluß über 
ſteigenden Betrag muß er dem Kl. auf Grund des 8 812 BGB. 


herausgeben. 
RA. Dr. Matz ke, Berlin. 
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11. 8 32a RAD. Der Rückgriffsanſpruch 
gegen einen Rechtsanwalt iſt eine Schadens“ 
erſatzforderung, die ſich auf eine Pflichtver⸗ 
letzung des Anwalts und auf einen hierdurch 
entſtandenen Schaden gründet. Mit dem Eintrik 
dieſer Vorausſetzungen iſt der Rückgriffs⸗ 
anſpruch entſtanden und wird der Lauf der fünf 
jährigen Verjährungsfriſt ($ 32 a RAD.) in Gang 
geſetzt. Nach der Rechtſprechung des RG. bilde! 
nicht einmal die Kenntnis eines beſtehenden Er 
ſatzanſpruchs eine Vorausſetzung für den Beginn 
der Verjährung. f) 

Der mit der Klage geltend gemachte Anſpruch des Kl. ift 
ein Anſpruch der Partei auf Schadenserſatz aus dem zwiſchen 
ihr und dem RA. beſtehenden Vertragsverhältniſſe. Na 
8 32 a NAD. verjährt ein ſolcher Anſpruch in fünf Jahren. 
Über den Beginn dieſer Verjährungsfriſt enthält die RAO. 
keine Vorſchrift; es iſt daher auf die allgemeinen Beſt. des 
BGB. zurückzugreifen (RSH. 88, 226 — ZW. 1916, 963). 
Nach § 198 BGB. beginnt die Verjährung mit der Ent⸗ 
ſtehung des Anſpruchs. Da es ſich vorliegend um einen Sch“ 
denserſatzanſpruch handelt, fo iſt es an ſich rechtlich nicht zu 
beanſtanden, wenn die Rev. ausführt, die Verjährung hätte 
mit dem Abſchluß des Vergleichs am 13. Nov. 1926 nur 
dann beginnen können, wenn damals für den Kl. bereits 
ein Schaden entſtanden geweſen ſei. Denn ſolange noch e 
Schaden entſtanden iſt, kann ein Schadenserſatzanſpruch nich 
entſtehen und kann eine Verjährung nicht ihren Anfang neh 
men. Es kann ſich daher nur fragen, in welchem Zeitpunkt 
der Schaden und damit der Schadenserſatzanſpruch entſtanden 
iſt. Wie ſich aus ihren weiteren Ausführungen ergibt, iſt bie 
Rev. der Anſicht, der Schaden des Kl. ſei in Wahrheit e 
dadurch entſtanden, daß der Schuldner B. unter Berufung 
auf die Nichtigkeit des Vertrages v. 13. Nov. 1926 den 
mit Prozeſſen überzogen habe und daß es ihm gelungen ſei, 
alle Vollſtreckungsmaßnahmen des Kl. zu vereiteln. Diele 
Standpunkt, der die Entſtehung des Schadens und dam 
den Beginn der Verjährung des Schadenserſatzanſpruches von 
zufälligen, in das Belieben des Vertragsgegners des De 
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ſchädigten geſtellten Maßnahmen abhängig machen will, ſteht 
ledoch im Widerſpruch mit der Rſpr. des RG. In der bereits 
in Bezug genommenen SeneEntſch. RG. 90, 84 wird aus⸗ 
geführt, der Rückgriffsanſpruch ſei eine Schadenserſatzforde⸗ 
rung, die ſich auf eine Pflichtverletzung des Anwalts und auf 
einen hierdurch entſtandenen Schaden gründe. Mit dem Ein⸗ 
tritt dieſer Vorausſetzungen, insbeſ. mit dem Eintritt eines 
Urſächlichen Schadens ſei der Rückgriffsanſpruch entſtanden. 
er Eintritt eines Schadens ſei dann zu bejahen, wenn die 
Vermögenslage des Geſchädigten infolge des ſchädigenden Er⸗ 
eigniſſes im Vergleich mit dem früheren Vermögensſtande 
eine ſchlechtere geworden iſt. In dem dort entſchiedenen Falle 
wurde die Pflichtverletzung des verkl. RA. darin gefunden, 
daß er die dem Kl. aus einem Unfall gegenüber Dritten 
erwachſenen Schadensanſprüche nicht rechtzeitig im Vorprozeß 
eingeklagt und ſo die Verjährung dieſer Anſprüche nicht ver⸗ 
hindert habe. Der erk. Sen. hat angenommen, daß bereits 
mit der Vollendung der Verjährung eine ſehr erhebliche Ver⸗ 
änderung der rechtlichen und wirtſchaftlichen Geſtaltung des 
Anſpruchs vor ſich gegangen ſei, und daß mit dieſem Zeit⸗ 
punkt die Verjährung begonnen habe ohne Rückſicht darauf, 
daß die Verjährungstatſache nicht von Amts wegen zu beach⸗ 
ten, vielmehr vom Schuldner einredeweiſe geltend zu machen 
itt, und ohne Rückſicht darauf, zu welchem Zeitpunkte dies ge- 
ſchieht. Ahnlich iſt die Sach⸗ und Rechtslage in dem zur 
Entſch. ſtehenden Falle. Mit dem Abſchluß des Vergleichs 
v. 13. Nov. 1926 war nach der Annahme der Vorinſtanzen 
und des Kl. ein mindeſtens teilweiſe nichtiges Abkommen 
getroffen worden, der Schuldner B. war von dieſem Zeit⸗ 
punkte ab jederzeit in der Lage, die ihm günſtigen Rechts⸗ 
olgen daraus abzuleiten; daß er es nicht ſchon früher getan 
at, ſtellt einen rein zufälligen, für die Entſch. der Verjäh⸗ 
rungsfrage unbeachtlichen Umſtand dar. Nach der Rſpr. bil⸗ 
et nicht einmal die Kenntnis des beſtehenden Rechts eine 
Vorausſetzung für den Beginn der Verjährung (RGWarn. 
1913 Nr. 46 RG.: JW. 1912, 706; vgl. RG. 95, 79). 
och weniger kann hierfür maßgebend ſein, wann der Schuld⸗ 
ner B. zahlungsunfähig geworden iſt und bis zu welchem 
Zeitpunkt der Kl. in der Lage geweſen wäre, feine Forde- 
rung aus dem Grundſtücke des B. beizutreiben oder von 
einer ihm zugeſagten Ausbietungsgarantie Gebrauch zu 
machen. Nach allen dieſen Richtungen bedurfte es daher auch 
nicht der Ausübung des Fragerechts durch das BG., da es 
ſich um Behauptungen des Kl. handelte, die nach der von 
dem BG. vertretenen richtigen Rechtsauffaſſung für die 
Entſch. des Rechtsſtreits ohne Belang waren. Das gleiche 
muß aber auch gelten von der Rüge der Rev., es hätte ge⸗ 
prüft werden müſſen, welcher Rechtszuſtand an die Stelle 
des nichtigen Teils des Vergleichs getreten wäre. Zur Entſch. 
des BG. ſtand ja nicht die Frage, was geſchehen wäre, wenn 
der Vergleich v. 13. Nov. 1926 nicht teilweiſe nichtig ge⸗ 
weſen wäre. Denn gerade aus der teilweiſen Nichtigkeit leitet 
der Kl. feine ſämtlichen Anſprüche in dieſem Rechtsſtreit 
ger und hat während des ganzen Prozeſſes vorgetragen, daß 
ber Bekl. fie verſchuldet und ihm dadurch Schaden verurſacht 
habe. Völlig belanglos iſt es daher auch, wenn die Rev. 
geltend macht, die dem Kl. vor Abſchluß des Vertrages ein⸗ 
geräumte Sicherheit dürfte wertvoller geweſen ſein, als die 
vertraglich bedungene; mindeſtens ſei ſein dinglich geſicherter 
Zinsanſpruch bei weitem höher als die nachher kapitaliſier⸗ 
ten und für nichtig erklärten 5000 AM Zinſen. Für die 
Frage des Beginns der Verjährung iſt damit nichts ge⸗ 
onnen. 


(u. v. 15. März 1935; III 197/34. — Berlin.) 


Anmerkung: Der Entf). iſt zuzuſtimmen. 

. Die Frage, wann ein Schaden entſtanden iſt, hat auch ſonſt bei 
zer Verjährung ſchon Schwierigkeiten gemacht. Insbeſ. iſt bei Fällen, 
in denen der Schaden in eine Reihe von ſchädlichen Einzelfolgen 
zerſallt, fraglich geworden, ob ſchon mit dem Beginn des Schadens 
ein alle weileren Folgen umfaſſender Erſatzanſpruch entſteht und da⸗ 
mit auch zu verjähren beginnt, oder ob aus jeder weiteren Ver⸗ 
ſchlechterung der Vermögenslage ein neuer Anſpruch der Verjährung 
Swächſt. Schon v. Tuhr, Allgem. Teil des Bürgerl. Rechts II, 2 

511 ſpricht ſich für die erſte Möglichkeit aus, damit Klarheit 
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über Erſatzanſprüche und über Verjährungsbeginn beſteht (vgl. auch 
die Komm. zu 8 194 und Enneccerus⸗Lehmann I 8 203f., 
8 213 mit weiterem Schrifttum und Rſpr. über den Begriff des An⸗ 
ſpruches). 

Dieſer Zweck der Klarheit rechtfertigt auch die ſtandige Rſpr. 
des RG., bei Ermöglichung der Erhebung des Verjährungseinwandes 
nicht die Erhebung des Einwandes, ſondern den Zeitpunkt, von 
dem ab der Einwand erhoben werden kann, als für den Beginn 
der Verjährung maßgeblichen Zeitpunkt anzuſehen. 

Im übrigen unterliegt nach der Geſetzesſprache der Anſpruch, 
d. h. das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlaſſen zu 
verlangen, der Verjährung. Der Anſpruch geht aber bei einer zum 
Schadenserſatz verpflichtenden Handlung darauf, daß derjenige Zu⸗ 
ſtand hergeſtellt wird, der ohne das ſchädigende Verhalten beſtehen 
würde, § 249 BGB. 

Als ſofortige Folge iſt aber auch bei Verjährungseinrede und 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit die Möglichkeit des Einwandes 
anzuſehen; es bleibt vom Dritten abhängig, ob er von dieſer Mög⸗ 
lichkeit Gebrauch machen will. 

Der Anſpruch des Geſchädigten geht nicht darauf, daß der Dritte 
von der Möglichkeit keinen Gebrauch macht, ſondern daß die Mög⸗ 
lichkeit ſelber beſeitigt wird. 

Vom einzelnen Anſpruch iſt immer auszugehen, wenn die 
Verjährungsfrage geprüft wird: Der Schadenserſatzanſpruch wegen 
Nichterfüllung verjährt ſelbſtändig, nicht mit den Anſprüchen aus 
Vertrag, an deren Stelle er tritt (RG. 128, 76. 

Dafür, daß die Kenntnis des Rechts auf Schadenserſatz im 
allgemeinen nicht notwendig iſt, ſpricht auch die Faſſung des $ 852 
BGB., die bei Schadenserſaganſprüchen aus unerlaubter Handlung 
ausdrücklich für den Beginn der Verjährung die Kenntnis von 
Schaden und Perſon des Täters fordert. 

Dieſer Schadensbegriff ſchließt auch die Erheblichkeit ſämtlicher 
Behauptungen des Bekl. über noch im ſpäteren Zeitpunkt vor⸗ 
liegende Möglichkeiten, Erſatz vom Prozeßgegner zu erhalten, aus. 
Denn war der Schaden entſtanden, ſo wurde er nicht dadurch wieder 
beſeitigt, daß Möglichkeiten beſtanden, ihn auf andere Weiſe, 
nämlich durch ein Vorgehen bei dem Prozeßgegner, wieder zu be⸗ 
heben. Im Gegenteil: Schon begrifflich ſetzt die Darlegung, daß ein 
Ausgleich hätte erlangt werden können, die Entſtehung des 
Schadens ſelbſt voraus. 

RA. Carl, Düſſeldorf. 


* 

12. 813 GVG. Unzuläſſige Rechtsausübung, 
88 779, 812 ff. BGB.; Art. 1 § 2 Reichs VO. vom 
13. Febr. 1924 über die Vereinfachung der Genoſ⸗ 
ſenſchaftsbildung und die Förderung der Od⸗ 
landerſchließung. Ein Rechtsſtreit über die 
Rechtswirkſamkeit eines Vergleichs über Kul⸗ 
tivierungskoſten, die infolge eines Hoheits⸗ 
aktes entſtanden ſind, iſt eine bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeit i. S. des § 13, wenn die Abſicht der 
Beteiligten bei Abſchluß des Vergleichs auf 
die Erzeugung eines bürgerlich- rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſes gerichtet war und keine zwingenden 
öffentlich-rechtlichen Beſtimmungen entgegen⸗ 
ſtanden. Es würde gegen die den Bauernſchutz 
betreffenden Grundſätze der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staatsführung verſtoßen, wenn der Staat 
einen Landwirt auf Grund eines ſolchen Ver⸗ 
gleichs auf Jahrzehnte in ſeiner Zins- und 
Kapitalherrſchaft halten wollte, wenn er ohne 
den Vergleich keinen Zahlungsanſpruch gehabt 
hätte und auch ein Mehrwert dem Landwirt 
durch die Kultivierung nicht zugefloſſen iſt. f) 

Auf Grund des ErmächtG. v. 8. Dez. 1923 (RGBl. I, 
1179) erließ die Reichsregierung am 13. Febr. 1924 die VO. 
über die Vereinfachung der Genoſſenſchaftsbildung und die 
Förderung der Odlanderſchließung (RG Bl. I, 111). Nach 
Art. I 8 1 dai. ſollten „zur Sicherung der Volksernährung 
und zur Entlaſtung des Arbeitsmarktes“ Bodenverbeſſerungs⸗ 
genoſſenſchaften (Odlandgenoſſenſchaften) bis zum 31. Dez. 
1928 von der oberſten Landesbehörde in einem vereinfachten 
Verfahren errichtet werden dürfen. Dies ſollte auch für Ge⸗ 
noſſenſchaften, deren Bildung beim Inkrafttreten der VO. 
bereits eingeleitet war, gelten. 

Das verkl. Land iſt Rechtsnachfolger der im März 1924 
zwiſchen ihm und dem Deutſchen Reich geſchloſſenen Deutſchen 
Odlandkulturgeſellſchaft m. b. H. (Dökult), einer gemeinnützi⸗ 
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gen Körperſchaft i. S. von Art. I § 2 Reichs VO. v. 13. Febr. 
1924. Die „Dökult“ übernahm ſeit dem Jahr 1925 in dem 
Gemeindebezirk L. vor Bildung einer Odlandgenoſſenſchaft die 
Kultivierung größerer Grundflächen. Zu den von ihr bewirt⸗ 
ſchafteten Ländereien gehörten auch 74 ha Land, die im Eigen⸗ 
tum des Kl. ſtanden. Später wurde eine Genoſſenſchaft „zur 
Bodenverbeſſerung der Odländereien der Gemarkung uſw.“ 
gebildet. In $ 12 der am 8. Dez. 1928 genehmigten Satzung 
dieſer Genoſſenſchaft war beſtimmt: 

„Wegen der an die Dökult zu zahlenden Koſten für 
Kultivierung pp. bleibt beſondere Vereinbarung zwiſchen den 
dabei beteiligten Grundbeſitzern bzw. der Bodenverbeſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft und der ‚Döfult‘ vorbehalten.“ 

Nach Beendigung der Kultivierungsarbeiten der „Dökult“ 
ſchloſſen die Parteien am 31. Mai 1930 einen Vertrag, wo⸗ 
nach der Kl. ſeine kultivierten Grundflächen zur „eigenen Be⸗ 
wirtſchaftung und Nutzung gegen Übernahme der Verpflichtung 
zur Zahlung einer „Vergütung für die kultivierten Flächen“ 
in Höhe von 23000 RA zurückerhielt. Gleichzeitig verpflichtete 
er ſich zur hypothekariſchen Sicherſtellung der Kultivierungs⸗ 
koſten an den kultivierten Grundſtücken. Weiter war in dem 
Vertrage geſagt, daß der Kl. ausdrücklich auf Geltendmachung 
aller gegen die Odlandkulturſtelle im Landwirtſchaftsminiſterium 
als Rechtsnachfolger der „Dökult“ aus Anlaß der erfolgten 
Kultivierung zu erhebenden Anſprüche verzichte und daß auch 
die Odlandkulturſtelle auf Geltendmachung weiterer Forderun⸗ 
gen hinſichtlich der kultivierten Grundſtücke verzichte. 

Nachdem der Kl. einen Teil der kultivierten Ländereien 
verkauft und der Käufer einen Teilbetrag der Kultivierungs⸗ 
koſten von 5200 AM übernommen hatte, bewilligte und be- 
antragte der Kl. in einer Verhandlung vor dem AG. am 
30. März 1931 auf Grund des Vertrages v. 31. Mai 1930 
die Eintragung einer „Darlehenshypothek“ in Höhe von noch 
17800 RM zugunſten des Bekl., indem er erklärte, den Be⸗ 
trag von 17800 Rt für die Kultivierung zu ſchulden. Nach— 
dem jedoch die Entſch. des 9. ZivSen. des RG. v. 30. Sept. 
1931 in Sachen des Preuß. Staates wider M. IX 220/31 
(= RZ. 133, 301 = JW. 1931, 3601), ergangen war, 
ſtellte ſich der Kl. auf den Standpunkt, der Vertrag vom 
31. Mai 1930 ſei auf Grund des § 779 BGB. wegen doppel⸗ 
ſeitigen Irrtums über den nach dem Inhalt des Vertrages 
als feſtſtehend zugrunde gelegten Sachverhalt unwirkſam, weil 
beide Teile bei Abſchluß des Vertrages davon ausgegangen 
ſeien, es ſtehe dem Bekl. ein Anſpruch auf Erſtattung der 
Kultivierungskoſten zu, eine Annahme, die durch die genannte 
RGEntſch. widerlegt ſei, und weil der Streit über die Höhe 
des Anſpruchs, der allein den Gegenſtand des Vergleichs ge⸗ 
bildet habe, bei Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden wäre. 
Der Kl. erhob deshalb im Febr. 1933 Klage gegen den Bekl. 
auf Einwilligung in die Löſchung der eingetragenen Hypothek. 
Den Klageanſpruch ſtützte er weiterhin auf Anfechtung wegen 
rechtswidriger Drohung und argliſtiger Täuſchung ſowie auf 
ungerechtfertigte Bereicherung, Verſchulden beim Vertrags- 
ſchluß und Amtspflichtverletzung, endlich auf Unrichtigkeit des 
Grundbuchs. 

Der Bekl. erhob Widerklage auf Feſtſtellung, daß der 
Vertrag v. 31. Mai 1930 in vollem Umfange gültig ſei. 

LG. und BG. wieſen die Klage ab und erkannten nach 
der Widerklage, RG. hob auf und verwies zurück. 

J. Vorweg war von Amts wegen für den Klageanſpruch 
und den Widerklageanſpruch die Zuläſſigkeit des ordentlichen 
Rechtsweges zu prüfen. Dieſe iſt zu bejahen, auch ſoweit der 
Klageanſpruch auf andere Klagegründe als auf Art. 131 
RVerf. geſtützt iſt. 

Allerdings gehörten die Beziehungen der Parteien, die 
durch den Vergleich v. 31. Mai 1930 geregelt werden ſollten, 
durchweg dem öffentlichen Rechte an. Denn ſowohl die Frage, 
ob und unter welchen Vorausſetzungen der Bekl. das für die 
Kultivierung in Anſpruch genommene Land dem Kl. zurück⸗ 
zugeben hatte, wie auch die Frage, ob und inwieweit dieſer 
dem Bekl. die Kultivierungskoſten zu erſetzen hatte, betrafen 
die Abwicklung eines durch einen Hoheitsakt begründeten, alſo 
öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſes, auch wenn hierfür nach 
den Umſtänden privatrechtliche Vorſchriften über ungerecht⸗ 


fertigte Bereicherung und über das Verhältnis zwiſchen Eigen⸗ 
tümer und Beſitzer mit zur Anwendung zu kommen haben. In 
dieſer Beziehung ſchließt ſich der Sen. der Entſch. des früheren 
9. Ziv Sen. v. 30. Sept. 1931 ( Rc. 133, 301 = J. 
1931, 3601) an. Es iſt auch weiter richtig, daß über 
gegenſeitige Rechte und Pflichten, die lediglich im öffent“ 
lichen Rechte wurzeln, Vergleiche, ſoweit ſolche auf dieſem 
Gebiete überhaupt zuläſſig ſind, von den Beteiligten in der 
Weiſe geſchloſſen werden können, daß die hieraus ſich ergeben“ 
den neuen Rechtsbeziehungen wiederum lediglich dem öffent“ 
lichen Rechte angehören, und daß deshalb hierüber im Streik 
falle der ordentliche Rechtsweg nicht ftattfindet (NP. 700 
200; 128, 146 — JW. 1930, 2131; RG.: ZW. 1928, 3246 
und Anm. dazu von Jonas). Das führt aber im vorl. Falle 
nicht zur Verneinung der Zuläſſigkeit des Rechtsweges, wenn 
die Abſicht der Beteiligten bei Abſchluß des Vergleichs vom 
31. Mai 1930 auf die Erzeugung eines bürgerlich⸗rechtlichen 
Verhältniſſes gerichtet war und wenn keine zwingenden öffent“ 
lich⸗rechtlichen Beſtimmungen entgegenſtanden, m. a. W. wenn 
der Vergleich v. 31. Mai 1930 keinen Beſtandteil der öffent“ 
lichen Verwaltung und ihrer ausſchließlichen Zuſtändigkeiten 
betraf. Sowohl die eine wie die andere Vorausſetzung liegen 
hier vor. Beide Teile wollten, wie die Erhebung der Klage 
und der Widerklage zeigen, von Anfang an die Angelegen⸗ 
heit auf dem Boden des Privatrechts regeln. Zur Zeit des 
Abſchluſſes des Vergleichs waren die Kultivierungsarbeiten 
längſt beendet, weitere Kultivierungsarbeiten auf dem Lande 
des Kl. ſollten nicht vorgenommen werden. Es handelte ſich 
alſo um den Erſatz einmaliger Aufwendungen. Von einem 
organiſchen Zuſammenhang mit dem Finanzweſen des Staa⸗ 
tes, wie bei Steuern, ſonſtigen Abgaben und Beiträgen kann 
alſo keine Rede ſein. Der vorl. Rechtsſtreit iſt daher eine 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeit i. S. des $ 13 GVG. 

II. Mit dieſen Ausführungen iſt bereits die Frage nach 
der Zuläſſigkeit des Vergleichs v. 31. Mai 1930 berührt. 
Dieſe Frage iſt grundſätzlich zu bejahen. Dabei kann ganz 
dahingeſtellt bleiben, wie der Fall zu beurteilen wäre, wenn 
man nach den Vorſchriften der ReichsVO. v. 13. Febr. 192³ 
vorgegangen wäre. Dies tft aber nicht geſchehen. Denn es mat 
zur Zeit der Ausführung der Kultivierungsarbeiten ein Ver⸗ 
fahren zur Bildung einer Genoſſenſchaft der betroffenen baue“ 
lichen Beſitzer nicht „eingeleitet“. Iſt dem aber fo, fo kann e; 
keinem Zweifel unterliegen, daß der Bekl. mit Grund beſtreb 
fein mußte, mit den Gruͤndſtückseigentümern, deren Ländereien 
die „Dökult“ in Beſitz genommen hatte, im Wege des Ver 
gleichs auseinanderzukommen. Hieran war er durch keine 
Norm des öffentlichen Rechts gehindert. Die Verhältniſſe 
lagen dann eben anders, als in der Entſch. des RFhH. vom 
20. Okt. 1925 (abgedr.: JahrbStR. 1925, 69), wo Vergleiche 
im Steuerverfahren, insbeſ. über den Grund des Steueran— 
ſpruchs, für unzuläſſig erklärt worden ſind. 

III. Dagegen macht die Rev. mit Recht geltend, der Bell 
könne auf Grund des Vergleichs den Kl. (und mit dieſem die 
in gleicher Lage befindlichen Ler Bauern) nicht auf Jahr 
zehnte — 28 Jahre lang — in feiner Zins- und Kapitalherr⸗ 
ſchaft halten, wenn er ohne den Vergleich keinen Zahlungs 
anſpruch gehabt habe, der dies rechtfertigen könne. Denn 
hierdurch würde er gegen die Grundſätze der nationalſozialiſtt 
ſchen Staatsführung, die den Bauernſchutz auf ihre Fahnen 
geſchrieben habe, und gegen Treu und Glauben verſtoßen. 
Dieſe Rüge, die auf die ſog. Einrede der unzuläſſigen Rechte 
ausübung hinzukommt, läßt ſich mangels tatrichterlicher Auf 
klärung des Sachverhalts nicht ablehnen. Allerdings irrt 90 
Rev., wenn fie meint, das RG. habe in R053. 133, 301 
die rechtliche Möglichkeit des Beſtehens eines ſolchen Zah 
lungsanſpruches bereits verneint. Das iſt uicht richtig, denn 
das RG. hatte damals nur über die Zuläſſigkeit des Rechts“ 
wegs zu befinden. Auch treffen die Erwägungen jenes Urt. 
auf den gegebenen Fall nicht zu, weil die „Dökult“ hies, 
wie bereits hervorgehoben, nicht unter Einhaltung der Vor 
ſchriften der Reichs VO. v. 13. Febr. 1924 vorgegangen IL, 
Andererſeits irrt aber auch der Ber R., wenn er glaubt, Diet 
Frage offen laſſen zu können, weil ſich die Parteien nicht 
nur über die Höhe, ſondern auch über den Grund des n 
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ſpruchs ver: hen hätten. Hierum handelt es ſich bei der 
Frage der Unzuläſſigkeit der Rechtsausübung in dem oben 
gekennzeichneten Sinne nicht. Bei der Entſch. dieſer Frage 
war vielmehr in entſprechender Anwendung der Grundſätze 
über ungerechtfertigte Bereicherung (88 812 f. BGB.) und 
unter Zugrundelegung der vom RG. anerkannten ſog. Saldo⸗ 
theorie von folgenden Geſichtspunkten auszugehen: Die „Dö⸗ 
kult“ hatte dem Kl. ſeine Ländereien entzogen. Sie hat dieſe 
mehrere Jahre in Benutzung gehabt und kultiviert, während 
diefer Zeit auch die Ernten gezogen. Als der Vergleich ge⸗ 
ſchloſſen wurde, war das Land, ſoviel erſichtlich, gedüngt und 
beſtellt. Der Kl. anderſeits hatte die Nutzungen des Landes 
in dieſer Zeit entbehrt. Auch wenn er ohne beſondere Ab- 
machung wieder in den Beſitz des Landes gelangt wäre, hätte 
er zwar nicht die Kultivierungskoſten, wohl aber den durch 
die Kultivierung geſchaffenen Mehrwert in den Grenzen der 
Aufwendungen der „Dökult“ erſtatten müſſen. Eine andere 
Beurteilung, die den Kl. von jeder Zahlungspflicht von 
vornherein freiſpräche, wäre mit den das Bereicherungsrecht im 
beſonderen Maße beherrſchenden Grundſätzen der Billigkeit 
nicht zu verneinen. Dabei kann aber als „Mehrwert“ nur in 
etracht kommen die etwaige Werterhöhung des verbeſſerten 
Landes im Zeitpunkt der Rückgabe an den Kl. gegenüber dem 
Wert des Landes im unverbeſſerten Zuſtande i. J. 1925, ab⸗ 
züglich des Schadens, der dem Kl. durch die Vorenthaltung 
des Landes in den Jahren 1925— 1930 erwachſen iſt. Dieſe 
Werterhöhung muß immerhin eine ſolche ſein, die wirtſchaftlich 
ins Gewicht fällt. Sie muß die Übernahme einer Erſatzver⸗ 
bindlichkeit von 23 000 RM nach Treu und Glauben recht⸗ 
fertigen. Denn andernfalls kann nach deutſchem Rechtsempfin⸗ 
den und nach dem Weſen der Volksgemeinſchaft dem Kl. die 
ragung einer ſolchen Laſt vom Staate überhaupt nicht zu⸗ 
gemutet werden. Das Vorbringen des Kl. iſt nun dahin zu 
verſtehen, daß er das Nichtvorhandenſein eines ſolchen Über⸗ 
ſtiegs im Zeitpunkt des Vergleichsabſchluſſes behaupten will. 
Alſo hätte das OLG. in dieſer Hinſicht für Aufklärung des 
Sachverhalts ſorgen und beim Beſtreiten des Bekl. Beweiſe 
erheben müſſen, wobei allerdings den Kl. die Beweislaſt 
treffen würde, da er es iſt, der den Vergleich nicht gelten 
laſſen will. 

Hiermit erledigt ſich zugleich die weitere die Verletzung 
des 8 779 BGB. betreffende Rüge der Rev., die ſich mit Recht 
gegen die Meinung des BerR. wendet, es hätten über den 
nach dem Inhalt des Vertrages zugrunde gelegten Sachverhalt 
Erklärungen von ſeiten der Parteien ausgetauſcht werden 
müſſen (zu letzterem vgl. RGurt. v. 8. Dez. 1933, VII 
201/33: RGRͤKomm. Bd. II S. 500). Denn auch bei richtiger 

nwendung des § 779 BGB. müßten über das Nichtvor⸗ 
andenſein eines „Mehrwerts“ im oben erörterten Sinne 
eſtſtellungen getroffen werden. 

(U. v. 29. März 1935; VII 203/34. — Celle.) [H.] 


Rc. 147, 280.) 


Anmerkung: I. Die Befugnis der öffentlich⸗-recht⸗ 
ichen oder gemeinnützigen Körperſchaften zur Über⸗ 
nahme von Kultivierungsflächen — zweifellos ein Akt 
beſchränkter Enteignung (fo auch RG. 133, 303) — iſt in Art. I 
82 der zit. VO. nur unter der Vorausſetzung gewährt, daß die Eigen⸗ 
Umer oder Nutzungsberechtigten der in Anſpruch genommenen Grund⸗ 
lächen bereits einer Zwangskultivierungsgenoſſenſchaft angeſchloſſen 
Nnd oder demnächſt angeſchloſſen werden. Der Grund hierfür it ein⸗ 
leuchtend: Nur ſo iſt die Aufbringung der erforderlichen Koſten durch 
le bisherigen Beſitzer des Landes geſichert. Die Koſten können als 
enoſſenſchaftsbeiträge eingehoben werden. Im vorl. Fall 

lt es an dieſen Vorausſetzungen, wie das NG. richtig betont. Die 
nachträgliche Bildung einer Genoſſenſchaft konnte dieſen Mangel nicht 
mehr beſeitigen. Ob der Kl. der Bekl. das zu kultivierende Land frei⸗ 
villig überlaſſen hat, ergibt der Tatbeſtand nicht. Da die Enteignung 
Mulaffig war, ſo Konnte nur durch Vereinbarung überhaupt ein 
echt der Dökult an dem kultivierten Grund und Boden zur Ent⸗ 
Hung kommen. Eine ſolche Vereinbarung würde auch dann an⸗ 
zunehmen ſein, wenn die Kultivierungsfläche den Beſitzern zunächſt 
zwangsweiſe entzogen, die Beſitzer aber trotz Erkenntnis der Un⸗ 
zuläſſigkeit dieſes Akts ſich mit dem Zustand abgefunden und des ⸗/ 
alb auf der Herausgabe nicht beſtanden hätten. Die Umſtände im 
worl. Fall ſprechen für eine ſolche Annahme. Damit wäre von vorn⸗ 
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herein die Rechtsgrundlage ausſchließlich im Privatrecht zu ſuchen. 
Denn ein Rechtsverhältnis gehört nicht ſchon deshalb dem öffentlichen 
Rechte an, weil ein Hoheitsträger ſich eine ihm nicht zuſtehende 
öffentlich⸗rechtliche Befugnis anmaßt. Daß die Bildung der Boden⸗ 
verbeſſerungsgenoſſenſchaft i. J. 1928 die Rechtsverhältniſſe der Be⸗ 
teiligten wieder dem privaten Recht entrückt hat, iſt wohl kaum nach 
dem Tatbeſtand anzunehmen. Der zit. § 12 der Satzung läßt ja 
offenbar die bisherigen Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Beteiligten 
ganz unberührt. Unter dieſen Umſtänden — allerdings geſtattet der 
mitgeteilte Sachverhalt nur Vermutungen — hätte ſich das RG. die 
Begründung für die richtige Feſtſtellung, daß ein bürgerlich-recht- 
liches Verhältnis vorliegt, erleichtern können. 

II. Nicht ganz klar iſt, wie das RG. die Einrede der 
unzuläſſigen Rechtsausübung verwenden will. Damit könnte 
wohl kaum der abgeſchloſſene Vergleich nach 8 779 BGB. für un⸗ 
wirkſam erklärt werden. Mit dieſer Einrede vermag der Kl. höchſtens 
übermäßige Forderungen aus dem Vergleich abzuwehren, wohl auch 
— da die Einrede dauernd den weitergehenden Forderungen ent⸗ 
gegenſteht — im Wege der Klage eine Verminderung ſeiner grundbuch⸗ 
mäßigen Belaſtung zu erreichen. Soll aber das Vorbringen des Kl. 
nach Meinung des RG. dahin zu verſtehen fein, „daß er das Nicht» 
vorhandenſein eines ſolchen Überſtiegs im Zeitpunkt des Ver⸗ 
gleichs abſchluſſes behaupten will“, dann ſoll dies doch wohl den 
Wegfall der Vergleichsgrundlage nach 8 779 begründen. Dann gerät 
aber die Begründung m. E. in eine Sackgaſſe. Denn es würde danach 
nur darauf ankommen, ob das „Vorhandenſein eines ſolchen Über⸗ 
ſtiegs“ den nach dem Inhalt des Vertrags als feſtſtehend zugrunde 
gelegten Sachverhalt (8 779) bildet. Daß jedoch die Parteien, wenn 
ſie überhaupt eine ſolche Schätzung vornahmen, als Sachverſtändige 
unrichtige Berechnungen angeſtellt haben, daß alſo Wirklichkeit und 
angenommener Sachverhalt nicht übereinſtimmten, iſt wenig wahr⸗ 
ſcheinlich. Ganz offenſichtlich zielt auch die Klagebegründung nach einer 
anderen Seite: Die Parteien gingen in ihrem Vergleich von einer 
rechtlich wirkſamen Erſatzverpflichtung des Kl. aus, eine Annahme, 
die ſich nach dem ſpäteren Urteil des RG. als unzutreffend heraus⸗ 
ſtellte. Daß auch das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechts⸗ 
verhältniſſes zu dem angenommenen „Sachverhalt“ des Vergleichs 
gehören kann, hat das RG. wiederholt (vgl. RG. 112, 218 — JW. 
1927, 167) ausgeſprochen. Demgemäß — aber auch nur dann — 
wäre dem Vergleich die Grundlage entzogen. Der Vergleich müßte 
alſo als unwirkſam erklärt werden. Die Hypothek wäre zu löſchen. 
Dem Bekl. bleibt es allerdings unbenommen, ſeine Anſprüche wegen 
der Kultivierungskoſten in dem vom NG. richtig gekennzeichneten 
Ausmaß erneut geltend zu machen; eine dingliche Sicherung ſeiner 
Anſprüche vermag er aber ohne Einwilligung des Kl. höchſtens noch 
im Wege der Zwangsvollſtreckung zu erreichen. Der Klage auf 
Löſchung müßte alſo hier unter allen Umſtänden ſtattgegeben werden. 

Prof. Dr. Ruth, Frankfurt a. M. 


* 


13. §8 114 ff. ZPO. Ein Armenrechtsgeſuch 
ſechs Tage vor Ablauf der Berufungsfriſt iſt 
rechtzeitig. Bei Friſtverſäumung iſt ſolchenfalls 
Wiedereinſetzung zu gewähren. Darf die arme 
Ehefrau ſubjektiv ſchuldlos davon überzeugt 
ſein, daß ihr Mann für ſie die Prozeßkoſten 
rechtzeitig nicht zahlen werde, ſo kann ſie mit 
der Bewilligung des Armenrechts rechnen, 
gleichviel ob objektiv die Zahlung erreichbar 
geweſen fein würde. f) 

Das Urt. iſt der Bekl. am 16. Juni zugeſtellt worden. 
Am 10. Juli ging darauf beim OLG. ein Armenrechtsgeſuch 
der Bekl. ein. Durch Beſchluß v. 27. Juli wurde es ab⸗ 
gelehnt. Der Beſchluß iſt am 6. Aug. zugeſtellt worden. Am 
13. Aug. legte die Bekl. Berufung ein und ſtellte gleichzeitig 
den Antrag auf Wiedereinſetzung. Sie begründete ihn mit 
der verſpäteten Erledigung des Armengeſuchs. f 

Das BG. hat den Antrag zurückgewieſen und die Be- 
rufung verworfen. , 

Das BG. hat einen unabwendbaren Zufall nicht für 
vorliegend erachtet. Seine Zweifel, ob das Armenrechtsgeſuch 
am 10. Juli noch als rechtzeitig geſtellt zu betrachten ſei, ſind 
indeſſen nicht gerechtfertigt. Die Berufungsfriſt ſoll der Partei 
Zeit zur Überlegung geben. Hier hatte ſich die Bekl. Gewißheit 
über Beweismoͤglichkeiten zu verſchaffen. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden konnte von der Bell. eine frühere Einreichung des 
Geſuchs nicht erwartet werden, ebenſowenig eine frühere 
Stellung des Antrags auf Erlaß einer EinſtwVfg. gegen den 
Ehemann auf Vorſchußzahlung. Auch dem Anwalt iſt es nicht 
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als Schuld anzurechnen, wenn er das ſchon fertiggeſtellte 
Geſuch v. 6. Juli nicht ſofort einreichte. Innerhalb der ver⸗ 
bleibenden ſechs Tage konnte die Bekl. mit der Erledigung 
des Geſuchs rechnen, zumal bei der geringen Entfernung von 
LG. und OLG. die Akteneinforderung nur geringe Zeit be⸗ 
anſpruchen konnte. 

Das BG. hat die Wiedereinſetzung verſagt, weil es das 
Armutszeugnis für ſo unzureichend erachtet, daß die Bekl. 
mit der Genehmigung des Geſuchs nicht hätte rechnen dürfen. 
Das Zeugnis enthielt keine Angaben über das Einkommen 
des vorſchußpflichtigen Ehemannes. Im Armenrechtsgeſuch 
war aber ſchon geſagt worden: „Die Bekl. hat von der Ein⸗ 
forderung eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes von ihrem Mann 
abgeſehen, weil ſie auf Grund verſchiedener Außerungen ihres 
Mannes annehmen durfte, daß ſie freiwillig dieſen Vorſchuß 
nicht erhalten würde. Eine Zwangsvollſtreckung wegen dieſes 
Prozeßkoſtenvorſchuſſes würde unter dieſen Umſtänden höchſt⸗ 
wahrſcheinlich ohne Erfolg geblieben ſein, abgeſehen davon, 
daß das Verfahren innerhalb der Berufungsfriſt nicht zum 
Abſchluß hätte gebracht werden können.“ 

Richtig iſt, daß die Partei in der Regel mit der Bewilli⸗ 
gung des Armenrechts nicht rechnen darf, wenn ſie objektiv 
betrachtet nicht arm iſt. Doch können die Umſtände des Falls 
zu einer anderen Auffaſſung führen. War die Bekl. bei ge⸗ 
wiſſenhafter Prüfung davon überzeugt, daß ihr ſelbſt die 
Mittel fehlten, ihr Mann aber jedenfalls nicht rechtzeitig 
zahlen würde, dann durfte ſie mit der Bewilligung des 
Armenrechts rechnen. Es iſt ihr dann nicht als Schuld an⸗ 
zurechnen, daß ſie nicht ſofort einen nach ihrer Überzeugung 
doch nicht mehr rechtzeitig zum Erfolg führenden Verſuch 
unternahm, eine EinſtwVfg. zu erwirken. Wurde das Armen⸗ 
rechtsgeſuch deswegen abgelehnt, ſo hatte nur ſie einen Nach⸗ 
teil, nicht die Allgemeinheit; ſchloß ſich das Gericht der An⸗ 
ſicht von der Fruchtloſigkeit eines Verſuchs an, ſo hatte die 
Bekl. auch gegenüber der Allgemeinheit einen Anſpruch auf 
das Armenrecht. Die Betrachtungen des BG. über eine 
Schädigung der Allgemeinheit können daher nicht als richtig 
anerkannt werden. 

Die Entſch. hängt nur von der Frage ab, ob die Bekl. 
bei gewiſſenhafter Prüfung der Überzeugung ſein durfte, ihr 
Mann werde nicht rechtzeitig zahlen. Auf dieſe perſönliche 
Einſtellung der Bekl. kommt es an, nicht auf die objektive 
Zahlungsunfähigkeit des Mannes. Daher entſcheidet auch nicht 
die Tatſache, daß das Armutszeugnis nichts über das Ver⸗ 
mögen des Mannes enthielt. Daraus und aus den Angaben 
der Bekl. durfte das BG. zwar ſchließen, daß der Mann 
vielleicht nicht unvermögend war. Trotzdem konnte das BG. 
das Armenrecht bewilligen, wenn es die Bekl. bis zum Ab⸗ 
lauf der Berufungsfriſt für arm hielt. Die Außerung des 
Ehemannes im Büro des Anwalts, ſeine Erſparniſſe ſeien 
durch den Prozeß verbraucht, mußte die Bekl. an der Bereit⸗ 
willigkeit des Mannes, zu zahlen, zweifeln laſſen. War es 
alſo für ein Zwangsverfahren mindeſtens ſchon ſo ſpät, ſo 
durfte die Bekl. ſich bei gewiſſenhafter Prüfung zur rechl⸗ 
zeitigen Zahlung eines Vorſchuſſes an den Anwalt für un⸗ 
vermögend halten und mit der Bewilligung ihres Geſuchs 
rechnen. Dann aber iſt ein unabwendbarer Zufall anzu⸗ 
erkennen, der ſie bis zur Erledigung ihres Armenrechts⸗ 
geſuchs an der Einlegung der Berufung hinderte (RGZ. 
138, 247 [250] JW. 1933, 517). 

(U. v. 15. April 1935; IV 344/34. — Düſſeldorf.) [K.] 


Anmerkung: Das RG. hat bereits in wiederholten Entſch. aus⸗ 
geſprochen, daß für die Bearbeitung eines Armenrechtsgeſuchs die 
Friſt von ſechs Tagen ausreichend ſein muſſe. Ebenſo wie im vorl. 
Falle iſt auch ſonſt bereits häufig Parteien Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand bewilligt worden, wenn die Bearbeitung eines Armen⸗ 
rechtsgeſuchs längere Zeit in Anſpruch nahm und infolgedeſſen die 
Berufungsfriſt von ihnen nicht eingehalten worden iſt. Die Partei, 
die das Armenrecht nachſucht, kann, wie das RG. immer wieder aus⸗ 
geſprochen hat, erwarten, daß in einer Friſt von ſechs Tagen jeden⸗ 
falls ihr Armenrechtsgeſuch erledigt wird. Die Auffaſſung des RG. 
muß nachdrücklichſt unterſtrichen werden. Es ſollte in heutiger Zeit, in 
der der Gedanke der Prozeßbeſchleunigung das geſamte Verfahren be⸗ 
herrſcht, nicht mehr vorkommen, daß die Erledigung von Armenrechts⸗ 
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geſuchen Wochen, ja Monate in Anſpruch nimmt. Auch das 
Armenrechtsverfahren muß unter dem Gedanken der 
Prozeßbeſchleunigung ſtehen. Die Erledigung der Streit⸗ 
ſache wird für die das Armenrecht nachſuchende Partei ohnehin durch 
das Armenrechtsverfahren verzögert. Dauert dieſes übermäßig lange, 
dann muß der rechtſuchende Volksgenoſſe zu dem bitteren Gedanken 
kommen, daß ihm gegenüber einer begüterten Partei die Durchſetzung 
ſeines Rechts erſchwert werde, lediglich deshalb, weil er arm ſei. 
Einer ſolchen Vorſtellung kann und muß das Gericht ſelbſt vorbeugen. 
Es ſollte als nobile officium der Gerichte gelten, gerade armen 
Volksgenoſſen auf ſchnellſtem Wege zur Erreichung ihres Rechts 5 
verhelfen. Deshalb ſollten Entſch. des NG. wie die vorliegende allen 
Gerichten als eine Mahnung zur ſchnellſtmöglichen Bearbeitung von 
Armenrechtsgeſuchen dienen. f 
Das eheliche Güterrecht des BGB. zeitigt die merkwürdige 
Folge, daß der Ehemann verpflichtet iſt, eine Klage der Ehefrau gegen 
ihn ſelbſt zu finanzieren. Ob bei einer Neuordnung des Güterrecht 
dieſe Verpflichtung des Mannes aufrechterhalten werden kann, dürſte 
erheblichen Zweifeln begegnen. Wenn nun gar eine Ehefrau im Ar“ 
menrecht gegen ihren Mann klagen will, dann wird ihr der Weg zu 
den Werigien gegenüber anderen noch weſentlich erſchwert. Denn I 
muß nicht nur ihre eigene Armut darlegen, ſondern auch den Nach⸗ 
weis führen, daß ihr Mann ihr die zur Führung dieſes Prozeſſes en 
forderlichen Mittel nicht zur Verfügung ſtellen kann. Es gibt oft 
genug Fälle, in denen die Frau die Vermögens⸗ und Einkommens⸗ 
verhältniſſe ihres Mannes nicht kennt. Noch häufiger aber kom 
es vor, daß der Frau lediglich der urkundliche Nachweis des Zah⸗ 
lungsunvermögens ihres Ehemannes unmöglich iſt. Dieſes iſt beſon⸗ 
ders in kaufmänniſchen Kreiſen der Fall. In ſolchen Fällen muß nun 
erſt die Ehefrau — auf eigene Koſten! — eine EinſtwVfg. auf Vor 
ſchußzahlung gegen ihren Mann erwirken und abwarten, ob ſie zum 
Erfolg führen werde. Und erſt wenn ſie unter Verluſt eigener Mittel 
den Nachweis fruchtloſer Pfändung geführt hat, kann fie im Zuſam, 
menhang mit ihrem eigenen Armutszeugnis mit der Erlangung be 
Armenrechts rechnen. Ein langer dornenvoller Weg! Es iſt erfteu⸗ 
lich, daß das RG. in vorl. Entſch. hier eine weſentliche Erleichterung 
ſchafft. In Zukunft genügt es für die Bewilligung des Armenrechts, 
daß die Frau ſchuldlos davon überzeugt iſt, daß ihr Mann für IE 
die Prozeßkoſten nicht oder nicht rechtzeitig zahlen werde, während 2 
auf die objektive Erreichbarkeit der Zahlung nicht ankommt. Die 
Praxis wird deshalb die vorl. Entjch. jehr begrüßen. 
RA. Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 
* 


** 14. 88268 Nr. 2, 523 3 PO. Die Klageerweite⸗ 
rung nach 8 268 Nr. 2 iſt auch bei einer Berufung 
gegen ein Teilurteil ſtets zuläſſig. 

Die Kl. hatte auf Zahlung von 8675 AM Miete für die 
Zeit bis zum 30. Nov. 1933 geklagt. LG. erkannte dur 
Teilurteil 2000 RM zu, indem die Kl. ſelbſt unter Berück 
ſichtigung der beſtrittenen Gegenforderung auf alle 3 E 
2000 RM zu fordern habe. Bekl. legte Ber. ein. Kl. legte Am 
ſchlußberufung ein mit dem Antrag, die Bekl. zur Zahlung 
weiterer 6134 AM als Mietzins für die Zeit v. 1. Dez. 19% 
an zu verurteilen. BG. verwarf die Anſchlußberufung durch 
Beſchluß als unzuläſſig. RG. hob dieſen Beſchluß auf. 

Auch im zweiten Rechtszug iſt die Erweiterung des Klage 
antrages, mit der keine Anderung des Klagegrundes verbun 
den iſt (8 268 Nr. 2 ZPO.), ohne Zuſtimmung des Bekl. zu 
läſſig. Das gilt zwar nicht, wie das OLG. meint, auf Grun 
des 8 529 3PO.; denn dieſe Vorſchrift enthält in ihrer neuen 
hier in Betracht kommenden Faſſung keinen Hinweis mehr M 
die Geltung des § 268 ZPO. auch im zweiten Rechtszuge⸗ 
wohl aber auf Grund des § 523 3P0., der allgemein a 
ordnet, daß die in erſter Inſtanz für das Verfahren vor ei 
LG. geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung ſinde, 
ſollen, ſoweit ſich nichts Abweichendes aus dem Abſchnitt her‘ 
Gef. über die Ber. ergibt. Durch Vereinbarung vor Beginn de 
Rechtsſtreits können die Parteien den Wegfall des ersten 
Rechtszuges nicht herbeiführen ($ 38 3PO.). Iſt aber de 
erſte Rechtszug durchlaufen, fo kann jede Partei mit Zuſtim 
mung des Gegners, ja bei Sachdienlichkeit dieſer Klageänk 
rung ſelbſt ohne deſſen Zuſtimmung, neue Anſprüche in d 
Rechtsſtreit einführen und dadurch den erſten Rechtszug I, 
die Geltendmachung dieſer Anſprüche ausſchalten (58 bn 
264, 529 Abſ. 4, 521 ZPO.). Will der Kl. im zweiten Rechte 
zug ſeine Klage nur erweitern oder wegen einer nach 
Klagerhebung eingetretenen Veränderung einen anderen Gege! 
ſtand oder das Intereſſe fordern, ohne den Klagegrund 
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ändern, ſo kann er dies auch im zweiten Rechtszug tun, ſogar 
ohne Zuſtimmung des Bekl. und ohne daß eine Prüfung der 
Sachdienlichkeit dieſes Verfahrens ſtattzufinden hätte; damit 
wird dann ohne jede Beſchränkung, allein durch die Klage⸗ 
erweiterung oder die Forderung des anderen Gegenſtandes der 
erſte Rechtszug für dieſe Anderungen ausgeſchloſſen. Solchen⸗ 
falls iſt der Klagegrund ſchon im erſten Rechtszuge geprüft 
worden; das Geſetz mutet deshalb in Anſehung der Klage⸗ 
erweiterung dem Bekl. ein für allemal den Wegfall des erſten 
Rechtszuges für die Prüfung des Klagegrundes und des Be⸗ 
trages der Erweiterung zu. Es erklärt gewiſſermaßen dieſe 
Veränderung unter den dann gegebenen Umſtänden immer 
für ſachdienlich. Eine ähnliche Sachlage iſt gegeben, wenn in 
einem Rechtsſtreit, in dem ſchon im erſten Rechtszug der ein⸗ 
geklagte Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig geweſen iſt, 
über den Grund — ſei es durch Zwiſchenurteil nach § 304 
ZBD., ſei es durch klagabweiſendes Endurteil — entſchieden 
worden iſt, Ber. eingelegt iſt und der Rechtsſtreit zur Entſch. 
reif it (RGZ. 113, 261 [264] = JW. 1926, 2905; 132, 
103 = SW. 1931, 2490). Das Geſetz billigt den Wegfall des 
erſten Rechtszuges für die Prüfung der Höhe des Anſpruchs 
bei dieſer Sachlage ausdrücklich (8 538 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. 
a. E.). Wenn in einem ſolchen Falle der Kl. im zweiten 
Rechtszuge feine Klage nach § 286 Nr. 2 ZPO. erweitert hat, 
findet auch eine Prüfung des Grundes in Anſehung der Er- 
weiterung vor dem erſtinſtanzlichen Gericht nicht ſtatt. 

Das OLG. meint nun, dies ſei anders, wenn das an⸗ 
gefochtene Urt. ein Teilurteil ſei, denn dann könne der Kl. 
die neuen Beträge durch Erweiterung des noch im erſten 
Rechtszuge anhängigen Rechtsanſpruchs in den Rechts⸗ 
ſtreit einführen, brauche alſo dem Bekl. keine Inſtanz zu 
nehmen. Dem liegt der Gedanke zugrunde, das Geſetz ſtelle 
zwar nach Prüfung des Klagegrundes durch die erſte Inſtanz 
im Falle einer Klageerweiterung nach $ 268 ZPO. in An⸗ 
ſehung der erhöhten Beträge das Intereſſe der Allgemeinheit 
und des Kl. an der Erſparung eines neuen Rechtsſtreits höher 
als das des Bekl. an einer nochmaligen Prüfung des Klage⸗ 
grundes und an einer erſtmaligen Entſch. über den Betrag 
durch die erſte Inſtanz. Wenn aber keine zweite Klage, fon- 
ern nur eine Klageerweiterung im erſten Rechtszug erſpart 
werde, ſo ſtehe das Recht des Bekl. auf ein Durchlaufen des 
erſten Rechtszuges im Vordergrunde. Dem ſtehen aber folgende 

rwägungen entgegen. 

Der Kl. hat nicht in allen Fällen eines Teilurteils die 
Möglichkeit, eine Klageerweiterung in dem erſten Rechtszug an⸗ 
zubringen. Hat das Teilurteil nur noch die Koſtenentſch. 
offengelaſſen oder iſt im Falle der Erhebung mehrerer An⸗ 
ſprüche über den zu erweiternden Anſpruch ſchon ganz ent⸗ 
ſchieden, ſo kann eine Klageerweiterung im erſten Rechtszuge 
nicht mehr in Frage kommen. In dieſen Fällen müßte alſo der 
Kl. zur Geltendmachung ſeiner erweiterten Anſprüche ebenfalls 
eine neue Klage erheben, trotzdem ein Teilurteil vorläge. 
Wäre auch hier die Klageerweiterung im zweiten Rechtszuge 
unzuläſſig, ſo verſtieße das gegen den vom Geſetz anerkannten 

atz, daß dem Bekl. bei einer Klageerweiterung nach S 268 
Nr. 2 ZPO. der Wegfall eines Rechtszuges zuzumuten iſt, 
wenn ſonſt eine neue Klage nötig wäre. Man müßte in An⸗ 
ſehung der Klageerweiterung im zweiten Rechtszuge, wollte 
man ſie hier für zuläſſig halten, zwei Gruppen von Teil⸗ 
urteilen unterſcheiden; das wäre aber nicht annehmbar. 

Vor allem aber macht das Geſetz keinen Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Klageerweiterungen im zweiten Rechtszuge im Falle der 

er. gegen Teilurteile und ſolchen im Falle der Ber. gegen 
andere Urteile. Der Hinweis auf die Klageerweiterung nach 
$ 268 Nr. 2 ZPO. in 8529 380. in ſeiner alten Faſſung 
atte allgemeinen Charakter. Die Streichung des Hinweiſes 
kann nicht bedeuten, daß nunmehr unterſchieden werden müfje 
zwiſchen Klageerweiterungen bei Teilurteilen und ſolchen bei 
anderen Urteilen. Weder die bloß entſprechende Anwendung 
der Vorſchriften für das Verfahren vor den LG. in erſter In⸗ 
ſtanz gebietet die vom OLG. gemachte Unterſcheidung, noch 
ergeben die Beſt. des Abſchnitts der ZPO. über die Ber., daß 
eine ſolche Unterſcheidung zu machen ſei (3 523 ZPO.). Die 

erringerung der Mühewaltung des Kl. bei einer Klageerwei⸗ 
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terung im erſten Rechtszug gegenüber der Erhebung einer 
neuen Klage iſt derart unbedeutend, daß man nicht annehmen 
kann, die Höherbewertung der Belange der Allgemeinheit und 
des Kl. an einer Ausſchaltung des erſten Rechtszuges im Falle 
des Erforderniſſes der Erhebung einer neuen Klage ſchlage 
in ihr Gegenteil um, wenn der Kl. im Falle der Unzuläſſig⸗ 
keit der Klageerweiterung die neuen Beträge durch Erweite⸗ 
rung der Klage, ſoweit ſie noch im erſten Rechtszuge ſchwebt, 
geltend machen kann. 

Auch das Weſen einer Anſchlußberufung ſteht einer Klage⸗ 
erweiterung nach 8 268 Nr. 2 ZPO. im zweiten Rechtszuge 
bei Berufung gegen ein Teilurteil nicht entgegen. Die An⸗ 
ſchließung an die Ber. des Gegners iſt nur die Form, in 
welcher der Ber Bekl. vorgehen muß, wenn er mehr erreichen 
will als die bloße Zurückweiſung der Ber. Ber. und An⸗ 
ſchließung ſtehen ſich darin gleich, daß ſie beide nach ihrem 
Grundgedanken nicht hinausgreifen können über den Inhalt 
des angef. Urt. Zur Erhebung neuer Anſprüche darf aber bei 
Zuſtimmung des Gegners ſowie bei vom Gericht bejahter 
Sachdienlichkeit über dieſen Rahmen hinausgegangen werden 
und ebenſo im Falle der Klageerweiterung nach § 268 Nr. 2 
3P. O; das gilt ebenfalls gleichmäßig für Ber. und Anſchluß⸗ 
berufung. 

Auch die vom OLG. angeführten Urt. des RG. ſtehen die⸗ 
ſem Ergebnis nicht entgegen. Die angefochtenen Urt. waren, wie 
das BG. nicht verkennt, bei der Entſch. RGZ. 61, 257 in 
Wirklichkeit, bei der Entſch. RZ. 86, 235 (238) = JW. 
1915, 461 auch der Bezeichnung nach keine Teilurteile. Die 
Entſch. des RG. in JW. 1903, 3147 ſpricht einmal den ohne 
Zweifel richtigen, vom Vorderrichter in anderem Zuſammen⸗ 
hange angeführten Satz aus, daß eine Anſchließung an die 
Rev. gegen ein Schlußurteil nicht gegen ein früher in der 
Vorinſtanz ergangenes Teilurteil, das der Gegner ebenfalls 
angefochten hat, gerichtet ſein könne. Weiter erklärt es die 
Anſchließung an eine Rev. dann für unzuläſſig, wenn die von 
dem Gegner angefochtene Entfch. nach richtiger Auslegung des 
Geſetzes für ihn unanfechtbar ſei (vgl. dazu RGZ. 46, 415). 
Daß das Urt., gegen das ſich die Anſchlußrev. richtete, ein 
Teilurteil war, ſpielte alſo keine entſcheidende Rolle. In 
JW. 1910, 115 20 ſagt das NG. (der jetzt beſchließende Senat), 
eine Anſchlußberufung ſei dann unzuläſſig, wenn die Ber. 
des Gegners mangels einer Beſchwer unzuläſſig ſei. Auch 
hier iſt es alſo ohne Bedeutung, welcher Art das angefochtene 
Urt. war. a 

Die Klageerweiterung nach 8268 Nr. 2 ZPO. iſt alſo 
auch bei einer Ber. gegen ein Teilurteil ſtets zuläſſig, und 
der Kl. kann und muß ſich als BerBekl. zu dieſer Erweiterung 
der Anſchlußberufung bedienen. Die Verwerfung der Anſchluß⸗ 
berufung iſt alſo zu Unrecht erfolgt. 

(U. v. 31. Mai 1935; VII B 9/35. — Breslau.) [9-] 
* 

15. §8 271, 251 3 PO. Beſteht Ungewißheit 
darüber, ob der Berufungskläger mit der Be- 
ſchränkung ſeines urſprünglich weitergehenden 
Berufungsantrages das Verfahren wegen eines 
Teils ruhen laſſen oder die Berufung durch 
Teilzurücknahme einſchränken ſollte, ſo muß im 
Zweifel das Ruhenlaſſen eines Teils des Ver⸗ 
fahrens angenommen werden. Die Auslegung 
des Verhaltens des Berufungsklägers unter- 
liegt der Nachprüfung durch das Rev. 

Die Rev. der Bekl. wendet ſich gegen die Annahme des 
BG., daß die gegen das zugunſten der Kl. erk. Urt. des LG. 
rechtzeitig in vollem Umfange eingelegte, auch rechtzeitig be⸗ 
gründete Berufung zurückgenommen worden ſei. 

Die Rev. hatte Erfolg. 

Eine Erklärung der Zurücknahme der Berufung — ent- 
weder in mündlicher Verhandlung oder durch Zuſtellung eines 
Schriftſatzes — braucht nicht ausdrücklich zu ſein; ſie kann 
auch durch ſchlüſſige Handlung, ſo durch Beſchränkung des 
Berufungsantrags, geſchehen. Eine ſolche ſtillſchweigende Er⸗ 
klärung hat aber die weitgehende Wirkung der Zurücknahme 
der Berufung, und nicht nur die geringere einer Einleitung 
des Ruhenlaſſens des aus dem Antrag ausgeſchiedenen Streit⸗ 


286 


2282 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


teils nur dann, wenn nach Lage der Umſtände der Wille des 
Berufungsklägers, auf die mit der Berufung geſchehene An⸗ 
fechtung des erſten Urt. teilweiſe zu verzichten, deutlich und 
zweifelsfrei erhellt. Eine Mehrdeutigkeit des Verhaltens des 
Berufungsklägers, berechtigte Zweifel darüber, was er mit 
ſeiner Antragungsbeſchränkung will — ob Ruhenlaſſen oder 
Zurücknahme —, ſchließen die Wertung als Berufungszurück⸗ 
nahme aus. Dieſe Rechtsgrundſätze ſtehen — auch für die 
hinſichtlich der Erklärung gleichliegenden Fälle einer Zurück⸗ 
nahme der Rev. und der Klage — in der Nipr. des RG. 
feſt (RG. 66, 12; 75, 286; 136, 353 — JW. 1933, 168; 
142, 63 = ZW. 1934, 967; 1927, 84510; 1930, 2954, 
3549 8; HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 1258). Von ihnen will auch 
wohl der Vorderrichter nicht abweichen. Ob ſeine Auslegung 
des Verhaltens der Berufungskläger im Sinne einer Zurück⸗ 
nahme der Berufung zutrifft, unterliegt der freien Nach⸗ 
prüfung durch das RG., weil die Bedeutung einer Prozeß⸗ 
handlung zu ermitteln ift (RG. 134, 132 — JW. 1932, 652). 
Richtig ift, daß eine Antragsbeſchränkung nur zweierlei Be⸗ 
deutung haben kann, entweder die, die Berufung durch Teil⸗ 
zurücknahme einzuſchränken, oder die, das Verfahren wegen 
eines Teils ruhen laſſen zu wollen. Zur Ermittlung, welche 
Bedeutung im Einzelfall anzunehmen iſt, darf aber nicht die 
Frage dahin geſtellt werden, ob in der Antragsbeſchränkung 
der Wille, das Verfahren teilweiſe ruhen zu laſſen, klar zum 
Ausdruck kommt, und dann aus der Verneinung dieſes die 
andere mögliche Bedeutung, die der Berufungszurücknahme, 
entnommen werden. Vielmehr iſt umgekehrt zu fragen, ob 
der Wille der Zurücknahme klar erhellt; und wenn in der 
Beziehung auch nur Zweifel bleiben, muß die geringere Be- 
deutung, daß der Berufungskläger von ſich aus das Verfahren 
ruhen laſſen will, angenommen werden. Ob die Zuſtimmung 
des Gegners dazu vorliegt oder zu erwarten iſt, hat für die 
Deutung der Willensäußerung des Berufungsklägers kein Ge⸗ 
wicht. Wenn hier der beſchränkte Antrag auf Verurteilung 
zur Herausgabe, jedoch nur Zug um Zug gegen Zahlung von 
2500 RA geſtellt ift, jo ſchließt ſich dies Begehren offenſicht⸗ 
lich der beſchränkten Armenrechtsbewilligung an. Damit iſt 
aber nicht notwendig eine endgültige Verfügung über den 
früheren weitergehenden Berufungsantrag ausgeſprochen wor⸗ 
den. Vielmehr iſt die Deutung möglich, daß ſein endgültiges 
Schickſal noch in der Schwebe gelaſſen werde, die Entſcheidung 
darüber nach dem Willen der Antragſteller vorläufig ruhen 
ſollte. Der Schriftſatz enthält des weiteren keinerlei Bemerkung 
zu dem früheren Antrag. Bei dieſer Sachlage iſt keinesfalls 
das Erfordernis erfüllt, daß die Antragsbeſchränkung eine 
klare, zweifelsfreie Erklärung, die Berufung werde teilweiſe 
zurückgenommen, in ſich ſchließe. Eine Teilzurücknahme der 
Berufung kann danach nicht angenommen werden. 

Wenn ſich das OLG. auf die Entſch. des VII. Sen. (in 
RG. 142, 63 — JW. 1934, 96”) beruft, jo will auch ſie nicht 
von den oben aufgeſtellten allgemeinen Rechtsgrundſätzen ab⸗ 
weichen. Zwar hat das RG. in jenem Fall der Antrags⸗ 
beſchränkung eine Zurücknahme der Berufung angenommen; 
das beſagt aber nichts für die gegenwärtig vorzunehmende 
Auslegung. Denn dieſe richtet ſich durchaus nach der Lage 
des Einzelfalles. Übrigens lag damals nicht nur eine Antrags⸗ 
beſchränkung vor, ſondern die ausdrückliche Erklärung, die 
Anfechtung des LGUrt. auf den Rahmen beſchränken zu 
wollen, in welchem das Armenrecht bewilligt worden war. 
Gerade auf dieſe Erklärung hat der VII. Sen. bei feiner Aus⸗ 
legung Gewicht gelegt. 


(U. v. 12. Dez. 1934; V 259/34. — Naumburg.) [v. B.] 


* 

16. 8519 Abf. 3 Ziff. 2 3 PO. Eine Berufungs- 
begründung, die nur in einer Bezugnahme auf 
früheres Vorbringen und ein von der Partei 
eingereichtes Armenrechtsgeſuch beſteht, iſt un⸗ 
zu reichend. 

Das BG. hat die Ber. als unzuläſſig verworfen, weil die 
Begründung nicht den Erforderniſſen des § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 


ZRD. entſprach. Sie beſtand nur in einer Bezugnahme auf 
das frühere Vorbringen und auf ein vom KrJug A. ein⸗ 


gereichtes Armenrechtsgeſuch. Die Entf. ſteht durchaus in 
Einklang mit der ſtändigen Rſpr. des AG. Die Beſchw. ver 
kennt die Gründe, wenn ſie dieſe Rſpr. als einen das wirk⸗ 
liche Recht einengenden Formalismus anſieht. 0 

Die durch das Geſ. v. 27. Okt. 1933 (RGBl. I, 7800 
eingeführte Verſchärfung der an die BerBegr. zu ſtellenden 
Anforderungen ſoll einem ſchweren Mißſtand begegnen, DE 
ſich allmählich dahin ausgebildet hatte, daß nur eine nichts“ 
ſagende formale Begr. gegeben wurde. Gegner und Gerte 
wußten nicht, weshalb das Urteil angegriffen wurde. Die 
Vorbereitung wurde dadurch verzögert; dem Gegner wurde 
das ihm zugeſprochene Recht für eine verlängerte Zeit vor 
enthalten. Dieſen geſunder Rechtswahrung abträglichen HU 
ſtand ſoll die verſchärfte Vorſchrift beſeitigen. Der Anwalts 
zwang ſoll die Gewähr bieten, daß nur Anwälte, die die er 
forderniſſe einer BerBegr. dauernd zu beachten haben und 
bei denen man eine genaue Kenntnis der Vorſchriften daher 
vorausſetzen muß, die Sache ſelbſt bearbeiten, damit den Er 
forderniſſen auch ſicher genügt wird. Das Geſetz muß daher, 
wie bei jedem beſtimmenden Schriftſatz, als Gewähr die eigene 
Unterſchrift des Anwalts verlangen. Die Verſchärfung der for 
mellen Erforderniſſe iſt gerade von einer Regierung, die for 
malen Einengungen durchaus abgeneigt iſt, als unbedingte 
Notwendigkeit anerkannt und eingeführt worden, um ein 
ſtraffe und auch die Belange des Gegners wahrende Prozeß 
führung zu ermöglichen. Der Zweck des Geſetzes würde ver 
fehlt, wenn man auf dem Umwege einer bloßen Bezugnahme 
Außerungen, die nicht die Gewähr eigener Bearbeitung durch 
den Berufungsanwalt bieten, in die BerBegr. wieder Ein 
gang verſchaffen wollte. Eine fremde Bearbeitung kann der 
Anwalt pflichtgemäß nur dann mit feiner Unterſchrift decken, 
wenn er weder Zuſätze noch Kürzungen für erforderlich hält und 
auch die Stoffanordnung feiner Auffaffung voll entſpricht 
Von ſeiner Unterſchrift kann aus den vorſtehend erörterten 
Gründen nicht abgeſehen werden. 

(Beſchl. v. 15. April 1935; IV B 29/35. — Breslau.) 
On. 
* 


17. 8519 Abſ. 3 Nr. 2 3 PO. Auch die Ber’ 
legung einer von einem Berufungsanwalt te? 
diglich beglaubigten Abſchrift eines Armen 
rechtsgeſuchs, das er weder verfaßt noch unter 
ſchrieben hat, genügt nicht für eine ordnung”, 
mäßige Ber Begr. Der Beglaubigungdpermet 
des Berufungsanwalts bezeugt nur die Über 
einſtimmung der Abſchrift mit der Urſchrift. De! 
Berufungsanwalt foll aber gerade den Recht?“ 
ſtreit ſelbſt durcharbeiten, ſich über die einzel, 
nen Gründe der Berufungklar werden und ſein 
eigene Auffaſſung, durch Unterſchrift bezeugt 
in der Ber Begr. darlegen. 

Das BG. hat ausgeführt, daß keine ausreichende Beg 
gründung der Berufung friſtgemäß eingegangen ſei un 
daß die hiergegen begehrte Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand nicht bewilligt werden könne. r 

Der von RA. Dr. H. eingereichte Schriftſatz v. 25. Ja, 
1935 reiche nicht aus, um die geſetzlichen Anforderungen je 
8519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. neuer, feit 1. Jan. 1934 ger 
tender Faſſung zu erfüllen. Denn er befage neben dem ar 
trag auf Klageabweiſung nur: „Zur Begründung der 5. 
rufung beziehe ich mich auf das ſich bei den Gerichtsallen 
befindliche Armenrechtsgeſuch des RA. Dr. G. ..., das ich 5. 
beglaubigter Abſchrift für den Gegner beilege. Im übrige 
wiederhole ich das geſamte Vorbringen aus dem erſten Rechte 
zuge.” Eine bloße Bezugnahme auf das Vorbringen aus den 
erſten Rechtszuge reiche unzweifelhaft nicht aus. Eine! ezug, 
nahme auf ein Armenrechtsgeſuch aber genüge nur, wenn 5 
den Anforderungen einer Berdegr. entſpreche, alſo vom ". 


rufungsanwalt verfaßt oder (mindeſtens) unterſchrieben 25 


(Entſch. des RG. v. 4. Okt. 1934: Rg. 145, 266 = J. 
1934, 320013; ſowie Entſch. v. 5. Nov. 1935, IV 205/ 
RZ. 145, 269 — JW. 1935, 12112, ausgegeben an 
12. Jan. 1935). Daran fehle es hier. Die beigelegte beg au 
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bigte Abſchrift des Armenrechtsgeſuchs ſei für den Gegner 
beſtimmt geweſen; unter dieſen Umſtänden bedeute die Be⸗ 
glaubigung nur, daß die Übereinſtimmung der Abſchrift mit 
der Urſchrift verſichert werde. Erſt nach Fristablauf ſei die 
Begründungsſchrift v. 13. Febr. 1935 eingereicht worden, — 
ie den Inhalt des Armenrechtsgeſuchs in ſich aufgenommen 
habe. Die Wiedereinſetzung müſſe verſagt werden. RA. Dr. H. 
hätte nicht mehr als ſicher damit rechnen können, daß eine 
Begründung, wie er ſie am 25. Jan. 1935 verfaßt habe, 
auch nach der Verſchärfung der angeführten Geſetzesbeſtim⸗ 
mung für ausreichend erachtet werde, wie dies bis zum 1. Jan. 
1934 üblich geweſen ſei. Er hätte die einleitenden Sätze zum 
Rei. v. 27. Okt. 1933, die ſchon im Juli 1934 (JW. 1934, 
17825) veröffentlichte Entſch. des RG. v. 27. April 1934 
(RZ. 144, 6 = ZW. 1934, 17825) ſowie die zahlreichen 
andern in der JW. bekanntgegebenen Entſch. höherer Ge⸗ 
richte beachten müſſen. Die zuletzt (JW. 1935, 121) veröffent⸗ 
lichte RGEntſch. habe keine neue, unerwartete Geſetzesaus⸗ 
legung gebracht, ſondern liege folgerichtig in der Linie der 
ſtändigen früheren Rſpr. v. 1934, welche der Anwalt nicht 
ausreichend beachtet habe. Auf die Kenntnisnahme von dieſer 
erſt am 12. Jan. 1935 a. a. O. bekanntgegebenen Entſch. 
komme es daher nicht an. Doch ſei ſchon darin eine Fahr⸗ 
läſſigkeit des Anwalts zu finden, daß er dieſe Entſch. nicht 
vor der Einreichung der Begründung im Jan. 1935 geleſen 
und beachtet habe. 

Mit zuläſſiger und ordnungsmäßiger ſofortiger Beſchwerde 
bittet der Bekl., den Beſchluß aufzuheben und die Berufung 
für zuläſſig zu erklären. Die Beſchwerde kann keinen Erfolg 
haben. Sie verkennt nicht, daß es infolge der Anderung des 
§ 519 a. a. O. für eine BerBegr. nicht ausreicht, auf das 
Vorbringen im erſten Rechtszug zu verweiſen, hält es aber 
für genügend, auf ein bei den Akten befindliches Armenrechts- 
geſuch Bezug zu nehmen. Zu Unrecht beruft ſie ſich dafür auf 
RZ. 145, 266 (ZW. 1934, 320013). Dort iſt als entſchei⸗ 
dend betont, daß das Armenrechtsgeſuch vom Berufungs- 
anwalt unterzeichnet war (Beſchl. des Sen. v. 9. Jan. 
1935, VB 31/34: JW. 1935, 102513; ferner RG. IVB 
17/35 v. 28. Febr. 1935). Durch ſolche Unterzeichnung wird 
bezeugt, daß dieſer für die BerBegr. allein zuſtändige Anwalt 
ie Verantwortung für den Inhalt übernommen hat (RG. 
a. a. O. und z. B. RG. 145, 269 — ZW. 1935, 1211 und 
JW. 1935, 1024 12). Es iſt nicht richtig, daß der Berufungs⸗ 
anwalt ſchon durch die bloße Bezugnahme auf ein fremdes 
Geſuch bekunde, er habe die Sache ſelbſt durchgearbeitet und 
halte das Vorbringen für weſentlich. Die Vornahme der er— 
forderlichen eignen Prüfung durch den Berufungsanwalt muß 
larer und eindeutig kundgegeben werden. Die Verſchärſung 
des Geſetzes will im Intereſſe der Allgemeinheit erreichen, daß 
ie Berufungsanwälte, die ſchon bei der Einlegung der Be⸗ 
rufung deren Ausſicht geprüft haben ſollen (Beſchl. des Sen. 
v. 22. März 1935, VB 4/35), den Rechtsſtreit ſelbſt durch⸗ 
arbeiten, ſich über die einzelnen Gründe der Berufung klar 
werden und ihre eigene Auffaſſung, durch Unterſchrift bezeugt, 
em BG. in der BerBegr. unterbreiten. Deshalb kann auch 
nicht die Beilegung einer vom Berufungsanwalt lediglich be- 
glaubigten Abſchrift eines Armenrechtsgeſuchs genügen, das 
ein anderer verfaßt und unterſchrieben hat. Dabei mag es mit 
der Beſchwerde nicht als ausſchlaggebend erachtet werden, daß 
die Abſchrift hier ausdrücklich für den Gegner beſtimmt wor⸗ 
den war, nicht für das Gericht, bei dem die Urſchrift, aber 
ohne jeden Vermerk des Berufungsanwalts, lag. Entſcheidend 
iſt, daß der hier beigeſetzte bloße Beglaubigungsvermerk nur 
die Übereinſtimmung der Abſchrift mit der Urſchrift (TV 17/35) 
bezeugt, nicht aber „zeichnet“ auf ſolche Weiſe der Berufungs⸗ 
anwalt „ſelbſtverſtändlich“ für den Inhalt „verantwortlich“, 
wie die Beſchwerde darlegen will. Innerhalb der Rechtsmittel 
ſriſt iſt die Berufung als nicht ausreichend begründet worden. 
Ihre Verwerfung würde ſomit nur dann rechtsirrig ſein, wenn 
ie Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu bewilligen ge⸗ 
weſen wäre, ſo daß der ausreichende Schriftſatz v. 13. Febr. 
1935 als BerBegr. dienen könnte. Zugunſten des Bekl. kann 
unterſtellt werden, daß ein Verſchulden des Anwalts inſoweit 
nicht anzunehmen iſt, als die Nichtbeachtung der erſt am 
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12. Jan. 1935 veröffentlichten Entſch. v. 5. Nov. 1934 in 
Frage kommt. Wie in IV 17/35 zutreffend dargelegt iſt, hätten 
ſchon die in AGB. 117, 168 = JW. 1927, 2136 für eine 
RevBegr. ausgeſprochenen Leitſätze zumal angeſichts der offen⸗ 
ſichtlichen Verſchärfung des Geſetzes, den Gedanken erwecken 
müſſen, ob ſie nicht auch für eine BerBegr. zu beachten ſeien 
(vgl. IW. 1935, 102518). Zum mindeſten hätte der Anwalt 
Zweifel haben und es deshalb unterlaſſen müſſen, als einzige 
Begründung — neben der völlig unerheblichen Bezugnahme 
auf das landgerichtliche Vorbringen — ein fremdes Geſuch 
beizulegen, ohne ſeinen Inhalt klar als eigene Auffaſſung 
zu kennzeichnen. In JW. 1934, 191010 u. 30576 hatten der 
4. und der 6. Sen. des RG. auf die Frage der Inbezugnahme 
eines fremden Armenrechtsgeſuchs hingewieſen, ohne ſie aller⸗ 
dings zu entſcheiden. Auch dieſe Entſch. hätten für ſich dem 
Anwalt Anlaß geben müſſen, von ſolcher mindeſtens un⸗ 
klarer Bezugnahme abzuſehen. Es iſt daher unrichtig, wenn 
der BeſchwF. ausführt, die vom BG. angeführten Entſch. 
hätten ſich mit dieſer Frage nicht befaßt. Wie ſein Schriftſatz 
v. 13. Febr. 1935 erkennen läßt, geht der Anwalt von der 
unzutreffenden Erwägung aus, erſt die Entſch. v. 5. Nov. 
1934 habe dieſe Art der BerBegr., was nicht vorauszuſehen 
geweſen ſei, für unzuläſſig erklärt, bis zu ihr ſei dieſe Be⸗ 
gründungsart aber trotz der Neufaſſung des Geſetzes überall, 
auch in der Rſpr., für angängig angeſehen worden. Er hat 
dabei überſehen, daß die frühere weite Rſpr. weſentlich ge⸗ 
ändert werden mußte (vgl. z. B. RG. 143, 291 JW. 
1934, 1349 und 144, 6 = JW. 1934, 17825). Der Umſtand, 
daß auch manche andere Anwälte das nicht hinreichend be- 
achtet haben, kann nicht ausreichen, hier als Entlaſtung zu 
gelten (IV 17/35). Die Verneinung eines unabwendbaren Zu⸗ 
falls durch das BG. beruht ſomit nicht auf Rechtsirrtum. 
(Beſchl. v. 12. April 1935; VB 5/35. — Jena.) lv. B.] 


* 

18. 5 519 3 PO. Zur Ber Begr. reicht die ein⸗ 
fache Bezugnahme auf ein vom Berufungsan⸗ 
walt nicht verfaßtes Armenrechtsgeſuch auch 
dann nicht aus, wenn der Berufungs anwalt eine 
für die Gegenpartei beſtimmte, mit eingereichte 
Abſchrift des Armenrechtsgeſuchs beglaubigt 
hat. An dieſer Anſicht hält das RG. auch gegen⸗ 
über den Beſpr. in J W. 1935, 12112 u. 102512, 13 feſt. 

Als Prozeßbevollmächtigter im zweiten Rechtszuge legte 
der RA. L. in N. am 15. Febr. 1935 Berufung für den 
Bekl. ein, ohne Anträge und eine Begründung beizufügen. 
Die Begründungsfriſt wurde bis zum 30. März 1935 ver⸗ 
längert. Am 29. März reichte der erſtinſtanzliche Anwalt des 
Bekl., B. in O., ein von ihm unterſchriebenes Armenrechts⸗ 
geſuch v. 28. März ein. Am 30. März ging für den Bekl. 
Schriftſatz des RA. L. ein, der außer dem Klageabweiſungs⸗ 
antrag nur den Satz enthielt: „Zur Begründung wird auf 
das abſchriftlich anliegende Armenrechtsgeſuch ... v. 28. März 
1935 Bezug genommen.“ Die Abſchrift des Geſuchs lag bei: 
ſie endete mit Stempeldruck „gez. B.“. Eine für die Gegen⸗ 
ſeite beſtimmte weitere Abſchrift trug den Vermerk „Zwecks 
Zuſtellung beglaubigt. L. Rechtsanwalt.“ 

Das AG. hält dieſe Art der BerBegr. für unzureichend 
und führt aus, die einfache Bezugnahme auf ein von einem 
nicht beim AG. zugelaſſenen RA. verfaßtes Armenrechtsgeſuch 
reiche nicht aus, die oben angeführte Beglaubigung aber be⸗ 
ſcheinige lediglich die Übereinſtimmung mit der Urſchrift des 
Armenrechtsgeſuchs und ſei nicht als Erklärung des RA. L. 
nach eigner Prüfung aufzufaſſen. A 

Das bekämpft die zuläſſige, ordnungsmäßig erhobene ſo⸗ 
fortige Beſchw. des Bekl. als rechtsirrig, wobei ſie ſich auf 
die Beſprechungen zu den in JW. 1935, 1211, 102512, 13 
veröffentlichten Entſch. beruft. Die Beſchw. kann keinen Er⸗ 
folg haben. In ausführlich begründeten Beſchlüſſen vom 
28. Febr. 1935, IV B 17/35, und v. 12. April 1935, VB 
5/35 (vorſtehend abgedruckt), hat das RG. denſelben Stand⸗ 
punkt wie das BG. vertreten und insbeſ. dargelegt, die ein⸗ 
fache Beglaubigung der Unterſchrift des landgerichtlichen Pro⸗ 
zeßbevollmächtigten ſtelle nicht die erforderliche klare und ein⸗ 
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deutige Erklärung des für die Begründung der Berufung 
allein zuſtändigen Berufungsanwalts dar, daß er den Rechts⸗ 
ſtreit durchgearbeitet habe und den Inhalt des Armenrechts⸗ 
geſuchs als ſeine eigene Anſicht verantwortlich übernehme. 
Auch die in der Beſchw. angezogenen Beſprechungen hat der 
jetzt beſchließende Sen. berückſichtigt. 


(Beſchl. v. 8. Mai 1935; VB 7/35. — Naumburg.) 
v. 


* 


* 19. 88 519 A bſ. 3, 519b 3PO.; Gef. v. 27. Okt. 
1933. War eine Berufung mangels zureichender 
Begründung als unzuläſſig zu verwerfen, und 
legt deshalb der Berufungskläger nach Ablauf 
der Berufungsbegründungsfriſt, aber noch 
innerhalb der Monatsfriſt ſeit Zuſtellung des 
Urteils, nochmals Berufung ein, in der Abſicht, 
ſich durch die erneut eingelegte Berufung eine 
neue Begründungsfriſt zu verſchaffen, ſo i ſt 
dieſe Wiederholung des Rechtsmittels mit dem 
jetzt ſo nachdrücklich in den Vordergrund geſtell⸗ 
ten Verbot des Mißbrauches des gewährten 
Rechtsſchutzes durch nachläſſige Prozeßverſchlep⸗ 
pung nicht mehr vereinbar. Die zweite Beru⸗ 
fung iſt daher nicht mehr ſtatthaft und als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen. Das Gef. v. 27. Okt. 1933 
zwingt aus ſeiner Grundeinſtellung heraus die 
Rechtſprechung mindeſtens in den Schranken der 
neuen Beſtimmungen zur Formenſtrenge im 
Gegenſatz zu früheren Auffaſſungen. f) 


Durch Urt. des LG. in K. v. 24. Jan. 1934 wurde die 
Klage des Kl. gegen den Bekl. abgewieſen. Das Urt. wurde 
dem Kl. am 7. Febr. 1934 zugeſtellt. Am 25. Jan. 1934 
legte er Berufung ein mit dem Antrag, nach ſeinen Anträgen 
1. Inſtanz zu erkennen, und mit der Begründung, daß das 
Urt. 1. Inſtanz als tatſächlich und rechtlich unzutreffend ange⸗ 
fochten werde. Am 6. März 1934 legte er nochmals Berufung 
mit dem gleichen Antrag und der gleichen Begründung ein. 
Am 9. März zog er die Berufung v. 25. Jan. mit dem Bei⸗ 
fügen zurück, daß die Berufungsſchrift v. 6. März die maß⸗ 
gebliche fei. Am 6. April begründete er die am 6. März ein⸗ 
gelegte Berufung eingehend. 


Mit Urt. v. 13. Juni 1934 erklärte das OLG. den Kl. 
des Rechtsmittels der Berufung für verluſtig und verwarf 
die Berufung v. 6. März als unzuläſſig. Der Kl. legte Rev. 
ein. 

Schrifttum und Rſpr. zur ZPO. (Stein⸗Jonas, 
15. Aufl., 8515 Bem. III, 8519 b Bem. III A; Baumbach 
8515 Bem. IV B, 8 519 b Bem. III; Sydow-Buſch 8515 
N. 2, 8519 b N. 2; Hellwig, Syſtem 1. Teil ©. 840; 
Reinberger: Jurgdſch. 1925, 575 u. a.; RG. 96, 188 
JW. 1919, 727; 102, 365) haben bisher faſt einhellig zwi⸗ 
ſchen dem eingelegten Rechtsmittel und dem Rechtsmittel als 
ſolchem unterſchieden und die weitere Verfolgung des Rechts⸗ 
mittels zugelaſſen, auch wenn eine zunächſt eingelegte Be⸗ 
rufung zurückgenommen oder als unzuläſſig verworfen wurde, 
im Fall der Zurücknahme mit der ſelbſtverſtändlichen Ein⸗ 
ſchränkung, daß der Wille des Zurücknehmenden, mit der 
Zurücknahme nicht den Verzicht zu erklären, für den Gegner 
und das Gericht zweifelsfrei erſichtlich ſein müſſe. Die Mo⸗ 
tive zum Entwurf (Hahn, Materialien Bd. 1 S. 351) wider⸗ 
ſprächen zwar dieſer Auslegung, allein der aus den Motiven 
zu entnehmende Wille des Geſetzgebers habe im Geſetz keinen 
entſprechenden Ausdruck gefunden. 


Zum Teil will das Schrifttum bisher die Wiederholung 
der zurückgenommenen Berufung nur dann zulaſſen, wenn 
die erſte Berufung aus einem Formmangel rechtsunwirk⸗ 
ſam war. 

Nach dem Vorſpruch zu dem Geſ. zur Anderung des Ver⸗ 


fahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 27. Okt. 1933 
(RG Bl. I, 780) kann keiner Partei nachlaſſige Prozeßver⸗ 


ſchleppung geſtattet werden. Vielmehr entſpricht dem Rechts- 
ſchutz die Pflicht, durch ſorgfältige Prozeßführung dem Richter 
die Rechtsfindung zu erleichtern. Der Richter hat zu ber 
hindern, daß ein Verfahren durch verſpätetes Vorbringen ver⸗ 
ſchleppt wird. 

Dieſe Grundgedanken des neuen Prozeßrechts legen eine 
Nachprüfung des bisher von Rſpr. und Schrifttum eingenom⸗ 
menen Standpunkts nach der Richtung nahe, ob die Wieder- 
holung des Rechtsmittels mit dem ſo nachdrücklich in den 
Vordergrund geſtellten Verbot des Mißbrauchs des gewährten 
Rechtsſchutzes durch nachläſſige Prozeßverſchleppung überhaupt 
noch vereinbar iſt. 

Die beſondere Lage des Falles gibt jedoch zu einer grund⸗ 
ſätzlichen Aufrollung der Frage in dieſer Allgemeinheit keinen 
zwingenden Anlaß. Die erſte Berufung des Kl. war mangels 
zureichender Begründung als unzuläſſig zu verwerfen. Er 
nach Ablauf der BerBegrFriſt legte er die zweite Berufung 
ein. Das BG. hat feſtgeſtellt, daß er mit der zweiten Be 
rufung offenbar die Abſicht verfolgte, ſich durch die erneut ein⸗ 
gelegte Berufung eine neue Begründungsfriſt zu ſchaffen. Er 
hat alſo die neuen ſtrengeren Vorſchriften über die Berdegt- 
(8519 Abſ. 3 ZPO. n. F.) zunächſt nicht beachtet und wollte 
auf dem Umweg der Wiederholung der Berufungseinlegung 
die Säumnis nachholen. 


Die Einführung des verſchärften Begründungszwanges 
in das Berufungsverfahren iſt eine Hauptwaffe der Prozeß 
novelle zur Erziehung der Parteien zur ſorgfältigen Vorbe⸗ 
reitung des Streitverfahrens und zur Durchſetzung der Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens. Der Kl. hat durch die Unter“ 
laſſung der ausreichenden Begründung ſeiner erſten Be⸗ 
rufung gegen den Sinn und gegen den Wortlaut der neuen 
Verfahrensvorſchriften verſtoßen. Seine Nachläſſigkeit ver“ 
anlaßte ihn zu der Wiederholung der Berufung und dam 
zu dem verbotenen Mißbrauch der Arbeitskraft des Gerichts. 
Das Verbot zwingt den Richter zu der Ablehnung feiner wie 
derholten Inanſpruchnahme in demſelben Verfahren, die nur 
der Heilung einer ſchuldhaften Säumnis des Berufungsführers 
in Beobachtung der neuen Verfahrensvorſchriften zugute kom 
men würde. Er darf ſich darin nicht durch die gedankliche 
Unterſcheidung der nacheinander eingelegten Rechtsmittel be⸗ 
irren laſſen. Es kann alſo jedenfalls für den Fall, daß die 
Berufung ſich aus der Außerachtlaſſung des gerade zur Pro⸗ 
zeßbeſchleunigung eingeführten Begründungszwangs als un? 
zuläſſig erweiſt, an der bisherigen Rſpr. nicht feſtgehalten 
werden, die zum mindeſten inſoweit dem eindeutigen Sinn 
und Zweck der neuen Verfahrensvorſchriften zuwiderlaufen 
würde, ohne daß grundſätzlich zur Zuläſſigkeit der Wieder“ 
holung des Rechtsmittels überhaupt Stellung zu nehmen wäre. 


An dieſer Folge der neuen Verfahrensvorſchriften kaun 
auch die Erwägung nichts ändern, daß ſie nur den Inhalt 
der BerBegr., nicht die Friſt zu ihrer Einlegung geändel 
haben und daß der Berufungsführer auf alle Fälle durch bit 
vom Gegner abhängige Berufungsfriſt an einer willkürlichen 
Häufung der Wiederholung des Rechtsmittels und an ein 

unbeſchränkten Friſtenverſchleppung gehindert iſt. Denn wenn 
man dem Berufungsführer, der die Friſt zur Berufungseil 
legung nicht ausnüßt, auch zugute halten wollte, daß er wege 
ſeiner Bemühung um die Prozeßbeſchleunigung i. S. be 
neuen Geſetzes nicht um die Berufungsfriſt gebracht werden 
ſoll, darf auf der anderen Seite doch noch weniger eine jeh 
ausdrücklich unterſagte Prozeßnachläſſigkeit begünſtigt und 
der dadurch bedingte Mißbrauch der richterlichen Tätigkeit auf 
einem Umweg wieder ermöglicht werden. 


Die beſchränkte Abweichung von der bisherigen RIPF 
für den Fall eines Verſtoßes gegen den neueingeführten 
§ 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. zwingt nicht zur Einholung eine 
PlenEntſch. nach 8 136 GVG. Denn fie beruht auf dem . 
v. 27. Okt. 1933, das in ſeinem Vorſpruch und in den neuen 
Beſtimmungen die Anſchauungen über das Verfahrensrech 
überholt hat, auf denen die früheren Entſch. fußen (MO 
68, 65 JW. 1908, 275; 87, 272 JW. 1916, 199; 124, 
88 — IW. 1929, 2335). Während das NG. bisher „tu ſtet 
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ſteigendem Maß dazu übergegangen iſt, die ZPO. als Zweck⸗ 
mäßigkeitsnorm zu behandeln und auch ihre Formvorſchriften 
einer freien Auslegung zu unterziehen“ (RG. 102, 278), 
hat das Gef. v. 27. Okt. 1933 aus feiner Grundeinſtellung 
heraus der Rſpr. mindeſtens in den Schranken der neuen 
Beſtimmungen die Umkehr zur Formenſtrenge gebracht. 

Die Rev. war daher als unbegründet zurückzuweiſen, 
weil die zweite Berufung nicht mehr ſtatthaft und deshalb 
nach § 519 b ZPO. als unzuläſſig zu verwerfen war. 


(u. v. 30. April 1935; III 191/34. — Köln.) [v. B.] 
= R. 147, 313.) 


Anmerkung: Nach dem Vorſpruch zur Zivilprozeßnovelle 1933 
{ft eine volkstümliche Rechtspflege nur in einem Verfahren möglich, 
das dem Volke verſtändlich iſt. Dem Verſtändnis des Volkes wird 
es kaum zugänglich fein, daß in gewiſſen Fällen überhaupt die 
Möglichkeit beſteht, zweimal Berufung einzulegen. Es iſt erfreulich, 
daß das RG. in Ausſicht ſtellt, feine bisherige Rſpr. zu dieſem Punkte 
unter dem neuen Leitgedanken des Zivilprozeßrechts nochmals nach⸗ 
zuprüfen. Der Unterſchied zwiſchen der einzelnen Rechtsmittelſchrift 
und dem Rechtsmittel als ſolchem, den die bisherige Rſpr. des RG. 
ſcharf betont hat (RGZ. 102, 365), wird dabei beſonders geprüft 
werden müſſen. Dieſer Unterſchied muß immerhin gewiſſen Bedenken 
unterliegen. In der Hauptſache jedoch wird das Verſtändnis des Volkes 
dafür mangeln, daß lediglich aus einer beſonderen Konſtellation des 
Friſtenlaufes heraus einer Partei eine mehrmalige Berufungseinlegung 
möglich ſein ſolle, während in der Regel der Fälle nur einmal Be⸗ 
rufung eingelegt werden kann. Die Möglichkeit, eine zweite Be⸗ 
rufung einzulegen, beruht nur auf Formalien. Dieſen kann aber in 
der Regel doch kein ſo großes Übergewicht beigemeſſen werden, daß 
man die Möglichkeit einer doppelten Berufungseinlegung für zuläſſig 
halten könnte. Anders liegt natürlich der Sachverhalt, wenn die zu⸗ 
nächſt eingereichte Berufungsſchrift wegen Mangels geſetzlicher Er⸗ 
ſorderniſſe gar nicht als Berufungsſchrift angeſprochen werden kann. 
Das RG. hat im vorl. Falle die zweite Berufung des Kl. des⸗ 
halb für unzuläſſig gehalten, weil fie in der Abficht eingelegt worden 
iſt, die von ihm bei der erſten Berufung verſäumte Beruſungsbegrün⸗ 
ungsfriſt nochmals zu ſeinen Gunſten in Lauf zu ſetzen. Es hat hier 
alſo den weiteren Leitgedanken des Zivilprozeſſes entſcheidend ſein 
laſſen, daß eine nachläſſige Prozeßführung einer Partei nicht durch 
Mißbrauch von prozeſſualen Formen gefördert werden könne. Es iſt 
nur zu begrüßen, daß das RG. mit ſolcher Deutlichkeit den Kl. auf 
ſeine im Vorſpruch zur Prozeßnovelle 1933 feſtgelegte Pflicht zur 
redlichen und ſorgfältigen Prozeßführung hinweiſt und daß es ihm 
das Recht abſpricht, die Arbeitskraft des Gerichts durch nachläſſige 
Prozeßverſchleppung zu mißbrauchen. Die Entſch. muß deshalb un⸗ 
geteilten Beifall finden. 
J Intereſſant iſt in obiger Entſch. die beiläufige Erklärung, daß 
die Prozeßnovelle 1933 aus ihrer Grundeinſtellung heraus die Um⸗ 
kehr zur Formenſtrenge des Prozeßrechts gebracht habe. Es wird ab⸗ 
zuwarten fein, inwieweit das NG. in ſeiner Rſpr. dieſem Satz Gel⸗ 
tung verſchaffen wird. Soſehr die Abkehr von Formenſtrenge gegen- 
wer dem wirklichen Recht dem Empfinden des Volkes entſpricht, 
ebenſoſehr muß zur Erreichung der Ziele des Vorſpruchs der Prozeß⸗ 
govelle eine größere Betonung der Prozeßformen notwendig werden. 
Denn die Prozeßformen ſind gerade das Mittel zur Erreichung dieſer Ziele. 


RA. u. Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 
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20. § 519 Abi. 3 3 PO. Die Bezugnahme der 
Berufungsſchrift auf ein den Anforderungen 
einer Berufungsſchrift genügendes Armen- 
cechtsgeſuch iſt auch dann als ausreichende 

erufungsbegründung anzuſehen, wenn das 

tmenreht3gefuh zwar in geſonderten Akten 
behandelt wurde, aber in derſelben Sache und 
zum Zwecke der Berufungseinlegung vorgelegt 
worden iſt. 


& Durch das am 30. Okt. 1934 zugeſtellte Urteil des LG. 
t. v. 23. Okt. 1934 wurde die Klage abgewieſen. Am 
Nov. 1934 legte RA. Dr. W. ein Armenrechtsgeſuch der 

Ehefrau des Kl., die mit ihrem Ehemann inzwiſchen Güter⸗ 

rennung vereinbart hatte, mit eingehender Begründung zum 
wecke der Berufungseinlegung gegen das Urteil v. 23. Okt. 

934 vor. Mit Beſchl. v. 28. Nov. 1934 wies das OSG. 
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St. das Armenrechtsgeſuch, das in eigenen Akten, 2 A 221/34, 
behandelt wurde, u.a. mangels Aktivlegitimation der Ehe⸗ 
frau zur Fortführung des Prozeſſes zurück. In der Be 
rufungsſchrift v. 30. Nov. nahm der Kl. zur Begründung 
auf das Vorbringen erſter Inſtanz und auf das Armen⸗ 
rechtsgeſuch v. 20. Nov. 1934, das ſich in den Akten A 221/34 
befinde, Bezug und fügte eine Abſchrift dieſes Geſuchs zur 
Zuſtellung an den Gegner bei. Außerdem war der Armen⸗ 
rechtsbeſchluß v. 28. Nov. 1934 in der Frage der Pfleger⸗ 
beſtellung im Falle der ſtatutariſchen Nutznießung nach dem 
1. Jan. 1900 als unrichtig bezeichnet. Mit Schriftſatz vom 
3. Dez. 1934 legte RA. Dr. W. „beglaubigte Abſchrift“ des 
Armenrechtsgeſuchs vor und nahm zur Berufungsbegründung 
auf den Inhalt der Anlage Bezug. Die Beglaubigung war 
verſehentlich unterblieben. 


Das OLG. verwarf in dem angefochtenen Beſchl. die 
Berufung als unzuläſſig, weil die mit dem Schriftſatz vom 
3. Dez. 1934 eingereichte Abſchrift des Armenrechtsgeſuchs 
nicht unterſchrieben war und weil die Urſchrift des Armen⸗ 
rechtsgeſuchs zur Zeit der Berufungseinlegung in anderen 
Akten lag. 


Dem OLG. iſt darin beizupflichten, daß die nachträglich 
zu den Akten gegebene Abſchrift des Armenrechtsgeſuchs man⸗ 
gels Unterſchrift unberückſichtigt bleiben mußte. Die Bezeich⸗ 
nung der Beilage in dem Schriftſatz v. 3. Dez. als Abſchrift 
„meines“ Armenrechtsgeſuchs kann weder die Beglaubigung 
der Übereinſtimmung der Abſchrift mit der Urſchrift erſetzen 
noch beſtätigen, daß der Berufungsführer die Beilage nach 
perſönlicher Prüfung voll verantwortet und ſich zu eigen 
macht. Die Bezugnahme auf eine nicht unterſchriebene Schrift 
kann nicht anders bewertet werden, als die auf ein von einem 
Dritten unterſchriebenes Geſuch. Die Rſpr. hat ſtändig daran 
feſtgehalten (RG.: IW. 1907, 1812), daß formloſe, nicht 
vom Inſtanzanwalt unterzeichnete Schriftſtücke nicht berück⸗ 
ſichtigt werden können, auch wenn fie als integrierender Be⸗ 
ſtandteil der Rechtsmittelſchrift bezeichnet werden. 


Dagegen iſt die Bezugnahme der Berufungsſchrift auf 
das von RA. Dr. W. unterſchriebene Armenrechtsgeſuch vom 
20. Nov. 1934 ſelbſt als ausreichende Berufungsbegründung 
anzuerkennen. Die Beſchw. verweiſt mit Recht darauf, daß 
die Urteile des RArbG.: Arbgtſpr. 1930, 171 und 1932, 303 
nur die Bezugnahme auf eine, ein anderes Urteil betref⸗ 
fende Rev Begr. ablehnen. Ebenſo hat auch das RG. in feinem 
Beſchl. v. 1. Okt. 1934 (VI B 23/34) nur die Bezugnahme 
auf eine in einem gleichliegenden Prozeß eingebrachte Be- 
gründung für ungenügend erklärt. Allein hier iſt das Armen⸗ 
rechtsgeſuch in derſelben Sache und zum Zwecke der Be- 
rufungseinlegung gegen dasſelbe Urteil vorgelegt worden. 
Daß das Geſuch in geſonderten Akten behandelt und wegen 
der inzwiſchen vereinbarten Gütertrennung für die Ehefrau 
eingelegt wurde, deren Vermögen der Rechtsſtreit betraf, 
ändert nichts daran, daß es ſich um dieſelbe Sache handelte. 
Ein beſonderes, neben dem ſonſtigen Inſtanzverfahren her⸗ 
laufendes Armenrechtsverfahren kennt die ZPO. nicht (RG. 
IB 23/4 v. 5. Febr. 1935). Die bloß büromäßige Akten⸗ 
behandlung kann für die Entſch. nicht maßgebend ſein. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob etwa die Bezugnahme auf ein 
Armenrechtsgeſuch für einen anderen Streitgenoſſen genügen 
könnte. Hier ſollte nur in der Perſon des zu der Klage 
legitimierten Ehegatten gewechſelt werden, die ſachliche Pro⸗ 
zeßführung blieb die gleiche. In dieſem Falle kann die Ein⸗ 
heit der Berufungsbegründung durch die Verſchiedenheit der 
Parteibezeichnung und der aktenmäßigen Behandlung nicht 
geſtört werden, da es ſich im Grunde um die Intereſſen der⸗ 
ſelben Rechtsperſönlichkeit handelte, die lediglich infolge des 
Wechſels in der Verwaltung eine verſchiedene Prozeßver⸗ 
tretung erfordern konnten. 


(Beſchl. v. 5. März 1935; III B 7/35. — Stuttgart.) [v. B. 
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21. 88 519 Abſ. 3, 522 a Abſ. 3 ZPO. Auch die 
Anſchlußberufung muß friſtgerecht begründet 
werden. 

Das BG. hat die Anſchlußberufung ohne Rechtsirrtum 
als unzuläſſig verworfen, weil ſie weder in der Anſchlußſchrift 
noch vor Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt, ſondern erſt 
verſpätet begründet worden iſt. Die Anſicht des Beſchw ., 
daß der nackte Antrag genüge, iſt mit der Faſſung, welche 
die ZPO. durch das Geſ. v. 27. Okt. 1933 erhalten hat, 
unvereinbar (vgl. 88 519 Abſ. 3 Nr. 2, 5222 Abſ. 3 ZPO.). 

(Beſchl. v. 1. Juli 1935; VI B 22/35. — Köln.) 
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22. 8519 Abſ. 6 ZPO. Eine friſthemmende 
Wirkung kommt einem zweiten Armenrechtsge⸗ 
ſuch nur dann zu, wenn dem erften dieſe Wirkung 
fehlte. 

Der Kl. verlangte mit der Klage 80000 AM Schadens⸗ 
erſatz. Das LG. ſprach ihm durch Urt. v. 17. Mai 1934 
7000 AM zu und wies den Mehranſpruch ab. Der Kl. legte 
am 4. Juli 1934 Berufung ein und erbat gleichzeitig das 
Armenrecht für den zweiten Rechtszug. Das Armenrecht wurde 
ihm durch Beſchluß v. 15. Okt. 1934, zugeſtellt am 23. Okt. 
1934, verſagt. Ein neues Armenrechtsgeſuch v. 30. Okt. wurde 
durch einen am 5. Nov. erlaſſenen, am 9. Nov. 1934 zuge⸗ 
ſtellten Beſchluß zurückgewieſen. 

Durch Vfg. v. 7. Juli 1934 hatte der Vorſitzende des 
BG. gemäß § 519 Abſ. 6 ZPO. eine Friſt bis zum 29. Sept. 
1934 beſtimmt, innerhalb deren der Kl. den Nachweis er- 
bringen ſollte, daß er die Prozeßgebühr gezahlt hätte. Auf 
eine Eingabe des Kl. v. 30. Okt., mit der er um Verlängerung 
der Nachweisfriſt bat, antwortete der Vorſitzende am 8. Nov. 
1934, einer ſolchen Verlängerung bedürfe es zur Zeit nicht, 
da die Friſt erſt am 23. Nov. 1934 ablaufe. Auf eine erneute 
Eingabe des Kl. v. 19. Nov. hin verlängerte der Vorſitzende 
durch Vfg. v. 20. Nov. 1934 die Nachweisfriſt bis zum 
23. Jan. 1935. In der Folgezeit bat der Kl. nochmals mehr⸗ 
fach um Verlängerung der Nachweisfriſt, die ihm ſchließlich 
bis zum 2. März 1935 gewährt wurde. 

Da auch bis zu dieſem Termin die Einzahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr nicht nachgewieſen wurde, verwarf das BG. die 
Berufung des Kl. als unzuläſſig. 

Die Beſchwerde dagegen konnte keinen Erfolg haben. Die 
Anſicht des BeſchwF., die Vfg. v. 7. Juli 1934 hätte nicht 
ergehen dürfen, weil damals ſchon das erſte Armenrechts- 
geſuch v. 4. Juli vorlag und noch nicht beſchieden war, iſt 
rechtsirrig (feſte Rſpr. ſeit RZ. 117, 138). Wann die am 
7. Juli geſetzte, zunächſt bis zum 29. Sept. 1934 bemeſſene, 
aber von vornherein durch das erſte Armenrechtsgeſuch ge⸗ 
hemmte Friſt ablief, ob insbeſ. die Friſtberechnung des Vor⸗ 
ſitzenden in ſeiner Vfg. v. 8. Nov. 1934 richtig war, kann 
angeſichts der ſpäteren, wiederholt gewährten Friſtverlänge⸗ 
rungen auf ſich beruhen. Die Meinung des BeſchwF., auch 
das zweite Armenrechtsgeſuch v. 30. Okt. 1934 hätte noch⸗ 
mals friſthemmende Wirkung gehabt, widerſpricht der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des RG. (RGZ. 110, 402 — JW. 1925, 1374; 
117, 138; RG. VB 7/29 v. 2. März 1929; VB3/33 vom 
29. März 1933 und oft). Eine friſthemmende Wirkung kommt 
dem zweiten Geſuch nur dann zu, wenn dem erſten dieſe Wir⸗ 
kung fehlte (vgl. z. B. NGZ. 117, 138; RG.: RGWarn. 
1933 Nr. 168 und JW. 1933, 2454 c). So liegt der Fall 
hier aber nicht, da ſchon das erſte Geſuch des Kl. v. 4. Juli 
den Lauf der am 7. Juli 1934 geſetzten Friſt hemmte. 

(Beſchl. v. 17. April 1935; VB 6/35. — Dresden.) 

[v. B. 
* 

** 23. 88519 Abſ. 6, 522 a Abſ. 3 3 PO. Auch im 
Falle der ſogenannten ſelbſtändigen Anſchluß⸗ 
berufung iſt dem Anſchlußberufungskläger keine 
Friſt zum Nachweis der Einzahlung der Prozeß- 
gebühr zu ſetzen. 

Das LG. hatte dem Kl. 500 RAM zugeſprochen, im üb⸗ 
rigen aber, d. h. in Höhe von 2461 RM, die Klage abge⸗ 


wieſen. Das Urt. wurde am 7. Dez. 1934 zugeſtellt. Die 
Bekl. legte am 13. Dez. Ber. ein, der Kl. am 22. Dez. 
Anſchlußberufung, ſoweit er mit ſeinem Anſpruch in Höhe 
von 2441 RM abgewieſen war. Der Vorſitzende feste ihm 
eine Friſt zum Nachweis der Einzahlung der Prozeß 
gebühr, die nach einer Verlängerung mit dem 15. Febr. ad“ 
gelaufen iſt, ohne daß die Prozeßgebühr bezahlt worden wäre. 
Nach Ablehnung eines Antrags des Kl. auf Bewilligung des 
Armenrechts verwarf das OLG. durch Beſchluß v. 7. Mal 
die „Berufung“ des Kl. „auf Grund §§ 519 Ab. 6, 519 b 
ZPO.’ als unzuläſſig. Auf ſof. Beſchw. hob RG. dieſen Be⸗ 
ſchluß auf. 

Die ſof. Beſchw. iſt zuläſſig, obgleich der Streitwert 
6000 RM nicht überſteigt, da es ſich um die Zuläſſigkeit der 
Ber. handelt (58 519 b Abſ. 2, 522 2 Abſ. 3, 547 Nr. 1 
3PO.). Sie iſt auch begründet. 

In 8 522 a Abſ. 3 ZPO. iſt der Abſ. 6 des 8 519 880. 
nicht erwähnt, alſo iſt dem AnſchlußBerͤKl. keine Friſt zum 
Nachweis der Einzahlung der Prozeßgebühr zu ſetzen (RG. 
VerkRdſch. 1925, 507; Recht 1927, 609 Nr. 2036). Offenbar 
nimmt das OLG. an, dies ſei in dem Falle einer ſog. ſelb⸗ 
ſtändigen Anſchlußberufung anders. Dem kann nicht zuge 
ſtimmt werden. Mit ausdrücklichen Worten macht das Geſetz 
keinen Unterſchied zwiſchen einer Anſchließung an die Ber 
des Prozeßgegners während des Laufes der BerFriſt und einer 
ſolchen, die ſpäter erfolgt. Aus dem Sinn des Gef. iſt aber 
eine ſolche Unterſcheidung auch nicht zu entnehmen. 

Wenn die Anſchließung nach Abſ. 1 des § 522 300. 
ihre Wirkung verliert, wenn die Ber. zurückgenommen oder 
als unzuläſſig verworfen wird, es aber nach Abſ. 2 daf. im 
Falle einer Anſchließung im Laufe der BerFriſt fo angeſehen 
werden ſoll, als habe der BerBekl. die Ber. ſelbſtändig ein 
gelegt, ſo bedeutet das, daß jede Anſchließung, worauf ſchon 
der Name hindeutet, von einer ſchwebenden und zuläſſigen 
Ber. getragen werden muß und mit dieſen Vorausſetzungen 
dahinſchwindet, daß aber eine Anſchließung, die innerhalb det 
BerFriſt erfolgt iſt, beim Wegfall dieſer Vorausſetzungen aus 
der Verknüpfung mit der Ber. gelöſt wird und zu eigenem 
Leben erwacht. ' 

Wäre die Anſchlußberufung, die innerhalb der Ber Friſt 
eingelegt worden iſt, eine echte Ber., nicht nur eine Ur 
ſchließung an die Ber. des Gegners, jo müßte fie alle Vor⸗ 
ausſetzungen einer Ber. erfüllen. Sie ſetzte eine Beſchwer des 
AnſchlußBBerKl. voraus, die Berufungsſumme müßte gegeben 
fein (dagegen RG. 137, 232 — ZW. 1932, 3617), f. 
könnte ſich auch nicht allein gegen die Koſtenentſch. richten. Cs 
müßte dann in allen Fällen geprüft werden, ob es ſich um 
eine ſelbſtändige oder eine unſelbſtändige Anſchlußberufung 
handelte, im erſten Falle wäre ſie beim Fehlen der angege 
benen Vorausſetzungen als unzuläffig zu verwerfen. Dieſe Ber’ 
werfung hätte aber entweder nur den Verluſt der Selbſtändig 
keit zur Folge oder der Anſchluß Ber Kl. könnte, nachdem 
gegebenenfalls den Ablauf der BergFriſt abgewartet hätte, 
ſeine eben verworfene Anſchlußberufung doch wieder erneuenll, 
denn, wenn man die ſelbſtändige Anſchlußberufung ganz au 
echte Ber. anſähe, jo könnte ihre Verwerfung als unzulälltd 
einer Anſchließung nicht im Wege ſtehen (vgl. RGZ. 38, 4307 
A, e 25 e 

Wäre die jelbftändige Anſchlußberufung eine echte Del 
fo müßten der BerBekl., der ſich nur wegen der Koſtenentſch. 
oder in Fällen, wo er nicht beſchwert iſt oder die Berufung. 
ſumme nicht gegeben iſt, der Ber. anſchließen will, damit 2 
zum Ablauf der BerFriſt warten, wollte er ſich nicht der Ver 
werfung als unzuläſſig ausſetzen. icht 

Derartige Unterſchiede kann man aber in das Geſetz nie 
hineintragen. Deshalb iſt auch die ſelbſtändige Anſchlun 
berufung bis zur Zurücknahme der Ber. oder ihrer Verwe⸗ 
fung als gewöhnliche Anſchließung anzuſehen. Erſt mit o“ 
Zurücknahme der Ber. oder ihrer Verwerfung als unguläl]) 
gewinnt fie ſelbſtändige Bedeutung, womit nicht geſagt 1 
daß nunmehr eine Friſt zum Nachweis der Einzahlung 
Prozeßgebühr geſetzt werden müßte. Es iſt keine Umgehunt 
der Vorſchriften über die Vorauszahlung einer Gebühr, wen 
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ſich der Ber Bekl. innerhalb der BerFriſt der Ber. anſchließt. 
Das Geſetz gibt ihm zwei Wege, mehr als eine bloße Zurück⸗ 
weifung der Ber. zu erreichen: einmal den der eigenen Ber. 
und dann den der Anſchließung an die Ber. des Gegners. Das 
Beſchreiten des zweiten Weges iſt keine Umgehung des Ge- 
ſetzes (RG Warn. 1934, 303 Nr. 146). 

Zu Unrecht hat ſonach das OLG. die Anſchlußberufung 
des Kl. wegen Nichteinhaltung der Vorſchr. des 8 519 Abſ. 6 
3PO. verworfen. 

(Beſchl. v. 4. Juni 1935; VII B 10/35. — Hamburg.) [H. 


* 


24. 8519 Abſ. 6 ZPO. Die Rſpr. des RG. läßt 
bei wiederholten Armenrechtsgeſuchen Ausnah- 
men von dem Grundſatz, daß nur ein Geſuch frift- 
hemmende Wirkung hat, dann zu, wenn nur die 
für den Nachweis der Armut beigebrachten Ur— 
kunden als unzureichend beanſtandet ſind und 
aus dieſem Grunde das Armenrecht nicht bewil- 
ligt worden iſt. Es handelt ſich in ſolchem Falle 
im Grunde nicht um ein neues Geſuch, ſondern um 
die Ergänzung des früheren gemäß der gericht— 
lichen Beanſtandung des Nachweiſes der Armut 
(vgl. ZW. 1926, 24346; 1927, 2463 11; RG. 143, 99). 

(Beſchl. v. 27. Mai 1935; VI B 14/35. — Celle.) [H.] 


* 


25. § 519 Abſ. 6 Satz 4 3 PO. Die Sonder- 
vorſchrift über die Verlängerung der Hemmung 
im Fall der Verſagung des Armenrechts durch 
Gerichtsbeſchluß läßt eine Erſtreckung durch aus— 
dehnende Auslegung auf den ganz anderen Fall 

er Zurücknahme des Armenrechtsgeſuchs nicht 
z u. Die Zurücknahme bedarf keiner Form und 
wird mit der Erklärung gegenüber dem Gericht 
ſofort wirkſam. Nach der Zurücknahme läuft nur 
noch der Reſt der Friſt fort. 

(Beſchl. v. 6. Juni 1935; VI B 12/35. — Köln.) [H.] 


* 


26. S519b 3PO. Wenn das Geſetz für die 
Einlegung der Berufung Anwaltszwang ein- 
geführt hat, ſo beruht dies auf dem Gedanken, 
daß das Rechtsmittel erſt nach Prüfung ſeiner 
Ausſicht durch den beim BG. zugelaſſenen NM. 
eingelegt werden ſoll. Daher kann der RA. die 
Berufungseinlegung nicht ohne eigene Prü⸗ 
fung als bloßen Formalakt behandeln. Läßt er 
lich aber hierzu aus beſonderen Gründen her— 
dei, jo muß er der Partei gegenüber unzmei- 
deutig zum Ausdruck bringen, daß er hiermit 
leine Tätigkeit als beendet anſieht, und es ab- 
lehnt, die Einhaltung der Begründungsfriſt zu 


überwachen. 


„Gegen das ihre Klage abweiſende Urt. des LG. vom 
27. Sept. 1934 hat die Kl., vertreten durch RA. G. in D., 
mittels Schriftſatzes v. 31. Okt. 1934, eingegangen am 
85 Nov. 1934, Berufung eingelegt. Nach Ankündigung des 

erufungsantrags heißt es: „Zur Begründung wird auf 
das Armenrechtsgeſuch der Kl. v. 30. Okt. 1934 Bezug ge⸗ 
nommen, weitere Begründung bleibt vorbehalten.“ Am 1. Nov. 
1934 war das von dem erſtinſtanzlichen Prozeßbevollmäch⸗ 
gen der Kl. unterzeichnete Armenrechtsgeſuch v. 30. Okt. 
334 bei dem OLG. eingegangen. Vor Ablauf der Friſt zur 
Gegrünbung der Berufung iſt ein dahin gehender Schrift⸗ 
aß beim OLG. nicht eingereicht worden. Durch Beſchluß 
bi 29. Dez. 1934 (zugeftellt am 8. Jan. 1935) ift der Kl. 
das Armenrecht bewilligt und der RA. G. beigeordnet wor⸗ 
den. Am 11. Jan. 1935 hat RA. G. unter Bezugnahme auf 
8 gleichzeitig eingegangene Beruſungsbegründung bean- 
ragt, der Kl. gegen die Verſäumung der Berufungsbegrün⸗ 
dungsfriſt die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu 
erteilen. Er habe nur vorſorglich Berufung eingelegt, ohne 
aber einſtweilen für die Kl. weiter tätig fein zu wollen, bis 
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dieſer das Armenrecht bewilligt worden und er zum Armen⸗ 
anwalt beſtellt ſei. Während des Armenrechtsverfahrens habe 
die Sachbearbeitung ausſchließlich in den Händen des erſt⸗ 
inſtanzlichen Anwalts der Kl. gelegen, der zu dieſem Zwecke 
auch die Handakten habe behalten müſſen. 

Das OLG. hat unter Zurückweiſung des Antrags auf 
Wiedereinſetzung die Berufung der Kl. als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. 

Soweit in der Beſchwerde geltend gemacht wird, die 
Wiedereinſetzung ſei ſchon um deswillen gerechtfertigt, weil 
der Prozeß bevollmächtigte der Kl. nach dem damaligen Stande 
der Rſpr. des RG. nicht habe anzunehmen brauchen, daß 
die in der Berufungsſchrift enthaltene Bezugnahme auf das 
Armenrechtsgeſuch der Kl. unzuläſſig ſei, handelt es ſich um 
eine Begründung des Wiedereinſetzungsantrags, die erſt nach 
Ablauf der Friſt des § 234 ZPO. vorgetragen ift und 
daher keine Beachtung mehr finden kann. Im übrigen mußte 
ein vorſichtiger Anwalt ſchon mit Rückſicht auf die Entſch. des 
RG.: RG. 117, 168 = JW. 1927, 2136 damit rechnen, 
daß für die Berufungsbegründung nach § 519 3PO. n. F. 
dieſelben ſtrengen Anforderungen geſtellt würden, wie für 
die Reviſionsbegründung. Wenn er dies nicht getan hat, fo 
hat er jedenfalls nicht alle erdenkliche Sorgfalt aufgewendet 
und die Verſäumung der Berufungsbegründungsfriſt beruht 
daher unter dieſem Geſichtspunkte nicht auf einem unabwend⸗ 
baren Zufall. 

Auch die von der Kl. glaubhaft gemachte Tatſache, daß 
der zweitinſtanzliche Anwalt nur den Auftrag hatte, das 
Rechtsmittel der Berufung einzulegen, vermag die Wieder- 
einſetzung nicht zu begründen. Es iſt vielmehr im Ergebnis 
der Entſch. RZ. 145, 228 — JW. 1934, 31978 beizutreten. 
Die privatrechtliche Grundlage des Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen dem Anwalt und der von ihm vertretenen Partei 
bildet allerdings der unter ihnen zuſtande gekommene Ver⸗ 
trag. Allein der Anwalt iſt Organ der Rechtspflege und in 
dieſer Eigenſchaft hat er umfangreichere Pflichten ſeinem 
Auftraggeber gegenüber als ſie ſich aus einem gewöhnlichen 
Geſchäftsbeſorgungsvertrage ergeben (vgl. Jonas: JW. 
1934, 3197 Anm. zu Nr. 8). Wenn das Geſetz für die Ein⸗ 
legung der Berufung den Anwaltszwang eingeführt hat, 
ſo beruht dies auf dem Gedanken, daß das Rechtsmittel erſt 
nach Prüfung ſeiner Ausſicht durch einen bei der Rechts⸗ 
mittelinſtanz zugelaſſenen RA. eingelegt werden ſoll. Dieſem 
Zwecke des Geſetzes entſpricht es ſchon nicht, wenn der An⸗ 
walt ohne eigene Prüfung der Rechtslage die Berufungs⸗ 
einlegung als einen bloßen Formalakt vornimmt. Läßt er 
ſich aber hierzu aus beſonderen Gründen herbei, ſo muß er 
der Partei gegenüber unzweideutig zum Ausdruck bringen, 
daß er hiermit ſeine Tätigkeit als beendet anſieht, daß er es 
insbeſondere ablehnt, die Einhaltung der Berufungsbegrün⸗ 
dungsfriſt zu überwachen oder auch nur einen Antrag auf 
Verlängerung dieſer Friſt zu ſtellen. Daß er dies im vor⸗ 
liegenden Falle getan hat, hat der Berufungsanwalt der 
Kl. nicht glaubhaft gemacht. Es wäre daher zum mindeften 
feine Pflicht geweſen, einen Antrag auf Verlängerung der Be- 
gründungsfriſt zu ſtellen, dem vorausſichtlich ſtattgegeben 
worden wäre. Dieſen Standpunkt hat auch der 2. Zip Sen. 
des RG. in dem Beſchluſſe v. 5. Febr. 1935, II B 25/34, 
vertreten. Die Entſch. v. 24. Okt. 1934, V B 23/34, ſteht 
hierzu nicht im Widerſpruch, da ihr ein anderer Sachverhalt 
zugrunde lag. 


(Beſchl. v. 22. März 1935; VB 4/35. — Düſſeldorf.) 
[v. B.] 
* 

27. § 519b ZPO. Die ſofortige Beſchwerde 
gemäß § 519b 3 PO. unterliegt dem Anwalts⸗ 
zwang, muß alſo von einem beim RG. zugelaj- 
ſenen R A. unterzeichnet fein. 


Gegen das ihre Klage abweiſende Urt. des LG. hat die 
Kl. Berufung eingelegt. Ihr wurde durch den Vorſitzenden 
des BG. eine Friſt zum Nachweiſe der Einzahlung der 
Prozeßgebühr geſetzt. Am letzten Tage dieſer Friſt ging bei 
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dem OLG. ein Armenrechtsgeſuch der Kl. ein. Bevor über 
dieſes entſchieden war, hat das OLG. durch Beſchl. v. 17. Okt. 
1934 die Berufung mangels rechtzeitiger Begründung als 
unzuläſſig verworfen. Am 15. Nov. 1934 ging dann bei dem 
OLG. eine weitere Begründung des Armenrechtsgeſuchs ein 
und am 17. Nov. eine — wenn auch unzureichende — Be⸗ 
rufungsbegründung, mit der der Antrag auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Begrün⸗ 
dungsfriſt verbunden war. Das BG. hat durch Beſchl. vom 
22. Nov. 1934 das Armenrecht verſagt und in einem wei⸗ 
teren Beſchluß auch den Antrag auf Wiedereinſetzung ab⸗ 
gelehnt. 


Gegen den Beſchl. v. 17. Okt. 1934 hat die Kl. recht⸗ 
zeitig ſofortige Beſchwerde eingelegt. Dieſe iſt von ihrem 
Proz Bev. in erſter Inſtanz unterzeichnet und unmittelbar 
dem RG. vorgelegt worden. Die ſofortige Beſchwerde gemäß 
8519 b ZPO. unterliegt aber, da es ſich nicht um einen 
Ausnahmefall des § 569 Abſ. 2 daſ. handelt, gemäß 8 78 
ZRO. dem Anwaltszwang. Die dem RG. eingereichte ſo⸗ 
fortige Beſchwerde hätte ſomit von einem bei dieſem zu⸗ 
gelaſſenen RA. unterzeichnet ſein müſſen. Da die geſetzlich 
vorgeſchriebene Form nicht eingehalten iſt, ſo iſt die ſofortige 
Beſchwerde nicht zuläſſig. 


Die BeſchwF. macht dagegen geltend, die Sache habe ſich 
bei dem OLG. noch im Armenrechtsverfahren befunden. Eine 
rechtzeitige Begründung der Berufung ſei ihr nicht möglich 
geweſen, weil kein RA. beim OLG. bereit ſei, ſich der Be⸗ 
gründung zu unterziehen, bevor eine Vorſchußzahlung erfolgt 
oder bevor er zum Armenanwalt beſtellt ſei. Infolgedeſſen 
könne der armen Partei, wenn über ihr Armenrechtsgeſuch 
nicht rechtzeitig entſchieden werde, immer durch Verwerfung 
der Berufung wegen Verſäumung der Begründungsfriſt 
die Berufung unmöglich gemacht werden. In ſolchen Fällen 
müſſe die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde durch den 
ProzBev. des erſten Rechtszuges als zuläſſig angeſehen wer⸗ 
den, um eine Entſch. über das Armenrecht zu erreichen. 


Bei dieſen Ausführungen wird überſehen, daß die ZPO. 
ein beſonderes, neben dem ſonſtigen Inſtanzverfahren her⸗ 
laufendes Armenrechtsverfahren nicht kennt. Iſt die Inſtanz 
durch einen die Beruſung verwerfenden Beſchluß abgeſchloſſen, 
dann ſind damit auch die noch unbeſchiedenen Armenrechts⸗ 
anträge erledigt, und der Partei iſt nur die Möglichkeit ge⸗ 
geben, den Verwerfungsbeſchluß nach Maßgabe der hier⸗ 
für geltenden Beſtimm ungen anzufechten. Das hat 
bereits der 7. Ziv Sen. in feinem Beſchl. v. 21. Dez. 1934 in 
der gleichliegenden Sache VII B 25/31 — JW. 1935, 10275 
ausgeſprochen. Die Vorſchrift des § 127 Satz 2 Halbſatz 2 
PO. läßt überdies klar erkennen, daß das Rev. nicht mit 
einer Nachprüfung der Entich. befaßt werden ſoll, die vom 
BG. zu Armenrechtsanträgen ergangen find. Es iſt aber auch 
nicht zutreffend, daß dieſe Regelung die Gefahr eines Rechts⸗ 
verluſtes für die unvermögende Partei in ſich berge. Entweder 
beantragt dieſe noch vor Einlegung der Berufung das 
Armenrecht für die BerInſt., was auch privatſchriftlich oder 
durch den ProzBev. des erſten Rechtszuges erſolgen kann, 
dann beginnt die Berufungsbegründungsfriſt zunächſt noch 
nicht zu laufen. Gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt 
aber wird, wenn das Armenrechtsgeſuch frühzeitig genug ein⸗ 
gereicht war, in der Praxis regelmäßig die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gewährt. Findet ſich aber ein bei dem 
BG. zugelaſſener RA. bereit, für die arme Partei die Be⸗ 
rufung einzulegen, bevor von ihr ein Armenrechtsgeſuch ein⸗ 
gereicht oder bevor über ein ſolches entſchieden iſt, dann 
kommt allerdings die Begründungsfriſt des § 519 Abi. 2 
3 O. in Lauf, und fie wird auch durch das Armenrechts⸗ 
geſuch nicht gehemmt. Eine ſolche Hemmung tritt vielmehr 
nur bezüglich der Nachweisfriſt des § 519 Abſ. 6 ein, die une 
abhängig von der Begründungsfriſt läuft. Die Berufungs⸗ 
begründungsfriſt kann aber, worauf bereits das OLG. bei 
Verſagung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu⸗ 
treffend hingewieſen hat, auf Antrag verlängert werden, und 
ein ſolcher Antrag dürfte regelmäßig Ausſicht auf Erfolg 
haben, wenn dem BG. ein noch nicht erledigtes ernſthaftes 
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Armenrechtsgeſuch vorliegt. Von keinem deutſchen RA. darf 
aber angenommen werden, er würde ſich, nachdem er einmal 
für eine unvermögende Partei Berufung eingelegt hat, nicht 
auch der kleinen Mühe unterziehen, einen Antrag auf Ver⸗ 
längerung der Berufungsbegründungsfriſt zu ſtellen, um die 
Partei vor dem Nachteil, der ihr durch Verſäumung dieſer 
Friſt droht, zu bewahren. 


(Beſchl. v. 5. Febr. 1935; II B 23/34. — Köln.) I. 
* 


* 28. § 529 3 PO. In den Sachen, in denen die 
Berufung vor dem 1. Jan. 1934 eingelegt war, 
ſteht die Zurückweiſung von Angriffs⸗ und 
Verteidigungsmitteln im Ermeſſen des Rich⸗ 
ters und iſt poſitive Feſtſtellung der Abſicht der 
Verſchleppung oder grober Fahrläſſigkeit er⸗ 
forderlich. In den Sachen, in denen die Berufung 
nach dem 31. Dez. 1933 eingelegt iſt, müſſen ſie 
zurückgewieſen werden, wenn Verſchleppungs⸗ 
abſicht und grobe Fahrläſſigkeit nicht wider- 
legt ſind. f) 

Die Rev. rügt Verletzung des § 529 3PO., weil der 
BerR. die Abtretung an D. nicht berückſichtigt, ſondern das 
entſprechende Vorbringen der Bekl. als verjpätet zurückge⸗ 
wieſen habe. Dieſe Rüge iſt begründet. Der BerR. wendet 
hier offenbar 8 529 Abſ. 1 und 2 ZPO. in der ſeit dem 
1. Jan. 1934 geltenden Faſſung an. Dies iſt irrig, denn die 
Ber. war am 23. März 1933 eingelegt, und nach Art. 9 Il 
Ziff. 2 der Nov. v. 27. Okt. 1933 finden auf die im Zeit⸗ 
punkt des Inkrafttretens anhängigen Sachen, falls die Ber. 
bereits vor dem 1. Jan. 1934 eingelegt war, hinſichtlich der 
BerBegr. und der Zuläſſigkeit neuen Vorbringens in der 
BerInſt. weiterhin die bisherigen Vorſchriften Anwendung. 
Zu ihnen gehörten auch die Beſtimmungen über die Zurück⸗ 
weiſung neuer Angriffs- und Verteidigungsmittel in der bis 
zum 1. Jan. 1934 geltenden Faſſung des 8 529 ZPO. Dieſe 
unterſcheiden ſich aber von den jetzt geltenden Vorſchriften 
dadurch, daß einmal die Zurückweiſung von Angriffs⸗ un 
Verteidigungsmitteln nach den früheren Vorſchriften im Er⸗ 
meſſen des Richters ſtand und außerdem vorausſetzte, da 
dieſer poſitiv feſtſtellte, die Partei habe in der Abſicht, den 
Prozeß zu verſchleppen, oder aus grober Nachläſſigkeit die 
Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel nicht früher vorgebracht, 
während das geltende Recht die Zurückweiſung zwingend vor“ 
ſchreibt, ſofern der BerR. nicht die Überzeugung gewinnt, 
daß das frühere Vorbringen weder aus grober Nachläſſigkeit 
noch in Verſchleppungsabſicht unterlaſſen worden ſei. An 
Stelle der pofitiven Feſtſtellung der Verſchleppungsabſicht 
oder der groben Fahrläſſigkeit genügt alſo die negative über 
zeugung des Richters, das Fehlen der Verſchleppungsabſicht 
oder der groben Fahrläſſigkeit ſei nicht dargetan. Mit an“ 
deren Worten: Verſchleppungsabſicht und grobe Fahrläſſigkeit 
müſſen nach der Überzeugung des Richters widerlegt ſein; b 
dahin werden fie vermutet. Da nicht erſichtlich iſt, wie hier 
der BerR. die Zurückweiſungsfrage beurteilt hätte, wenn er 
von der alten Faſſung des Geſetzes ausgegangen wäre, jo muß 
das Urt. aufgehoben werden. 


(u. v. 12. April 1935; VII 378/34. — Berlin.) (9. 
= RB. 147, 303.) 


Anmerkung: Die Entſch. zeigt, daß für das Recht der Zurllch⸗ 
weiſung verſpäteten Vorbringens in der Ber Inſt. nicht das Jahr 1924, 
ſondern erſt die Novelle v. 27. Okt. 1933 die entſcheidende Wendunz 
bedeutet. Wer Gelegenheit gehabt hat, in der Praxis zu Tatbeſtänden 
der Anfechtung innerhalb und außerhalb des Konkurſes Stellung zu 
nehmen, weiß, daß mit der Feſtſtellung der Beweislaſt über die Be 
nachkeiligungsabſicht auch meiſt der Prozeß mitentſchieden iſt, weil bie 
Ermittlung diefes ſeeliſchen Vorganges ſich häufig einer klaren Ent. 
ſcheidung in poſitiver oder negativer Richtung entzieht und mit einem 
Non liquet endigt. Aus dem gleichen Grunde mußten die woh 
gemeinten Neuerungen der Zivilprozeßnovelle von 1924 zu 8279 un 
5 529 ZPO. im weſentlichen erfolglos bleiben. Wie das NO, 8 
der vorl. Entſch. in Übereinſtimmung mit der Rechtslehre zutreffend 
betont, mußte vor dem 1. Jan. 1924 das BG. ſich die über 
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deugung vom Vorhandenſein der Verſchleppungsabſicht oder groben 
Fahrläſſigkeit verſchaffen, durfte alſo in dem häufigen Falle des 
Non liquet ein verſpätetes Vorbringen nicht zurückweiſen. Aber ſelbſt 
im Falle einer poſitiven Feſtſtellung konnte das Gericht nach ſeinem 
Ermeſſen von der Zurückweiſung abſehen; damit war zugleich dem 
evch eine Einwirkung auf die Praxis der unteren Gerichte verboten. 
Seit dem 1. Jan. 1934 iſt nach beiden Richtungen Abhilfe geſchaffen. 
Durch die Neufaſſung des 8 529 ZPO. ift zunächſt das Ermeſſen des 
86. beſeitigt; ſchon darin liegt eine Gewähr dafür, daß die Vorſchrift 
Künftig bei Verſchleppung und grober Fahrläſſigkeit ſtets zur An⸗ 
wendung kommt. Außerdem aber iſt heute das Riſiko der Ungewiß⸗ 
heit des Richters über dieſe Vorausſetzungen der Zurückweiſung der 
die betreffende Prozeßhandlung verſpätet vorbringenden Partei auferlegt. 
Wenn nun das RG. in der vorl. Entſch. davon ſpricht, bis zu ihrer 
iderlegung würden jetzt Verſchleppungsabſicht oder grobe Fahrläſſig⸗ 
eit bei verſpätetem Vorbringen vermutet, ſo iſt allerdings dieſe Ver⸗ 
mutung nicht im Sinne einer Regelung der Beweisführungslaſt auf⸗ 
zufaſſen. Das Gericht muß vielmehr von Amts wegen die erforder⸗ 
lichen Ermittlungen über das Vorhandenſein der Verſchleppungsabſicht 
oder groben Fahrläſſigkeit treffen, wie es auch ſonſt die Prozeß⸗ 
vorausſetzungen und Prozeßhandlungsvorausſetzungen von Amts wegen 
zu klären hat. Die Beſonderheit beim heutigen $ 529 liegt aber darin, 
daß bei Ergebnisloſigkeit dieſer Ermittlungen das Vorbringen der 
Partei zurückzuweiſen iſt. 
Prof. Dr. K. Siegert, Göttingen. 


| Reichsgericht: Strafſachen | 


** 29. 825 RStraß Verk O. enthält einen felb- 
ſtändigen ſtrafrechtlichen Tatbeſtand. 8 21 
Kraftf®. iſt nur noch bei Verſtößen gegen polizei⸗ 
liche Vorſchriften anzuwenden, die ſich nicht in 
der RStraß Verk. finden. f) 


Daß der 8 26 Abſ. 5 Satz 2 einen ſelbſtändigen ftrafrecht- 
lichen Tatbeſtand enthält, bedarf keiner näheren Darlegung. 
Dasſelbe muß aber auch für 8 25 a. a. O. gelten (vgl. 
Floegel, RStraßVerkO. § 25 Anm. 18). Der $ 25 enthält 
nicht etwa lediglich eine allgemeine Sorgfaltsregel, ſo daß 
er als beſonderer Tatbeſtand nicht in Frage käme. Dies hat 
zwar die Rſpr. bezüglich des früheren 8 17 Abſ. 1 KraftfVerk⸗ 
RD. v. 10. Mai 1932 angenommen (vgl. RGSSt. 64, 272, 
ſowie die übrigen bei Floegel a. a. O. angegebenen Entſchei⸗ 
dungen). Dagegen hatte die Nfpr. ſchon für den bisherigen 
§ 18 Abſ. 1 a. a. O. das Vorliegen eines ſelbſtändigen ſtraf⸗ 
rechtlichen Tatbeſtandes bejaht (vgl. RGSt. 63, 250), obwohl 
ieſer nur die allgemeine Vorſchrift enthält: „Die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit iſt ſo einzurichten, daß der Führer in der 
age bleibt, ſeinen Verpflichtungen Genüge zu leiſten“. Die⸗ 
ſelbe Bedeutung ſchrieb die Praxis auch dem 8 18 Abſ. 2 
(ASt. 62, 125) und dem § 19 Abſ. 1 a. a. O. zu (RG. : 
DNZ. 1929 Nr. 184). Nun beſtimmt 825: „Jeder Teil⸗ 
nehmer am öffentlichen Verkehr hat ſich ſo zu verhalten, daß 
er keinen anderen ſchädigt oder mehr als nach den Umſtänden 
unvermeidbar behindert oder beläſtigt.“ Danach will 8 25 
nicht nur eine allgemeine Sorgfaltsregel aufſtellen, ſondern 
te Innehaltung einer notwendigen Verkehrsdiſziplin durch 
alle Verkehrsteilnehmer im Intereſſe der Verkehrsſicherung 
Auwahrleiſten (vgl. Floegel a. a. O. § 18). Die gegenteilige 
hficht würde das Ziel der Vereinheitlichung in der RStraß⸗ 
Verko. gefährden. Denn nach ihrem Vorſpruch will ſie das 
erhalten im Verkehr und die Verkehrsbewegung regeln, ohne 
durch unüberſehbare und doch für die Vielfältigkeit des Lebens 
niemals ausreichende Einzelvorſchriften den Verkehr zu hem⸗ 
men und einzuengen. Dieſer einfachen, großzügigen und ein- 
heitlichen Verkehrsregelung wird aber allein die Annahme ge⸗ 
recht, daß der 825 einen weitgefaßten ſtrafrechtlichen Tat⸗ 
eſtand ſchafft. 
97 „ Die Richtigkeit diefer” Anſicht ergibt ſich auch aus der 
Ausführungsanweiſung zu § 25, wo es heißt: „An Stelle 
einer Regelung aller erdenklichen Verkehrsvorgänge, die doch 
nicht vollſtändig und wegen ihres Umfanges nicht volkstüm⸗ 
ſein kann, wird im § 25 von jedem Verkehrsteilnehmer 
= Verhalten verlangt, das von einem forgfältigen, ver- 
ſändigen, die jeweilige Verkehrslage beachtenden Menſchen 
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gefordert werden muß.“ Damit gibt dieſer Rechtsſatz in 
allgemeiner Faſſung den Inhalt der meiſten bisherigen Einzel⸗ 
vorſchriften wieder, wie beiſpielsweiſe aus der aufgehobenen. 
VO. über Kraftfahrzeugverkehr § 17 die gehörige Vorſicht, 
818 über die angemeſſene Geſchwindigkeit, § 19 über das 
rechtzeitige Warnzeichen, § 20 über die Rückſicht auf ge⸗ 
fährdete Menſchen und ſcheuende Tiere. Danach ſind in 8 25 
u. a. auch die Vorſchriften der früheren 8818, 19 a. a. O. er⸗ 
ſetzt worden. Daß dieſe aber einen ſtrafrechtlichen Tatbeſtand 
ſchufen, iſt oben dargelegt. 

Zutreffend beſtraft der Vorderrichter den Angekl. aber 
auch aus 8 36 RNStraßVerkO. und nicht aus § 21 KraftfG.; 
denn nach dem Wortlaut des § 36 ahndet er ſämtliche Zu⸗ 
widerhandlungen gegen „dieſe“ Verordnung, da⸗ 
mit aber auch ſolche gegen § 25. Dieſes Ergebnis entſpricht 
wiederum dem Grundgedanken der RStraßVerkO., eine ein⸗ 
heitliche Regelung des Straßenverkehrs zu bringen. Demgemäß 
betonen auch die Eingangsworte der Ausführungsanweiſung 
(RGBl. I, 869): „Die RStraßVerkoO. ift auf den geſamten 
Straßenverkehr anzuwenden, ſoweit nicht für einzelne Ver⸗ 
kehrsarten, insbeſ. für ſtellenweiſe über Straßen geführten 
Eiſenbahnverkehr, Sonderrecht gilt.“ Danach greift § 36 auch 
für Verſtöße im Kraftfahrzeugverkehr gegen die RStraßVerkdO. 
Platz. Der § 21 KraftfG. iſt nur noch bei Verſtößen gegen 
polizeiliche Vorſchriften anzuwenden, die ſich nicht in der 
RStraßVerkO. finden. 


(5. Sen. v. 16. Mai 1935; 5 D 263/35.) 


Anmerkung: Der 825 RStraßVerkO. hat Anlaß zu einer Flut 
von Meinungsäußerungen gegeben. Seine außerordentlich große Be- 
deutung für das tägliche Leben iſt von den Praktikern ſofort erkannt 
und dementſprechend verſucht worden, ſeine wahre Bedeutung mög— 
lichſt bald klarzuſtellen. Insbeſ. entbrannte der Streit darüber, ob 
der § 25 eine ſelbſtändige Strafnorm ſei oder nicht. Es erſcheint mir 
unmöglich, an Hand einer Beſprechung der jetzt ergangenen RGeEntſch. 
eine Zuſammenſtellung über die bisher ergangenen Urteile der Ober⸗ 
gerichte und Literatur zu geben. Ich verweiſe hierfür auf den Artikel 
des Staatsanwalts Dr. Burckhardt oben S. 2246. 

Jedenfalls ſteht nunmehr feſt, daß der 8 25 einen ſelbſtändigen 
ſtrafrechtlichen Tatbeſtand enthalt. Alle Zweifel ſind beſeitigt. Eine 
Debatte hierüber iſt überflüſſig geworden. Der R.- u. PrVerkM. hat 
gemäß feinem im RVerkBl. 1935 Nr. 16 veröffentlichten Erlaß, der 
auch JW. 1935, 2037 abgedruckt iſt, hierauf ebenfalls ausdrücklich 
hingewieſen. Zu den bisher bekanntgegebenen Entſch. der Obergerichte 
kommt auch noch hinzu eine ſolche des HanſOLG. v. 11. März 1935: 
JW. 1935, 2304 60 — HanſRg. 1935, 272 ſowie einige nicht veröffent⸗ 
lichte Urteile des OLG. Celle. 

Es iſt immerhin nicht unintereſſant, feſtzuſtellen, daß die gegen⸗ 
teilige Meinung gerade von ſolchen Schriftſtellern vertreten wurde, 
die im Kraftfahrweſen praktiſch tätig ſind und daher die Wirkungen 
einer Geſetzesbeſtimmung, wenn nicht am eigenen Leibe, ſo doch in 
ihrer nächſten Umgebung beobachten können. Ich verweiſe insbeſ. auf 
die ſehr eingehenden Darlegungen in dem Kommentar von Gülde. 
Jedenfalls muß man auch wohl heute noch feſtſtellen, daß die gute 
Abſicht, die man bei Einführung des 8 25 gehabt hat, ſich bisher 
nicht verwirklicht hat. Seine Beſtimmung ſollte den Kraftfahrer von 
der Bevormundung mit kleinlichen polizeilichen Maßnahmen befreien, 
die Strafanzeigen auf ein Mindeſtmaß beſchränken und den Eindruck 
vermeiden, als ob die Behörden ſich durch Strafverfügungen Ein⸗ 
nahmen verſchaffen wollten (MER. 1926, 603, 801; 1932, 747). 
Dieſer Zweck iſt beſtimmt nicht erreicht, denn manches, was bisher 
ſtraflos war — ich meine ſelbſtverſtändlich gänzlich unbedeutende 
Kleinigkeiten —, wird neuerdings als Verletzung des 8 25 gedeutet, 
ſo z. B., wenn ein Polizeibeamter meint, ein Kraftfahrer ſei zu ſchnell 
über eine Kreuzung gefahren, oder er hätte ein unnötiges Signal 
gegeben, oder er habe ſein Fahrzeug vor einer Kreuzung nicht ge⸗ 
nügend abgebremſt, oder ein Kraftfahrer fährt in dichtem Nebel trotz 
größter Vorſicht gegen einen Chauſſeeſtein oder ⸗baum. Wenn auch 
in manchen ſolchen Fällen das Gericht jpäter die polizeilichen Straf⸗ 
verfügungen aufgehoben hat, ſo iſt m. E. der Kraftfahrer nach der 
bisher feſtzuſtellenden Art der Anwendung des $ 25 ſehr viel ſchlechter 
geſtellt als früher. 

Das ſind nun ſicherlich keine Erwägungen, mit denen eine 
Rechtsfrage zu entſcheiden iſt, dennoch ſind ſie nicht bedeutungslos; 
denn wenn das oberſte Gericht erkennt, welche Folgerungen aus einem 
von ihm verkündeten Rechtsſatz gezogen werden und gleichzeitig 
feſtſtellen muß, daß dieſe Folgerungen den klaren Abſichten des Geſetz⸗ 
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gebers widerſprechen, jo muß das m. E. ein Anlaß ſein, dieſen Wider⸗ 
ſpruch zu beſeitigen. Das läßt ſich dadurch ermöglichen, daß bei einer 
nochmaligen Prüfung aller in Betracht kommenden Umſtände die 
bisherige Meinung aufgegeben wird. Daß das geſchieht, iſt zwar nicht 
zu erwarten; vielmehr wird man umgekehrt dem Kraftfahrer den Rat 
geben müſſen, auf die ſtrengſte Beobachtung aller nur irgendwie in 
Betracht kommenden Vorſchriften bedacht zu ſein: allerdings eine 
leere Redensart angeſichts der Tatſache, daß die bei weitem über⸗ 
wiegende Zahl aller Kraftfahrer das ſchon von jeher getan hat. 

Von dem Urt. v. 16. Mai 1935 hätte ich nun eigentlich er⸗ 
wartet, daß es ſeinen Standpunkt in dieſer für den täglichen Ver⸗ 
kehr ſo hochbedeutſamen Frage etwas ausführlicher begründet hätte, 
zumal unzählige Schriftſteller ſich dafür eingeſetzt haben, daß der 
825 nichts anderes enthalte, als eine allgemeine Sorgfaltsregel. Das 
RG. beſchränkt ſich aber nur darauf, in dieſer Anſicht eine Ge⸗ 
fährdung des Zieles der Vereinheitlichung in der RStraßVerkO. und 
einen Widerſpruch gegen den „Vorſpruch“ der RStraßVerk O. zu 
erblicken. 

Die RStraßVerkO. iſt grundſätzlich kein Strafgeſetzbuch. Ihr 
Zweck iſt die möglichſt einfache und vereinfachte Regelung des ge⸗ 
ſamten Verkehrs. Sie hat für dieſes Gebiet dieſelbe Bedeutung, wie 
das HGB. für den Handel und das BGB. für das allgemeine Rechts⸗ 
leben. Würde man nun z. B. dem HGB. oder BGB. eine ähnliche 
Klauſel, wie den 8 36 RStraßVerkO. anhängen, jo würde doch ſicher⸗ 
lich niemand auf den Gedanken kommen, jeden Volksgenoſſen, der 
irgendwie gegen die in dieſen Geſetzen enthaltenen Beſtimmungen 
verſtößt, zu beſtrafen. Warum ſoll ſich nur der „Teilnehmer am öffent⸗ 
lichen Verkehr“ ſo verhalten, „daß er keinen anderen ſchädigt . 
Jeder Volksgenoſſe hat ſich überall und bei jeder Gelegenheit ſo 
zu verhalten, „daß er keinen anderen ſchädigt .... Es wäre alſo, 
wenn die vom RG. herrſchende Meinung richtig wäre, das beſte, man 
beſchäftigte ſich nicht mehr mit einer Neufaſſung des StGB., ſondern 
begnügte ſich mit dem einen Satz, daß jeder Volksgenoſſe, der einen 
anderen ſchädigt uſw., beſtraft wird. Man brauchte dann nur noch 
einen Katalog für die einzelnen Strafen. Von ganz wenigen Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, würden faſt alle im SGB. und in dem Entwurf 
dazu aufgeführten Straftaten unter dieſe Klauſel fallen. 


Die vom NG. beftätigte Rechtsauffaſſung über die Bedeutung 
des § 25 führt auch tatſächlich bereits jetzt zu einer Anderung des 
SGB. in mehreren wichtigen Punkten. Zum Beiſpiel bleibt nach den 
Beſtimmungen des StGB. eine fahrläſſige Sachbeſchädigung und eine 
nicht bei Ausübung eines Berufs verurſachte Körperverletzung, wenn 
der Verletzte keinen Strafantrag geſtellt hat, ſtraflos. Zieht man aber 
den § 25 heran, ſo wird jeder, der ſich als Verkehrsteilnehmer einer 
ſolchen Handlung ſchuldig macht, beſtraft. Strafbar iſt alſo danach 
auch ein Fußgänger, der durch eine törichte Maßnahme die Urſache 
dafür iſt, daß ein Kraftfahrer gegen einen Baum vder ein anderes 
Fahrzeug fährt und dabei ſein eigenes Fahrzeug und vielleicht auch 
noch andere Sachen beſchädigt, zwar nicht wegen fahrläſſtger Sach⸗ 
beſchädigung, wohl aber wegen Verſtoßes gegen den § 25. Noch auf⸗ 
fallender iſt das bei der Körperverletzung. Erklärt z. B. der Verletzte, 
keinen Strafantrag ſtellen zu wollen und wünſcht er den Beſchuldigten 
nicht beſtraft zu ſehen, ſo bleibt dieſer letztere ſtraffrei, wenn die 
Körperverletzung auch noch ſo ſchwerwiegend ſein möge. Unter ganz 
genau den gleichen Umſtänden wird aber ein Verkehrsteilnehmer gem. 
§ 25 beſtraft werden können. Andererſeits bleibt der Beſchuldigte in 
den beiden aufgeführten Beiſpielen ſtraffrei, wenn er die Tat zwar 
begangen hat, dabei aber nicht als Verkehrsteilnehmer anzuſehen iſt. 


Von den Anhängern der nach dem Urt. v. 16. Mai 1935 als 
herrſchend zu bezeichnenden Anſicht hat bisher, ſoweit ich ſehen kann, 
nur Müller in der neueſten 10. Aufl. ſeines Kommentars S. 565 
dieſe mir geradezu unmöglich erſcheinende Konſequenz gezogen und 
fie ausdrücklich gebilligt. 

Der Hinweis ferner, daß der jetzige § 25 den Inhalt der meiſten 
bisherigen Einzelvorſchriften, die ganz allgemein als ſelbſtändige Straf⸗ 
norm angeſehen wurden, wiedergäbe, beſitzt m. E. keine Durchſchlags⸗ 
kraft, widerſpricht auch den oben ſchon teilweiſe wörtlich erwähnten 
Verfügungen des früheren PrMd J.; denn der Zweck der neuen 
NStraßVerkO. iſt ja gerade nicht, die alten Beſtimmungen im 
neuen Gewande wiedererſtehen zu laſſen, ſondern dieſe völlig zu be⸗ 
ſeitigen und an ihre Stelle etwas ganz Neues zu ſetzen. Wenn alſo 
die alten Beſtimmungen ſelbſtändige Strafvorſchriften enthalten haben, 
ſo folgt daraus nicht, daß das nun auch bei 8 25 NStraßVerkO. 
der Fall ſein müßte. 

Richtig iſt m. E., daß die Strafe ſelbſt aus §S 36 RStraßVerkO. 
hergeleitet wird und nicht aus 8 21 Kraſtſch. 

An den 8 25 knüpfen ſich nun noch eine Reihe weiterer Zweifels⸗ 
fragen, insbeſ. ob allein ſchon die Zuwiderhandlung gegen den 8 25 
und die zu ihm gehörende Ausf Anw. ſtrafbar iſt, oder ob ein ſchä⸗ 


digender Erfolg eingetreten ſein muß. Auch hier wogen die Mei⸗ 
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nungen auf und ab. Ich verweiſe auf den oben ſchon erwähnten 
Artikel von Dr. Burckhardt oben S. 2246. 
Es wäre zu wünſchen, daß recht bald auch hierüber eine Entſch. 
des höchſten Gerichts herbeigeführt und veröffentlicht wird. 
RA. Dr. Bruno Louis, Hamburg. 


* 


30. 822 A bſ. 1 u. 2 Kraft fG. Zwiſchen dem 
Vergehen gegen Abſ. 1 u. 2 kann Tateinheit 
beſtehen. Es kommt nicht darauf an, daß der Täter 
an der Unfallſtelle außer dem Verletzten keine 
anderen Perſonen, denen die Feſtſtellung des 
Täters hätte erwünſcht fein können, wahrge⸗ 
nommen hat. Zur Erfüllung des Tatbeftande? 
des 822 Abf. 2 KraftfG. genügt es, wenn der Füh⸗ 
rer des Kraftfahrzeugs ſich entweder der Feſt- 
ſtellung der Nummer ſeines Fahrzeugs oder der 
Feſtſtellung feiner Perſon zu entziehen unter“ 
nimmt (RGSt. 66, 51). f) 


(3. Sen. v. 14. März 1935; 3 D 37/35.) 


Anmerkung: Begriff des Verlaſſens in hilfloſer Lage: 


Der Abſ. 2 des 8 22 ſchafft eine Strafſchärfung, wenn die ver⸗ 
letzte Perſon in hilfloſer Lage zurückgelaſſen wird. In hilfloſer Lage 
befindet ſich, wer ohne Hilfe dritter Perſonen an Leib und Leben 
gefährdet iſt. Die hilfloſe Lage i. S. des 8 22 Abſ. 2 dauert ſo lange 
an, als nicht die Gewißheit beſteht, daß der verletzten Perſon von 
dritter Seite wirklich Hilfe zuteil wird (JW. 1930, 2877). 

Die vorl. Entf. des RG. gibt noch folgende nennenswerte 
Einzelheiten zu dieſer Geſetzesbeſtimmung. Hier wird ausdrücklich 
darauf hingewieſen, daß es nicht darauf ankomme, daß außer dem 
Verletzten keine anderen Perſonen, denen die Feſtſtellung des Täters 
hätte erwünſcht ſein können, an der Unfallſtelle vorhanden waren. 

Es wird hier wie in anderen Entſch. (NOS. 66, 51) wieder 
betont, daß ſelbſt die Feſtſtellung der Nummer des Wagens des Angekl. 
nicht genügt hätte, um den Tatbeſtand des 8 22 Abſ. 1 auszuſchließen. 

Es ſagt hierzu die Entſch. RGSSt. 66, 55 folgendes: 

„Nach dem reinen Wortlaut der Vorſchrift des 8 22 — die den 
Führer eines Kraftfahrzeugs unter Strafe ſtellt, wenn er es unter“ 
nimmt, ſich der Feſtſtellung des Fahrzeugs und feiner Perſon durch 
die Flucht zu entziehen — Könnte das allerdings zweifelhaft ſein. 
Allein dieſer Wortlaut der Vorſchrift braucht nicht zu der Folgerung 
zu führen, daß nach § 22 nur beſtraft werden könne, wer ſich ſowohl 
der Feſtſtellung des Fahrzeugs als auch derjenigen ſeiner Perſon zu 
entziehen unternimmt. So iſt die Vorſchrift erſichtlich nicht zu ver 
ſtehen und kann ſie vernünftigerweiſe nicht gemeint ſein, da font 
ihr Zweck — die Feſtſtellung des Führers zu ermöglichen (vgl. die 
amtl. Begr. zu § 19 des Entw., Druckſ. d. RT. 12. Legper. Nr. 988 
v. 24. Okt. 1908 S. 5603 und Bericht der 29. Kommiſſion, Druckſ. 
12. Legper. Nr. 1250 zu $ 19 des Entw. S. 7599 f.) — in zahlreichen 
Fällen nicht erreicht werden würde. Es iſt deshalb davon auszugehen, 
daß es zur Erfüllung des Tatbeſtandes des 8 22 Abs. 1 Satz 1 KraftfG. 
ausreicht, wenn der Führer entweder der Feſtſtellung der Nummer 
ſeines Fahrzeugs oder derjenigen ſeiner Perſon ſich zu entziehen unter 
nimmt. Soweit im Schrifttum eine abweichende Auffaſſung vertreten 
wird, vermag ſie den erkennenden Senat nicht zu überzeugen.“ 

Zu dem Tatbeſtand des Abſ. 2 wird die bemerkenswerte Fo 
ſtellung getroffen, daß, ſelbſt wenn andere Perſonen den Unfall wahr“ 
genommen und ſich z. B. an die Unfallſtelle begeben hätten, den Tal 
beſtand des Verlaſſens in hilfloſer Lage nicht ausſchließt, weil DE 
Augekl. weder gewußt habe, ob dieſe zur Unfallſtelle kommen und 
den Verletzten finden würden, noch ob ſie ihm rechtzeitig Hilfe bringen 
könnten. Man kann den Ausführungen des RG. nur beipflichten, ou 
die Führerflucht als ſolche und insbeſ. das Verlaſſen in hilfloſer Lage 
als etwas ſehr Verabſcheuungswürdiges und Strafbares anzuſehen ift. 

Ganz möchte ich aber nicht an den Erfahrungen der Praxis 
vorübergehen, die eine eigenartige Beleuchtung auf dieſe Frage werfen 
Es iſt nämlich bekannte Tatſache, daß bei Unfällen ſchon daraus, daß 
das Fahrzeug noch eine gewiſſe Strecke weiterfahrt und dann oft all 
Sicherheitsgründen in größerer Entfernung vom Unfallsorte hinter 
ſtellt wird, auf Führerflucht geſchloſſen wird Die Behauptung von 
Straßenpaſſanten, daß der Führer davon habe fahren wollen, oben 
davongefahren wäre, wenn er nicht angehalten worden wäre, finder 
ſich ſehr häufig. Hier werden aber tatſächlich viele Fälle inbegriffen, 
bei denen von Führerflucht auch nicht die geringſte Rede ſein kanll 

RA. Dr. Ludwig Lechner, München, 


Mitglied der Akademie für Deutſches Recht. 
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31. 88 244, 284, 296 BG B. Derjenige, der im Inlande 
ſe ine Rechnungen in ausländiſcher Währung ausſtellt, 
muß auch das Riſiko einer Entwertung der ausländiſchen 
Währung übernehmen. Iſt der Schuldner vor Eintritt der 
Entwertung des Dollars in Verzug geraten, ſo kann der 
Gläubiger den ihm durch die Entwertung entſtandenen 
Schaden als Verzugsſchaden vom Schuldner erſetzt ver- 
langen. }) 

Der Kl. hat für die Bekl. ſeit Jahren laufend chemiſche 
Analyſen ausgeführt. Die Rechnungen wurden vereinbarungsge⸗ 
mäß in Dollar ausgeſtellt und von der Bekl. in Reichsmark bezahlt. 
Bis Ende 1932 hatte der Kl. eine Anzahl von Rechnungen aus 
dem Jahre 1931 für Leiſtungen, die ſich teilweiſe bis zum Jahre 
1929 zurückerſtreckten, bei der Bekl. anſtehen laſſen. Die Bekl. hat 
dieſe Rechnungen im Geſamtbetrage von 4972,50 Dollar am 
30. Nov. 1933 in Reichsmark nach dent Dollarkurſe am Zahlungs- 
tage bezahlt, der infolge der im April 1933 begonnenen Entwer⸗ 
tung des Dollars nur noch 2,80 % betrug. Der Unterſchied des 
Dollarwertes zur Zeit der Ausſtellung der Rechnungen und zur 
Zeit der Zahlungen iſt unſtreitig insgeſamt 7374,26 AM. 

Der Kl. iſt der Anſicht, daß die Bekl. verpflichtet ſei, ihm 
dieſen Unterſchiedsbetrag zu erſetzen, während die Bekl. die Auf⸗ 
faſſung vertritt, daß ſie gem. § 244 Abſ. 2 BGB. berechtigt geweſen 
lei, die Zahlung in Reichsmark nach dem Dollarkurſe am Zah— 
lungstage vorzunehmen. 

Der Kl. hat auch geltend gemacht, daß die Bekl. ſich im Ver⸗ 
zuge befunden habe. Er ſelbſt habe gelegentlich der Rückſprache in 
an am 29. Dez. 1932 an Bezahlung feiner Rechnungen ge- 
mahnt. 

Das LG. hat nach dem Klageantrage erkannt. In den Ur⸗ 
teilsgründen iſt ausgeführt, daß nach dem Parteiwillen die Aus⸗ 
ſtellung der Rechnungen auf Dollar lediglich eine Schutzbeſtim⸗ 
mung zugunſten des Kl. für den Fall eines Verfalls der deutſchen 
Währung darſtellen ſollte und daß die Bekl. ſich hiermit ſtill⸗ 
ſchweigend einverſtanden erklärt habe. 

Der Auffaſſung des LG., daß die Ber. der Bekl. auf die 
Vorſchr. des § 244 Abſ. 2 BGB. durch ſtillſchweigende Verein⸗ 
barung der Parteien ausgeſchloſſen ſei, kann nicht gefolgt werden. 
Den Anſchauungen von Treu und Glauben im Geſchäftsverkehr 
entſpricht es, daß derjenige, der im Inlande ſeine Rechnungen in 
ausländiſcher Währung ausſtellt, um ſich gegen die Entwertung 
der deutſchen Währung zu ſchützen, auch das Riſiko einer Entwer⸗ 
tung der ausländiſchen Währung übernehmen muß. Es entſpricht 
nicht der Übung des Geſchäftsverkehrs, und es kann daher auch 
nicht als Vertragswille vermutet werden, daß der Kl. berechtigt 
ſein ſollte, das Riſiko einer Geldentwertung einſeitig von ſich ab⸗ 
zuwälzen. Wenn auch der Zweck der vereinbarten Zahlungsart 
war, den Kl. gegen eine Entwertung der deutſchen Mark zu ſchützen, 
und die Bekl. dieſen Zweck erkannt haben mag, go iſt dieſer Zweck 
doch nicht zu einem Beſtandteil der rechtsgeſchäftlichen Erflärun- 
gen geworden. Zur Begr. einer wertbeſtändigen, auch von den 
Kursſchwankungen des Dollars unabhängigen Schuld hätte es 
einer klareren Abmachung bedurft (vgl. RG. 145, 51 JW. 1934, 
2330 2). Gegen die Auffaſſung des Kl. ſpricht es auch, daß die Bekl. 
berechtigt ſein würde, ihre Schuld in Dollar abzutragen, wenn nicht 
die inzwiſchen ergangenen Deviſenvorſchriften eine Bezahlung in 
ausländiſcher Währung unmöglich machen würden. Der Zweck der 
Deviſenvorſchriften iſt es aber nicht, den inländiſchen Gläubiger 
gegen die Folgen der Entwertung einer ausländiſchen Währung 
zu ſchützen, ſondern umgekehrt, die Wertbeſtändigkeit der deutſchen 

ährung zu ſichern. 
* Dagegen iſt der Anſpruch des Kl. als Anſpruch auf Erſatz von 
Verzugsſchulden gerechtfertigt (SS 284 ff. BGB.). Das BG. hat aus 
der eidlichen Parteivernehmung des Kl. die Überzeugung erlangt, 
daß er bei der Rückſprache vom 29. Dez. 1932 in entſchiedener 
eiſe an die Bezahlung ſeiner rückſtändigen, unſtreitig fälligen 
technungen gemahnt hat. Die Bekl. iſt hierdurch verpflichtet, dem 
i. den aus dem Zahlungsverzuge entſtandenen Schaden zu er⸗ 
legen (§ 286 BGB.). Da unſtreitig die Bezahlung ſtets in Reichs⸗ 
mark bewirkt worden iſt, muß davon ausgegangen werden, daß der 
din bei rechtzeitiger Zahlung von der Entwertung des Dollars, 
ze erſt im April 1933 eingeſetzt hat, nicht betroffen worden wäre. 
ein Verzugsſchaden deckt ſich alſo der Höhe nach mit dem Unter⸗ 
iede des Kurswertes der Rechnungen i. J. 1932 und am Zah⸗ 
ungstage, der unſtreitig 7374,26 «2A beträgt. 


(K., 8. ZivSen., Urt. v. 24. Mai 1935, 8 U 9085/34.) 


Anmerkung: Die Verurteilung der beklagten Geſellſchaft iſt 
auf das Vorliegen von Verzugsſchaden gegründet. Damit 
erhält der Kl. die verlangte Zahlung ſeines vollen Forderungs⸗ 
betrages auf der Grundlage des Golddollars. Ihm kann es gleich⸗ 
gültig ſein, ob ihm nicht ſein Anſpruch mit einer anderen Begr. 
zuzuerkennen geweſen wäre. Um ſo wichtiger iſt das für die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft. Da der Schuldner nach §S 286 BGB. dem Gläubiger 
den durch den Verzug entſtehenden Schaden zu erſetzen hat, 
wäre der hier dem Kl. zugeſprochene Betrag inſoweit nicht aus 
dem Geſichtspunkte des Verzugsſchadens zuzubilligen geweſen, als 
er ſich ſchon unmittelbar aus dem Vertragsverhältnis ergab, alſo 
ſchon zu leiſten war, ohne daß Verzug vorlag. 

Das LG. hatte einen Rechtsanſpruch dieſer Art angenommen. 
Das KG. hat dies — unter Ber. auf RGZ. 154, 51 = JW. 1934, 
2330? — verneint. Gewiß kann es, wenn die Beteiligten ihren 
Vertrag ſchlicht auf eine Fremdwährung ſtellen, ſo ſein, daß darin 
nicht die Vereinbarung der Wertbeſtändigkeit des Geld⸗ 
anſpruchs zu finden iſt. Aber ich glaube, das ſind die Ausnahme⸗ 
fälle. Wie ich ſchon in meinem Aufſatz JW. 1935, 248 ff. hervor⸗ 
gehoben habe, wird die Tatſache, daß der Vertrag auf eine Wäh⸗ 
rung geſtellt wird, die für keinen der Vertragsteile die heimiſche 
iſt, als ein bei der Vertragsauslegung zu berückſichtigen⸗ 
der Umſtand oft zu dem Ergebnis führen müſſen, daß dieſes unge- 
wöhnliche Vorgehen dem — beiden Teilen klaren und bewußten — 
Ziele dienen ſollte, den vereinbarten Geldanſpruch gegen Wäh⸗ 
rungsfährlichkeiten zu ſichern, mit anderen Worten, daß die Wert 
beſtändigkeit des Geldanſpruchs vereinbart worden ſei. Meine Be- 
denken gegen das genannte Urteil RGZ. 145, 51 habe ich a. a. O. 
in der Nr. 2 und 3 dargelegt. Wenn ſich das KG. demgegenüber 
auf Treu und Glauben beruft, fo ſcheint mir das nicht eben be- 
weiskräftig. Ich kann nicht einſehen, wieſo es gegen Treu und 
Glauben verſtieße, daß ſich ein Gläubiger — offenbar keineswegs 
mit der Vorſtellung und dem Ziel, etwas über ſeinen berechtigten 
Anſpruch hinaus zu bekommen — lediglich dafür vorſorgt, daß 
ihm nicht ſeine Forderung in einem entwerteten Betrag bezahlt 
werde. Irrig ſcheint mir auch der Hinweis des KG. darauf, daß 
ja die beklagte Geſellſchaft, beſtünden nicht Deviſenſchwierigkeiten, 
den Schuldbetrag in Dollar hätte tilgen dürfen: denn wenn Wert⸗ 
beſtändigkeit als vereinbart anzuſehen iſt, ſo gäbe es eben keine 
„Umrechnung nach dem Kurswert“, ſondern es waren ſoviel Dollar 
zu zahlen, als dem Golddollarbetrag entſprach. 

Vor der Zuerkennung eines Verzugsſchadensbetrages hätte, 
wenn die Vereinbarung der Wertbeſtändigkeit zu verneinen war, 
ferner die Frage gelegen, ob nicht nach Aufwertungs⸗ 
grundſätzen dem Kl. mehr zu zahlen war, als ſich aus der 
Umrechnung über den entwerteten Dollar ergab. Denn ein (ge- 
gebenenfalls vom Gericht zu bemeſſender) „Aufwertungsbetrag“ 
war nichts anderes als — nach dem Währungsſturz und gemäß 
den Grundſätzen von Treu und Glauben — der geſchuldete 
Betrag ſelbſt. Nur ſoweit als auch das noch hinter dem Werte 
des urſprünglichen Schuldbetrages zurückblieb, konnte dann ein 
Verzugsſchaden in Frage kommen. Der Geſichtspunkt der Aufwer⸗ 
tung iſt in dem beſprochenen Urteil nicht gewürdigt. In der Entſch. 
RG. 145, 51, 55 iſt ein ſolcher Anſpruch verneint worden. Ich 
habe mich a. a. O. dagegen ausgeſprochen. Seitdem ſind zwei für 
die Beurteilung der Aufwertungsfrage bedeutſame, zum Abdruck 
beſtimmte Urteile des RG. ergangen, III 228/34 und VI 13/35 
vom 2. April und vom 13. Mai 1935. Sie werden Anlaß zu einer 
beſonderen Beſprechung geben. Einſtweilen genügt es, auf ſie hin⸗ 


zuweiſen 
RR. Dr. A. Zeiler, Leipzig. 


* 

32. 58 387 ff. BGB. In der Forderung einer Gut⸗ 
ſchrift iſt die Erklarung der Aufrechnung enthalten. Der 
Mieter kann den Mietzins nicht um den Hauszinsſteuer⸗ 
teil kürzen, der dem Vermieter wegen Nichteingangs der 
Miete geſtundet iſt. 

Die Kl. verfolgt mit der Zwangsvollſtreckungsgegenklage das 
Ziel, daß die Zwangsvollſtreckung aus den bezeichneten, auf Miet⸗ 
ſchulden beruhenden Urt. und aus zwei Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen 
für unzuläſſig erklärt werde. Wenn ſie dieſes Begehren darauf ſtützt, 
daß ihrem Mietzins konto niedergeſchlagene Beträge der Hauszins⸗ 
ſteuer gutzubringen ſeien, ſo iſt das entgegen der Anſicht des LG. 
nicht nur für die Zeit von Bedeutung, auf die ſich die angegriffenen 
Urt. beziehen, ſondern auch darüber hinaus. Denn die Erklärung, die 
niedergeſchlagenen Beträge ſeien gutzubringen, hat keine andere Be⸗ 
deutung als die Erklärung einer Aufrechnung mit dieſen Beträgen 
und die Forderung der Berückſichtigung dieſer Aufrechnung. Bei die⸗ 
ſem Sinne der Erklärung der Kl. iſt es unerheblich, daß ſie das Wort 
„Aufrechnung“ nicht ausdrücklich gebraucht. 

Dem LG. iſt darin beizutreten, daß als aufrechnungsfähig nur 
der Teil der Hauszinsſteuer zu berückſichtigen iſt, der zugunſten der 
Kl. niedergeſchlagen oder mit dem Ziele der Niederſchlagung geſtun⸗ 
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det ift, nicht aber der Teil, der der Bekl. wegen des Nichteingangs 
der Miete geſtundet worden iſt. Denn letztere Stundung iſt nur zu⸗ 
gunſten des Vermieters für den Fall erfolgt, daß der Mietzins von der 
Kl. nicht beizutreiben iſt, ſetzt alſo gerade die Möglichkeit eines Vor⸗ 
gehens gegen die Kl. voraus und ſoll nicht ihr, ſondern nur im Fall 
der Erfolgloſigkeit des Vorgehens gegen den Mieter dem Vermieter 
zugute kommen. Im übrigen iſt die von der Kl. dargelegte Stundung 
dieſes Hauszinsſteuerteils nicht endgültig, ſondern nur vorläufig. Die 
Stundung kommt alſo der Kl. nicht zugute. 
(KG., 17. Ziv Sen., Urt. v. 21. Jan. 1935, 17 U 7690/34.) 
Ber. v. KGR. Dahmann, Berlin. 
* 


33. 88 114, 515 ZPO. Verſagung des Armenrechts, 
das nur zwecks Koften- und Verluſturteil gemäß 8 515 
Abſ. 3 ZPO. beantragt wird. 


Die BerkKl. hat die Ber. in wirkſamer Weiſe zurückgenom⸗ 
men. Der BerBekl. erbittet das Armenrecht für den Antrag auf 
Verluſterklärung des Rechtsmittels und Koſtenurteil 
gem. $ 515 Abſ. 3 ZPO. Dieſem Antrag konnte nicht entſprochen 
werden. Der Senat hat ſchon wiederholt dahin entſchieden, daß 
mangels eines Rechtsſchutzbedürfniſſes für eine Partei kein Anlaß 
vorliegt, ihr das Armenrecht für den Antrag auf Verluſterklärung 
des Rechtsmittels zu bewilligen. Dieſe Verluſterklärung hat rein 
deklaratoriſche Bedeutung und iſt für die Rechtsſtellung des 
Rechtsmittelbeklagten ohne jede Bedeutung. 

Das gleiche gilt dann, wenn, zumal unter Eheleuten, ein 
Koſtenurteil gegen eine Partei erwirkt werden ſoll, die ausweis⸗ 
lich des behördlichen Armutszeugniſſes arm iſt. Auch in dieſem 
Falle kann das Armenrecht nicht in Anſpruch genommen werden. 

In beiden Fallen erſcheint vielmehr die beabſichtigte Rechts⸗ 
verfolgung mutwillig. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 19. Juni 1935, 20 U 1146/35.) 


* 

34. 88 124, 106, 104 ZPO; 85 Arm Anw. Berückſichti⸗ 
gung des Erſtattungsanſpruchs der Staatskaſſe bei der 
Koſtenausgleichung. 

Die Erinnerung wendet ſich nicht gegen die in dem auf den 
Namen der Partei erlaſſenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß enthaltene 
Ausgleichung an ſich, ſondern nur dagegen, daß der bei der Aus⸗ 
gleichung errechnete Saldo um den von der Staatskaſſe dem Arm⸗ 
Anw. des Bekl. erſtatteten Betrag gekürzt worden iſt. 

Ihr war ſtattzugeben. Zwar ſtehen ſowohl der Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß als auch der Beſchluß des LG. im Einklang mit der 
bisherigen Auffaſſung und Rſpr. des Senats, wie ſie noch 
zuletzt in der Entſch. 20 W 8201/34 v. 24. Nov. 1934 nieder⸗ 
gelegt iſt. Bisher iſt der Senat in der Tat davon ausgegangen, 
daß für die Frage einer Anrechnung des aus der Staatskaſſe dem 
Arm Anw. einer Partei gezahlten Betrages ein Unterſchied zu 
machen ſei, je nachdem, ob die arme Partei ſelbſt oder ihr Arm⸗ 
Anw. die Feſtſetzung betreibe, d. h. ob ein Verfahren aus § 104 
oder aus § 124 ZPO. vorliegt. Zu letzterem Fall hat der Senat 
ausgeſprochen, daß von den vollen geſetzlichen Gebühren des 
Anwalts ſeiner Partei gegenüber auszugehen ſei. Nach Errech⸗ 
nung des — ohne Berückſichtigung der Tatſache, daß auf einer 
oder beiden Seiten das Armenrecht bewilligt worden ſei — zu er⸗ 
mittelnden Ausgleichsbetrages ſei zu prüfen, ob der Arm Anw. 
der in dieſer Ausgleichung obſiegenden Partei trotz der Erſtattung 
ſeiner Armenanwaltsgebühren aus der Staatskaſſe weniger als 
die ihm zuſtehenden vollen geſetzlichen Gebühren der RAGEBD. 
erhalten habe. In dieſem Falle ſei der Endbetrag, den die Koſten⸗ 
ausgleichung ausweiſe, in Höhe der Differenz zwiſchen den Ar⸗ 
menanwaltsſätzen und den vollen geſetzlichen Gebühren für den 
Arm Anw. feſtzuſetzen. Denn der Erſtattungsanſpruch des Arm⸗ 
Anw. aus § 124 ZPO. habe den Vorrang vor den ſonſtigen 
Koſten der Parteien, vor allem aber auch vor etwaigen Anſprü⸗ 
chen der Staatskaſſe. Dieſe kämen vielmehr erſt dann zum Zuge, 
wenn nach Berückſichtigung der vollen geſetzlichen Gebühren des 
ArmAnw. noch ein Endſaldo zugunſten der armen Partei ſich 
ergebe. In dieſer Höhe habe dann ein Übergang auf die Staats⸗ 
kaſſe ſtattgefunden. 3 

Für den Fall, daß die arme Partei ſelbſt die Koſtenfeſtſetzung 
betreibt, iſt dagegen der Senat davon ausgegangen, daß in dem 
Augenblick, in dem ein Ausgleichsbetrag zugunſten der armen 
Partei feſtgeſtellt worden iſt, ſich auch in Höhe der Zahlung der 
Staatskaſſe an den ArmAnw. der Übergang des Erſtattungsan⸗ 
ſpruchs an die Staatskaſſe ($ 5 Arm An web.) vollendet hat. Tamit 
iſt aber nach der bisherigen Anſicht des Senats in Höhe des Über⸗ 
gangs für eine Koſtenfeſtſetzung zugunſten der armen Partei kein 
Raum mehr, da an ihrer Stelle die Staatskaſſe in den Erſtat⸗ 
tungsanſpruch gegen die andere Partei eingetreten ſei. Die Frage 


der Anrechnung der Zahlung der Staatskaſſe auf den beſtimmten 
Teil der Gebühren des Arm Anw. ſollte dabei keine Rolle ſpielen, 
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da die Partei keinen Anſpruch darauf habe, daß die Verrechnung 
zunächſt auf den vom Gegner oder der Staatskaſſe nicht zu erſtat⸗ 
tenden, alſo ungeſicherten Teil der Armenanwaltsgebühren erfolge. 
An dieſer Anſicht kann der Senat bei nochmaliger Prüfung 
inſoweit nicht mehr feſthalten, als zwiſchen der Feſtſetzung auf 
den Namen der Partei und auf den Namen des Arm Anw. für die 
hier zur Erörterung ſtehende Frage der Anrechnung der Zahlun⸗ 
gen aus der Staatskaſſe ein Unterſchied nicht gerechtfertigt iſt. 
Mit Recht weiſt der BeſchwF. darauf hin, daß andernfalls ihm als 
Arm Anw. jede Möglichkeit genommen wird, für den durch die 
Armenrechtsgebühren nicht geſicherten Teil ſeiner Gebührenforde⸗ 
rung von der Gegenſeite Befriedigung zu erlangen. Dem iſt nur 
einſchränkend entgegenzuhalten, daß auch nach der bisherigen Rſpr. 
des Senats dieſe Möglichkeit ihm inſoweit geſetzlich gewährt und 
offengehalten iſt, als er durch ein — rechtzeitiges — Vorgehen 
aus $ 124 3PO. ſich in jedem Falle den Vorrang wegen ſeiner 
vollen geſetzlichen Gebühren vor der Staatskaſſe ſichern kann. An⸗ 
dererſeits gewährt § 124 ZPO. dem Anwalt nicht mehr als 
die bloße Befugnis, an Stelle der Partei deren Koſtenerſtat⸗ 
tungsanſpruch gegen die unterliegende Partei inſoweit geltend zu 
machen, als es ſich um die Erſtattung ſeiner eigenen Gebühren 
und Auslagen handelt. Iſt dies aber nicht der Fall, dann kann 
der ArmAnw. zur Erhaltung feines vollen Gebührenanſpruchs 
nicht nur auf die Ausübung dieſes beſonderen Rechts verwieſen, 
ſondern darf ſein voller Gebührenanſpruch ihm auch dann nicht 
beeinträchtigt werden, wenn die Partei ſelbſt die Koſtenfeſtſetzung 
betreibt. Denn ſoweit es ſich um die Koſten ihres prozeßbeboll⸗ 
mächtigten Arm Anw. handelt, erlangt fie auch bei der Koſtenerſtat⸗ 
tung auf ihren eigenen Namen nichts anderes als denjenigen 
Koſtenbetrag, den ſie ihrem prozeßbevollmächtigten Anwalt chul⸗ 
det, für den ſie alſo gleichſam nur Inkaſſobevollmächtigte iſt. Dann 
fehlt es aber an einer inneren Berechtigung dafür, die Staats- 
kaſſe in dem einen Falle günſtiger als in dem anderen zu ſtellen 
und den Arm Anw. in dem einen Falle der Staatskaſſe gegenüber 
entſprechend zu benachteiligen. Denn der Erfolg wäre in der 
Tat der, daß der Arm Anw., der die Feſtſetzung auf den Namen 
der Partei betreiben läßt oder betreibt, um auf dieſem Wege von 
dem unterliegenden Gegner ſeine vollen geſetzlichen Gebühren er⸗ 
ſtattet zu verlangen, um dieſen Erfolg deshalb gebracht wird, well 
die Staatskaſſe in die Koſtenerſtattung ohne Rückſicht darauf ein⸗ 
geſchaltet wird, ob eine Differenz zwiſchen den Armenanwalts⸗ 
ſätzen und den vollen geſetzlichen Gebühren beſteht, d. h. alſo ob 
der Arm Anw. durch das Eintreten der Staatskaſſe in ſeinem 
vollen Gebührenanſpruch geſchädigt wird. Gerade dieſer Erfolg 
darf aber nicht eintreten. Wie auch ſchon bei der Frage des Bor“ 
gehens aus § 124 ZPO. zum Ausdruck gebracht worden iſt, darf 
die Staatskaſſe den auf ſie übergegangenen Anſpruch keinesfalls 
zum Nachteil des ArmAnw. geltend machen. In dieſer sec 
Erwägung muß im Anſchluß an die Begr. des RG. in RG. 126, 
178 JW. 1930, 266 unbedingt feſtgehalten werden. Die Stellung 
der Staatskaſſe iſt mindeſtens der eines Bürgen ähnlich, woraus ſich 
ergibt, daß der Übergang auf die Staatskaſſe nicht zum Nachteil des 
Arm Anw. geltend gemacht werden darf. Der Arm Anw. hat vielmehr 
bis zur Tilgung ſeiner vollen geſetzlichen Gebühren, die ihm ſeit 
dem Augenblick der Beiordnung als Arm Anw. erwachſen find, den 
Vorrang vor der Staatskaſſe, welche dem Arm Anw. feine Tätig? 
keit nach den Sätzen des ArmAnwG. bereits vergütet und dadur! 
einen entſprechenden Anſpruch auf dem Wege über § 5 Ari 
Anw. erworben hat. 5 
Geht man von dieſen rechtlichen Erwägungen aus, dann war 
im vorl. Falle für eine Kürzung des Ausgleichsbetrages zugunſten 
des Kl. um die dem Arm Anw. des Kl. aus der Staatskaſſe errech⸗ 
neten Beträge noch kein Raum. Denn in der Koſtenausgleichung 
find, ſoweit erſichtlich, nur Anwaltskoſten enthalten, fo daß in dent 
Endſaldo ſich zunächſt die Differenz der den Arm Anw. des St. 
noch zuſtehenden geſetzlichen Gebühren und der ihnen bereits aus 
der Staatskaſſe gewährten reinen Armenanwaltskoſten ausdrückt. 


(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 25. Mai 1935, 20 W 3353,35.) 
* 


35. 8 233 IPOD. Der Anwalt iſt verpflichtet, den W 
lauf der Friſt zur Einlegung eines Rechtsmittels, die e 
ſelbſt durch die Zuſtellung des Urteils in Lauf geſetzt dar 
zu prüfen, und zwar unabhängig davon, ob er die Zune 
lungskarte des Gegenanwalts zurückerhalten hat. 

Die von der Bekl. eingelegte Ber. iſt als unzuläſſig * 
worfen worden. Das KG. ſtellt zunächſt im Urteil unter 1 5 
zuanahme auf RG. 106, 265 feſt, daß entgegen der Anſicht dig 
Bekl. es zur Wirkſamkeit der Zuſtellung von Anwalt zu Anal 
nicht erforderlich ift, daß das Empfangsbekenntnis dem zuftellende” 
Anwalt ausgehändigt wird, daß es vielmehr genügt, daß der ar 
walt, dem zugeſtellt wird, das Empfangsbekenntnis unterſchrei 
und es zur beſtimmungsgemäßen Benutzung herausgibt. 
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Der Antrag auf Wiedereinſetzung iſt mit folgender Begr. ab⸗ 
gelehnt worden: 

Es gehort zu den Pflichten des Prozeß bevollmächtigten, den 
Lauf einer Rechtsmittelfriſt zu kontrollieren. Dieſe Kontrollpflicht 
beginnt für den Anwalt, der eine — eine Rechtsmittelfriſt in Lauf 
ſetzende — Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt bewirkt, nicht exit 
in dem Augenblick, in dem ihm die unterſchriebene Zuſtellungs⸗ 
karte zugeht. Denn da es durchaus im Bereiche der Möglichkeit 
liegt, daß eine Zustellung von Anwalt zu Anwalt rechtswirkſam 
erfolgt iſt, ohne daß die Zuſtellungskarte an den zuſtellenden An⸗ 
walt zurücgelangt, jo muß letzterer in dem Augenblick, in dem er 
die Zuſtellung des betreffenden Schriftſtückes verfügt, eine Friſt 
zur Überwachung der Zuſtellung notieren. Nach dem Vortrage der 
Bekl. hat RA. W. allerdings eine ſolche Friſt notiert. Er hat ihr 
dann aber weiter keine Beachtung geſchenkt, weil ihm das Urteil 
inzwiſchen von dem gegneriſchen Anwalt zugeſtellt wurde und nun⸗ 
mehr unter Zugrundlegung des Tages dieſer Zuſtellung die Be- 
rufungsfriſt notiert wurde. Dies vermag die Verſäumung der Be⸗ 
rufungsfriſt nicht zu entſchuldigen. RA. W. mußte wiſſen, daß für 
den Beginn der Berufungsfriſt die erſte wirkſame Zuſtellung 
maßgebend iſt. Wenn die Zuſtellungskarte bzgl. der von RA. W. 
zur Zuſtellung an RA. K. gegebenen Urteilsausfertigung, wie die 
Bekl. behauptet und wie ihr auf Grund der überreichten eidesſtatt⸗ 
lichen Verſicherungen geglaubt werden kann, nicht zurückgelangt 
war, ſo durfte RA. W. ſich daher nicht damit begnügen, die Be⸗ 
rufungsfriſt gemäß dem Zeitpunkte der inzwiſchen ſeitens des 

egners erfolgten Zuſtellung zu notieren, ſondern hätte bei RA. 
K. durch Rückfrage feſtſtellen müſſen, ob bzw. wann die Zuſtellung 
an dieſen erfolgt war. 

Die Verſäumung der Berufungsfriſt beruht hiernach nicht auf 
einem unabwendbaren Zufall (§S 233 ZPO.). 

(KG., Urt. v. 16. März 1935, 24 U 8894/34.) 


* 

36. 88 573, 577 ZPO. Eine Anſchließung an eine fo- 
fortige Beſchwerde des Gegners ift unzuläſſig. 

Gegen einen auf Grund des Gef. v. 13. Dez. 1934 erlaſſenen 
Beſchluß hat der Gläubiger rechtzeitig weitere ſofortige Beſchw. 
eingelegt. Nach Ablauf der Notfriſt von zwei Wochen (§8 793, 577 
ZPO.) haben auch die Schuldnerinnen weitere ſofortige Beſchw. 
eingelegt. Dieſe wäre nur zuläſſig, wenn eine Anſchließung an 
eine ſofortige Beſchw. des Gegners zuläſſig wäre. Dies iſt nach An⸗ 
licht des Senats nicht der Fall (ebenſo Sydow⸗Buſch, 
nm. 6a zu 567; OLG. 40, 386; a. A.: Stein⸗Jonas, II 
zu 573; Baumbach, Anm. 2 zu 573). 

Es iſt zwar richtig, daß das Beſchwerdeverfahren in der ZPO. 
nur lückenhaft geregelt ift, und der Senat vertritt auch grundſätz⸗ 
lich die Anſicht, daß dieſe Lücken aus den Vorſchr. der ZPO. über 
die ſonſtigen Rechtsmittelverfahren zu ergänzen ſind. Da aber im 

577 die Beſt. über die Einlegung der ſofortigen Beſchw. ein⸗ 
gehend geregelt ſind, hätte es nahegelegen, daß der Geſetzgeber 
auch Beſt. über eine Anſchlußbeſchwerde getroffen haben würde, 
wenn er dieſe hätte zulaſſen wollen. Es iſt daher aus dem Umſtand, 
daß eine ſolche Zulaſſung nicht ausdrücklich ausgeſprochen worden 
den 10 R daß eine Anſchließung nicht hat zugelaſſen wer⸗ 

ollen. 
% Unterſtützend kommt hinzu, daß es im Einzelfall häufig ſehr 
ſchwierig ſein wird, den Zeitpunkt zu beſtimmen, bis zu welchem 
eine Anſchlußbeſchwerde als zuläſſig angeſehen werden könnte (ogl. 
Od. 40, 386). 
(KG., 8. Ziv Sen., Beſchl. v. 30. April 1935, 8 W 2528/35.) 


* 

27. 820 Abf. 2 Dog.; 813 Ziff. 4 RAGebd. Be- 
zeichnung als „Beweisbeſchluß“ ift nur dann entſcheidend, 
enn der Inhalt der ergangenen Anordnung Zweifel 
offen läßt. 
0 Die Beſchw. der Staatskaſſe, die ſich gegen die Feſtſetzung 
er Beweis- und weiteren Verhandlungsgebühr durch das LG. 
Fe Erinnerung des ArmAnw. hin richtet, ift begründet. Eine 
Jeweisanordnung iſt vom Prozeßgericht nicht getroffen worden. 
Zwar bezeichnet ſich der Beſchluß des LG. v. 13. Febr. 1935 als 
Seweisbeſchluß. Maßgebend für die Beurteilung, ob eine Be⸗ 
weis anordnung vorliegt, iſt jedoch grundſätzlich nicht die 
zom Gericht gewählte Bezeichnung, ſondern der ſachliche In⸗ 
Bart der getroffenen Anordnung. Nur wenn dieſer Inhalt eine 
nehrfache Deutung zuläßt, z. B. bei Beiziehung von Akten, die 
Lbwohl zwecks Information als auch zwecks Beweiſes erfolgen 
N, kommt es entſcheidend auf die Bezeichnung als Beweis⸗ 
geſchiuß deshalb an, weil dann aus ihr der Wille des Gerichts 
fulolgert werden muß, eine der Klärung ſtreitiger Parteibehaup⸗ 
Neffen dienende, alſo eine Anordnung zu Beweiszwecken zu 
Der vorgenannte Beſchluß enthält aber ſachlich nur Auf⸗ 


agen an die bekl. Partei, die offenbar z. T. wohl der Vorberei⸗ 


tung einer vom Gericht als notwendig erkannten Beweisverneh⸗ 
mung dienen ſollten, ihrerſeits aber der bekl. Partei nur be⸗ 
ſtimmte Erklärungen aufgeben. Eine Beweisanordnung iſt in dem 
Beſchluß nicht einmal in Form einer vorbehaltenen Beweisanord⸗ 
nung — die übrigens eine Beweisgebühr ebenfalls noch nicht be⸗ 
gründen würde — enthalten. 0 

Danach iſt die fälſchlicherweiſe vom Prozeßgericht gewählte 
Bezeichnung ſeines Auflagenbeſchluſſes als Beweisbeſchluß gebüh⸗ 
renrechtlich ohne Bedeutung und vermag bei dem Fehlen einer 
ſolchen Beweisanordnung für die Prozeßbevollmächtigten eine Be⸗ 
weisgebühr nicht zu begründen. 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 22. Mai 1935, 20 W 3171/35.) 
** 


38. 8 20 Ziff. 2 Dc. Höhe der gerichtlichen Beweis— 
gebühr hängt vom Streitwert zur Zeit der Beweisanord— 
nung, nicht davon ab, in welchem Umfange das Gericht 
ſpäter das Ergebnis der Beweisaufnahme verwertet. 

Die Erinnerung richtet ſich gegen den Anſatz der gerichtlichen 
Beweisgebühr in der Ber Inſt. nach dem zuſammengerechneten 
Streitwert der Ber. und Anſchlußberufung. Sie iſt begründet. 

Gemäß § 20 Ziff. 2 DKG. wird die Beweisgebühr erhoben 
für „die Anordnung der Beweisaufnahme“. Maßgebend für die 
Entſtehung der gerichtlichen Beweisgebühr, insbeſ. alſo auch der 
Höhe nach, iſt ſomit der Zeitpunkt der gerichtlichen Beweis an⸗ 
ordnung. Nur der zu dieſem Zeitpunkt in Streit befindliche An⸗ 
ſpruch — und zwar auch nur, ſoweit die Beweisanordnung ſich 
auf ihn bezieht — iſt deshalb für die Berechnung der Beweisgebühr 
zugrunde zu legen. Anderungen im Streitwert, die durch ſpätere 
Erhöhungen infolge von Maßnahmen des Antragſtellers der In⸗ 
ſtanz oder auch infolge ſolcher der Gegenpartei, alſo durch Klage⸗ 
erweiterung, durch Widerklage, durch Anſchlußberufung, berbei- 
geführt werden, berühren die Höhe der entſtandenen Beweisgebühr 
nicht. Daran ändert insbeſ. auch der Umſtand nichts, daß das Er⸗ 
gebnis der zunächſt über den geringeren Anſpruch angeordneten 
Beweisaufnahme nunmehr auch für die Entſch. über die weiter⸗ 
geltend gemachten Anſprüche maßgebend iſt und vom Gericht ent⸗ 
ſprechend verwertet wird. Unerheblich iſt auch, ob gerade mit 
Rückſicht auf das Ergebnis der bereits ſtattgehabten Beweisauf⸗ 
nahme die Parteien ſich zu ihren weiteren Maßnahmen bewogen 
gefühlt haben. Es kann den Parteien nicht verwehrt werden, auf 
Grund des Ausganges eines beſtimmten Verfahrensabſchnittes ihre 
weiteren Maßnahmen zu treffen. Gebührenrechtlich wirkt ſich ein 
ſolches Vorgehen zwar auf die Prozeßgebühr, gegebenenfalls auf die 
Urteilsgebühr des Gerichts aus, nicht aber auf eine bereits entſtan⸗ 
dene Beweisgebühr, ſolange nicht eine neue Beweisanordnung des 
Gerichts auch über den erweiterten Streitgegenſtand ergeht. Die 
Auffaſſung des UrkB., daß die Beweisgebühr deshalb den geſamten 
Streitwert der Ber. einſchließlich der nach der Beweisaufnahme 
eingelegten Anſchlußberufung deshalb zu berechnen ſei, weil nach 
Außerung des Prozeßgerichts die Beweisaufnahme bei der Entſch. 
über die Anſchlußberufung mit verwertet worden jet, entbehrt mit⸗ 
hin der Rechtsgrundlage. 

Da die Beweisanordnung v. 1. Dez. 1933 nur über die Ber. 
ergangen iſt, darf die Beweisgebühr nur nach dieſem Streitwert 
berechnet werden. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 22. Mai 1935, 20 Wa 112/35.) 


39. 81 Arm Anw.; § 50 RA Geb.; § 628 BGB. Frei⸗ 
willige Aufgabe der Zulaſſung des Arm Anw., die den 
Verluſt ſeines Erſatzanſpruchs an die Staatskaſſe zur 
Folge haben kann, liegt ſtets dann vor, wenn der Anwalt 
aus wirtſchaftlichen Gründen die Aulaffung wechſelt oder 
einen anderen Beruf ergreift. 


Nachdem durch Feſtſetzungsbeſchluß v. 14. Sept. 1933 die 
Koſten für den BeſchwF. als damaligen Arm Anw. der Kl. feſt⸗ 
geſetzt worden waren, hat auf Erinnerung der Oberrechnungs⸗ 
kammer hin der UrkB. durch Beſchl. v. 12. Mai 1935 die Ge⸗ 
bühren mit der Begr. abgeſetzt, daß RA. F. durch Aufgabe ſeiner 
Zulaſſung bei dem AG. F. feines Gebührenanſpruchs an die 
Staatskaſſe inſoweit verluſtig gegangen ſei, als dieſelben Gebühren 
für den neu beſtellten ArmAnw. nochmals entſtanden ſeien. Das 
LG. hat dieſen Standpunkt gebilligt. Hiergegen richtet ſich die 
Beſchw., die aber keinen Erfolg haben konnte. 

Zur Frage der Erſtattungsfähigkeit von Mehrkoſten, die durch 
einen Anwaltswechſel im Laufe des Prozeſſes entſtehen, geht die 
Ripr. des Senats dahin, daß § 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. in dem 
Begriff „mußte“ ein doppeltes Erfordernis aufſtellt: objektive 
Notwendigkeit des Wechſels, weil der erſte Anwalt nicht mehr 
weiter tätig werden will oder kann, in ſubjektiver Hinſicht 
das Fehlen eines Verſchuldens, das dieſe Notwendigkeit verurſacht 
hat, der Wechſel alſo vermeidbar geweſen wäre. An diefer Rſpr. 
hält der Senat auch trotz der gerade neuerdings dagegen gerich⸗ 
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teten Angriffe (vgl. RA. Bach: JW. 1935, 1800 ff.) feſt. Das 
KG. hat nicht etwa erſt in feiner Entſch. v. 21. April 1934 (JW. 
1934, 21705), ſondern erſtmalig bereits in feiner grundſätzlichen 
Entſch. 20 W 3983/30 v. 1. Mai 1930 den Begriff des notwen⸗ 
digen Anwaltswechſels in 891 Abſ. 2 ZPO. dahin zergliedert, daß 
er auch das ſubjektive Moment, nämlich auf ſeiten der erſtat⸗ 
tungsberechtigten Partei unverſchuldete Notwendigkeit ent⸗ 
hält. Es hat ſodann in der Entſch. 20 W 2113/33 v. 1. März 
1933 weiterhin klargeſtellt, daß dieſe Vorausſetzung nicht nur 
in der Perſon der Partei ſelbſt, ſondern auch der ihres Anwalts 
dargetan werden müſſe, da die Partei im Verhältnis zum Pro⸗ 
zeßgegner für das Verhalten ihres eigenen Anwalts einzuſtehen 
habe. Daß dieſe Auslegung des Begriffs „notwendig“ in § 91 
Abſ. 2 ZPO. dem Geſetz widerſpräche, und daß dieſes nur o b⸗ 
jektive Notwendigkeit verlangt, wird zwar von Bach a. a. * 
behauptet, ohne daß jedoch für die Richtigkeit dieſer Behauptung 
eine andere Begr. gegeben wird, als der Hinweis auf die über⸗ 
wiegende Auslegung durch die Praxis. Die richtige Auslegung 
hierzu kann aber nur gefunden werden aus dem Sinn und Zweck 
der geſetzlich angeordneten Koſtenerſtattung. Daß dieſe aber in 
jeder Beziehung auf eine Einſchränkung der Erſtattung abzielt, 
beweiſt nicht nur die allgemeine Beſchränkung auf die zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung erforderlichen Koſten, ſondern 
auch vor allem die beſondere Einſchränkung in Abſ. 2 des § 91 
ZPO., die gerade bei den Anwaltskoſten Platz zu greifen hat. Es 
hieße, dieſe geſetzliche Einſchränkung ihrer Wirkſamkeit entklei⸗ 
den, wollte man die objektive Notwendigkeit allein, d. h. die bloße 
Tatſache, daß der erſte Anwalt ſein Mandat nicht weiterführt, 
genügen laſſen, um die unterliegende Gegenpartei mit den ſo ent⸗ 
ſtehenden Mehrkoſten zu belaſten. Dann hätte es der beſonderen 
Regelung in Abſ. 2 Satz 2 a. a. O. nicht bedurft und ſie geht ja 
dahin, daß in der Perſon des Anwalts ein Wechſel eintreten 
muß te. Der Senat hat in der die Erſtattungsfähigkeit bei Aus⸗ 
ſcheiden der nichtariſchen Anwälte betr. Entſch. 20 W 8932/33 vom 
18. Nov. 1933 (JW. 1933, 27783) darauf hingewieſen, daß in 
dieſem Begriff das ſubjektive Moment der Vermeidbarkeit enthal⸗ 
ten iſt, daß alſo derjenige Wechſel nicht eintreten mußte, der 
vermeidbar — ſei es durch die Partei ſelbſt, ſei es durch 
ihren Anwalt — war. Im übrigen wird dieſe Auffaſſung des KG. 
ausdrücklich gerade auch vom OLG. Naumburg: JW. 1935, 
1803 30, die von Bach zuſtimmend beſprochen worden iſt, geteilt. 
Der Senat ſieht auch keinerlei Anlaß, von dieſer von ihm ſeit 
Jahren für richtig erkannten und geübten Rſpr. abzugehen. 

Den beſonderen, auch hier zur Entſch. ſtehenden Fall des 
Anwaltswechſels infolge Aufgabe der Zulaſſung durch 
den Anwalt hat der Senat ebenfalls bereits in einer Reihe von 
Entſch. behandelt, erſtmalig in der grundl. Entſch. 20 W 2869/34. 
vom 21. April 1934 (ZW. 1934, 2170 1) für den Wahlan walt 
und in der Entſch. 20 W 5496/34 v. 19. Sept. 1934 (JW. 1934, 
2496 33) für den Arm Anw. Der Senat hat in beiden Fällen es 
entſcheidend darauf abgeſtellt, ob die Aufgabe der Zulaſſung aus 
Grunden erfolgt, die vom Willen des Anwalts unabhängig ſind. 
Bei Aufgabe der Zulaſſung aus freier Entſchließung des Anwalts 
wird daher eine Erſtattungsfähigkeit der doppelt entſtandenen 
Anwaltskoſten nicht anerkannt. Hierbei iſt der Senat davon aus⸗ 
gegangen, daß die Frage des Gebührenanſpruchs des ausſcheiden⸗ 
den Wahlanwalts der eigenen Partei gegenüber offenbleiben 
könne, da jedenfalls die für die Frage der Koſtenfeſtſetzung aus⸗ 
ſchlaggebende Erſtattungsfähigkeit der Mehrkoſten zu verneinen ſei. 

Bei freiwilligem Ausſcheiden des Arm An w., z. B. infolge 
freiwilliger Aufgabe der Zulaſſung als Anwalt, verliert nach der 
Rſpr. des Senats der ArmAnw. ſeinen Gebührenanſpruch an die 
Staatskaſſe inſoweit, als dieſelben Gebühren für den neu zu be⸗ 
ſtellenden ArmAnw. nochmals entſtehen (Entſch. v. 19. Sept. 
1934 vgl. oben). Dieſer Entſch. liegt die Erwägung zugrunde, daß 
die Stellung des ArmAnw. innerhalb der Rechtspflege inſofern eine 
andere und verantwortungsvollere iſt, als er vom Staat der Par⸗ 
tei zur Verfügung geſtellt iſt, dafür aus ſtaatlichen Mitteln ſeine 
Vergütung erhält und deshalb in ſeinen Entſchließungen, die die 
Fortführung ſeiner Mandate und ſeiner Anwaltstätigkeit allgemein 
en diefen Umſtänden in erhöhtem Maße Rechnung tra- 
gen muß. 

In beiden Fällen iſt der Begriff „freiwillige Entſchließung“ 
derſelbe und ſteht im Gegenſatz zu einer Entſchließung, die auf 
unabhängig von dem freien Willen des Anwalts hervortretenden 
zwingenden Gründen, auf unvermeidbaren Zufälligkeiten beruht. 
Dazu iſt z. B. die Unmöglichkeit weiterer Berufsausübung infolge 
Krankheit zu rechnen, während der Senat gerade den Fall, daß 
der Anwalt ſich eine günſtigere wirtſchaftliche Exiſtenz 
ſchaffen will, als Aufgabe der Zulaſſung aus freiwilliger Entſchlie⸗ 
ßung angeſehen hat. Deshalb hat der Senat auch in Fallen, in 
denen ein Anwalt ſeine Praxis infolge Aunahme einer Berufung 
in den Staatsdienſt aufgegeben hat, ein freiwilliges Ausſcheiden 
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als Anwalt, das für ihn die Gebührennachteile i. S. der oben⸗ 
genannten Entſch. mit ſich bringen mußte, bejaht (vgl. JW. 1939, 
1040 und 1044). Der Senat muß auch angeſichts der von Bach 
a. a. O. gegen dieſe Rſpr. erhobenen Vorwürfe, die dahingehen, 
er treibe eine dem geſetzten Recht zuwiderlaufende Rſpr., wie 
weiterhin angeſichts der gegenteiligen Stellungnahme des Or. 
Naumburg v. 17. Dez. 1934 (JW. 1935, 802 38) an dieſem Stand⸗ 
punkt feſthalten. Der Ausgangspunkt der Kritik von Bach, § 50 
RAöGebdO. erſetze vollſtändig den $ 628 BGB., iſt nicht zutreffend. 
Denn in dem Schlußſatz des § 50 iſt, wenn auch nicht der Para⸗ 
graphenbezeichnung, jo doch dem Inhalte nach ausdrücklich auf 
§ 628 BGB. Bezug genommen. Denn die „aus einem Verſchulden 
ſich ergebenden zivilrechtlichen Folgen“ ſind eben diejenigen, die 
3 628 BGB. aufführt: Verluſt des Gebührenanſpruchs, ſoweit die 
bisherige Leiſtung infolge der Kündigung für die Partei kein 
Intereſſe hat ($ 628 Abſ. 1 BGB.; jo auch B aumbach, 3 zu 
§ 50 RAGeb O.), wenn nicht nach § 628 Abſ. 2 ſogar eine noch 
weitergehende Erſatzpflicht des Anwalts eintritt. x 

Folglich ſtehen nur noch zwei Fragen zur Erörterung: a) iſt 
die freiwillige Aufgabe der Zulaſſung durch den Anwalt ein ihm 
zur Laſt zu legendes Verſchulden i. S. dieſer Vorſchr. der 8 50 
RAGebO., § 628 BGB. Das hat der Senat in der genannten 
Entſch. v. 19. Sept. 1934 dahin bejaht, daß er vor allem bei dem 
Arm Anw. aus der beſonderen Eigenart ſeiner Stellung heraus 
an ſein Verhalten, ſoweit es ſich auf dem Wege über ſeine Partei 
auf den geſamten Prozeß in irgendeiner Weiſe auswirkt, beſonders 
ſtrenge Anforderungen ſtellt und ſo dahin gelangt iſt, jede frei⸗ 
willige Aufgabe des Mandats einem Verſchulden in dem erörterten 
Sinne gleichzuſetzen. Dabei iſt nicht ein beſonderer Verſchuldens⸗ 
begriff geſchaffen worden. Dieſes Verſchulden iſt vielmehr das 
zivilrechtliche Verſchulden des bürgerlichen Rechts, das mithin 
auch in gebührenrechtlicher Hinſicht ſich auswirkt und wie zum Ver⸗ 
luſt des Anſpruchs der Partei gegenüber ſo zum Verluſt des An⸗ 
ſpruchs der Staatskaſſe gegenüber führen kann. 1 

b) Die weitere Frage iſt, ob die Staatskaſſe ſich darauf auch 
berufen kann. Die bejahende Entſch. des Senats ſteht durchaus im 
Einklang mit feiner Entſch.: IW. 1935, 789, daß nur die Nicht⸗ 
entſtehung bzw. der Untergang des Anſpruchs auf Gebühren von 
der Staakskaſſe zu prüfen und im Verfahren betr. die Feſtſetzung 
der Armenanwaltskoſten zu berechnen iſt. Um letzteren Tatbeſtand 
handelt es ſich. Das hat der Senat in ſeiner früheren Eniſch. 
gerade ausdrücklich hervorgehoben, ſofern nur die weiterhin ver⸗ 
langte Vorausſetzung erfüllt iſt, daß es ſich um einen abgejchlol” 
ſenen, der Beurteilung im Feſtſetzungsverfahren ohne weiteres zu 
gänglichen Einwendungstatbeſtand handelt. Das iſt aber regel 
mäßig dann der Fall, wenn feſtſteht, daß und aus welchen Grun 
den es zum Wechſel in der Perſon des ArmAnw. gekommen iſt. 
Die Rſpr. des Senats iſt daher in ſich folgerichtig, wenn fie den 
freiwillig ausſcheidenden Arm Anw. den Gebührenanſpruch au 
die Staatskaſſe inſoweit verlieren läßt, als dieſelben Gebühren 
für den neu zu beſtellenden ArmAnw. aus der Staatskaſſe noch 
mals erwachſen. Der Senat muß aber gerade auch gegenüber den 
Ausführungen der Beſchw. und ſelbſt in Würdigung der Dar 
legungen von Bach an dieſem Standpunkt für alle diejenigen 
Fälle feſthalten, in denen der Anwalt jeiner eigenen wirtſchaſt 
lichen Vorteile wegen ſeine Zulaſſung als Anwalt überhaupt oder 
nur bei dem in Frage kommenden Gericht und damit ſein Mal, 
dat als Arm Anw. in den einzelnen Sachen aufgibt. Der Sen 
vermag auch bei eingehender Würdigung aller in Betracht kon 5 
menden Geſichtspunkte Ausnahmen irgendwelcher Art ſelbſt ſu 
diejenigen Fälle nicht als berechtigt anzuerkennen, in denen her 
Anwalt wegen drohender ſchwerer wirtſchaftlicher Nachteile, vie, 
leicht ſogar wegen unmittelbar bevorſtehenden wirtſchaftlichen „n 
ſammenbruchs ſich genötigt geſehen hat, eine einträglichere Stel 
lung — ſei es als Anwalt bei einem anderen Gericht oder [as 
irgendwo im Erwerbsleben — zu ſuchen, Fälle alſo, in dene 
ſeine Entſchließung durch zwingende wirtſchaftliche Erwägung! 
bedingt und gleichſam von wirtſchaftlicher Zwangslage diktiel 
waren. Denn auch hier ift es der eigene wirtſchaftliche Vorten 
den der Anwalt im Auge hat und der ſeine Entſchließung he 
ſtimmt. Hier einen Unterſchied zu machen, je nachdem die wil 
schaftlichen Gründe mehr oder weniger ſchwerwiegend find un 
demnach die Entſchließung ſtärker oder geringer beeinfluſſen, — 
wie auf der Hand liegt, nicht angängig. Es handelt ſich nur DE 
einen Unterſchied dem Grade nach, der ſeinerſeits häufig wie u 
nur von dem Zeitpunkt abhängt, in welchem der Anwalt ſich 
einem Wechſel im Beruf oder in der Zulaſſung entſchließt 0 
kann unter keinen Umſtänden angehen, dieſe Entſchlietzung rech! Ti 
anders zu beurteilen, je nachdem ob fie früher oder jpäter geſaß 
wird, ob ſie zunächſt nur wünſchenswert oder für den Anwalt 5 
reits zwingend erſcheint. Im einen wie im anderen Falle en 
ſpringt ſie dem Willen des Anwalts, ſeine wirtſchaftliche Lage“ 
verbeſſern. 
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Wollte man wenigſtens für die Fälle ſchwerer wirtſchaftlicher 
Not des ausſcheidenden Anwalts eine andere Beurteilung Platz 
greifen laſſen, ſo würde das nur bedeuten, daß der Anwalt befugt 
iſt, feine perſönlichen Intereſſen denen der von ihm vertretenen 

artei oder der im Prozeß befangenen Gegenpartei voranzuſtellen 
und ungeachtet übernommener Vertragspflichten durch ſeine freie 
Entſchließung die koſtenrechtlichen Auswirkungen des Prozeſſes 
durch Mehrbelaſtung mit Koſten zu erſchweren. Der vom RG. 33, 
369 geprägte Satz, daß dem Anwalt dieſe Freiheit nicht verwehrt 
werden könne, daß er vielmehr dabei handle aus Gründen, die 
nur ſeiner Erwägung überlaſſen ſeien, mag vielleicht nach da⸗ 
maliger Auffaſſung zu billigen geweſen ſein, iſt aber mit dem 
heutigen Rechtsempfinden und mit der heutigen Auffaſſung von 
der Rechtsſtellung des Anwalts, ſeinen Pflichten und ſeiner Ver⸗ 
antwortlichkeit als Organ der Rechtspflege keinesfalls mehr ver⸗ 
einbar. Hieran hält der Senat auch mit aller Entſchiedenheit feſt. 
Es iſt Pflicht des Anwalts, insbeſ. alſo des ArmAnw., der aus 
wirtſchaftlichen Erwägungen ſeinen Beruf und die ihm in dieſem 
übertragenen Vertretungen nicht weiterführen will, zu feinem 
Teile dazu mitzuwirken, daß eine Mehrbelaſtung ſeines Auftrag⸗ 
gebers oder der ihm gegenüber erſtattungspflichtigen Staatskaſſe 
nicht dadurch eintritt, daß er ſelbſt ſeiner eigenen wirtſchaftlichen 
Vorteile wegen die bisher übernommenen Verpflichtungen nicht 
weiter erfüllen will. Nicht dieſe Forderung iſt, wie der Beſchwßf. 
meint, unſozial, ſondern das Gegenteil wäre eine einſeitige, alſo 
ungerechte Abſchwächung der vom Anwalt übernommenen Rechts⸗ 
pflichten, deshalb mit dem Weſen von Pflicht und Verantwor⸗ 
pn unvereinbar und würde geſundem Rechtsempfinden wider— 

rechen. 

Es kann nicht die Rede davon fein, daß, wie der Beſchwß. 
meint, der Anwalt durch eine ſolche Rechtsauffaſſung beſtraft 
oder an der Ausführung ſeines Entſchluſſes gehindert würde. Daß 
ein ſolcher ihm mitunter erſchwert wird, mag ſein, rechtfertigt aber 
nicht, durch ſein Handeln erwachſene Nachteile auf andere abzu⸗ 
wälzen. Daß er für ſeine Entſchließung „beſtraft“ wird, wäre 
nur dann richtig, wenn man annähme, daß das Einſtehenmüſſen 
für die Auswirkungen eigenen Tuns ſich als Strafe darſtellt. In 
Wahrheit handelt es ſich um nichts anderes, als um die Frage ver⸗ 
nünftigen wirtſchaftlichen Ausgleiches den der Senat erzielen 
will: vermag ihn der Anwalt, der ſich von ſeinen beſtehenden 
Verpflichtungen zu löſen wünſcht, nicht von ſich aus durch ent- 
prechende Regelung (3. B. Vereinbarung mit dem Rechtsnachfol⸗ 
ger) zu bewirken, ſo muß der Nachteil auf ihm ſelbſt hängen blei— 
ben. Hier von Beſtrafung zu ſprechen, dürfte abwegig ſein. 

Auch die vom BeſchwF. gezogene Parallele zu dem Fall des 
Ausſcheidens eines nichtariſchen Anwalts gibt ein völlig ſchiefes 
Bild. Denn bei dem nichtariſchen Anwalt handelt es ſich gerade 
um das Gegenteil freier Entſchließung. Er behält mithin ſeinen 
Gebührenanſpruch. Wohl aber muß nach der Rſpr. des Senats 
er für ihn eintretende Nachfolger das Opfer bringen, die für 
ſeinen Vorgänger ſchon entſtandenen Gebühren ſich von ſeinem 
eigenen Gebührenanſpruch in Abzug bringen zu laſſen. Auch dieſe 
Entſch, iſt getragen von der Erwägung, daß der Anwalt als Or⸗ 
gan der Rechtspflege unter beſonderen Umſtänden, wie ſie die poli⸗ 
tiſche Umwälzung des Jahres 1933 mit ſich brachte, ſogar erheb- 
liche Opfer auf ſich nehmen muß, um zu ſeinem Teil dazu beizu⸗ 
tragen, daß eine Mehrbelaſtung des Prozeſſes bzw. der Staats 
kaſſe mit Anwaltskoſten vermieden wird. Gerade dieſer Geſichts⸗ 
punkt iſt es aber, der auch bei freiwilligem Ausſcheiden des Arm⸗ 
Anw. die entſcheidende Rolle ſpielt. 

Wenn daher auch im vorl. Falle der BeſchwF. mangels einer 
ausreichenden Exiſtenzgrundlage als Anwalt beim AG. in F. ge⸗ 
zwungen war, die ihm als Anwalt an einem anderen Gericht ge- 
otene günſtigere Stellung anzunehmen, ſo liegt trotz dieſer wirt⸗ 
chaftlichen Zwangslage eine freiwillige Entſchließung i. S. der 
oben erörterten Rſpr. vor. Er iſt mithin ſeines Gebührenanſpruchs 
an die Staatskaſſe in dem Umfange verluſtig gegangen, in dem 
dieſelben Gebühren für ſeinen Nachfolger entſtanden find, 

1 Daß die Abänderung der früheren Koſtenfeſtſetzung erſt nach 
/ Jahren erfolgt iſt, ſteht deren Zuläſſigkeit nicht entgegen. 
nn die Feſtſetzung der Koſten für feinen Nachfolger RA. N. 
it erſt am 11. Jan. 1935 erfolgt. Erſt zu dieſem Zeitpunkt ſtand 
aljo feſt, in welchem Umfange der BeſchwF. feinen Gebührenan⸗ 
Pruch an die Staatskaſſe verlieren mußte. 

8 Der Einwand des BeſchwF., um den von ihm zurückgefor⸗ 
derten Betrag nicht mehr bereichert zu ſein, iſt für das Feſtſetzungs⸗ 
„erfahren ohne Bedeutung und hindert die Abänderung der Koſten⸗ 
(Absetzung nicht. Es genügt, hierzu auf die Entſch. des Senats 
Pen 2009/35 v. 30. März 1935: JW. 1935, 1702 20) zu ver⸗ 

en. 
(Kg., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 19. Juni 1935, 20 W 3873/35.) 
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40. 81 Arm Anw.; 58 13, 25 RAGeb O. Verjährung von 
Arm AnwGeb. Erneute Entſtehung der verjährten Gebühren 
in derſelben Inſtanz. Verfahrens- und Aktgebühren. 

Durch Beweisbeſchluß v. 29. Mai 1931 iſt die Beiziehung 
der Akten eines Parallelprozeſſes angeordnet worden. Im Termin 
v. 13. Nov. 1931 hat das LG. auf Grund des Inhalts der beigezo⸗ 
genen Akten den Rechtsſtreit bis zur Erledigung dieſes Parallel⸗ 
prozeſſes ausgeſetzt. Nach Beendigung des Parallelprozeſſes iſt dann 
auf Ladung v. 29. Sept. 1934 hin das Verfahren wieder aufgenom⸗ 
men worden und am 21. Jan. 1935 Urteil ergangen. Der UrkB. 
hat, nachdem der Bezirksreviſor bzgl. der Beweis⸗ und weiteren 
Verhandlungsgebühr die Verjährungseinrede erhoben hatte, nur 
die Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr für den Arm Anw. des Kl. 
feſtgeſetzt, im übrigen dagegen die Feſtſetzung abgelehnt. 

Das LG. hat die Erinnerung zurückgewieſen und insbe]. 
die Tatſache, daß die Beweisaufnahme erſt nach der neuen Verhand⸗ 
lung ſtattgefunden habe, für belanglos erklärt. 

Die hiergegen erhobene Beſchw. konnte keinen Erfolg haben. 
Mit Recht haben die Vorinſtanzen angenommen, daß der Anſpruch 
auf die bis zum 13. Nov. 1931 entſtandenen Armenanwaltsgebüh⸗ 
ren mit Ablauf des 31. Dez. 1934 verjährt war. Denn auch die 
Ausſetzung des Verfahrens gehört zu denjenigen Fällen, die ein 
Ruhen des Verfahrens herbeiführen. Ruhen des Verfahrens i. S. 
des § 1 Abſ. 4 Satz 2 ArmAnmw®. liegt nach allgemeiner Auffaſſung 
(vgl. grundſätzliche Entſch. des Sen. v. 17. April 1928 bei Gae⸗ 
deke, Koſtenrechtſprechung, 1934, Nr. 362) nicht nur bei einer 
entſprechenden Anordnung im Sinne der Prozeßordnung, ſondern 
ſtets auch dann vor, wenn in der Sache tatſächlich nichts geſchieht. 
Nach Ablauf von drei Monaten tritt damit die Fälligkeit der 
Armenanwaltsgebühren ein und ſetzt gem. § 196 Ziff. 15 BGB. 
die zweijährige Verjährungsfriſt in Lauf, die hier alſo mit Ab⸗ 
lauf des Jahres 1934 beendet war. 

Damit waren alſo an ſich die Prozeß-, Verhandlungs- und 
Beweisgebühr verjährt. 

Mit Recht haben allerdings die Vorinſtanzen die Prozeß- und 
Verhandlungsgebühr trotzdem, weil nach Wiederaufnahme des 
Verfahrens neu entſtanden, feſtgeſetzt. Dagegen iſt die Anſicht des 
LG., daß, obwohl eine Beweisaufnahme erſt nach der neuen Ver⸗ 
handlung ſtattgefunden habe, dadurch eine neue Beweisgebühr für 
den BeſchwF. nicht erwachſen ſei, unzutreffend. Es iſt zwar rich⸗ 
tig, daß die Beweisgebühr — dasſelbe gilt übrigens auch für die 
Verhandlungsgebühr — im Gegenſatz zu der Prozeßgebühr, die 
eine Verfahrens gebühr darſtellt, eine Akt gebühr iſt. Wäh⸗ 
rend die Verfahrensgebühr das geſamte Verfahren innerhalb der 
Inſtanz, ſoweit nicht für beſondere Akte beſondere Gebühren aus⸗ 
geworfen ſind, abgilt, entſtehen Aktgebühren durch eine entſpre⸗ 
chende Tätigkeit des Anwalts innerhalb des beſonderen Verfahrens⸗ 
abſchnittes. Durch jede dieſem Abſchnitt zuzurechnende Tätigkeit er⸗ 
wächſt die Gebühr von neuem. Gemeinſam iſt beiden Arten von 
Gebühren gem. §S 25 RAGeb O. der Pauſchalcharakter: jede Tätig⸗ 
keit nicht näher beſtimmter Art läßt die Verfahrensgebühr, jeder 
beſtimmte Akt die Aktgebühr entſtehen, jede kann alſo an ſich im 
ſelben Verfahren mehrfach erwachſen. Trotzdem darf dieſelbe Ge— 
bühr in derſelben Inſtanz hinſichtlich jedes Teils des Streitgegen⸗ 
ſtandes nur einmal erhoben werden. Daraus ergibt ſich aber, daß 
eine Beweisgebühr des Anwalts, die durch gerichtliche Beweisan⸗ 
ordnung und entſprechende Tätigkeit des Anwalts im Beweisauf⸗ 
nahmeverfahren erwachſen war und dann verjährt iſt, durch ſpätere 
Tätigkeit des Anwalts in demſelben oder in einem in derſelben 
Inſtanz neu angeordneten Beweisaufnahmeverfahren von neuem 
erwächſt, ſo daß die Verjährung der erſt erwachſenen Beweisgebühr 
ſich praktiſch nicht auswirkt. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 22. Mai 1935,20 W§Z 3152/35.) 


* 


41. § 1 Arm Anw.; 8 304 ZPO. Fälligkeit der Arm⸗ 
AnwGeb. bei Grundurteil, das die ganzen in der Inſtanz 
erhobenen Anſprüche erledigt, wenn auch die Koſtenent-⸗ 
ſcheidung vorbehalten iſt. 

Die Staatskaſſe verneint im Gegenſatz zum LG. die Fällig⸗ 
keit der Gebühren des den Bekl. für die erſte Inſtanz beigeordneten 
Arm Anw. Sie ſtützt ſich für ihre Auffaſſung auf die Entſch. des 
Senats 20 W 2392/34 v. 25. April 1934 bei Gaedeke, Koſten⸗ 
rechtſprechung, 1934, Nr. 357 = ZW. 1934, 1863 1. In dieſer Entſch. 
hat der Senat ausgeſprochen, daß eine Fälligkeit der Armenan⸗ 
waltsgebühren durch Beendigung der Inſtanz nur dann eintritt, 
wenn die ganze Inſtanz beendet iſt, daß dagegen, wenn noch 
ein Teil des Rechtsſtreits in der Inſtanz anhängig bleibt, eine — 
auch nur teilweiſe — Fälligkeit der Armenanwaltsgebühren dadurch 
nicht herbeigeführt wird. Die Staatskaſſe hält einen ſolchen Fall 
hier deshalb für gegeben, weil das LG. den Anſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, die Koſtenentſcheidung aber dem 
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Schluß⸗ und Endurteil vorbehalten habe. Dabet ift jedoch die Entſch. 
des Senats 20 W 11682/28 v. 3. Jan. 1929 (bei Gaedeke. 
Koſtenrechtſprechung, 1934, Nr. 359 = JW. 1935, 802 36) nicht 
beachtet, ausweislich deren die Fälligkeit der Armenanwaltsgebüh⸗ 
ren durch ein Grundurteil nach $ 304 35D. herbeigeführt wird. In 
ſolchem Falle tritt, wenn auch nicht prozeſſual, jo doch koſten⸗ 
rechtlich, eine Beendigung der Inſtanz i. S. des $ 85 RA⸗ 
GebdO. ein. Das ergibt ſich aus der Erwägung, daß im Falle des 
Rechtsmittels gegen das Grundurteil die hohere Inſtanz die Klage 
. und damit den Rechtsſtreit in vollem Umfange beenden 
ann. 

Dieſe letztere Entſch. wird durch die erſtgenannte v. 25. April 
1934 nicht geändert, ſondern nur dahin ergänzt daß ein Zwi⸗ 
ſchenurteil über den Grund des Anſpruchs eine Beendigung im 
Sinne der Fälligkeit der Armenanwaltsgebühren nur dann bewirkt, 
wenn nicht noch weitere Anſprüche in derſelben Inſtanz anhängig 
bleiben. In dem entſchiedenen Fall handelt es ſich darum, daß über 
den neben dem Leiſtungsanſpruch geltend gemachten Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch eine Entſch. noch nicht ergangen war. Bei Anſprüchen in 
dieſem Sinne handelt es ſich alſo ſtets nur um Anſpruche in der 
Hauptſache, nicht aber um die im Falle eines Zwiſchenurteils 
ohnebin mit Notwendigkeit dem Schlußurteil vorzubehaltende 
Koſtenentſcheidung. Deshalb liegt ein Anwendungsfall der von 
der Staatskaſſe zu ihren Gunſten angezogenen Entſch. v. 25. April 
1934 hier nicht vor. Das LG. hat daher mit Recht die Fälligkeit 
der Armenanwaltsgebühren bejaht. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 22. Mai 1935, 20 W 2966/35.) 


* 


42 8 13 Ziff. 3 RAGebd.; 88 1, 4 Arm Anw. Berech- 
nung und Erſtattung der Vergleichsgebühr des Arm Anw. 
aus der Staatskaſſe, wenn mehrere Prozeſſe in einem 
Vergleich verglichen ſind. 

Der Rechtsſtreit K. gegen K. und der unter den gleichen 
Parteien ſchwebende Arreſtprozeß ſind in dem erſtgenannten Ver⸗ 
fahren durch zu gerichtlichem Protokoll v. 15. März 1935 ge⸗ 
ſchloſſenen Vergleich erledigt worden. In Ziff. 5 bzw. 7 dieſes 
Vergleichs heißt es: „Durch dieſen Vergleich iſt dieſer Rechtsſtreit 
und ferner das Arrejtverfahren erledigt. Die Gerichtskoſten dieſes 
Prozeſſes und des Arreſtverfahrens werden geteilt, die außergericht⸗ 
lichen Koſten beider Verfahren gegeneinander aufgehoben.“ 

Daraufhin iſt antragsgemäß für den der Kl. in beiden Ver⸗ 
fahren beigeordneten Arm Anw. X. in dem O.⸗Prozeß die Ver⸗ 
gleichsgebühr nach dem dortigen Streitwert von 1100 K in 
Höhe von 30 , feſtgeſetzt worden. Den Antrag auf Feſtſetzung 
einer Vergleichsgebühr auch in dem Q.⸗Prozeß haben UrkB. und 
LG. mit der Begr. abgelehnt, daß in dieſem Rechtsſtreit ein Ver⸗ 
gleich nicht geſchloſſen worden ſei und die Vergleichsgebühr des⸗ 
halb hier nicht liquidiert werden könne. 

Die hiergegen gerichtete Beſchw. mußte Erfolg haben. Nach 
der grundſätzlichen Entſch. des Senats 20 W 9012/8 v. 18. Okt. 
1928 (bei Gaedeke, Koſtenrechtſprechung, 1934, Nr. 395 JW. 
1929, 129 20) fteht dem Arm Anw., der in zwei unter denſelben 
Parteien anhängigen Prozeſſen mit verſchiedenem Streitgegenſtand 
zum Arm Anw. beſtellt iſt und beide Prozeſſe durch einen ein⸗ 
beitlichen Vergleich erledigt, die Vergleichsgebühr allerdings nur 
einmal, jedoch berechnet nach den beiden Streitwerten, zu. 
Dieſer Fall liegt hier vor. Der BeſchwF. hat mithin Anſpruch 
auf eine Vergleichsgebühr nach dem zuſammengerechneten Streit⸗ 
wert der im ordentlichen Prozeß und im Arreſtprozeß verfolgten 
Anſprüche. Denn in beiden handelt es ſich um einen, verſchie⸗ 
denen Streitgegenſtand. Da der Anwalt bisher die Vergleichs⸗ 

ebühr erſt nach einem Streitwert von 1100 e erhalten hat, 
ſteht ihm der Unterſchied zwiſchen dieſem Betrag und der ſich aus 
dem zuſammengerechneten Streitwert ergebenden Vergleichsgebühr, 
die von der Wertfeſtſetzung durch das LG. noch abhängt, zu. 

Die Frage, in welchem der beiden Prozeſſe der ArmAnw. 
die geſamte Vergleichsgebühr bzw. die für ihn noch nicht feſt⸗ 
geſetzte Differenz erſtattet verlangen kann, iſt keine Rechtsfrage, 
ſondern nur eine ſolche der praktiſchen Durchführung der Koſten⸗ 
feſtſetzung. Sie iſt deshalb zwanglos dahin zu beantworten, daß 
zum mindeſten der auf jeden Rechtsſtreit anteilig entfallende 
Betrag in dieſem feſtzuſetzen iſt. Iſt dagegen in einer Sache die 
Vergleichsgebühr bereits nach dem vollen Streitwert dieſer Sache 
feſtgeſetzt, ſo iſt in der anderen Sache der Unterſchiedsbetrag zu 
der Gebühr nach dem Geſamtſtreitwert feſtzuſetzen. Mit dieſer 
Einſchränkung iſt daher dem Anſpruch des Beſchwßß., der die volle 
Vergleichsgebühr auch in dieſem Rechtsſtreit nochmals erſtattet 
verlangt, ſtattzugeben. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 19. Juni 1935, 20 W 3864/35.) 
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43. 813 Ziff. 4 RA Gebo. Verzicht auf Beeidigung 
vernommener Zeugen oder Anträge auf Beeidigung, die 
bei der Verhandlung über das Ergebnis der Beweisauf? 
nahme erklärt werden, ſtellen keine Tätigkeit des Anwalts 
im Beweis aufnahmeverfahren dar. Anwaltsrecht aus 
wirtſchaftlichen Gründen. f) 


Die von den Vorinſtanzen bereits zu Recht angezogene Entſch. 
des Senats 20 W 5496/34 v. 19. Sept. 1934 (bei Gaedeke, 
Koſtenrechtſprechung, 1934, Nr. 354 = JW. 1934, 2496 ) verjagt 
dem Arm Anw., der freiwillig ſein Mandat niederlegt, z. B. gerade 
infolge freiwilliger Aufgabe der Zulaſſung als Anwalt, ſeinen Ge⸗ 
bührenanſpruch an die Staatskaſſe inſoweit, als dieſelben Gebüh⸗ 
ren für den neu zu beſtellenden Arm Anw. nochmals entſtehen. Zu⸗ 
treffend legt auch das LG. in der angefochtenen Entſch. dar, wes⸗ 
halb es ſich auch im vorl. Falle, wo RA. A. feine Zulaſſung als 
Anwalt aufgegeben hat, um ein öffentliches Amt zu übernehmen, 
um eine freiwillige Aufgabe der Zulaſſung i. S. der angeführten 
Entſch. handelt. Der Beſchw F. ſelbſt führt aus, daß ſeine Ent 
ſchließung durch die Anderung der Geſetzgebung bedingt war, da 
alſo die veränderte Rechtslage von ihm eine Entſchließung in der 
einen oder anderen Richtung verlangte. In der von ihm zu 
treffenden Entſch., ob er die Beibehaltung der Zulaſſung als 
Anwalt oder die Übernahme eines öffentlichen Amts wählen 
ſollte, war er aber vollkommen frei. Wenn ihn dabei wirtſchaft⸗ 
liche Erwägungen geleitet haben, ſo ändert das nichts an der 
Tatſache ſeiner Entſchlußfreiheit. Gerade ſolche Erwägungen ſind 
vom Senat in ſeiner den Wahlanwalt betr. Entſch. 20 W. 2869/34 
v. 21. April 1934 (JW. 1934, 2170°) als einer der tppiſchen 
Fälle aufgeführt worden, in denen im Gegenſatz zu Gründen, 
die vom Willen des Anwalts unabhängig waren (z. B. Krank- 
heit) die freie Entſchließung des Anwalts für die Aufgabe der Zu⸗ 
laſſung maßgebend geweſen iſt. Der Senat hat auch insbef. mehr⸗ 
fach für den Fall, daß ein Anwalt die Berufung in ein Staats 
amt annimmt, einen ſolchen Fall freiwilliger Aufgabe der Hi 
laſſung anerkannt (vgl. JW. 1935, 1040“, 1044). 


Danach war nur noch zu prüfen, ob für den Nachfolger des 
BeſchwFy. RA. B. dieſelben Gebühren, die an ſich für den 
Beſchw ß. erwachſen waren, nochmals entſtanden ſind. Das 1 
der Fall mit Ausnahme der Beweisgebühr. Diele ilt fur 
NA. B. zu Unrecht feſtgeſetzt worden. Er iſt zwar vor Erledigung 
der ſchon angeordneten Beweisaufnahme als Arm Anw. beigeord 
net worden. Er iſt aber im Beweisaufnahmeverfahren nicht tatig 
geworden. Vielmehr iſt er ausweislich des Sitzungsprotokolls vom 
25. Febr. 1935 erſt nach Beendigung der Beweisaufnahme er 
ſchienen. Die Parteivertreter haben ſodann auch über das Er 
gebnis der Beweisaufnahme verhandelt. Daß fie bei dieſer Ber’ 
handlung auch erklärt haben, auf die Beeidigung der Zeugen f 
diefe Inſtanz zu verzichten, iſt gebührenrechtlich belanglos. Denn 
ein ſolcher Verzicht iſt begrifflich nicht weſentlicher Teil des Be, 
weisaufnahmeverfahrens, und zwar um fo weniger, als na 
dem ſeit dem 1. Jon. 1934 geltenden Zivilprozeßrecht (8 301 
ZPO.) grundſätzlich eine uneidliche Vernehmung der Zeugen stall 
findet und nur unter beſonderen Vorausſetzungen das Gericht K 
Beeidigung der Zeugen anordnen kann. Daraus ergibt ſich ohne 
weiteres, daß mit der uneidlichen Vernehmung der Zeugen ©; 
Beweisanordnung über die Vernehmung der Zeugen und damit 
das Beweisaufnahmeverfahren ſeine Erledigung gefunden hat. Er 
klärungen der Parteien, die in der darauffolgenden Verhandlung 
zur Frage der Beeidigung der Zeugen abgegeben werden — mug 
es ſich um Anträge auf Beeidigung oder um einen Verzicht auf 
eine ſolche handeln — ſind dann nur Beſtandteil der Verhandlung 
nicht mehr des Beweisaufnahmeverfahrens. Dies iſt objektiv ab“ 
gegrenzt und kann keinesfalls einſeitig durch irgendwelche auf 1 
Beweisaufnahme bezügliche Erklärungen der Parteien wieder au 
genommen oder ausgedehnt werden. Erſt wenn das Gericht — 
ſei es mit, ſei es ohne Antrag der Parteien — die Beeidigun 
anordnet, ſo würde damit das zunächſt abgeſchloſſene Beweisaul 
nahmeverfahren wieder eröffnet werden und damit erſt den ? 2 
teivertretern die Möglichkeit gegeben werden, noch im Beweis 
aufnahmeverfahren tätig zu werden. 


erfüllt iſt. 


Folglich muß dem BeſchwF. die von ihm an ſich verdiente 
für ihn auch bereits feſtgeſetzte und ausgezahlte Beweisgebühr 
Höhe von 19,50 RM nebſt Umſatzſteuer verbleiben. 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 22. Mai 1935, 20 W 3271 735. 
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Aumerkung: Dieſe Entſch. rührt eine Frage von grundſätz⸗ 
licher Bedeutung auf: 

Haben die Parteivertreter es in der Hand, das einmal vom 

ericht angeordnete Beweisaufnahmeverfahren ſeinem Umfange 
nach bis zu einem gewiſſen Grade ſelber zu beſtimmen in der 
Beife, daß fie im Laufe des weiteren Prozeſſes irgendwelche 
Handlungen vornehmen, die mit der Beweisaufnahme zuſammen⸗ 
hängen? Die praktiſche Tragweite iſt, wie vorſtehende Entſch. 
zeigt, die, ob ein Parteivertreter in der Lage iſt, den Tatbeſtand, 
en heraus für ihn ein Gebührenanſpruch erwächſt, ſelbſt zu 

affen. 

Die Entſtehung der Anwaltsgebühren iſt von objektiven 
Merkmalen abhängig. Während aber bei der Prozeßgebühr, die 
en geſamten Verfahrensbetrieb abgilt, jede irgendwie auf den 
Betrieb des Prozeſſes gerichtete Tätigkeit genügt, die Gebühr er⸗ 
wachſen zu laſſen und dabei in der Tat der Anwalt in weiteſtem 
Naße Spielraum für eine Betätigung irgendwelcher Art hat, liegt 
dies bei den Aktgebühren doch anders. Denn ſie gelten eine nur 
innerhalb eines beſtimmten Verfahrensabſchnitts zu entwickelnde 
Tätigkeit ab und ſind deshalb ſowohl zeitlich als auch begrifflich 
beſchränkt. Nur ſolange der Verfahrensabſchnitt dauert und nur 
im Rahmen einer beſonders darauf gerichteten Tätigkeit kann der 
Anwalt Handlungen vornehmen, durch welche für ihn die ent⸗ 
ſprechende Aktgebühr entſteht. Bei der hier zu beſprechenden Be⸗ 
weisgebühr müſſen nun bekanntlich zwei Vorausſetzungen erfüllt 
ein: Die objektive, nämlich ein vom Gericht angeordnetes Be⸗ 
weisaufnabmeverfahren, in welchem der Anwalt eine entſprechende 
Tätigkeit entfalten kann, und dazu die jubjeftibe Vorausſetzung, 
un 10 der Anwalt eine ſolche Tätigkeit auch tatſächlich 
Nifaltet. 

Mit dieſer Klarſtellung der Grundlagen der Beweisgebühr 
des Anwalts gem. § 13 Ziff. 4 RAGeb O. iſt eigentlich die ein⸗ 
gangs geſtellte Frage grundſätzlicher Natur bereits beantwortet. 
denn, wenn den Rahmen der auf den beweismäßigen Betrieb ge⸗ 
richteten Tätigkeit des Anwalts die gerichtliche Anordnung ab- 
gibt, die ja im weſentlichen auch ſchon objektiv den Umfang die⸗ 
ſes Verfahrensabſchnitts beſtimmt und abgrenzt, ſo ſind damit von 
vornherein der Einwirkung des Anwalts ſchon beſtimmte Schran⸗ 
ken geſetzt. Für ſeine Tätigkeit iſt eben nur ſo lange Raum, als 
dieſer Verfahrensabſchnitt noch andauert. Iſt er abgeſchloſſen, 
ann kann zwar der Anwalt Anträge in der Richtung einer 

eueröffnung oder Erweiterung dieſes Verfahrensabſchnittes ſtel⸗ 
len. Er kann aber von ſich aus durch eigene Maßnahmen unmit⸗ 
telbar dieſes Ziel niemals erreichen. Das kann er ſelbſt dann 
nicht, wenn ſeine Tätigkeit aufs engſte mit dem Zweck dieſes Ver⸗ 
fahrensabſchnitts e der alſo z. B. auf eine nochmalige 
ernehmung eines bereits vernommenen Zeugen zum Zwecke beſ⸗ 
ſerer Klarſtellung des Beweisergebniſſes oder auf eine Beeidigung 
dieſes Zeugen abzielt oder — das Gegenſtück — den Verzicht auf 
ie Beeidigung dieſes Zeugen erklärt. 
Es konnte mir nun entgegengehalten werden, daß der Streit 
ſich gerade darum drehe, ob von einer Beendigung des Beweis⸗ 
aufnahmeverfahrens geſprochen werden könne, ſolange für irgend⸗ 
eine hierauf bezügliche Tätigkeit noch Raum ſei oder bevor nicht 
wenigſtens alle Maßnahmen erſchöpft und erledigt ſeien, die nor⸗ 
malerweiſe die e eines Beweisaufnahmeverfahrens der 
angeordneten Art mit ſich bringen kann. Dieſer Einwand iſt an 
ſich berechtigt, trotzdem aber nicht durchſchlagend. Jeder beſondere 
Verfahrensabſchnitt findet ſein Ende dann, wenn die ihn begrün⸗ 
dende Anordnung zur Ausführung gebracht iſt. Übertragen auf die 
nordnung einer Beweisaufnahme durch Vernehmung einer Reihe 
von Zeugen bedeutet das, daß mit dem Abſchluß der Vernehmung 
des letzten Zeugen die Beweisaufnahme erſchöpft, der Verfah⸗ 
rensabſchnitt beendet ift. Denn nur fo, wie die Anordnung lautet, 
umgrenzt ſie auch das beſondere Verfahren. Die Richtigkeit dieſer 
Auffaſſung wird m. E. am beſten durch eine Gegenüberſtellung 
mit einer etwaigen erneuten Anordnung klargeſtellt. Denn, wenn 
das Gericht eine Anordnung dahin erläßt, daß die vernommenen 
Zeugen auf ihre Ausſagen beeidigt werden ſollen, dann ſtellt ſich 
ieſer neue Beſchluß des Gerichts nicht mehr als Erledigung des 
alten, ſondern als völlig neue, ſelbſtändige Beweisanordnung dar. 
as gleiche würde von der Anordnung einer nochmaligen Verneh⸗ 
mung der Zeugen zu gelten haben, außer wenn die bisherige 
ernehmung wegen prozeſſualer Mängel als eine ſolche, d. h. als 
Erledigung des bisherigen Beweisbeſchluſſes gar nicht angeſehen 
werden könnte. \ : 

Am Harften wird die Rechtslage wohl in dem Falle einer 
Beweisaufnahme vor dem erſuchten Gericht, das mangels aus⸗ 
drücklicher Anordnung des Prozeßgerichts die Zeugen nicht beeidigt 
at. Anträge auf Beeidigung können nunmehr erſt in erneuter 
mündlicher Verhandlung geſtellt werden. Über ſie darf vom Pro⸗ 
zeßgericht erſt nach erneuter Verhandlung befunden werden. Ge⸗ 
rade hier markiert ſich mit aller Schärfe und Deutlichkeit, daß die 
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bisherige Anordnung erſchöpft, das angeordnete Beweisverfahren 
beendet iſt. Für eine Tätigkeit des Anwalts innerhalb dieſer 
Beweisaufnahme alſo kein Raum iſt. Ob man dann zufolge wei⸗ 
terer Anordnung des Gerichts von dem Beginn eines neuen zwei⸗ 
ten Beweisaufnahmeverfahrens oder von dem Wiederaufleben des 
erſten Verfahrens ausgehen will, iſt rechtlich belanglos und ändert 
an der Tatſache nichts, daß das erſte Verfahren ſeinen Abſchluß 
gefunden hatte. So gelangt man zu dem Ergebnis, daß in der 
Tat Erklärungen und Anträge der Parteien in bezug auf die Be⸗ 
eidigung bzw. Nichtbeeidigung von Zeugen begrifflich nicht Teil 
des Beweisaufnahmeverfahrens ſind, d. h. alſo, daß, wenn ſie 
nicht unmittelbar in Verbindung mit der Vernehmung der Zeu⸗ 
gen erfolgen, ſie nur in mündlicher Verhandlung abgegeben wer⸗ 
den können und dann nur Beſtandteil dieſer Verhandlung ſind. 

II. Zu der in obiger Entſch. noch behandelten Frage des An⸗ 
waltswechſels nur noch ein kurzes Wort. Dieſe Frage iſt ja durch 
den gerade jetzt und gerade durch die Rſpr. des KG. neu entfeſ⸗ 
ſelten Streit der Meinungen beſonders aktuell geworden, aber auch 


oft und ausführlich genug behandelt worden, als daß es hier noch⸗ 
mals einer eingehenden Stellungnahme bedürfte. Wenn man aber 
mit der Rſpr. des KG. — und ich trete ihr im Gegenſatz zu 
RA. Bad: JW. 1935, 1800 ff. unbedenklich bei — wirtſchaftliche 
Erwägungen des Anwalts als von ſeinem Vorteil diktiert anſieht 
und demgemäß ihm, bzw. ſeiner eigenen Partei in den gebühren⸗ 
rechtlichen Auswirkungen zur Laſt legt, dann kann ernſthaft der 
Fall der Berufung in den Staatsdienſt, der Übernahme eines 
öffentlichen Amts nicht zweifelhaft ſein. 

Ein Anwalt, der ein ſolches Amt annimnit und aus dieſem 
Grunde ſeine Zulaſſung als Anwalt aufgibt, tut dies ſelbſt dann 
aus freiwilliger Entſchließung, wenn die tieferen Beweggründe 
dafür wirklich einmal weniger wirtſchaftlicher als, wie mitunter in 
der Tat geltend gemacht wird, „ideeller“ Natur ſind. 

NA. und Notar Kubiſch, Lübben (Spreewald). 


* 

44. 8 13 Ziff. 4 RUGEbD.; 8 272 b Ziff 2 ZPO Be⸗ 
weisgebühr im Falle der Einholung einer Auskunft durch 
prozeßleitende Verfügung. 

Es iſt zwar richtig, daß die Auskunft der Polizeiverwaltung 
in F. vom Einzelrichter im Wege prozeßleitender Verfügung er⸗ 
fordert worden iſt. Darauf kommt es indes für die Frage, ob für 
die Prozeßbevollmächtigten die Beweisgebühr aus § 13 Ziff. 4 
AAGED. entſtanden iſt, nicht an. Entſcheidend ift vielmehr, ob ſie 
in einem vom Gericht angeordneten Beweisaufnahmeverfahren 
tätig geworden find. Darüber, daß dieſe Vorausſetzungen hier er⸗ 
füllt ſind, können aber keinerlei Zweifel obwalten. Denn ausweis⸗ 
lich des Tatbeſtandes und der Urteilsgründe iſt dieſe Auskunft in 
der mündlichen Verhandlung verwertet und vom Gericht auch zur 
Nachprüfung der vom Bekl. erhobenen Einrede des Mehrverkehrs 
benutzt worden. Wenn daher auch die Einholung der Auskunft für 
ſich allein noch keine Beweisaufnahme bedeutete, ſo hat mit der 
Verwertung der eingegangenen amtlichen Auskunft durch die 
Parteien im Prozeß eine Beweisaufnahme im Wege des Urkun⸗ 
denbeweiſes, und zwar auf Grund einer nicht in den Händen der 
Parteien befindlichen Urkunde ſtattgefunden. 

Die Entſch. des Sen. v. 2. Febr. 1935, 20 Wa 27,35. JVerw⸗ 
Bl. 1935, 151, auf welche die Beſchw. der Staatskaſſe ſich ſtützt, 
betrifft den zur Erörterung ſtehenden Fall nicht. In dieſer handelt 
es ſich vielmehr um die Frage der gerichtlichen Beweisgebühr aus 
Sg 24, 20 Ziff. 2 DGG. im Falle der Einholung einer Auskunft 
gem. § 272 b ZBO., die aber für den Rechtsstreit nicht mehr be⸗ 
nutzt werden konnte, weil es zu einer mündlichen Verhandlung 
n ſondern vorher die Ber. zurückgenommen wor⸗ 
den iſt. 

Das LG. hat daher mit Recht die Beweisgebühr für den 
RA. S. feſtgeſetzt. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 19. Juni 1935, 20 W 3898/35.) 
d 


Breslau 


45. 88 114 ff. ZPO. Nur die Zuſtellung oder Verkün⸗ 
dung des Beiordnungsbeſchluſſes bewirkt, daß die danach 
vorgenommene Tätigkeit des RA. Gebührenerftattungs- 
anſprüche gegen die Staatskaſſe erzeugt. f) 

RA. k. hat am 28. April 1934 namens der Berufungs⸗ 
beklagten vor der erſten mündlichen Verhandlung in der BerJInſt. 
das Armenrecht und ſeine Zuordnung als ArmAnw. beantragt. 
Über dieſen Antrag iſt zunächſt nicht entſchieden worden. 

Am 9. Okt. fand der erſte und einzige Termin zur münd⸗ 
lichen Verhandlung ſtatt. 5 

Die Ber. wurde zurückgewieſen. Das Verhandlungsprotokoll 
beſagt über eine Armenrechtsbewilligung nichts. Doch enthalten 
die Akten einen ebenfalls v. 9. Okt. 1934 datierten Beſchluß, der 
die Armenrechtsbewilligung und die Zuordnung des RA. K. aus⸗ 
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ſpricht. Dieſer Beſchluß iſt dem RA. X. erſt am 3. Nov. 1934 
zugeſtellt worden. 

Keine der an der Verhandlung v. 9. Okt. beteiligten Per⸗ 
ſonen konnte ſich erinnern, ob und daß dieſer Beſchluß vor Ein⸗ 
tritt in die mündliche Verhandlung verkündet worden iſt. 

Es iſt ſonach mangels eines hinreichenden Anhaltspunktes 
für die Verkündung davon auszugehen, daß der Zuordnungs⸗ 
beſchluß dem RA. K. erſt nach Beendigung ſeiner Tätigkeit für 
die Berufungsbeklagte bekanntgegeben worden iſt. 

Dann aber konnte weder der Zuordnungsbeſchluß noch auch 
der Beſchl. v. 14. Dez. 1934, der dem Zuordnungsbeſchluß „rück⸗ 
wirkende Kraft beilegte, eine gebühren rechtliche Wirkung zeitigen. 
Das Prozeßgericht iſt im Rahmen der SS 114 ff. ZPO. nur be⸗ 
fugt, anzuordnen, daß ein RA. für die arme Partei unentgeltlich 
tätig werden ſolle. Dieſe dem Gericht im Intereſſe der Sicherung 
der Rechtspflege obliegende Anordnung Loft lediglich automatiſch 
und unabhängig vom Willen des Prozeßgerichts und des den 
Arm Anw. auswählenden Vorſitzenden die Pflicht des Staates aus, 
den nunmehr demgemäß tätig werdenden Anwalt im Rahmen des 
Arm Anw. zu bezahlen. Es gibt aber keine Beſt. im Geſetz, die 
das Prozeßgericht ermächtigt, die Zahlungspflicht des Staates 
willkürlich erweiternd zu beſtimmen und auf eine vor der Zuord⸗ 
nung und als Wahlanwalt entwickelte Tätigkeit des ſpäteren Arm⸗ 
Anw. auszudehnen. 

Nur die Zuſtellung oder Verkündung des Zuordnungs⸗ 
beſchluſſes bewirkt, daß die danach vorgenommene Tätigkeit des 
Anwalts als eine ſolche des ArmAnw. anzuſehen iſt und Gebüh⸗ 
renerſtattungsanſprüche des Arm Anw. gegen die Staatskaſſe er⸗ 
zeugt. An dieſer ſeiner in ſtändiger Rſpr. vertretenen Anſicht hält 
der Senat auch gegenüber der auf Billigkeitserwägungen ſich 
ſtützenden Entſch. des Koſt Sen. des KG. v. 25. Mai 1932: JW. 
1935, 797 feſt. 

(OLG. Breslau., Beſchl. v. 29. April 1935, 7 U 660,84.) 


Anmerkung: Dem Beſchluſſe kann nicht zugeſtimmt werden. 
Da es ſich im vorl. Falle um den Antrag auf Armenrechtsbewilli⸗ 
gung für die Berufungsbeklagte handelte, betraf das begehrte 
Armenrecht die Partei, die in erſter Inſtanz obgeſiegt hatte. Die 
Armut der Partei war offenſichtlich auch nicht fraglich. Damit (vgl. 
§ 119 Abſ. 2 S. 2 und 1 ZPO.) war hier an ſich die Armen⸗ 
rechtsbewilligung nebſt Beiordnung eines Arm Anw. rechtlich ohne 
weiteres geboten und ihrer Vornahme nach ein ohne weiteres zu 
erledigender Vorgang. ber den Antrag iſt aber zunächſt nicht 
entſchieden worden. Gründe dafür führt der Beſchluß nicht an. 
Wenn die ZPO. Vorſorge gegen eine Verzögerung der Prozeß⸗ 
führung durch die Parteien krifft, ſo ſetzt ſie als ſelbſtverſtändlich 
voraus, daß auch ein Gericht ſeine Handlungen im ſachlich ge⸗ 
botenen Zeitmaß trifft. Der Vorſpruch zur ZPO. von 1933 be⸗ 
trifft auch dies. Er verlangt eine Verfahrensgeſtaltung, die einen 
ebenſo ſicheren wie ſchleunig wirkenden Rechtsſchutz verbürgt. Die 
Rechtsſchutzgewährung durch den Prozeß zu ermöglichen, dazu 
dient unmittelbar die Armenrechtsbewilligung und die in ihr lie⸗ 
gende geſetzliche Stundung der entſtehenden Koſten. Durch nicht 
rechtzeitige Entſch. über den geſtellten Armenrechtsantrag hat hier 
das Gericht gegen dieſe Verfahrenspflicht verſtoßen. Über dieſen 
Verſtoß geht der obige Beſchluß hinweg. Dadurch werden ſeine 
Ausführungen rechtsirrig. Es handelt ſich nicht darum, die Zah⸗ 
lungspflicht der Staatskaſſe willkürlich zu erweitern, wie der Be⸗ 
ſchluß annimmt, ſondern die Wirkungen des Armenrechts in kor⸗ 
rekter Entſprechung des Willens des Geſetzes im gehörigen Zeit⸗ 
punkt eintreten zu laſſen. Dies beruht nicht auf Billigkeitserwä⸗ 
gungen, ſondern iſt Rechtsfolge aus der geſetzlichen Anordnung 
und Einrichtung des Armenrechts (vgl. OSR. Schmidt: JW. 
1931, 1058, 1782; KG.: JW. 1935, 79714; 1934, 2632 3). Des⸗ 
halb kann etwas, was von Gerichtsſeite aus hätte rechtzeitig ge⸗ 
ſchehen müſſen, auch nicht durch eine Erwägung — wie ſie am 
Schluſſe des obigen Beſchluſſes zum Ausdruck gebracht wird — 
dem Anwalt angelaſtet werden. Der Ergänzungsbeſchluß vom 
14. Dez. 1934 war korrekt und war für die Koſtenerſtattung bin⸗ 
dend (ogl. KG.: JW. 1934, 26323; ſiehe auch KR. Gae⸗ 
decke: JW. 1935, 441 auf S. 442 a. E.). Über ihn durfte daher 
keinesfalls hinweggeſchritten werden. 

RA. Dr. P. Bach, Freiburg (Br.). 
* 


46. § 619 3PO. Zur Frage der Entſtehung einer Be- 
weisgebühr bei Anhörung der Parteien gem. § 619 ZRO 

Der Anſicht des LG., daß nach „allgemein anerkannter Praxis“ 
die Parteivernehmung auf Grund von 8 619 ZPO. im Eheprozeß 
nicht als Beweisaufnahme gelte, kann in dieſer Allgemeinheit nicht 
beigetreten werden. Wenn auch eine Anhörung der Parteien, die das 
Gericht auf Grund von 8 619 ZPO. beſchließt, im allgemeinen noch 
keine Beweisaufnahme im Sinne der Koſtengeſetze darzustellen braucht 
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und auch ſehr oft nicht darſtellen wird, weil ſich das Gericht durch die 
Anhörung der ſtreitenden Eheleute nur einen allgemeinen Eindru 
von den Parteien verſchaffen will, fo wird die Anhörung der Ehe 
leute, die auf Grund von 8 619 ZRO. erfolgt, nach der ſtändigen 
Rſpr. des Sen. (vgl. Beſchl. v. 31. Aug. 1934, 5 W 1460/34) doch 
dann zur Beweisaufnahme im Sinne der Koſtengeſetze, wenn die nac 
$ 619 ZPO. angeordnete Anhörung der Eheleute nicht nur allgemein 
zur Aufklärung des Sachverhalts, ſondern zum Beweiſe ſtreitiger Ber 
hauptungen dient. Dieſe Vorausſetzung liegt im vorl. Falle vor. 
Denn aus den Entſcheidungsgründen des LG. ergibt ſich, daß das LG. 
erſt auf Grund der Anhörung der Parteien die Behauptungen der 
Bekl. für erwieſen angeſehen hat, die zur Abweiſung der Klage des 
Mannes auf Wiederherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft geführt 
haben. In Wahrheit hat es ſich bei der Anhörung der Parteien alſo 
um eine Vernehmung i. S. von 88 445 ff. ZPO. gehandelt. Die Ber 
weisgebühr und die weitere Verhandlungsgebühr der Anwälte iſt des⸗ 
halb entſtanden. 

(OLG. Breslau, 5. ZivSen., Beſchl. v. 9. April 1935, 5 W 1026/85.) 

* 


47. 88 3, 10 GRG.; Art. 2 Gef. v. 20. Juli 1933 (RG Bl. 
I, 521) und Gef. v. 29. März 1935 (RG Bl. J, 456). Bei einem 
Anſpruch auf Herausgabe von Schlüſſeln bei weiterem 
Wohnenbleiben und Belaſſen von Schlüſſeln zu zweitem 
Aufgang kommt eine entſprechende Anwendung des 8 
Ab. 1 GK. i. Faſſ. von Art. 2 Gef. v. 20. Juli 1933 nicht 
in Frage. Das Intereſſe iſt gem. § 3 ZPO. frei zu ſchätzen, 
wenn die Herausgabe zur Abwendung eines Schadens, wie 
unbefugte Einſicht in Geſchäftsbücher und unkontrollier⸗ 
bare Handlungen bei Durchgang zur Wohnung durch die 
Geſchäftsräume, verlaugt wird. 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 21. Mai 1935, 7 W 1258/5.) 
* 


Darmſtadt 

48. 88 23 Ziff. 6, 46 RA Geb.; § 91 3PO. Zur Frage 
der Erſtattungsfähigkeit der Gebühr für Anfertigung 
eines Schriftſatzes. 7) 

Wird ein nicht zum Prozeßbevollmächtigten be’ 
ſtellter Rechtsanwalt von ſeiner Partei mit der Anfertigung 
eines Schriftſatzes beauftragt, ſo ſteht ihm gegen ſeinen Auftraggeber 
gem. § 46 RAGebO. eine Gebühr in Höhe von 5/10 der Prozeß 
gebühr zu, vorausgeſetzt, daß dieſe Höhe nicht in Gemäßheit anderer 
Beſtimmungen beeinflußt wird (vgl. IW. 1890, 84). Vorliegenden⸗ 
falls war das Armenrechtsverfahren bereits abgeſchloſſen, als die 
erſtinſtanzlichen Anwälte der Behl. ihren Schriftſatz einreichten, 
in dem fie wegen Nichtzahlung des Prozeßkoſtenvorſchuſſes burc 
den BerKl. die Verwerfung der Berufung als unzuläſſig 
beantragten. Dieſe Tätigkeit hatte alſo mit dem Tätigwerden im 
Armenrechtsverfahren nichts mehr zu tun. Mit dem Vorliegen 
dieſer gebührenpflichtigen Tätigkeit an ſich iſt aber die Frage der 
Erſtattungsfähigkeit noch nicht bejaht. Die Erſtattungs“ 
fähigkeit iſt nach 8 91 Abſ. 1 ZPO. zu beurteilen; es iſt daher zu 
prüfen, ob die von den erſtinſtanzlichen Anwälten entfaltete Tätigkeit 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung not“ 
wendig war (vgl. die entſprechende oberſtrichterliche Rſpr. zur Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Verkehrsgebühr des 8 44 NAGED.). ALL“ 
gemein läßt ſich dieſe Erſtattungsfähigkeit nicht damit verneinen, 
daß nach 8519 b ZPO. von Amts wegen zu prüfen ſei, ob die 
Berufung in der geſetzlichen Friſt und Form erfolgt ſei und daß, 
falls es an einem dieſer Erforderniſſe mangele, die Berufung als 
unzuläſſig zu verwerfen ſei. Es find ſehr wohl Fälle denkbar, 
in denen die ſchriftſätzliche Tätigkeit des erſtinſtanzlichen Anwalts ſich 
im Intereſſe der Wahrnehmung der Belange feines Klienten als not⸗ 
wendig erweiſt, z. B. wenn die Sachlage nicht eindeutig geklärt iſt 
oder mit Anordnung einer mündlichen Verhandlung zur Klärung von 
Zweifeln zu rechnen iſt. Die Frage der Erſtattungsfähigkeit 
kann deshalb nur nach den Verhältniſſen des einzelnen 
Falles beantwortet werden. Vorliegendenfalls war der Sachverhalt 
einfach und völlig geklärt, es war mit Verwerfung der Berufung 
durch Beſchluß ohne weiteres zu rechnen, da irgendwelche Zweifel 
nicht entſtanden waren. Der ſchriftſätzliche Antrag der Auwälte der 
Bekl., die Berufung gem. § 519 b ZPO. als unzuläſſig Koſtenfällig 
zu verwerfen, bedeutete daher nichts weiter als eine leere Formalität, 
der irgendeine Bedeutung nicht beizumeſſen war und die keineswegs 
zur Wahrnehmung der Intereſſen feiner Klientin notwendig war 
Die Erſtattungsfähigkeit der Gebühr des 8 46 RAchebO. muß deshalb 
verneint werden. 

(OLG. Darmſtadt, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 10. April 1935, 3 W 46/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darnnſtadt. 


Anmerkung: OLG. Darmſtadt geht zutreffend von der Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen der Entſtehung der Gebühr aus 8 46 und ihrer 
Erſtattungsfähigkeit aus. 

Ohne Frage erwächſt für den erſtinſtanzlichen Anwalt, der, 


64. Jahrg. 1935 Heft 32] 


obwohl beim BG. nicht zugelaſſen, auftragsgemäß im Be⸗ 
rufungsverfahren durch Schriftſatz die Verwerfung der Berufung als 
unzuläſſig beantragt, die ¼10-Gebühr des 8 46 NUGED., d. h. er 
ſteht gebührenrechtlich ebenſo da, als ob er ProzBev. wäre, der noch 
beinen Schriftſatz hat zuftellen laſſen (8 14 RAGeb O.). Denn für die 
Frage der Entſtehung der Gebühr ſpielt es keine Rolle, ob der 
Schriftſaz für die Partei wichtig oder entbehrlich oder gar über⸗ 
flüſſig iſt. Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt es aber, daß ein wirkſam nur 
durch den ProzwBev. der Inſtanz zu ftellender Antrag nicht ebenſogut 
urch einen Anwalt geſtellt werden kann, der niemals ProzBev. 
ieſer Inſtanz fein kann, in den Lauf dieſer Inſtanz alſo wirkjam 
gar nicht eingreifen kann, und daß die dadurch der Partei ent⸗ 
ſtehenden Koſten grundſätzlich nicht als zur Rechtsverfolgung not⸗ 
wendig anerkannt werden können. Hier wirkt ſich alſo die Bedeu⸗ 
tung der vorgenommenen Prozeßhandlung entſcheidend aus, trotz 
991 Abſ. 2 ZRO., wonach die Koſten eines Anwalts immer zu er⸗ 
ſtatten ſind. Denn damit iſt nur derjenige Anwalt gemeint, der auch 
als Proz Bev. für die Partei handelnd auftreten kann. 

Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß es hier zu einer 
mündlichen Verhandlung nicht gekommen und über das Rechtsmittel 
bereits im ſchriftlichen Verfahren, d. h. durch Beſchluß entſchieden 
worden iſt. Anträge in bezug auf das Rechtsmittel konnten vom 
er ſt inſtanzlichen Anwalt in keinem Fall geſtellt werden. 
Ausnahmen ſind allerdings denkbar, aber doch wohl nur 
für den Fall, daß die Partei, die noch beinen Anwalt für die 
2. Inſtanz beſtellt hat, zu Händen ihres erſtinſtanzlichen Proz Bev. 
vom BG. aufgefordert wird, ſich zur Frage der Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels zu äußern. Hier hat das Gericht zu erkennen gegeben, 
as es auf die Außerung aus irgendwelchen Gründen für ſeine Ent⸗ 
cheidung Wert legt. Wenn nunmehr die Partei durch ihren Anwalt 
erſter Inſtanz in einem Schriftſatz ſich äußert, dann wird die dadurch 
gem. § 46 entſtehende Schriftſaßgebühr auch für die Rechtswahr⸗ 
nehmung in höherer Inſtanz notwendig und ſomit erſtattungsfähig 
ſein. Das iſt aber, wie geſagt, ein in der Praxis wohl verhältnis⸗ 
mäßig ſeltener Ausnahmefall. 

In allgemeinen hat OSG. D. recht, wenn es ſolche Anträge, 
wie ſie hier zur Berufung geſtellt ſind, als bedeutungsloſe und leere 
Formalität bezeichnet und die Erſtattungsfähigkeit verneint. 

Was die Gebühr aus 8 23 Ziff.6 anlangt, ſo iſt auch ſie zwar 
erwachſen. Wenn auch vorliegend ihre Erſtattungsfähigkeit nicht in 
Streit iſt, ſo möchte ich doch auf 8 118 a ZPO. hinweiſen, wonach 
die Erſtattungsfähigkeit dieſer Gebühr, die durch Anhörung des 
egners der armen Partei im Armenrechtsverfahren entſtanden iſt, 
verneint wird. 

Bemerkt ſei noch, daß die Gebühr aus § 46 die Gebühr aus 
923 Ziff. 6 an ſich nicht ausſchließen würde, denn nach § 29 um⸗ 
faſſen nur die in 8 13 (alſo für den ProzBev.) aufgeführten Ge⸗ 
bühren die geſamte Tätigkeit innerhalb der Inſtanz. 

KEN. Dr. Gaedeke, Berlin. 

* 
Düſſeldorf 
N 49. 88 104, 124 3PD.; $5 Arm Anw. Berückſichtigung 
es Erſtattungsanſpruchs der Staatskaſſe bei der Koſten⸗ 
ausgleichung. f) 
di Nach dem Urteil des OLG. v. 26. März 1934 hat der Kl. 
ie Hälfte ſeiner außengerichtlichen Koſten ſelbſt zu tragen, wäh⸗ 
rend alle übrigen Koſten dem Vekl. zur Laſt fallen. 

Der Urt. der Geſchäftsſtelle des LG. hat die dem Kl. zu 
erſtattenden Koſten durch Beſchl. v. 2. Febr. 1935 auf 6,85 AM 
eſtgefetzt. Er hat die außergerichtlichen Koſten des Kl. in Höhe 
von 1082,65 ., halbiert und von dem Betrage von 541,33 RM 
Ara. die dem ArmAnw. des Kl. aus der Staatskaſſe gezahlten 
rmenanwaltskoſten in Höhe von 125,90 ., in Abzug gebracht. 
Hiergegen hat ſich der Kl. mit der Erinnerung gewandt. Er 
iſt der Anficht, daß die Armenanwaltskoſten auf den Hälfteantetl 
fiat Kl. zu verrechnen ſeien, und hat beantragt, die dem Kl. zu er⸗ 
tattenden Koſten auf 131,46 %. feſtzuſetzen. 

„Das 26. hat (durch Beſchl. v. 12. April 1935, zugeſtellt am 
16. April 1935) die Erinnerung zuruckgewieſen. 

Die hiergegen erhobene ſofortige Beſchw. iſt nicht begründet. 
8 Die Frage, wie bei der Koſtenausgleichung die von der 
taatskaſſe verauslagten Koſten des Arm Anw. der forderungs⸗ 
berechtigten Partei anzurechnen find, iſt verſchieden zu beantwor⸗ 
ben, je nachdem ob der Arm Anw. ſelbſt oder ob die Partei die 
Voſtenfeſtſetzung betreibt. 

Betreibt der Arm Anw. gem. § 124 ZPO. die Feſtſetzung, 
o hat er zwar inſoweit, als er Erſtattung aus der Staatskaſſe 
erhalten hat, keinen Anſpruch mehr gegen den Gegner, da ſein 
mhſpruch inſoweit gem. §8 5 ArmAnwc. auf die Staatskaſſe 
bergegangen iſt. Dieſer Übergang des Anſpruchs darf jedoch nicht 
um Nachteil des ArmAnw. geltend gemacht werden (vgl. RG. 126, 
78 fl. JW. 1930, 266; ferner z B. Rittmann⸗ Wenz, 
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8 5 Arm Anw., Anm. 3 und OLG. Düſſeldorf: JW. 1930, 2076). 
Infolgedeſſen ‘ft ohne Rüdficht auf den von der Staatskaſſe dem 
ArmAnw. erſtatteten Beträge die geſamte Differenz zwiſchen den 
Anwaltsgebühren nach der RAGebO. und den Armenanwalts⸗ 
gebühren, ſoweit dieſer Betrag ſich innerhalb der auf den zahlungs⸗ 
pflichtigen Gegner fallenden Quote der Geſamtkoſten hält, feſtzu⸗ 
ſetzen. Die von der Staatskaſſe erſtatteten Armenanwaltskoſten 
ſind in dieſem Falle alſo auf die vom zahlungspflichtigen Gegner 
nicht zu erſtattende Quote zu verrechnen (ebenſo OLG. Koln: 
Jurgdſch. 1930, 667 und KG. 20 W 8093/31, abgedruckt bei Ge⸗ 
linsky⸗Meyer S. 176/177 unter 3). 

Anders tft die Rechtslage, wenn nicht der Arm Anw. gem. 
§ 124 ZPO., ſondern die arme Partei ſelbſt die Feſtſetzung be⸗ 
treibt. Dann iſt von dem Ergebnis der Ausgleichung der ganze 
Betrag abzuziehen, der dem Arm Anw. der forderungsberechtigten 
Partei aus der Staatskaſſe erſtattet worden iſt. Denn ſoweit deſ⸗ 
fen Anſpruch gem. § 5 Arm Anw. auf die Staatskaſſe übergegan⸗ 
gen iſt, kann die arme Partei ihn nicht mehr geltend machen. Der 
Geſichtspunkt, daß der Rechtsübergang nicht zum Nachteil des 
ArmAnw. geltend gemacht werden darf, ſcheidet hier aus. Denn 
eine Koſtenfeſtſetzung auf den Namen der armen Partei gibt dem 
Arm Anw. durchaus keine Gewähr, daß er die ihm zuſtehenden 
Reſtgebühren auch wirklich erhält, da die Partei das Beitrei- 
bungsrecht hat und demgemäß über die erhaltenen Beträge frei 
verfügen kann (ebenſo KG. 21 W 2480/31, abgedruckt bei Ge⸗ 
linsky⸗Meyer S175). 

(Och. Düſſeldorf, Beſchl. v. 11. Mai 1935, 1 W 155/35.) 
Ber. von RA. Dr. Reuß, Düſſeldorf. 


Anmerkung: Der Tatbeſtand der Entſch. iſt nicht ganz klar. 
Doch iſt die grundſätzliche Rechtsfrage, die Düſſeldorf hat entſchei⸗ 
den wollen, die: Wie geſtaltet ſich die Koſtenausgleichung, wenn 
Armenanwaltskoſten zu berückſichtigen ſind und die Staatskaſſe 
dem Arm Anw. feine Gebühren bereits erkannt hat. 

Es iſt nun richtig, daß in der Rſpr. dieſe Frage verſchieden 
beantwortet wird, je nachdem die arme Partei oder der Arm Anw. 
(gem. § 124 3PO.) die Koſtenfeſtſetzung betreibt. Während im letz⸗ 
teren Fall wohl allgemein angenommen wird, daß der ſich er⸗ 
gebende Saldo zugunſten des ArmAnw. ſolange feſtzuſetzen ſei, 
als er die Differenz zwiſchen den vollen geſetzlichen Gebühren des 
Arm Anw. nach der RAGEHD. und den ihm bereits aus der Staats⸗ 
kaſſe nach SI ArmAnwG. erſtatteten reinen Armenanwaltsgebüh⸗ 
ren nicht überſteigt, wird bei Feſtſetzung auf den Namen der armen 
Partei vielfach angenommen, daß dieſe Differenz nicht zu beachten 
und der aus der Staatskaſſe erſtattete Betrag für die ſe zu reſer⸗ 
vieren und zugunſten der Staatskaſſe von dem feſtgeſtellten Saldo 
abzuzweigen ſei. Die Gründe dafür ſind in vorſtehender Entſch. 
von Düſſeldorf wiedergegeben. Dieſe Entſch. beruft ſich für beide 
Fälle zu Recht auch auf die Rſpr. des KG. Dieſes hat nun aber 
inzwiſchen in feiner Entſch. 20 W 3353/35 v. 25. Mai 1935 (oben 
S. 2292 a4) erneut zu dieſer Frage Stellung genommen und 
ſeine bisherige Anſicht aufgegeben. Die Gründe für dieſen 
Wechſel der Auffaſſungen ſind in der Entſch. dargelegt. Sie er⸗ 
geben ſich aus der Erwägung, daß in jedem Falle die Sorge 
für den Arm Anw. voranſteht, und daß in keinem Falle die 
Staatskaſſe wegen des von ihr erſtatteten Koſtenbetrages eher 
zum Zuge kommt, als bis der volle geſetzliche Gebührenbetrag für 
den Arm Anw. geſichert iſt. 

OLG. Düſſeldorf meint nun, eine ſolche Sicherung ſei ja bei 
Feſtſetzung auf den Namen der Partei doch nicht zu erreichen, da 
der ArmAnw. keine Gewähr habe, daß er die ihm zuſtehenden Ge⸗ 
bühren auch wirklich erhalte. Dazu iſt zu ſagen: erſtens wird häu⸗ 
fig der Arm Anw. ſelbſt die Feſtſetzung für die Armenpartet und 
demgemäß auch die Vollſtreckung wegen des feſtgeſetzten Betrages 
betreiben. Dann beſteht alſo die von OLG. Düſſeldorf angenom⸗ 
mene Gefahr nicht. Zweitens dürfte dieſer Geſichtspunkt recht⸗ 
lich unerheblich ſein. Denn für die arme Partei wird ja ohnehin 
nur der volle geſetzliche Gebührenbetrag ihres Arm Anw. bei der 
Koſtenfeſtſetzung eingeſetzt, weil fie ihn eben dem Arm Anw. ſchul⸗ 
det und den von ihr dem Gegner gezahlten Betrag entſprechend 
an den Arm Anw. abzuführen hat. Ob und wie der Arm Anw. ſich 
fichert, daß das auch tatſächlich geſchieht, ob er ihn wirklich erhält 
oder ob die arme Partei den Betrag — widerrechtlich — für ſich 
verbraucht, iſt für das bei der Koſtenausgleichung allein zur Er⸗ 
örterung ſtehende Verhältnis zwiſchen erſtattungspflichtiger und 
erſtattungsberechtigter Partei ohne jede Bedeutung. 

Welt eher hätte man fragen konnen, ob denn der Arm Anw. 
dieſes Schutzes bei Feſtſetzung auf den Namen der Partei wirklich 
bedarf oder ob er nicht auf den Weg des § 124 3PO., der ihn 
ja genügend ſichert, zu verweiſen iſt. Auch hierüber verhält ſich die 
erwähnte neue Entſch. des K j 

Die Staatskaſſe rangiert alſo ſolange hinter dem ArmAniv. 
und damit hinter der Partei, die für den Arm Anw. die Gebühren 
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einhebt, als der bei der Ausgleichung errechnete Saldo nicht höher 
iſt als der dem ArmAnw. aus der Staatskaſſe nicht erſtattete Teil 
ſeiner geſetzlichen Anwaltskoſten. Dabei iſt es ganz gleichgültig, ob 
man vorher keinen Übergang auf die Staatskaſſe annimmt oder 
ob man (was wohl allein zutreffend ſein dürfte) die Staatskaſſe 
wegen des auf ſie bereits übergegangenen Erſatzanſpruchs des 
Arm Anw. hinter den noch ausſtehenden Teil der Armenanwalts⸗ 
koſten verweiſt, ſo daß ſie wegen ihres — bereits beſtehenden An⸗ 
ſpruchs — erſt nach dem Arm Anw. zur Hebung gelangt. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 

* 
Hamburg 

50. 5 582 3 PO. Gegen Urteile, die im Verfahren 
betr. Einſtw Vfg. oder Arreſt ergangen ſind, gibt es keine 
Reſtitutionsklage. 

Die Reſtitutionsklage iſt nicht ſtatthaft. Sie richtet ſich gegen 
Urteile, die im Verfahren betr. Einſtwyfg. ergangen ſind. Für 
eine Reſtitutionsklage gegen dieſe Urteile iſt deshalb kein Raum, 
weil dem Kl. audere Mittel zu Gebote ſtehen, die materielle Wir⸗ 
kung der angegriffenen Entſch. zu beſeitigen. § 582 ZPO. läßt 
mit aller Deutlichkeit die Hilfsnatur der Reſtitutionsklage erken⸗ 
nen. Die Vorſchr. erwähnt zwar nur den Fall, daß die Partei 
ohne ihr Verſchulden außerſtande war, den Reſtitutionsgrund 
in dem früheren Verfahren, insbeſ. durch Einſpruch oder Ber. 
oder Anſchlußberufung geltend zu machen, fie ſtellt aber nach dem 
ihr zugrunde liegenden Gedanken zugleich die Vorausſetzung auf, 
daß die Möglichkeit der anderweitigen Geltendmachung des Reſti⸗ 
tutionsgrundes nicht etwa noch jetzt vorhanden iſt. Denn wenn 
der Klage ſchon der Umſtand entgegenſtehen ſoll, daß der Partei 
zwar gegenwärtig ein anderes Mittel, den Reſtitutionsgrund gel⸗ 
tend zu machen, nicht mehr zur Verfügung ſteht, daß ſie aber das 
rechtskräftige Urteil durch Geltendmachung des Grundes in dem 
früheren Verfahren hätte abwenden konnen, muß die Klage nach 
dem Grunde und Zwecke der Vorſchr. des § 582 um jo mehr aus⸗ 
geſchloſſen ſein, wenn trotz der Rechtskraft noch eine andere Mög⸗ 
lichkeit beſteht, den Reſtitutionsgrund geltend zu machen. Es iſt 
denn auch anerkannt, daß eine Reſtitutionsklage gegen ein rechts⸗ 
kräftiges Vorbehalts urteil dann ausgeſchloſſen iſt, wenn der 
Reſtitutionsgrund im Nachverfahren geltend gemacht werden kann 
(RG. 54, 303; Stein⸗Jonas, II zu § 82). In gleicher Weife 
muß aus der Hilfsnatur der Reſtitutionsklage gefolgert werden, 
daß die Möglichkeit, den Reſtitutionsgrund in dem Verfahren 
gem. 88 927, 936 geltend zu machen, die Reſtitutionsklage aus⸗ 
schließt. 

Das einen Arreſt oder eine EinſtwVfg. betr. Verfahren bil⸗ 
det eine beſondere jog. ſummariſche Prozeßart, bei der insbeſ. an 
die Stelle des Beweiſes die Glaubhaftmachung tritt. dem Um⸗ 
ſtande, daß das richterliche Erkenntnis hier gegenüber dem ordent⸗ 
lichen Prozeßverfahren durch außerordentliche Fehlerquellen be⸗ 
einflußt werden kann, iſt durch beſondere Vorſchr. Rechnung ge⸗ 
tragen, die es dem Beſchwerten ermöglichen, die Wirkungen eines 
zu Unrecht erlaſſenen Arreſtes oder einer ungerechtfertigten 
Einſtwofg. auch noch nach rechtskräftiger Beſtätigung zu beſei⸗ 
tigen. So hat er es nach SS 926, 936 ZPO. in der Hand, eine 
Friſt zur Klagerhebung beſtimmen zu laſſen oder nach 88 927, 936 
wegen veränderter Umſtände — wozu hier, abweichend von der 
Regelung in den 88 323 Abf. 2, 767 Abſ. 2, auch Anderungen ge⸗ 
hören, die, wie der Wegfall der Glaubwürdigkeit einer eidesſtatt⸗ 
lichen Verſicherung, nur die Aufklärung des unveränderten Sach⸗ 
verhalts betreffen (Stein⸗Jonas, II zu § 927) — die 
Aufhebung des Arreſtes oder der EinſtwVfg. zu beantragen. Im 
3 945 ZPD. iſt ſchließlich die Schadenserſatzpflicht des Antrag⸗ 
ſtellers für den Fall ausdrücklich beſtimmt, daß die Anordnung 
des Arreſtes oder der EinſtwVfg. ſich als von Anfang an un⸗ 
gerechtfertigt erweiſt oder die angeordnete Maßregel auf Grund 
des § 926 Abſ. 2 oder des § 942 Abſ. 3 aufgehoben wird. 

Angeſichts dieſer mit Rückſicht auf die ſummariſche Natur 
des Verfahrens geſchaffenen beſonderen Rechtsbehelfe und Beſt. iſt 
hier die Reſtitutionsklage wegen ihres grundſätzlich ſubſidiären 
Charakters ausgeſchloſſen. 5 f 

Auch der Umſtand, daß die Aufhebung nach SS 927, 936 
ZPO. nur die Rechtmäßigkeit der Fortdauer des Arreſtes 
oder der EinſtwVfg. verneint, die Koſtenentſcheidung des früheren 
Urteils daher beſtehen läßt, ändert hieran nichts, weil wegen des 
Koſtenpunktes allein die Wiederaufnahme nicht ſtatthaft iſt. Die 
Vorſchr. des § 99 Abſ. 1 ZPO., die die Anfechtung der Koſten⸗ 
entſcheidung für unzuläſſig erklärt, wenn nicht gegen die Entſch. 
in der Hauptſache ein zuläſſiges Rechtsmittel eingelegt wird, gilt 
entſprechend auch für die Wiederaufnahme des Verfahrens 
Stein Jonas, II zu $ 578, Baumbach 1, A zu 8 578). 

(OLG. Hamburg, 1. Ziv Sen., Urt. v. 8. März 1935, Bf I 392/34.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Harmſen, Hamburg. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Karlsruhe 
51. Art. I Kap. III Not VO. v. 14. Juni 1932; 8 4 Arm- 
Anw.; $ 104 ZPO; 84 GKG. Auch im Verfahren über 
die Feſtſetzung der dem Arm Anw. zu erſtattenden Gebühren 
iſt die Beſchwerde an die in Art. I Kap. III Not VO. v. 
14. Juni 1932 beſtimmten Beſchränkungen gebunden. ) 
Die Frage, ob Art. I a. a. O. — der in beſtimmten Fällen 
die Zulaſſigkeit der Beſchw. von einem Wertgegenſtand von über 
50 Hill abhängig macht — auch im Verfahren über Feſtſetzung 
der Gebühren und Auslagen des ArmAnw. Anwendung zu finden 
hat, iſt in Rſpr. und Schrifttum beſtritten. Die Frage ver? 
neinen: KG. (JW. 1932, 3119), OLG. Stettin und Dresden 
15. ZivSen. (JW. 1933, 230), Köln und Hamburg (JW. 1933, 
1086), München (JW. 1933, 1087); bejahen: Braunſchweig 
(JW. 1932, 3648), Königsberg (JW. 1932, 3652), Darmſtadt (JW. 
1933, 1083), Dresden 9. und 10. Ziv Sen. (JW. 1933, 229 bzw. 
1085), Hamburg (JW. 1932, 2898). Gewiß laſſen ſich nach der 
Faſſung der — das Geſetz v. 20. Dez. 1928 betr. die Erſtattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen nicht erwähnenden 
— NotBD. viele gewichtige Gründe für die erſtgenannte Anſicht 
anfuhren. Aber der Geſetzestext gibt beachtliche Anhaltspunkte 
auch für die gegenteilige Auffafſung, insbeſ. z. B. die der Os 5 
Hamburg: JW. 1932, 2898, Braunſchweig und Dresden 9. 8 
10. ZivSen., daß die Bezugnahme in $ 4 Arm Anw. auf 8 
GKG. der dieſen letzten Paragraphen abändernden NotVO. auch 
für $ 4 ArmAnwöG. Geltung verſchaffte. Wenn dadurch das Rechts“ 
mittel für die Staatskaſſe beſchränkt wurde, muß das gleiche au 
für den Arm Anw. gelten. Weiter aber läßt auch die Bezugnahme 
der NotBD. auf § 104 ZPO. ein gleiches Verfahren bei Feſt⸗ 
ſetzung des dem Arm Anw. zu erſtattenden Betrages als gewollt an 
nehmen. Denn es beſteht kein hinreichender Grund für eine bet 
ſchiedene Behandlung beider Fälle (in denen gleichartig zunächſt 
der UrkB. der Geſchäftsſtelle und im Falle der Erinnerung d 
Gericht entſcheidet). j 
Für die Stellungnahme des Senats entſcheidend waren indes 
weniger dieſe formalen Geſichtspunkte als vielmehr die Erwägung, 
daß der Zweck der NotVO. in den hier in Betracht kommenden 
Beſt. eine Vereinfachung der Rechtspflege war und daß ſich die 
Geſetzgebung auch heute in dieſer Richtung bewegt. Auch von = 
ſem Geſichtspunkte aus wäre es nicht verſtändlich, wenn da 
Rechtsmittel der Beſchw. zwar beſchränkt werden ſollte, wenn det 
RA. feine Gebühren von einer Partei zu fordern hat, nicht aber, 
wenn ihm ſein Anſpruch auf Entgelt gegenüber der Staatskaſſe 
5 Für eine derartige Annahme fehlt es an jedem inneren 
rund. 
(OLG. Karlsruhe, 1. ZivSen., Beſchl. v. 11. März 1935, 1 M 17/35.) 
Ber. v. AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


Anmerkung: Die Zahl der Entſch. für und gegen die An 
wendbarkeit der Not VO. v. 14. Juni 1932 auf die Feſtſetzung 5 
Armenanwaltskoſten aus $ 4 Arm Anw. hält ſich ungefähr 10 
Waage. Das gleiche darf man wohl von den Gründen dafür und 
dawider ſagen. Vor allem iſt die Anſicht obiger Entſch. richtig, je 
der Zweck der Ausnahmeregelung der NotVO. ſicher me fu 
die Beſchwerdebeſchränkung durch Bejahung der Beſchwerdeſumme 
als für die gegenteilige Auffaſſung ſpricht. 1 

Trotzdem überſieht die Entſch. einen wichtigen Geſichtspunkt, 
der aber gerade die innere Berechtigung für die verſchiedenartig 
Behandlung erweiſt: Die dem Arm Anw. gewährten Sätze en 
ſprechen vielfach, bei den höheren Objekten ſtets, Gebührenſätzen, 
bei welchen dem Wahlanwalt regelmäßig ohne weiteres u 
Beſchwerderecht zuftehen würde, weil meiſt ſogar ſchon eine eig 
zige Gebühr oder ſogar nur ein Bruchteil von ihr hoch genug up 
um die Mindeſtgrenze von 50.2.4 zu gewährleiſten. Eine Be 
ſchränkung des Beſchwerderechts würde daher den Arm Anw. 1 
Verhältnis zum Wahlanwalt in ungerechtfertigter Weiſe in ſeine 
Rechtspoſition beeinträchtigen. Gewiß, dieſe weite Auslegung, 5 
NotBD. zuungunſten des Arm Anw. beſchränkt zugleich zu ſeine 
Gunſten wiederum auch die Staatskaſſe in ihrer Beſchwerde 
möglichkeit. Gerade darin offenbart ſich aber eine weitere wich 
tige Erwägung, die allerdings — zugegebenermaßen — für 19 
allein nur ausreicht, um die Nichtanwendung der NotVBD. zu be 3 
grüßen, nicht aber, um fie zu begründen: ich habe bereit 
in einer Beſprechung in JW. 1934, 1864 8 darauf hingewiesen 5 
wie ſehr das Gebiet des Arm Anwez, welches ſich ja auf die alle! 
knappſten Beſt. beſchränkt, der Durcharbeitung durch die Nähe 
gerade der Obergerichte bedürftig iſt und wie groß das Intereſſe 
gerade der Staatskaſſe daran iſt, die vielen Zweifelsfragen Du 
Erwirkung grundſätzlicher Entſch. ohne Rückſicht darauf zu 17 
welcher Betrag im Einzelfalle in Streit ſteht. Damit geſchieht 5 
Rechtspflege und gerade auch dem Gedanken der Vereinfachung 1 
Rechtspflege ein viel größerer Dienſt, als mit mechaniſcher Ve 
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ſagung der Möglichkeit, bei Objekten unter 50 H ſolche grund⸗ 
ſätzliche Klärung herbeizuführen. Dem eigentlich — das lehrt die 
Erfahrung der Praxis — bei allen Fällen, die die Staatskaſſe auf⸗ 
greift, mag es ſich auch nur jeweils um wenige Mark handeln, 
ſtehen eben Fragen von prinzipieller Bedeutung für beide Teile, 
den ArmAnw. und die Staatskaſſe, auf dem Spiel. Es ift natür⸗ 
lich an ſich Sache des Geſetzgebers, ſolchen Geſichtspunkten Rech⸗ 
nung zu tragen. Stehen ſich jedoch wie hier Gründe für und gegen 
eine beſtimmte Geſetzesanwendung gegenüber, ſo dürfen auch dieſe 
Erwägungen ſehr wohl unterſtützend mit in die Wagſchale gewor⸗ 
en werden. 

Vorſtehende Entſch. bringt ſomit keine neuen Gründe, die 
überzeugend i. S. einer Anwendung der NotVO. wirken könnten. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


Kiel 


52. Die Koſten des Subſtituten des Arm Anw. für 
eine auswärtige Beweisaufnahme können vom Anwalt als 
eigene Auslagen der Staatskaſſe in Rechnung geſtellt 
werden. ) 


Im Rechtsſtreit der Parteien war dem Bekl. der RA. Dr. H. 
als Arm Anw. für die Ber Inſt. beigeordnet. Am 23. Okt. 1934 
hat eine auswärtige Beweisaufnahme ſtattgefunden, bei welcher 
der Bekl. nicht durch feinen ArmAnw., ſondern durch den von 
dieſem beauftragten RA. Dr. J. aus Fl. vertreten war. RA. 
Dr. H. hat aus der Staatskaſſe auch die feinem Subſtituten 
durch die Terminswahrnehmung entſtandenen Gebühren und Aus⸗ 
lagen mit 56,40 ., erſtattet verlangt. Die Erſtattung dieſer 
Koſten hat der UrkB. abgelehnt. Hiergegen richtet ſich die Er⸗ 
innerung des RA. Dr. H. Sie iſt auch begründet. 
Der Senat hat die Frage, ob die Gebühren des von einem 
Arm Anw. beauftragten Subftituten unter den Begriff „Auslagen“ 
gebracht werden können, bislang unter dem Geſichtspunkte ver⸗ 
neint, daß, ſoweit der Anwalt innerhalb ſeiner durch den Prozeß⸗ 
führungsauftrag und durch die Prozeßvollmacht begründeten Be⸗ 
fugniſſe einen Subſtituten mit der Wahrnehmung eines auswär⸗ 
tigen Termins beauftrage, dadurch nur eine Gebühren forde⸗ 
rung des Subſtituten an die Partei entſtehe. Dieſe Gebühren⸗ 
forderung des Subſtituten an die Partei könne aber weder dem 
Subſtituten aus der Staatskaſſe erſtattet werden, da er als Arm⸗ 
Anw. nicht beigeordnet ſei, noch dem Arm Anw., da es ſich um eine 
für ihn fremde Gebührenforderung und nicht um ſeine Aus⸗ 
lagen handle (Beſchl. v. 2. Juli 1932, 1a EL 15/32, v. 20. Juni 
1934, 1a W 79/34 und v. 19. Juli 1934, 2a W 92/34). Hieran 
kann der Senat im Hinblick auf den Beſchluß des KG., 20 W 
2208/38, v. 11. März 1933 (JW. 1933, 16045 und Gaedeke, 
Koſtenrechtſprechung Nr. 385) nicht mehr feſthalten. Die Anſicht, 
daß die Gebührenforderung des Subſtituten nicht unter den Be⸗ 
griff „Auslagen“ gebracht werden könne, wird aufgegeben. Es iſt 
davon auszugehen, ob die arme Partei im gegebenen Falle die 
ertretung im Beweisaufnahmetermin durch einen Anwalt ver⸗ 
angen konnte. Liegt die Vertretung der armen Partei im Beweis⸗ 
aufnahmetermin im Rahmen der zweckentſprechenden Rechtswah⸗ 
rung, fo kann die Erſtattungsfähigkeit der durch die Terminswahr⸗ 
nehmung entſtandenen Koſten nicht anders beurteilt werden, wenn 
tatt des an der Terminswahrnehmung verhinderten Armenan⸗ 
waltes ein anderer Anwalt als fein Subſtitut den Termin wahr⸗ 
nimmt. In Armenſachen kann nach den Ausführungen des KG., 
enen ſich der Senat anſchließt, regelmäßig davon ausgegangen 
werden, daß bei der Beauftragung des Subſtituten der Armen⸗ 
anwalt im eigenen Namen und nicht in Vollmacht der Partei 
andelt. Dann aber muß einer hierdurch verurſachten Veraus⸗ 
lagung von Vertretungskoſten durch den Armenanwalt ſchon die 
oße Begr. einer eigenen Verpflichtung des Armenanwalts als 
Schuldner dem Subſtituten gegenüber gleichgeſtellt werden, ohne 
aß es darauf ankommen kann, daß der Armenanwalt dieſe ſeine 
Schuld dadurch tilgt, daß er die Vertretungskoſten bezahlt. Die 
eſtellung eines Subſtituten im Falle der Verhinderung darf in⸗ 
eſſen nicht dazu führen, die Auslagenforderung, die dem zum 
rmenanwalt beſtellten Prozeßbevollmächtigten zuſtehen würde, 
wenn er ſelbſt den Termin wahrgenommen hätte, zu vergrößern, 
vielmehr finden die Koſten des Subſtituten ihre Begrenzung in 
den gekürzten Sätzen der Armenanwaltsgebühr und auch nur bis 
zur Höhe der Reilefoften, die dem Armenanwalt ſelbſt entſtanden 
weten. Auch inſoweit wird den Ausführungen des KG. beige⸗ 
eten. 
Aus dem Beſchluſſe des 3. Ziv Sen. v. 1. April 1935 ergibt 
Nic, daß, wenn RA. Dr. H. rechtzeitig den Antrag geftellt hatte, 
fein e Anweſenheit im Beweisaufnahmetermin am 23. Okt. 1934 
Ur erforderlich zu erklären, dieſem Antrage entſprochen worden 
zäre, da die Wahrnehmung des Termins durch einen Anwalt 
notwendig geweſen ſei. Welche Koſten bei einer Wahrnehmung des 
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Termins durch RA. Dr. H. ſelbſt entſtanden wären, iſt noch nicht 
erörtert worden. Die Sache war daher unter Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes an den Urkundsbeamten zurückzuverweiſen, 
der nach Maßgabe der Gründe dieſer Entſch. über den Erſtattungs⸗ 
anſpruch zu befinden haben wird. 
(OLG. Kiel, Beſchl. v. 17. April 1935, 2a E L 9/35.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Harder, Kiel. 


Anmerkung: Die Entſch. trägt in hohem Maße den prakti⸗ 
ſchen Erforderniſſen Rechnung und folgt nunmehr in bewußter 
Abkehr von der bisherigen gegenteiligen Auffaſſung, die ſich noch 
bewußt gegen das KG. ſtellte (vgl. JW. 1934, 2637 und meine 
Ausführungen dazu) in rechtlicher Beziehung durchweg dem 
Standpunkt des Koſtenſenats des KG. zu der in Rede ſtehenden 
Frage. Das iſt deshalb beſonders zu begrüßen, weil jede Entſch., 
die zur Einheitlichkeit der Rſpr. beiträgt, als Aktivum der Rechts⸗ 
pflege gebucht werden darf. Auch OLG. Naumburg: JW. 1934, 
1928 iſt bereits dem KG. beigetreten. 

Bemerkenswert iſt der letzte Abſatz obiger Entſch. Ihm iſt zu 
entnehmen, daß offenbar OLG. Kiel von der Möglichkeit aus⸗ 
geht, auf Anfrage des Anwalts vorher eine Stellungnahme des 
Prozeßgerichts über die Notwendigkeit der Wahrnehmung eines 
auswärtigen Beweistermins herbeizuführen. So ſehr — de lege 
ferenda — ein ſolches Verfahren zu billigen und wünſchenswert 
iſt, ſo wenig läßt es ſich leider z. Z. rechtfertigen. Gleichwohl iſt 
mir bekannt, daß einzelne Gerichte ſolchen Wünſchen der Anwälte 
entſprechen. Rechtliche Bedenken dagegen ſind auch nur inſofern 
zu erheben, als damit in die Zuſtändigkeit des Urkundsbeamten 
bei der Koſtenfeſtſetzung eingegriffen werden könnte. Iſt aber ein 
ſolcher Eingriff nicht beabſichtigt, dann nutzt die Stellungnahme 
des Gerichts dem Anwalt wieder wenig. Inſofern findet ſich alſo 
z. Z. eine geſetzliche Rechtfertigung für dieſes Verfahren nicht. Ich 
darf ergänzend wegen dieſer Frage auf die Ausführungen im Be⸗ 
ſchluß des KG. v. 3. April 1935: JW. 1935, 1506 verweiſen. Es 
dürfte in der Tat z. Z. keine wirkſame Handhabe geben, um dem 
Armenanwalt das Riſiko, das er mit der Aufwendung von Aus⸗ 
lagen für die Zwecke der Wahrnehmung eines auswärtigen Be⸗ 
weistermins eingeht, abzunehmen. 

KR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 

53. 813 Ziff. 4 RA Gebo. Wird ein im Armenrechts⸗ 
verfahren eingezogener Strafregiſterauszug hernach im 
Rechtsſtreit zu Beweiszwecken benutzt, ſo wird die Be⸗ 
weis gebühr ausgelöſt. 

Wie ſich aus dem Tatbeſtand und den Entſcheidungsgründen 
des LG.⸗Urteils ergibt, hat das LG. einen im Armenrechtsver⸗ 
fahren eingeholten Strafregiſterauszug zur Nachprüfung beweis⸗ 
bedürftiger Parteibehauptungen benutzt. Darin liegt eine Urkun⸗ 
denbeweisaufnahme. Dem ſteht nicht entgegen, daß der Regiſter⸗ 
auszug bereits im Armenrechtsverfahren eingezogen war. Denn 
damit wurde der Auszug nicht ohne weiteres verwertbarer Pro⸗ 
zeßſtoff. Dazu war vielmehr erforderlich, daß auf ihn im Wege des 
Urkundenbeweiſes in der mündlichen Verhandlung zurückgegriffen 
wurde. Dieſe Beweisaufnahme iſt auch keinesfalls einer ſolchen 
gleichzuachten, die darin beſteht, daß eine in Händen des Beweis⸗ 
fübrers oder des Gegners befindliche Urkunde vorgelegt wird. Zu 
einer ſolchen Gleichſtellung fehlt jeder innere Grund (vgl. KG.! 
JW. 1934, 3221). Es liegt ſomit eine die Beweisgebühr gem. 813, 
II, 4 RAGEbD. auslöſende Beweisaufnahme vor. 

(Osch. Kiel, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 17. April 1935, 2a W 24/35.) 
* 
Köln 

54. 5 1 Arm Anwß. Der Arm Anw., der feine Zu⸗ 
laſſung aufgibt, behält ſeinen Gebührenanſpruch an die 
Staatskaſſe auch inſoweit, als dieſelben Gebühren für den 
neu beftellten Arm Anw. entſtanden find. f) 

Die angefochtene Entſch. beruht auf einer Verkennung des 
§ 50 RAGEHD., nach welchem die Erledigung des Auftrags vor 
Beendigung der Inſtanz den Anſpruch des RA. auf die bis dahin 
erfallenen Gebühren nicht beeinträchtigt, unbeſchadet der aus einem 
Verſchulden ſich ergebenden zivilrechtlichen Folgen. Darin, daß der 
Erinnerungsführer feine Zulaſſung beim Prozeßgericht aufgegeben 
hat, liegt ein Verſchulden i. S. dieſer Vorſchr. nicht; denn der 
Prozeßauftrag wird dem RA. übertragen und von ihm angenom⸗ 
men wegen feiner Stellung als Anwalt beim Prozeßgericht, regel⸗ 
mäßig alſo auch nur für die Zeit, während welcher er dieſe Stel⸗ 
lung einnimmt, nicht aber umgekehrt mit der Verpflichtung, dieſe 
Stellung beizubehalten, um den Auftrag ausführen zu können Es 
darf deshalb nicht als ein vertragswidrige Verhalten angefeben 
werden, wenn der Anwalt aus Gründen, deren Würdigung nur 
ſeiner eigenen Erwägung überlaſſen werden kann, ſeine Stellung 
aufgibt und deshalb die bis dahin geführten Prozeſſe unerledigt 
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läßt (RG. 33, 371; Gruch. 38, 1168; W. ⸗J.⸗Friedlaender 
5 50 Anm. 9; Sydow⸗Buſch, § 50 Anm. 5). Der Rſyr. des 
KG. (JW. 1934, 2496), das im Verhaltnis des ArmAnw. zur 
Staatskaſſe die Aufgabe der Zulaſſung beim Prozeßgericht einem 
Verſchulden i. S. des $ 50 RAGEBDO. gleichſetzen will, vermag der 
Senat nicht beizutreten. Sie beruht auf einer Überbetonung rein 
fiskaliſcher Intereſſen, die ohne weiteres dem Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit gleichgeſetzt werden. Sie erſcheint um ſo weniger ge⸗ 
rechtfertigt, als das Arm Anw. gerade unter Zurückſetzung der 
rein fiskaliſchen Intereſſen die Vergütung der Armenrechtsver⸗ 
tretungen gebracht hat und kein Anhalt dafür vorliegt, daß der Ge⸗ 
ſetzgeber hier — abgeſehen von der Gebührenkürzung — für den 
zahlungspflichtigen Fiskus eine günſtigere Stellung beanſpruchen 
will, als die zahlungsfähige Prozeßpartei gegenüber dem RA. auf 
Grund des § 50 RAcGebO. einnimmt. 

(OLG. Köln, 7. ZivSen., Beſchl. v. 16. April 1935, 7 W 107/835.) 

Ber. v. RA. Tackmann, Clausthal⸗Zellerfeld, früh. Trier. 


Anmerkung A: OLG. Köln irrt, wenn es aus der Begr. der 
feiner Anſicht entgegengeſetzten Entſch. des KG.: JW. 1934, 2496 
„eine Überbetonung rein fiskaliſcher Intereſſen“ herauslieſt, die 
„ohne weiteres den Intereſſen der Allgemeinheit gleichgeſetzt wer⸗ 
den“. Davon iſt in der Entſch. des KG. nichts zu leſen. Sie be⸗ 
ruht vielmehr auf tiefgründigeren Erwägungen und wird gerade 
deshalb durch die Entſch. von Köln mit obiger Begr. nicht wider⸗ 
legt. Nicht eine Überbetonung fiskaliſcher Intereſſen, ſondern die 
Betonung der Verantwortlichkeit des einzelnen und 
damit auch jeder einzelnen Prozeßpartei, erſt recht natürlich 
einer ſolchen, die die Hilfe der Allgemeinheit für ihre Zwecke in 
Anſpruch nimmt, für ihr eigenes und damit auch für das Tun 
des von ihr mit der Wahrnehmung ihrer Rechte Betrauten, be⸗ 
dingt die Stellungnahme des KG. 

Es ift alſo nicht das — von OLG. Köln abgeänderte — 
LG., das den § 50 RAcGebO. verkennt, ſondern OLG. Köln, das 
ihn mit Hilfe alter Anſchauungen (RG. 33; Gruch. 38; W.⸗J.⸗ 
Friedlaenderl) auslegen will, für welche heute indes kein 
Raum mehr iſt. Es kann deshalb ganz dahingeſtellt bleiben, ob 
dieſe alten Entſch. ſeinerzeit gebilligt werden konnten. Sie jetzt 
noch gegen eine Auffaſſung ins Feld Ei führen, die nur dem ge⸗ 
ſchärften Pflicht⸗ und Verantwortungs ewußtſein unſerer Zeit und 
unſerer geläuterten Rechtsauffaſſung Rechnung trägt und das freie 
— jagen wir ruhig liberaliſtiſche — Schalten des Einzelnen, der 
ſich das Inſtitut der Rechtspflege (gleich ob als arme oder nicht⸗ 
arme Partei) nutzbar macht, einſchränken will, darf man wohl als 
einen Verſuch mit untauglichen Mitteln bezeichnen. Zu überzeugen 
vermag eine ſolche Argumentation jedenfalls nicht. Denn wer 
Pflichten übernommen 1 zumal als Organ der Rechtspflege, 
darf heute jedenfalls nicht mehr, wie OLG, Köln ihm zugeſtehen 
will, für ſich in Anſpruch nehmen, unbeſchadet ſeiner vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche „aus Gründen, deren Würdigung nur ſeiner 
eigenen Erwägung überlaſſen werden kann“ jederzeit ſeine Stel⸗ 
lung aufzugeben und die in dieſer Pofition übernommenen Ber- 
pflichtungen von ſich abzuſchütteln. 

Daß nicht fiskaliſche Intereſſen den Standpunkt bedingen, 
daß der freiwillig feine Zulaſſung aufgebende ArmAnw. feinen 
Gebührenanſpruch an die Staatskaſſe verlieren kann, ergibt zu⸗ 
dem die einfache Erwägung, daß der Ausgangspunkt für dieſe 
Entſch. zunächſt das Verhältnis des Anwalts zu ſeiner Partei iſt. 
Beim Arm Anw. liegt der Sachverhalt noch inſofern anders — 
nämlich i. S. verſchärfter Anforderungen — als bei ihm die Be⸗ 
deutung ſeiner öffentlich⸗rechtlichen Stellung noch ſtärker in den 
Vordergrund tritt. Dieſer Grund iſt für das KG. ausſchlaggebend 
geweſen und hat es veranlaßt, höhere Geſichtspunkte der freien 
Erwägung des Anwalts über ſein Tun und Laſſen entgegenzu⸗ 
ſetzen und als ſolchen höheren Geſichtspunkt den zu nennen: „daß 
die Benutzung von Einrichtungen des Staates allgemein und der 
Rechtspflege im beſonderen von allen vermeidbaren, den normalen 
1 verteuernden Maßnahmen und Einflüſſen freibleiben 
muß“. 

In Verkennung dieſer Geſichtspunkte kämpft das OLG. 
Köln dagegen an, daß dem Fiskus eine günſtigere Stellung als 
der zahlungsfähigen Prozeßpartei gegenüber ihrem Anwalt ein⸗ 
geräumt werde. Darum handelt es ſich aber nicht Vielmehr iſt 
die Entſch. des KG. nur ein Glied — faſt ſchon das Endglied — 
in einer ſyſtematiſchen Beeinfluſſung der Rſpr. i. S. einer geſtei⸗ 
gerten Verantwortlichkeit der prozeßführenden Parteien gegenein⸗ 
ander und gegen die Allgemeinheit und damit erſt recht einer glei⸗ 
chen Verantwortlichkeit der ſie vertretenden RA. A. 

Vielleicht hätte übrigens OLG. Köln doch anders entſchieden, 
wenn es berückſichtigt hätte, daß auch Stein⸗Jonas in der 
neueſten Auflage (IX, 5 zu § 91) grundſätzlich jeden Gebühren⸗ 
anſpruch des freiwillig die Zulaſſung aufhebenden Anwalts ver⸗ 
neinen. KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
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Anmerkung B: Auch das OLG. Köln lehnt den Standpunkt 
des KG., der ſeine Zulaſſung aufgebende Anwalt gehe ſeiner Ge 
bührenanſprüche, beſonders der Staatskaſſe gegenüber, verluſtig, 
ab. Die vom KG. vertretene Auffaſſung entſpricht nicht dem gelte 
den Recht (vgl. OLG. Naumburg: FW. 1935, 1802 mit meine 
Anm. ebenda; ſ. a. meine Anmerkungen: JW. 1935, 789 und 11 
ſonders JW. 1935, 1800 zu den dort abgedr. Kammergericht 
beſchlüſſen). Daß es ſich bei dent Standpunkt des KG. im Grunde 
doch um eine Überbetonung finanzieller Erwägungen handelt, . 
ſonders in ſtaatsfinanzieller Hinſicht, zeigt die Anm. von KOM 
Gaedeke zum obigen Beſchluß. Übrigens ift noch keine Entſch. 
eines KGSen. bekanntgeworden, die im Verhältnis Anwalt ur 
Partei, das auch nach Auffaſſung des KoftSen. des KG. das ide 
Beurteilung der Gebührenanſprüche des ArmAnw. maßgeben 
Grundverhältnis iſt, die Rſpr. des KG.⸗Koſt Sen. zur Frage de 
Anwaltswechſels übernommen hat. N. 

Das Poſtulat des KG., den Prozeß von allen bermeib, 
baren, den normalen Verlauf verteuernden Maßnahmen und 
Einflüſſen freizuhalten, verdient durchaus Billigung. Übrigens 
wird dieſer Grundſatz von jeher vom verantwortungsbewußten 
Anwalt befolgt. Das Poſtulat findet aber ſeine Grenze, weil 
es ſich eben um Rechtſprechung handelt, daran, daß die 
Frage, was vermeidbar oder nicht vermeidbar iſt, nicht von ihren 
maßgebenden prozeßrechtlichen Vorfragen losgelöſt werden kann. 
Das hat eben RG. 33, 369 richtig erkannt. Daher iſt dieſe Entſch. 
auch heute noch innerlich richtig. Die Stellungnahme des Kö. 
JW. 1934, 2496 dagegen, die von KOR. Gaedeke nur als ert 
Glied in einer Reihe beſtimmter Entſch. bezeichnet wird, führ! 
dazu (vgl. beſonders meine Anm.: JW. 1935, 1800, 1802), daß 
der rechtliche Gehalt der maßgebenden Vorſchr. in fein Gegenteil 
verkehrt wird. Sie führt weiter dazu, daß die Entſchließungsfrei 
heit, die der Anwalt auch heute als verantwortungsbewußter 11 
korrekter Rechtswahrer zur Erfüllung feines Berufes braucht, 
grundſätzlich verneint wird, obwohl fie nicht über das Maß deſſen 
hinausgeht, was den anderen Organen der Rechtspflege unſtreitig 
zukommt, und obwohl die Berufsauffaſſung des Anwaltes ber’ 
langt, daß — wenn ein gewiſſer Grad der allgemeinen Berufsnot 
lage der deutſchen Anwaltſchaft bei ihm überſchritten iſt — der 
Anwalt gehalten iſt, ſeine Zulaſſung aufzugeben (vgl. E69. 
28, 92). RA. Dr. P. Bach, Freiburg (Br.). 

Anmerkung C: Es wird ferner auf die Aufſätze oben S. 2240ff. 
hingewieſen. D. S. 
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55. § 25 RStraßVertD. v. 28. Mai 1934, Ausf Anw. 
dazu v. 29. Sept. 1934 zum 8 25 Ziff. II 6 Satz 1. Als 
„beſondere Umftände”“, die ausnahmsweiſe das Anfahren 
und Halten von Fahrzeugen auf der linken Seite der Fahr“ 
ſtraße geſtatten, kommen nur ſolche Umſtände in Betracht, 
die ſich aus der Beſonderheit des einzelnen konkreten 
Falles ergeben, nicht dagegen ſolche Umſtände, die gleich 
mäßig und jederzeit ſämtliche Verkehrsteilnehmer treffen, 

(KG., I. StrSen., Urt. v. 15. März 1935, 1 Ss 40/35.) } 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 


ES 

36. 88 27 Abſ. 3, 36 RStraßertQ. v. 28. Mai 1934, 
Das Verſchulden des Kraftwagenführers, der es unter 
läßt, anderen Verkehrsteilnehmern anzuzeigen, daß er 
anhalten will, wird weder durch die Bauart des Kraft“ 
fahrzeugs noch durch Glatteis ausgeſchloſſen. 

Im Gegenſatz zu dem früheren § 26 Satz 3 KraftfVerkO. v. 
10. Mai 1932 verpflichtet jetzt 8 27 Abf. 3 RStraßVerk O. denjenigen 
der ſeine Richtung ändern oder anhalten will, ſchlechthin zur Zeichen 
gebung. Daraus erhellt der Wille des Geſetzgebers, daß jetzt jeder 
das Anhalten anderen Verkehrsteilnehmern anzuzeigen hat, gleich 
gültig ob die Bauart des Wagens es erſchwert oder nicht. Es komm 
alſo nicht darauf an, ob der Angekl. einen geſchloſſenen Wagen fuhr. 
Er blieb auch dann zur Zeichengebung verpflichtet. Es blieb ihm 
dabei überlaſſen, ſich der der Bauart ſeines Wagens entſprechenden 
Einrichtungen zu bedienen oder, falls die Zeichenabgabe auch hier 
durch nicht möglich, den Wagen vor der Benutzung mit geeigneten 
mechaniſchen Vorrichtungen zu verſehen. Ebenſowenig entband den 
Angekl. das auf der Landſtraße vorhandene Glatteis von der Zeichen 
gebungspflicht. Denkbar wäre allerdings, daß beſondere Umſtände vol 
der Anzeigepflicht entbinden könnten, z. B. wenn ganz plötzlich 15 
Hindernis auftaucht, ſo daß der Führer, um nicht ſich oder andere 
zu gefährden, alle Aufmerkjamkeit der Führung des Wagens zu 
wenden muß, er auch für die Zeichengebung wegen dieſes beſonderen 
Umſtandes keine Hand frei behält. Vorausſetzung dafür würde aber 
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die Plötzlichkeit und Unvorherſehbarkeit des Ereigniſſes ſein. Davon 
kann hier indes keine Rede ſein. Die Glätte der Landſtraße beſtand 
von vornherein. Benutzte der Angekl. trotzdem ſeinen Wagen, mußte 
er auf geeignete Weiſe dafür ſorgen, daß er deſſenungeachtet den 
Verkehrsvorſchriften nachkommen konnte. Wollte man ſeiner Anſicht 
folgen, daß ihn das Glatteis von der Zeichengebung überhaupt ent⸗ 
band, ſo würde man folgerichtig dazu kommen müſſen, daß bei be⸗ 
hinderter oder gefährlicher Fahrbahn für die Verkehrsſicherung, der 
ja die Verkehrsvorſchriften gerade dienen ſollen, weniger Vorſorge 
getroffen wäre als ſonſt, da zu der Unſicherheit der Straße als wer⸗ 
teres Geſahrenmoment noch die Unüberſehbarkeit des Verhaltens des 
Wagenführers hinzukäme. Das iſt aber nicht der Sinn dieſer Vorſchrift. 
(Sch., 1. StrSen., Urt. v. 21. Juni 1935, 1 88 212/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 

57. 88 27 Abſ. 3, 25 RStraß VerkO. Bedeutung der 
Richtungsanderung. 

Nicht jede ganz geringfügige Abweichung von der Fahrtrichtung 
ſtellt ſchon eine anzeigepflichtige Richtungsänderung dar, ſondern vor⸗ 
zugsweiſe das Einbiegen in eine andere Straße oder das Wechſeln 
auf die andere Straßenſeite, u. U. auch das Ausbiegen bei größeren 
Verkehrsbehinderungen oder ähnlichem. Hier handelt es ſich hingegen 
nur um ein offenbar ganz vorübergehendes und geringeres aller⸗ 
dings plötzliches — Abbiegen des Radfahrers nach links auf der 
Straßenkreuzung zum Zwecke der Feſtſtellung des Namens der dort 
einmündenden Straße, alſo nur erſt zur Prüfung, ob die Seitenftraße 
diejenige fei, in die das Abbiegen erfolgen ſollte. Dabei kann von 
einem „Andern der Richtung“ (8 27 Abſ. 3) keine Rede jein, Eine 
andere Frage iſt, ob der Radfahrer durch ſein Verhalten dabei den 
9 25 verletzt hatte. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 26. April 1935, 1 Ss 120/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 


* 
Celle 
58. 88 68, 69 RA Gebo. Gebühr für Anfertigung 
einer Gegen erklärung auf die Reviſion der Staat3anwalte 
ſchaft. }) 

Das LG. hat mit zutreffender Begr. angenommen, daß einem 
Verteidiger für die Anfertigung der Gegenerklärung auf die Rev⸗ 
Begr. der Staatsanwaltſchaft lediglich die Gebühren aus § 69 RA⸗ 
Gebo. gewährt werden können. Zu dieſer Stellungnahme zwingt 
der ganz eindeutige Wortlaut der angeführten Beſt. Demgegenüber 
können Billigkeitsgründe, die von manchen zur Begr. ihrer gegen⸗ 
teiligen Anſicht angeführt werden (vgl. Baumbach, zu $ 68 

nm. 2) nicht zu einem anderen Ergebnis führen. Den hier ver⸗ 
tretenen Standpunkt teilt u. a. KG.: JW. 1932, 1166. 
(OLG. Celle, 2. StrSen., Beſchl. v. 7. März 1935, 2 Ws 5/35.) 


Anmerkung: Es leuchtet auch ohne Kenntnis der RAGebO. 
ein, daß vorſtehende Entſch. nicht richtig ſein kann. Denn ſo ſchlechte 
Koſtengeſetze, daß ſie eine eingehend begründete Stellungnahme zu 
einer RevBegr. der Staatsanwaltſchaft dem Aawalt mit einem 
Trinkgeld honorieren, haben wir zum Glück nicht. 

§ 69 RAcGebO, aus welchem OLG. Celle die Gebühr von 
2 e glaubt entnehmen zu müſſen, ſieht dieſe Gebühr nur vor 
„für Erledigung eines Rechtsmittels ſowie für Anfertigung an⸗ 
derer als der im 8 68 bezeichneten Anträge, Geſuche und Er⸗ 
klarungen“. Ich habe bereits in meiner Stellungnahme zu der 
Frage, welche Gebühr für die Erſtattung einer S trafanzeige 
auszuwerfen iſt (JW. 1934, 2648 1?) ausgeführt, daß § 69 offen⸗ 
ſichtlich in bewußten Gegenſatz zu $ 68 nur ganz kurze nicht be⸗ 
gründete Anträge und Erklärungen im Auge hat, alſo nicht die 
Gebühr für die Erſtattung einer ja wohl ausnahmslos mehr oder 
weniger eingehend begründeten Strafanzeige enthalten kann. Viel⸗ 
mehr bin ich damals zu der — auch heute noch unbedingt allein 
richtigen — Auffaſſung gelangt, daß, ſei es über § 74, ſei es über 

§ 68, 63 doch immer wieder der Gebührenſatz des § 67 mit 20 
dw. 40 % auf dem Wege über § 89 RAcheb O. maßgebend iſt. 

Es bedarf eigentlich keiner beſonderen Hervorhebung, daß 
die Gebühren nach der Bedeutung der Tätigkeit des Anwalts für 
das Verfahren abgeſtuft ſind und daß die Erwiderung auf die 
RevBegr. der Staatsanwaltſchaft bzgl. eines freiſprechenden Ur⸗ 
teils, d. h alſo die Erwiderung auf die für das Reviſionsverfahren 
grundlegende und ſomit beſonders wichtige Erklärung der Rechts⸗ 
mittelklägerin auch ihrerſeits von erheblichem Einfluß auf das 

erfahren fein kann. Das ergibt ja auch die Regelung in 8 347 
StpO., der zufolge die Staatsanwaltſchaft vor Überfendung der 

kten an das RevG. abzuwarten hat, ob eine Gegenerklärung ein⸗ 
geht. Das ſind keine Billigkeitserwägungen, wie OLG. Celle irr⸗ 
tümlich annimmt, ſondern Erwägungen richtiger Geſetzesausleaung 
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und Anwendung, die gerade bei den hier in Betracht kommenden 
Vorſchr. der SS 67 ff. RAGEHD,. nur durch ein Vergleichen der ver⸗ 
ſchiedenen Tatbeſtände und des daraus zu gewinnenden Willens 
des Geſetzgebers mit Erfolg angeſtellt werden können. Es iſt aber 
auch nicht verſtändlich, wie OLG. Celle und auch KG. (ſiehe unten) 
zu der Behauptung kommen, der Wortlaut des $ 69 umfaſſe bereits 
die Reviſionserwiderung. Dann bedürfte es dieſer poſitiven Rege⸗ 
lung durch das Geſetz gegenüber keines Kopfzerbrechens über die 
ſtreitige Frage. Im übrigen iſt letzten Endes niemals der Wort⸗ 
laut, ſondern Sinn und Zweck einer Geſetzvorſchr. ausſchlaggebend. 
Baumbach (Reichskoſtengeſetze, Anm. 2 zu § 68 RAGebdO.) jagt 
z. B. dazu, daß andernfalls „in Wortauslegung eine regelmäßig 
unwürdige Vergütung zugebilligt würde“. Es fragt ſich alſo, 
welche Gebühr danach in Frage kommt. Vorſtehende Ausführun⸗ 
gen ergeben wohl hinreichend, daß der Reviſionsbeantwortung als 
Gegenſtück zur RevBegr. keine andere Stellung für die Frage 
der gebührenrechtlichen Subſumtion eingeräumt werden kann als 
auch letzterer vom Geſetz eingeräumt iſt. Damit iſt bereits die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des $ 68 Ziff. 2, mindeſtens unter Zuhilfe⸗ 
nahme des § 89 gegeben. Wenn in der Entſch. des 2. StrSen. des 
KG. v. 2. März 1932 (JW. 1932, 1166 35) als Argument gegen dieſe 
Gleichſetzung angeführt iſt, daß bzgl. des Inhalts einer Reviſtons⸗ 
erwiderung im Geſetz keine beſtimmten Anforderungen geſtellt 
würden, jo lehrt ein Blick in den $ 68, wie wenig ſtichhaltig dieſer 
Einwand iſt. Denn ſowohl Ziff. 1: Berufungsrechtfertt⸗ 
gung als erſt recht Ziff. 4 Gnadengeſu ch ſind vom Geſetz 
weder an ſich vorgeſchrieben, noch vor allem inhaltlich, ſei es auch 
nur nach Mindeſterforderniſſen, irgendwie feſtgelegt. Insbeſ. be⸗ 
darf es einer Berufungsrechtfertigung in keinem Falle ($ 317 
Stb O.). Alſo kann hierin nicht das eutſcheidende Kriterium liegen. 

Wohl aber iſt beſonders intereſſant die Honorierung eines 
Gnadengeſuchs mit 0 der in § 63 beſtimmten Gebühren von 40 
bzw. 80 l, d. h. mit 20 bzw. 40 ,. An der Bedeutung eines 
Gnadengeſuches gemeſſen iſt die Bedeutung einer Reviſionserwide⸗ 
rung ungleich größer, keinesfalls aber geringer: Die Gründe gegen 
eine Verurteilung darzulegen, den Angekl. alſo vor Beſtrafung zu 
bewahren und damit zur richtigen Rechtsanwendung und Urteils⸗ 
findung mit beizutragen dürfte ungleich wichtiger ſein als nur der 
Appell an das Ermeſſen der Gnadeninſtanz. Letzteren kann zur Not 
auch der Verurteilte allein im ausreichenden Maße bewerkſtelligen, 
erſteres dagegen ſchwerlich. 

Es kann m. E. kaum zweifelhaft ſein, daß eine Reviſtons⸗ 
beantwortung durch den Verteidiger nicht ſchlechter und nicht an⸗ 
ders als ein Gnadengeſuch, ſondern auf gleicher Stufe mit dieſem 
und einer RevBegr. zu bewerten iſt und nicht die Gebühr des 
S 69 mit 2 N, ſondern des $ 68 mit 20 bzw. 40 K auslöſt. 

In unſerem Falle hätte alſo, da es ſich um eine zur Zuſtän⸗ 
digkeit des Schw®. gehörende Sache handelte, der Anwalt auch für 
dieſe Rev Inſt. nicht ohnehin zum Verteidiger beſtellt war und als 
ſolcher keine Gebühren zu beanſpruchen hatte, eine Gebühr von 
40 RA, wie er fie beantragt hat, feſtgeſetzt werden müſſen. 

Ob man auch mit der in JW. 1932, 1166 Anm. angeſtellten 
Erwägung zum Ziele gelangt, daß der Anwalt durch Anfertigung 
der Reviſionsbeantwortung als Verteidiger in der Rev Inſt. tätig 
werde und deshalb unter Anwendung der $S 90, 89, 66, 63 wenig⸗ 
ſtens 5/0 der ordentlichen Gebühr, hier alſo wenigſtens 20 . 
erhalten müßte, erſcheint mir mehr als zweifelhaft. Dabei dürfte 
überſehen worden ſein, daß es ſich doch nur um eine Einzel ⸗ 
tätigkeit handelt, die gerade in § 68 geregelt werden ſoll und für 
nn den Anwalt noch nicht zum Verteidiger der Inſtanz 
macht. 

Soweit alſo ein Verteidiger für die Beantwortung einer Rev⸗ 
Begr. der Staatsanwaltſchaft überhaupt einen geſonderten Gebith- 
renanſpruch geltend machen kann, iſt die Gebühr aus § 68, d. h. 
gemäß den Sätzen des 8 67 RAGebO. zu bemeſſen. 

RER. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 
Dresden 

59. 88 25, 26 RStraß VerkO. Vorſpruch; 8 153 StPO. 

Begriff des Überholens; Raummangel; Großzügigkeit. 5) 


Die Verurteilung des Angekl. wegen einer Übertretung nach 
8 26 Abſ. 5 RStraßVerkO. begegnet keinem rechtlichen Bedenken. 
Beſonders iſt der Rechtsbegriff des Überholens i. S. dieſer Vorſchr. 
vom Vorderrichter nicht verkannt worden. Iſt auch unter dem 
Begriff des Überholens an ſich das Vonhintenvorbeifahren an 
in gleicher Richtung, aber langſamer ſich bewegenden 
— alſo in Fahrt befindlichen — Verkehrsteilnehmern zu ver⸗ 
ſtehen, ſo wird doch von dieſem Begriff das Vorbeifahren an 
ſolchen Fahrzeugen mit umfaßt, die ihre Fahrbewegung nur 
kurz unterbrochen haben, ohne die einem ſich bewegenden 
Fahrzeug entſprechende Stellung auf der Fahrbahn aufgegeben zu 
haben (vgl. hierzu Müller, Straßenverkehrsrecht, 1935, zu § 26 
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Anm. 6, S. 608 und 609). Danach iſt auch das Vorbeifahren an 
einem zum Zwecke des Aus⸗ und Einſteigens von Fahrgäſten an 
einer Halteſtelle haltenden Straßenbahnzuge als Überholungs⸗ 
bewegung anzuſehen (vgl. hierzu die Urteile des OLG. Dresden 
v. 27. Juni 1927 und 17. Sept. 1929, abgedr. Rſpr.: DR. 1927 
Nr. S72 bzw. DAutogt. 1929 Nr. 326 [Sp. 412 und das Urteil des 
BayObec. v. 5. April 1935, abgedr. in DAutoR. 1935 Nr. 74, 
Sp. 109/110). Ganz abgeſehen hiervon hat es ſich bei der von 
dem Angekl. eingeleiteten und durchgeführten Fahrbewegung ſchon 
deshalb um eine Überholungsbewegung gehandelt, da ſich der 
Straßenbahnzug nach den im angefochtenen Urteile getroffenen 
und der Nachprüfung durch das Rev. entzogenen Feſtſtellungen 
bereits zu dem Zeitpunkte wieder in Bewegung geſetzt hat, als 
der Beſchw§. mit feinen Fahrzeuge etwa in Höhe des vorderen 
Teiles des Anhängewagens des Straßenbahnzuges angekommen 
war. Der Rechtsanſicht, daß auch das Vorbeifahren an einem zur 
Abgabe und Aufnahme von Fahrgäſten an einer Halteſtelle hal⸗ 
tenden Straßenbahnzuge als Überholungsbewegung anzuſehen iſt, 
ſteht entgegen der Auffaſſung des BeſchwF. auch die Vorſchr. von 
II Abſ. 2 Satz 3 zu § 25 der Ausf Anw. zur RStraßVerkO. vom 
29. Sept. 1934, der Beſt. über die Art des Vorbeifahrens an 
Halteſtellen von Straßenbahnen trifft, nicht entgegen. Hierfür 
ſpricht zweifelsfrei die Tatſache, daß in § 26 Abſ. 5 RStraßVerkO. 
ſchlechthin das Überholen von Schienenfahrzeugen geregelt 
wird, während II Abſ. 2 Satz 3 zu § 25 a. d. O. lediglich 
Beſt. trifft, die dem Schutze der ein- und ausſteigenden Fahrgäſte 
von Straßenbahnen dienen. 

Auch der Begriff des Raummangels i. S. von § 26 Abſ. 5 
RStraß VerkO. ift vom Vorderrichter nicht verkannt worden. Hier⸗ 
bei kommt es nicht auf die jeweilige Verkehrslage an. Entſcheidend 
iſt vielmehr hierfür allein die im konkreten Fall ge⸗ 
gebene Ortlichkeit (vgl. hierzu Müller a. a. O. zu § 26 
Anm. 33, S. 620 und Anm. 37 S. 620/21). In dieſen Begriff 
können daher auch nicht Fahrzeuge einbezogen werden, die während 
eines verhältnismäßig langeren Zeitraums dort aufgeſtellt ſind. 
Gegen eine ſo weite Ausdehnung des Begriffes Raummangel be⸗ 
ſtehen auch ſchon deshalb Bedenken, weil derartige immerhin doch 
nur vorübergehend dort aufgeſtellte Hinderniſſe von den entgegen⸗ 
kommenden Verkehrsteilnehmern nicht immer rechtzeitig als Fahr⸗ 
zeuge, die für längere Zeit ihre Bewegung aufgegeben haben, er⸗ 
kannt werden können und von ihnen daher nicht damit gerechnet 
wird, daß ihnen begegnende Kraftfahrzeugführer an dieſer Stelle 
links an dem zu überholenden Schienenfahrzeuge vorbeizufahren 
beabſichtigen. Der reibungsloſe und ſchnelle Ablauf des Verkehrs 
würde daher bei einer derartigen Auslegung des Begriffes Raum⸗ 
mangel nur erheblich erſchwert werden. Der ſich allein auf die 
objektive Beſchaffenheit der Ortlichkeit beziehende Begriff Raum⸗ 
mangel entſpricht daher auch durchaus der Verkehrsauffaſſung (ſo 
ne Komm. zur RStraßVerkO., zu $ 26 Anm. 13, 

. 207). 

Unbegründet iſt auch die Rüge ungenügender Beachtung des 
Satzes 2 des Vorſpruches zur RStraßVerkO. Die Regelung, von 
der in Satz 2 geſprochen wird, iſt eben die in der RStraßVerkO. 
getroffene, deren Vorſchr. allerdings von den in Frage kommenden 
Behörden in einem großzügigen, den Forderungen des motoriſchen 
Straßenverkehrs Rechnung tragenden Geiſte angewendet werden 
ſollen. Für §8 26 RStraßVerkO. bleibt aber auch nach dieſer neuen 
Regelung beſtehen, daß die Strafbarkeit der in dieſem Paragra⸗ 
phen aufgeführten Zuwiderhandlungen nicht an den Eintritt 
eines ſchädigenden Erfolgs geknüpft iſt. Die Frage, ob im ein⸗ 
zelnen Falle wegen Geringfügigkeit der Übertretung bzw. mangels 
öffentlichem Intereſſe von der Verfolgung der Übertretung abzu⸗ 
ſehen iſt, liegt auf prozeſſualem Gebiete, unterſteht zunächſt aus⸗ 
ſchließlich der Entſchließung der Staatsanwaltſchaft und kann nach 
der Erhebung der öffentlichen Klage vom Gericht nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der Staatsanwaltſchaft, die aber hier verweigert wor⸗ 
den iſt, in einem dem Täter günſtigen Sinne entſchieden werden 
(vgl. §8 153 StPO. und jetzt NotVO. v. 6. Okt. 1931 VI. 
Kap. TS 2). 

(OLG. Dresden, 2. StrSen., Urt. v. 5. Juni 1935, 21. 62/35.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Gülde, Dresden. 


Anmerkung: Nach dem — hier nicht abgedruckten — Tat⸗ 
beſtand des Urteils hatte der Angekl. offenbar eine haltende 
Straßenbahn links überholt und war dieſerhalb nach § 26 Abſ. 5 
RStraßVerk O. („Schienenfahrzeuge ſind rechts zu überholen“) be⸗ 
ſtraft worden, trotzdem ein ſchädigender Erfolg nicht eingetre⸗ 
ten war. 

Das Od. hat dies gebilligt, insbeſ. den Tatbeſtand des 
§. 26 Abſ. 5 RStraßVerkO. als gegeben angeſehen. Dieſe Erkennt⸗ 
nis iſt richtig, obſchon nicht geleugnet werden kann, daß die De⸗ 
duktion des OL G., die ſchließlich zu dieſem Ziele führt, recht weit⸗ 
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läufig iſt. Dem OLG. kam es darauf an, nachzuweiſen, daß 

„überholen“ einer Straßenbahn i. S. von § 26 Abſ. 5 RStraß⸗ 

VerkO. auch vorliegt, wenn die Straßenbahn hält, und es führt 

dieſen Nachweis — unter Ber. auf die frühere Rſpr. und Lite 

ratur — im einzelnen durch folgende Schlußfolgerungen: 

1. Ein „Überholen“ liegt regelmäßig und begrifflich nur dann 
vor, wenn beide Verkehrsteilnehmer ſich in derſelben Rich- 
tung bewegen (für die frühere Rſpr. vgl. OLG. Dres- 
den: RKraftf. 27, 196, Hamburg: RKraftf. 27, 253; KO. 
Recht 28, 221; Hamburg: RKraftf. 28, 231 und KG.: 
RKraftf. 28, 179). 

„Ausnahmsweiſe liegt ein „Überholen“ aber auch dann vor, 
wenn der zu überholende Verkehrsteilnehmer feine Fahr: 
bewegung kurz unterbrochen hat, alſo ſteht (für die 
frühere Rſpr. vergleiche die oben zitierten Urteile). 

. Eine ſolche kurze Unterbrechung liegt regelmäßig bei Stra’ 
ßenbahnen vor, die an Halteſtellen halten. 

4. Schlußergebnis: Alſo iſt als „Überholen“ i. S. von 8 25 
ab. 5 RStraßVerkO. auch das Vorbeifahren an haltenden 
Straßenbahnen zu verſtehen. Daraus ergibt ſich aber „da 
auchhaltende Straßenbahnen rechts zu „überholen ſind, 
mit anderen Worten: das Links⸗Überholen haltender Stra⸗ 
Benbahnen ſtrafbar iſt. } 

Wie ſchon gejagt, ift dieſe Deduktion einigermaßen weitläufig. 

Das Os. wäre raſcher und müheloſer zu feinem Ergebnis ge⸗ 

langt, wenn es von Anfang an die Ausführungsanweiſung II 

Ziff. 2 Satz 2 zu $ 25 RStraßVerkO. („an Halteſtellen von Stra’ 

Benbahnen hat der Führer eines Fahrzeuges, wenn die Fahr 

gäſte auf ſeiner Fahrbahn ein⸗ und ausſteigen müſſen, langſam 

und in angemeſſenem Abſtande vorbeizufahren, nötigenfalls anzu⸗ 
halten“) herangezogen hätte. Das OLG. beruft ſich zwar mit Recht 
auch auf dieſe Beſt., nimmt ſie aber nur als Beſtätigung ſeinet 

Rechtsanſicht, anſtatt ſie als Ausgangspunkt zu nehmen. Denn 

daß dieſe Beſt. regelmäßig ein Recht s⸗Vorbeifahren an einer 

haltenden Straßenbahn im Auge hat, kann nicht bezweifelt wer⸗ 
den. Das ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß dieſe Beſt. ja von 
ein⸗ und ausſteigenden Fahrgäſten ſpricht, die eben (in den Län⸗ 
dern des Rechtsverkehrs) nach rechts ausſteigen. Dementſprechend 
ſpricht die Beſt. auch von Fahrgäſten, die für den Kraftfahrer „auf 

ſeiner Fahrbahn“ ein⸗ und ausſteigen. 1 

Der Begriff des „Vorbeifahrens“ i. S. dieſer Beſt. iſt mit‘ 
hin identiſch mit dem Begriff des „Uberholens“ i. S. des 8 26 
Abſ. 5 RStraßVerkO. Die oben zit. Bet. der Ausführungsanwei⸗ 
ſung Ziff. 2 zu § 25 — auch das ergibt die Richtigkeit dieſer 
Meinung — iſt übrigens nachgebildet der Beſt. des § 23 Abſ. 2 
der früheren VO. über Kraftfahrzeugverkehr v. 10. Mai 1932, 
wo ſogar ausdrücklich von „Überholen“ haltender Straßenbahnen 
die Rede war. In dieſer heißt es: 

„An einer Halteſtelle haltende Schienenfahrzeuge dürfen auf 
der Seite, auf der die Fahrgäſte ein⸗ und ausſteigen, nur in 
Schrittgeſchwindigkeit und nur in einem ſolchen feitlichen Ab, 
ua „überholt“ werden, daß die Fahrgäſte nicht gefährdet 
werden.“ 

Das Urteil befaßt ſich alsdann noch mit der Frage, was 
unter „Raummangel“ i. S. des § 26 Abf. 5 RStraßVerkO. zu ver⸗ 
ſtehen iſt. Es erläutert dieſen Begriff dahingehend, daß ein Raum⸗ 
mangel nur dann vorliegt, wenn im konkreten Falle die Ortlich⸗ 
keit ein Rechtsüberholen nicht geſtattet. 

Dieſe Auffaffung deckt ſich mit der bisherigen Rſpr. und der 
Literatur. 

In ſeinem Geſamtergebnis iſt das Urteil mithin zu billigen. 

RA. Dr. Arndt, Düſſeldorf. 
* 


e 
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Hamburg 

60. 5 25 RStraßVerkO. iſt eine ſelbſtändige Straf” 
rechtsnorm. 

Der Senat trägt keine Bedenken, ſich mit Nachdruck dahin aus⸗ 
zuſprechen, daß 825 RStraßVerkO. eine felbftändige Strafrechtsnorm 
iſt. Das allein entſpricht dem Geiſt, aus dem das neue Reichsrecht 
geſchaffen iſt, und den mit ihm verfolgten verkehrs⸗ und rechtspolitiſchen 
Zwecken. Der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber iſt beſtrebt, „kaſuiſtiſche“ 
alſo auf genau umriſſene Tatbeſtände zugeſchnittene Rechtsregeln zu 
überwinden und durch allgemeine kernhafte Richtlinien zu erſetzen. 
Denn die Kaſuiſtik verführt die Rechtsverfolgung und Rſpr. zu be⸗ 
grifflichem Formalismus und damit zu einer übermäßig ſcharfen Ab⸗ 
grenzung des Verbotenem von dem Erlaubten. Sie hat nur allz 
häufig die Erkenntnis der wahren, dem gefunden Vollksempfinden 
entſprechenden Rechtslage ſowie den Mut zu einer entſprechenden Entf 
beeinträchtigt. Hingegen wendet ſich die allgemeine Regel viel 351 
dringlicher an das Rechtsgewiſſen, findet leichtes Verſtändnis im Volk 
und geſtattet dem verantwortungsfreudigen Rechtsanwender, dem be⸗ 
ſonderen Fall weſenhaft gerecht zu werden. Soweit insbeſ. das Recht 
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der öffentlichen Ordnung und das Strafrecht in Betracht kommen, 
läßt es ſich daher die neue Geſetzgebung allgemein angelegen ſein, 
ihre Vorſchriften weit und volkstümlich zu faſſen. Die RStraßVerkO. 
iſt ein Ergebnis ſolcher nationalſozialiſtiſcher Rechtserneuerung. Nach 
ihrem Vorſpruch ſoll der moderne Straßenverkehr nicht mehr kleinlich 
reglementiert, ſondern im ganzen Reich einfach, großzügig und ein⸗ 
heitlich geregelt werden. Die Verkehrsordnung ſoll dem techniſchen 
Fortſchritt die Wege ebnen, das Verhalten im Verkehr und die Ver⸗ 
kehrsbewegung nicht mehr durch unüberſehbare und doch für die Viel⸗ 
fältigkeit des Lebens nicht ausreichende Einzelvorſchriften hemmen 
und einengen. Aus dieſem Geiſt hat die RStraßVerkO. die alte 
Kaſuiſtik in weitem Umfange ausgemerzt und ſich andererſeits ein⸗ 
dringlich an das Verantwortungsbewußtſein und das Gemeinſchafts⸗ 
gefühl aller Verkehrsteilnehmer gewendet. Soll aber § 25 in dieſem 
Sinne die Grundregel für den Verkehr ſein, ſo muß das Geſetz auch 
Vorſorge treffen, daß Verantwortungsloſe, Leichtſinnige und Gleich⸗ 
gültige, die ihrer — vom Vorſpruche der RStraßVerkO. betonten — 
„Verantwortung gegenüber der Verkehrsgemeinſchaft“ nicht gerecht 
werden, zur Ordnung gezwungen und wegen regelwidrigen Verhaltens 
beſtraft werden können. 


In den dem 8 25 folgenden 88 26—30 RStraßVerkO. und den 


zu 88 25—30 erlaſſenen Beſtimmungen der AusfAnw. v. 29. Sept. 
1934, deren Übertretung in 8 36 RStraßVerk O. der Übertretung der 
Beſtimmungen der RStraß Verk. gleichgeſtellt iſt, ſind nun zwar 
eine Reihe kaſuiſtiſcher Vorſchriften enthalten, von denen es nach 
ihrem Inhalte ohne weiteres klar iſt, daß es ſich um ſelbſtändige 
Strafrechtsnormen handelt. Daraus darf aber nicht geſchloſſen werden, 
daß der Geſetzgeber nur Verſtöße gegen dieſe Einzelvorſchriften beſtraft 
wiſſen will. Denn es laſſen ſich leicht ſchwere, nach allgemeiner Volks⸗ 
anſchauung unbedingt ſtrafwürdige Verſtöße gegen die Grundregel 
des 8 25 denken, die keinen Verſtoß gegen die Sondervorſchriften der 
88 26—30 und der Ausf Anw. enthalten. 
Es iſt nach alledem der Schluß geboten, daß alle Verſtöße gegen 
8 25, insbeſ. auch alle in den 88 26—30 und den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen nicht beſonders geregelten, gem. 8 36 zu beſtrafen ſind, alſo 
825 keine allgemeine Sorgfaltsregel, ſondern eine ſelbſtändige Straf⸗ 
rechtsnorm enkhält. Mit der hier vertretenen Rechtsanſicht ſtimmen 
u. a. auch überein: die Aufſätze von Koffka: D. 1934, 1308, 
Müller: DAutoR. 1934, 2881 und Humbert: DRZ. 1934, 334. 
Verfehlt iſt die Auffaſſung der Rev., es bedeute einen un⸗ 
zuläſſigen Widerſpruch zum StGB., wenn ein eine Körperverletzung 
enthaltender Vorfall des Straßenverkehrs einer Beſtrafung auf Grund 
der RStraßVerk O. zugeführt werde, obgleich der Verletzte keinen 
Wert auf eine Strafe lege und deshalb keinen Strafantrag geſtellt 
habe, die eigentliche Hauptſache alſo nicht geahndet werden dürfe. 
5 ein nur auf Antrag verfolgbares Vergehen mit einer unbedingt 
ſtrafbaren Übertretung tateinheitlich zuſammentrifft und mangels An⸗ 
trages nur eine Beſtrafung wegen Übertretung erfolgen kann, iſt in 
der Rſpr. nicht ungewöhnlich. 
(OLG. Hamburg, Urt. v. 11. März 1935, 88 10/35.) 


| Landgerichte: Fioilſachen | 


Altona 

61. § 153 3wVerſtG.; 88 848, 938 3PO. Der 8 153 
ZwVVerſtG. findet auf die Sequeſtervergütung entſprechende 
Anwendung. f) 

Die Frage des dem Sequeſter zuſtehenden Anſpruchs auf Ver⸗ 
gütung und Auslagen hat keine ausdrückliche Regelung im Geſetz 
erfahren. Infolgedeſſen iſt die Beantwortung der Frage im Schrift⸗ 
tum und in der Rſpr. ſtreitig. Die Kammer vertritt mit der herrſchen⸗ 
den Anſicht (vgl. LGG. I Berlin: JW. 1931, 2391 ff.) den Stand⸗ 
punkt, daß eine entſprechende Anwendung des § 153 ZmwVerſtG. auf 
den Fall der Sequeſtration geboten iſt. Mag die Sequeſtration auch 
nicht als eine Unterart der Zwangsverwaltung anzuſehen ſein, ſo 
ähnelt ſie doch in ihrem Weſen der Zwangsverwaltung in hohem 
Maße. Es gilt das nicht bloß von der nach § 938 ZPO., ſondern 
auch von der nach 8 848 ZPO. angeordneten Sequeſtration. Beim 
Zwangsverwalter geſchieht die Vergütungsfeſtſetzung nach § 153 
InVerſtcö. durch das Vollſtreckungsgericht. Demgemäß hat das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht auch für den Sequeſter die Vergütung feſtzuſetzen. 
Aus der entſprechenden Anwendung des $ 153 ZuvVerſtch. folgt ferner, 
daß die Vergütungszeit mit dem Augenblick der gerichtlichen Be⸗ 
ſtellung begann und daß der Sequeiter nicht erſt eine Beauftragung 
durch den Gläubiger abzuwarten brauchte. Die Vergütungszeit er⸗ 
reichte ihr Ende mit dem Zeitpunkte, in dem der Gläubiger auf die 
weitere Tätigkeit des Sequeſters verzichtete und ihn um Einſtellung 
feiner Tätigkeit erjuchte. 

(LG. Altona, 7. IR, Beſchl. v. 9. März 1935, 7 T 109/35.) 
Ber. von LGR. Schumacher, Altona. 
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Anmerkung: Als der Angelpunkt des Problems iſt die Frage 
bezeichnet worden, ob mit der Beſitzergreifung durch den kraft einſt⸗ 
weiliger Verfügung beſtellten Segueſter die Vollſtreckung beendet iſt 
oder ob auch noch die Tätigkeit des Sequeſters zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gehört. Man hat das letztere bejaht, indem man ausführte, 
das Ende der Zwangsvollſtreckung trete erſt mit der endgültigen Be⸗ 
friedigung des Gläubigers ein (vgl. Berger: JW. 1934, 663 und 
RG. 41, 393; 67, 311). An verſchiedenen Stellen habe ich dargelegt 
(vgl. 33 P. 50, 100 f.; 54, 164; Archiv Pr. n. F. 16, 1 ff.), daß 
Anfang und Ende der Zwangsvollſtreckung vielfach von einſchneiden⸗ 
der Bedeutung ſind. Abwegig erſcheint die Meinung, die die 
Zwangsvollſtreckung im Ganzen mit der völligen Befriedigung des 
Gläubigers endigen laſſen will; denn nach ergebnisloſer Durch⸗ 
führung einer einzelnen Zwangsvollſtreckungsmaßnahme muß ſpäter⸗ 
hin bei Vornahme einer neuen Zwangsvollſtreckungsmaßnahme ein 
ganz neues Zwangsvollſtreckungsverfahren eingeleitet werden (vgl. 
RGZ. 31, 412). Ferner wird die Zwangsvollſtreckung aber zweifel⸗ 
los auch durch Aufhebung der getroffenen Zwangsvollſtreckungsmaß⸗ 
nahmen oder durch freiwillige Freigabe ſeitens des betreibenden 
Gläubigers beendet. 

Die Tätigkeit des Gerichts, das die Sequeſtration angeordnet 
hat, erſtreckt ſich nicht auf die Durchführung der Einſtwyfg. (Stein⸗ 
Jonas 8 938 III 2). Irgendwelche Rechtsbeziehungen zwiſchen dem 
Gericht und dem Seqgueſter beſtehen nicht. Nur zwiſchen dem An⸗ 
tragſteller und dem Sequeſter beſteht ein vertragsähnliches Verhältnis, 
auf Grund deſſen der Sequeſter ſich wegen ſeiner Vergütung an den 
Antragſteller halten muß. Die Staatskaſſe haftet für die Zahlung 
der Vergütung nicht (Seuff Arch. 78, 258; LG. Koblenz: JW. 
1931, 2188 17; LG. I Berlin: JW. 1931, 23912), wie denn auch 
nach der herrſchenden Meinung der Zwangsverwalter ſeine Ver⸗ 
gütung und die Erſtattung ſeiner Auslagen nur von dem die 
Zwangsverwaltung betreibenden Gläubiger fordern kann (vgl. RG. : 
Seuff Arch. 69, 299 Nr. 161). 

Es iſt die Anſicht vertreten worden, wenn man auch nicht ſo 
weit gehen wolle, die Zwangsverwaltung nur als eine Unterart der 
Sequeſtration aufzufaſſen, jo hätten doch jedenfalls die Rechtsinſtitute 
ſo nahe Berührungspunkte, daß es kaum möglich ſei, ſie auseinander 
zu halten, und daß es gerechtfertigt erſcheine, den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über das erſtere, ſoweit fie die Stellung des Sequeſters 
betreffen, beſonders den 8 153 ZwVerſtGG. inſoweit analog auf das 
letztere zu übertragen. Sonſt würde es an jeder Möglichkeit fehlen, 
die Gebühren des Sequeſters feſtzuſetzen (Breslau: OG. 19, 155; 
Hamburg: OLG. 33, 136; OLG. Kiel: Seuff Arch. 67, 481 Nr. 269; 
ORG. Hamburg: Seuff Arch. 78, 257 Nr. 159; KG.: KGBl. 31, 19; 
RG. 22, 170). 

Die nach 8 1134 Abſ. 2 angeordnete Segueſtration, mit der 
lediglich eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende Verſchlechterung 
durch Einwirkung ſeitens des Eigentümers verhütet werden ſoll, iſt 
aber z. B. etwas weſentlich anderes als eine die Befriedigung aus 
dem Grundſtück verfolgende Zwangsverwaltung. Deshalb ſoll es der 
rechtlichen Begründung entbehren, wenn das Verſteigerungsgericht 
dieſen Koſten der Sequeſtration den für die Koſten einer Zwangs⸗ 
verwaltung als Maſſekoſten der Iwangsvollſtreckung gewährten 
Rang bei der Verteilung des Erlöſes einräumt (vgl. Fraeb, 
Handausg. z. ZwVerſtGG. § 10 zu Ziff. 1, IV; SchlHolſt Anz. 18, 73). 

Bei dem gemäß einer EinſtwVfg. beſtellten Sequeſter mag es 
ſich um Koſten einer Rechtsverfolgung handeln. Dieſe geht aber nicht 
auf die gegenwärtige Befriedigung eines Anſpruchs, ſondern auf 
deſſen Sicherung für die Zukunft. Das genügt aber nicht, um in den 
Koſten einer derartigen Sequeſtration nach § 1118 BGB. und 8 10 
Ziff. 2 ZwVerſtG. Koſten einer Rechtsverfolgung zu ſehen, die die 
Befriedigung des Gläubigers bezweckt. Andere Geſetzesſtellen, an 
denen von der Befriedigung des Hypothekengläubigers die Rede it, 
deuten darauf hin, daß das Wort nur in dem auch der Auffaſſung 
des Verkehrslebens entſprechenden engeren Sinne der Berichtigung 
der Hypothekenſchuld gemeint iſt. Dahin gehört 8 1147 BOB., wo⸗ 
nach die Befriedigung des Hypothekengläubigers im Wege der 
Zwangsvollſtreckung erfolgt. Hiermit übereinſtimmend werden in 
9 10 Abſ. 1 Nr. 1 ImBeritd. die Koſten der Grundſtückserhaltung, 
zu denen gegebenenfalls auch die auf Grund des 8 1134 Abſ. 2 BGB. 
aufgewendeten Koſten zu rechnen ſind, geſondert behandelt von den 
Befriedigungskoſten, von denen in dem wörtlich dem 8 1118 BGB. 
nachgebildeten 8 10 Abſ. 2 Ju Verſtch. die Rede iſt. Charakteriſtiſch 
ift auch die Vorſchrift des 87 Abſ. 3 ZmderftÖ. inſofern, als hier 
in einem Falle, in dem die Behandlung aufgewendeter Koſten als 
Befriedigungskoſten zweifelhaft ſein konnte, der Geſetzgeber es für 
geboten erachtet hat, die Zugehörigkeit der Koſten zu den Koſten 
der die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechtsver⸗ 
folgung ausdrücklich auszuſprechen (vgl. R563. 72, 332 = JW. 
1910, 112; Kiel: OLG. 38, 70: DIZ. 1914, 502; 1915, 311; 
Fraeb, Gehört die Bietungsvollmacht zu den Koſten der die Be⸗ 
fricdigung aus dem Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung, dem⸗ 
nächſt in Jurgdſch. 1935). 
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Das Gericht, das den Sequeſter ernannt hat, ſoll auch befugt 
ſein, ſeine Vergütung feſtzuſetzen. Da hier keine Vollſtreckungshand⸗ 
lung in Frage ſtehe und auch in ſonſtigen Fällen, in denen einer 
vom Gericht beſtellten Perſon eine Vergütung zuzubilligen iſt, dies 
ſtets von den Stellen aus geſchieht, durch welche die Ernennung er⸗ 
folgt iſt, jo beim Zwangsverwalter ($ 153 Zwverſtch.), beim Vor⸗ 
mund (8 1836 BGB.), beim Nachlaßpfleger (88 1915, 1962), jo habe 
das Prozeßgericht, wenn es durch EinſtwVfg. den Segqueſter beſtellt 
habe, auch deſſen Vergütung feſtzuſezen (RGZ. 22, 170; OLG. 33, 
136; Seuff Arch. 78, 257; OLG. 43, 167). 

Das OLG. Königsberg iſt der Meinung, daß der Gläubiger, 
auf deſſen Antrag das Prozeßgericht eine Einſtwyfg. auf Beſtellung 
eines Sequeſters erlaſſen hat, und der dem Sequeſter Vorſchüſſe auf 
deſſen Vergütung ausbezahlt hat, die Vergütung nach $ 153 Zw⸗ 
VerſtGG. feſtſetzen laſſen könnte. Zuſtändig hierfür ſei aber nicht das 
Prozeßgericht, ſondern gemäß 8 146 i. Verb. m. § 1 ZwvVerſtGG. das 
AG., das die Sequeſtration durchführt. Soweit der Autragſteller wegen 
ſeiner Aufwendungen im Wege dieſes Verfahrens nicht Befriedigung 
erlangen kann, ſoll er als betreibender Gläubiger nach § 10 Ziff. 1 
ZuwVerſtG. Erſtattung aus dem Verfteigerungserlös verlangen können 
(vgl. Höchſtagiſpr. 1930 Nr. 1066; ebenſo OLG. 19, 155; LG. I 
Berlin: JW. 1931 2391 2). 


Die aufgezeigten Unterſchiede in Art und Umfang der analogen 
Anwendung des § 153 ZwVerſtGG. müſſen m. E. bedenklich ſtimmen. 
Deshalb erſcheint es mir richtiger, bei der Sequeſtration die ent⸗ 
geltliche auf die Erfüllung des Anſpruchs gerichtete Tätigkeit des 
Sequeſters ebenſo zu den Koſten der Zwangsvollſtreckung, die zu⸗ 
gleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruch nach 
§ 788 ZPO. beizutreiben find, zu rechnen, wie dies hinſichtlich der 
lig i der Forderungseinziehung nach 8 835 ZPO. allgemein üb⸗ 
lich iſt. 

LER. Dr. Fraeb, Hanau. 
* 
Berlin 

62. Für die Klage des Aktionärs aus 8 826 u. 823 
Abſ. 2 BGB. i. Verb. m. SS 312—314 HGB. gegen die Ver⸗ 
waltungs mitglieder der AktG. iſt die Kammer für Handels- 
ſachen zuſtändig. 

Die Klage betrifft das Rechtsverhältnis zwiſchen Mitgliedern 
einer Handelsgeſellſchaft und deren Vorſtehern. Vorſteher i. S. der 
Vorſchr. des § 95 Ziff. 42 GVG. find nicht nur die Mitglieder des 
Vorſtandes einer AktG. im eigentlichen Sinne, ſondern die leiten⸗ 
den Organe der Geſellſchaft überhaupt, jo daß auch der Aufſichtsrat 
unter dieſe Beſt. fällt. Die hier erhobene Klage iſt aber auch aus dem 
Rechtsverhältnis zwiſchen den Geſellſchaftsmitgliedern und den Vor⸗ 
ſtehern hergeleitet, da in ihr Verſtöße der Bekl. gegen diejenigen 
Pflichten behauptet werden, die ihnen als leitenden Organen der 
Geſellſchaft und den Geſellſchaftern gegenüber obliegen. Die Klage 
nimmt daher Bezug auf die 88 312—314 HGB. und leitet erſt aus 
der Verletzung dieſer Beſt. den Tatbeſtand einer unerlaubten Hand⸗ 
lung her. Die Quelle der angeblichen Klageanſprüche iſt alſo, mag 
damit auch gleichzeitig der Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung 
erfüllt ſein, das Rechtsverhältnis zwiſchen Geſellſchaftern und Vor⸗ 
ſtehern. Es würde dem Zwecke der geſetzlichen Beſt. über die Kam⸗ 
mern für Handelsſachen widerſprechen, wenn die auf ein ſolches 
Rechtsverhältnis geſtützte Klage lediglich aus dem Grunde nicht vor 
die Kammer für Handelsſachen gehören ſollte, weil die Klage in die 
Form einer Klage aus unerlaubter Handlung gekleidet wäre. 

(26. Berlin, 6. 3K., Urt. v. 10. April 1935, 206 0 69/35.) 


* 


63. 88 847 ff. ZPO. Der Anſpruch auf Herausgabe 
der Handakten eines RA. ift nicht pfändbar. 

Rechtsgrundlage für eine derartige Pfändung iſt, da weder 
$ 851 ZPO., noch etwa § 836 Abſ. 3 ZBO. in Betracht kam, 
5 847 d. a. O.: Pfändung des Anſpruches auf Herausgabe einer 
beweglichen Sache. Gemäß § 847 ZPO. muß aber die heraus⸗ 
zugebende Sache ſelbſt und der Herausgabeanſpruch pfändbar ſein. 
An dieſer Vorausſetzung fehlt es aber hier. Handakten haben als 
ſolche keinen eigenen Wert als „bewegliche Sache“, fie find viel⸗ 
mehr nur Urkunden ohne eigenen Sachwert. Handakten ſind auch 
nicht pfändbar, weil ſie nur Beweisurkunden darſtellen, die für 
ſich allein nicht Gegenſtand ſelbſtändiger Rechte ſein können. In⸗ 
ſoweit die Partei bzw. der Auftraggeber des RA. B. die Ausfol⸗ 
gung der Handakten beanſpruchen kann, richtet ſich nach dem be⸗ 
ſtehenden Auftragsverhältnis bzw. nach der RAO. Eine Pfän⸗ 
dung des Anſpruches auf Herausgabe der Handakten als ſolcher iſt 
jedenfalls nach § 847 ZPO. nicht zuläſſig. 

(26. Berlin, Beſchl. v. 12. April 1935, 257 T 890/35.) 
* 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dresden 

64. 88 34, 36 RA O.; 88 114 ff. ZPO. In der Frage der 
Beiordnung eines beſonderen Arm Anw. bei auswärtigen 
Beweisaufnahmen iſt eine Vereinheitlichung der Recht 
ſprechung in der Richtung zu erſtreben, daß das erſuchte 
Gericht die Beiordnung vornimmt. +) 

Die Frage der Beiordnung eines Armenanwalts im Falle 
auswärtiger Beweisaufnahme hat bisher durch die Rſpr. keine 
Klärung erfahren, die zu einer einheitlichen Stellungnahme füh⸗ 
ren könnte. Das BeſchwG. hat in feinem Beſchluß: JW. 1932, 
1596 3 ausführlich zur ſtreitigen Frage Stellung genommen und 
eine Löſung durch die grundſätzliche Aufgabe des Beiordnungs⸗ 
begriffes verſucht; es ſind jedoch keine Veröffentlichungen erfolgt, 
die in abſehbarer Zeit eine Vereinheitlichung der Rſpr. im einen 
oder anderen Sinne erwarten ließen. Damit treten der Recht? 
ſicherheit wegen diejenigen Notwendigkeiten in den Vordergrund, 
an die der Aufſatz des MinR. Hornung, Einfluß der Juſtiß⸗ 
verwaltung auf die Zivilrechtspflege, in der Zeitſchrift Deutſches 
Recht, 1934, 481 ff., rührt und die das BeſchwG. ſchon in ſeinem 
Beſchluſſe 12 B0 698/34 v. 15. Juni 1934, abgedruckt in DR 


1935, Rſpr. S. 21 Nr. 21, zu folgender Stellungnahme veranlaßt 


haben: Wenn der Richter zur Klärung einer ſtreitigen Frage 
weiteres nicht beizutragen vermag, muß er ſich, auch entgegen der 
eigenen Rechtsanſicht, der herrſchenden Rſpr. anſchließen. 

Der RIM. hat in der amtlichen Verlautbarung: Deutſche 
Juſtiz 1935 S. 202 Nr. 31 feine Anſtcht zur Frage geäußert. Da 
nach kann das erſuchte Gericht auf Grund der Armenrechtsbewil⸗ 
ligung ſeitens des Prozeßgerichtes in geeigneten Fällen na 
ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen der Partei aus den ihm nach 8 30 
RAD. zur Verfügung ſtehenden Anwälten einen Armenanwalt 
beiordnen. — Es iſt damit zu rechnen, daß, nachdem die Rſpr. zu 
einer Einheitlichkeit nicht hat gelangen können, dieſe Anregung 
allenthalben aufgegriffen werden wird. Deshalb erachtet es auch 
das Beſchw., im Einklang mit feiner fortwährend betätigten 
Einſtellung, für erforderlich, ſich, ohne Rückſicht auf die bisherige 
eigene Stellungnahme, zu dieſer Auffaſſung zu bekennen. 5 

Das bedeutet alſo, daß das erſuchte Gericht wegen der Bel‘ 
ordnung eine Sachprüfung vorzunehmen hat. Vorſorglich will das 
Beihmw®. dabei allerdings der Auffaſſung Ausdruck geben, daß es 
in beſonderem Maße zweckmäßig erſcheinen wird, wenn das Pro’ 
zeßgericht, das in der Regel die ſachlichen und perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe gut kennt, dem Rechtshilfegerichte einen Hinweis darüber 
gibt, ob eine Beiordnung vorzunehmen iſt oder nicht. Auch dieſe 
en wird ſich im Rahmen der Auffaſſung des RIM 

alten. 
(LG. Dresden, 18. 3R., Beſchl. v. 26. April 1935, 18 T 473/74/85.) 
Ber. von LGR. Dr. Scheld, Dresden. 


Anmerkung: Es dürfte genügen, wenn ich zu vorſtehenden 
Ausführungen auf die einſchlägige Entſch. des KG. v. 3. April 
1935: JW. 1935, 1506 verweiſe, die dem LG. Dresden noch nicht 
bekannt war, ferner auf meine Ausführungen in demſelben Heft 20 
S. 1469 ff. zur Frage der Betordnung eines Armenanwalts durch 
das erſuchte Gericht. Damit dürfte, was Dresden bisher — mi 
Recht — vermißt hat, der Weg zu einheitlicher Rſpr. auch in den 
Einzelheiten des einzuſchlagenden Verfahrens gewieſen ſei. 

LG. Dresden ſtellt ſich bedingungslos auf den Standpunkt 
der Zuläſſigkeit der Beiordnung durch das erſuchte Gericht, we⸗ 
niger aus Rechts⸗ als aus praktiſchen Gründen, eben um der Ein⸗ 
heitlichkeit der Rſpr. zu dienen. Dann iſt es allerdings zutreffend, 
daß das erſuchte Gericht eine Sachprüfung dahin vorzunehmen 
hat, ob Anlaß vorliegt, einen Armenanwalt für dieſen beſonderen 
Verfahrensabſchnitt beizuordnen. Denn das iſt 1 0 
Rechtliche Bedenken dagegen, daß das erſuchte Gericht ſich hierät 
der Auffafjung des Prozeßgerichts vergewiſſert, beſtehen nicht. Ich 
habe auch in meinen Ausführungen bereits darauf hingewieſen, 
daß das Prozeßgericht in der Lage iſt, eine entſprechende An 
regung wegen der Beiordnung an das erſuchte Gericht gelangen 
zu laſſen, „ein Weg, der in der Praxis wohl der empfehlen?” 
werteſte, weil kürzeſte und zuverläſſigſte iſt“. Im übrigen darf i 
wegen des vom erſuchten Gericht zu beobachtenden Verfahrens vor 
allem noch auf III meiner Ausführungen hinweiſen. 

KR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 
Freiberg P 

65. 88 36, 47 Abi. 2, 49 Abſ. 2 der 1. Durchf. z, 
RErbhofcG. Die Streitwertbeſchränkung des 8§ 49 Ab]. 
findet auch auf Verfahren nach 88 36, 47 Abſ. 2 der 1. Durchf⸗ 
BD. z. RErbhofG. entſprechende Anwendung. 

Außerhalb des Anlegungsverfahrens iſt die Eintragung des 
in C. gelegenen Grundſtücks in die Erbhöferolle gem. § 47 der 


64. Jahrg. 1935 Heft 32] 


1. Durchf VO. z. RErbhofch. angeordnet worden. Dagegen hat der 
Eigentümer B. Einſpruch eingelegt, dem durch Beſchl. des Anerb®. 
ſtattgegeben worden iſt. 


Durch Beſchluß des Anerbengerichtsvorſitzenden v. 21. Mai 
1935 ift der Streitwert auf 600 , feſtgeſetzt worden. Dabei tft 
von folgender Erwägung ausgegangen worden: Der Einheitswert 
des Grundſtücks beträgt rund 20 000 RA. Ein Verfahren nach 
§ 47 der 1. DurchfVoO. iſt ein dem § 10 RErdhof®. gleichkommen⸗ 
des Verfahren mit den Ziele, eine Entſch. herbeizuführen, ob eine 
Beſitzung Erbhof iſt oder nicht. Dasſelbe gilt übrigens von dem 
Verfahren nach § 36 der 1. DurchfVO. Für das Verfahren nach 
§ 10 RErbbofch. iſt das freie Ermeſſen in der Streitwertfeſtſetzung 
inſofern beſchränkt, als kein höherer Wert des Gegenſtandes als 
3000 S zugrunde gelegt werden darf. Dieſe Vorſchr. hat ſinn⸗ 
gemäß auch auf die Verfahren nach 88 47, 36 der 1. Durchf VO. 
Anwendung zu finden. — Da die größten Erbhöfe einen Einheits⸗ 
wert von etwa 100 000 %% haben, iſt das B. ſche Beſitztum mit 
einem Einheitswerte von 20 000 , auf ein Fünftel zu bewerten. 
Deshalb rechtfertigt ſich die Streitwertfeſtſetzung in Höhe von einem 
ee höchſt zuläſſigen Wertes von 3000 , das find 


Geegen dieſen Beſchluß hat der RA. des Grundſtückseigen⸗ 
tümers B. Beſchw. eingelegt und beantragt, den Streitwert nach 
dem eigentlichen Werte des Streitgegenſtandes, den er mit 
27000 % beziffert, feſtzuſetzen. Das LG. hat die Beſchw. unter 
Billigung der Gründe des Anerbengerichtsvorſitzenden als unbe⸗ 
gründet zurückgewieſen. 

(LG. Freiberg, Beſchl. v. 29. Juni 1935, 1 T 68/35.) 


Ber. von AGR. Dr. Kertzſcher, Sayda (Erzgeb.). 


* 
Plauen 
66. 8 850 ZPO. Den Pfändungsſchutz des 3 850 3 PO. 
genießen nur Beamte im ſtaatsrechtlichen Sinn. 


Wie das AG., ſo vermag ſich auch das LG. nicht der vom 
Os. Jena vertretenen Anſicht anzuſchließen, daß ein Angeſtell⸗ 
ter Beamter i. S. des § 850 3PO. ſein und den Schutz des § 850 
Abſ. 2 ZPO. genießen könne (vgl. Beſchluß des Od. Jena, 
2. Ziv Sen., v. 8. März 1935, abgedr. JW. 1935, 1724 65), Den 
Pfändungsſchutz des § 850 ZPO. genießen auch nach Anſicht des 
BeſchwG. nur die Beamten int ſtaatsrechtlichen Sinne, d. h. die 
Perſonen, die nach Kap. IT des Geſetzes zur Anderung von 

orſchr. auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſol⸗ 
dungs⸗ und des Verſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 (RGBl. I, 
433) als Beamte anzuſehen jind, nicht aber Angeſtellte, auch nicht 
Behördenangeſtellte wie der Schuldner (vgl. auch Stein⸗ 
Jonas, Komm. zur ZPO., 15. Aufl. (1934), Bent. III 1 zu 
$ 850). Schon die dem jetzigen 8 850 ZPO. n. F. entſprechende 
Vorſchr. des § 850 Ziff. 8 ZPO. a. F. galt nach allgemeiner 
Reinung nur für die in einem öffentlich⸗rechtlichen Dienſtverhält⸗ 
nis zunt Staate oder einer öffentlichen Körperſchaft ſtehenden Be⸗ 
amten (vgl. Stein⸗Jonas, 14. Aufl. (1929), Bem. II 8 zu 
§ 850 mit Bem. IV 7 zu $ 811); für Privat- und Behördenan⸗ 
geſtellte galten das Lohnbeſchlcß. und die LohnpfändungsV O. Das 
Geſ. v. 24. Okt. 1934 (RG Bl I, 1070) hat in ſeinem 2. Abſchn. 
die Pfändung von Gehalts⸗, Lohn- und ähnlichen Anſprüchen neu 
geregelt, hat dabei aber an der unterſchiedlichen Behandlung der 
Beamten und der Angeſtellten nichts ändern wollen (vgl. Jonas: 
Dag. 1934, 1340 ff.). Es beſteht deshalb auch kein Anlaß, den Be⸗ 
griff des Beamten i. S. des § 850 ZPO. n. F. nunmehr weiter 
auszudehnen als den gleichen Begriff in der entſprechenden Vor⸗ 


ſchrift des § 850 Ziff. 8 ZPO. a. F. 


Dem Schuldner kann der Pfändungsſchutz des § 850 
380. auch nicht etwa aus dem Grunde augebäligt wer⸗ 
en, weil er ähnlich einem Beamten Kinderzulagen er⸗ 
ält. Denn nicht auf die Berechnung oder die Bezeichnung der 
m gewährten Vergütung kommt es an, ſondern nur auf die 
rechtliche Natur feines Anſtellungsverhältniſſes (vgl. Stein⸗ 
onas, 15. Aufl., Bent. IIIa zu 8 850 b). Es iſt auch nicht 
angängig, wenigſtens hinſichtlich der Kinderzulagen den § 850 
Abſ. 2 ZPO. entſprechend anzuwenden. Denn wenn der Geſetz⸗ 
geber ſoeben erſt bewußt und unzweideutig die unterſchiedliche 
Behandlung der Beamten und der Angeſtellten erneut angeordnet 
at, können die Gerichte nicht alsbald nach Erlaß des Geſetzes den 
gewollten Unterſchied dadurch wieder verwiſchen, daß ſie die für 
en einen Perſonenkreis geſchaffenen Vorſchr. auf den anderen 
Perſonenkreis entſprechend anwenden. 


(2. Plauen, 1. 38K, Beſchl. v. 19. Juni 1935, 1 T 267/35.) 
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Siegen 

67. 88 511, 286 3 PO. Stellt der Kläger die Höhe des 
Schmerzensgeldes in das Ermeſſen des Gerichts, ſo kann 
er die Ber. nicht darauf ſtutzen, daß das Ermeſſen des Ge⸗ 
richts falſch und ein höherer Betrag gerechtfertigt ſei. 
Inſoweit liegt keine Beſchw. vor. f) 

Der erſte Richter hat dem Kl. 200 , Schmerzensgeld zu⸗ 
geſprochen; damit iſt er mit ſeinem diesbezüglichen Antrage in 
vollem Umfange durchgedrungen; es iſt ihm nichts verſagt, was er 
beantragt hat. Denn im Klageantrag des erſten Rechtszuges hat 
er die Höhe des Schmerzensgeldes ganz in das Ermeſſen des Ge⸗ 
richts geſtellt, ohne auch nur einen beſtimmten Mindeſtbetrag zu 
fordern. Hierdurch hat er zum Ausdruck gebracht, daß er von vorn⸗ 
herein mit dem ihm vom Gericht zugeſprochenen Betrag einver⸗ 
ſtanden ſei. In dieſem Fall iſt für eine Ber. zwecks Erreichung 
eines höheren Betrages kein Raum. Der jetzige Berufungsantrag 
des Kl. ſtellt ſich daher als eine erſt im zweiten Rechtszug erfolgte 
Klageerweiterung dar, durch die das für die Zuläſſigkeit der Ber. 
nötige Erfordernis der Beſchwerung nicht geſchaffen werden kann. 


(LG. Siegen, Urt. v. 30. April 1935, 2 8 39/35.) 


Anmerkung: An ſich muß der Kl. einen beſtimmten Antrag 
ſtellen (8 253 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO.). Die Rſpr. begnügt ſich jedoch 
in denjenigen Fällen, wo das Geſetz die Höhe des Anſpruchs in 
das Ermeſſen oder die Schätzung des Richters ſtellt, mit 
einem unbeſtimmten Antag. Die Erwägung, aus der die 
Partei von dieſer Möglichkeit Gebrauch macht, iſt regelmäßig fol⸗ 
gende: „Würde ich eine hohe Summe fordern, ſo laufe ich Gefahr, 
zu einem Teile unter Auferlegung einer Quote der Koſten abge⸗ 
wieſen zu werden, fordere ich einen geringen Betrag, ſo begebe 
ich mich der Chance, daß der Richter die Lage günſtiger beurteilt, 
als ich ſelbſt hoffe.“ Dieſe Betrachtung iſt völlig einwandfrei, wenn 
die Partei den feſten Willen hat, ſich mit dem Richterſpruch abzu⸗ 
finden, ſie iſt aber nicht gefahrlos, wenn dieſer Willen eben nicht 
von vornherein beſteht. Die Partei läuft dann Gefahr, mit der 
Ber. mangels Beſchwer abgewieſen zu werden. 

Die vorl. Verwerfung der Ber., mit der die Partei eine Er⸗ 
höhung des Schmerzensgeldes von 200 auf 300 AM begehrte, ent⸗ 
ſpricht der allgemein herrſchenden Anſicht (vgl. Stein⸗Jo⸗ 
nas 1s, 8 511 N. 7) und iſt nicht zu beanſtanden. Man kann nicht 
einwenden: Wenn die Partei etwas in das richterliche Ermeſſen 
geſtellt hat, wollte ſie es ſelbſtverſtändlich in das richtige Ermeſſen 
ſtellen und iſt beſchwert, wenn ihrer Anſicht nach das Ermeſſen 
nicht richtig ausgeübt iſt. Damit iſt man bereits bei der Frage der 
Begründetheit des Rechtsmittels, d. h. bei der Frage, ob die erſt⸗ 
inſtanzliche Entſch. richtig oder falſch war, und nicht mehr bei der 
der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels, die erſt in bejahendem Sinne 
entſchieden ſein muß, wenn ſich das Gericht mit der Frage der 
Begründetheit befaſſen will. Man kann auch nicht ſagen, daß damit 
dem Kl. ein von ihm gar nicht bedachter Rechtsmittelverzicht unter⸗ 
geſchoben werde — um einen ſolchen handelt es ſich ebenſowenig 
wie in dem Fall, daß der Kl., dem ſeinem Antrag entſprechend 
200 «RAM zugesprochen find, hernach 300 RA haben möchte. Aus 
guten Gründen hat das Prozeßgeſetz den Parteien die Rechts⸗ 
mittel verſagt lediglich zu dem Zwecke, ihr Begehren zu erweitern. 
Es würde weder für den Gegner erträglich, noch mit den Gruno⸗ 
ſätzen einer vernünftigen Prozeßökonomie vereinbar ſein, wenn 
der Kl., der in erſter Inſtanz voll befriedigt iſt, in der Lage 
wäre, die zweite Inſtanz lediglich mit dem Ziele der Erweiterung 
ſeines Begehrens von ſich aus anzurufen. Es iſt nicht prozeſſualer 
Formalismus, ſondern ein unentbehrliches Mindeſtmaß an Form⸗ 
ſtrenge, wenn das Geſetz für das Rechtsmittel eine Beſchwer, d. h. 
eine Differenz zwiſchen dem Begehrten und dem Zugeſprochenen 
erfordert. Und auch darum kommt man nicht herum: wenn der 
Richter der Partei einen Betrag zuſpricht, den er nach ihrem 
Wunſche ſchätzen oder nach freiem Ermeſſen beſtimmen follte, jo 
hat er eben ihrem Begehren entſprochen und von einer Beſchwer 
kann füglich nicht geſprochen werden, auch wenn die Partei im 
Stillen auf einen höheren Betrag gehofft hatte. 

Hier ſind aber zwei Einſchränkungen zu machen: 

1. wenn die Partei einen Min deſtbetrag bezeichnet hat 
— mit einer ſolchen Bezifferung, die übrigens nicht notwendig ge⸗ 
rade auch in den Antrag ſelbſt aufgenommen zu ſein braucht, wahrt 
ſie ſich die Möglichkeit des Rechtsmittels bei Unterſchreitung des 
Betrages, denn dann iſt ſie inſoweit zweifellos beſchwert; und 

2. wenn das der Partei Zugeſprochene hinter dem von ihr 
nach ihrem Geſamtvorbringen er kennbar Begehrten zur 
rückbleibt. 

Wenn es ſich z. B. nach dem Geſamtvorbringen der Partet 
um einen Schadensbetrag von einigen 1000 . handelt und die 
Partei die genaue Bezifferung nach $ 287 ZPO. in die Schätzung 
des Gerichts ſtellt, jo iſt fie — da ihr Begehren nach allgemeinen 
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prozeſſualen Grundſätzen nicht wörtlich bloß aus dem Antrage, 
ſondern eben aus dem Geſamtvortrag zu entnehmen iſt — zweifel⸗ 
los als beſchwert anzuſehen, wenn das Gericht ihr etwa nur einige 
100 Seal zuſpricht. Ebenſo auch ganz allgemein, wenn das, was 
das Gericht zugesprochen hat, fo gering iſt, daß es praktiſch einer 
Abweiſung des Begehrens gleichkommt — etwa wenn einer Partei 
als Schmerzensgeld für eine ernſtere Körperverletzung nur ein 
Betrag von wenigen Reichsmark zugeſprochen wird. Selbſtverſtänd⸗ 
lich iſt in ſolchen Fällen die Grenzlinie flüſſig. Das Riſiko, unter 
Verneinung einer Bſchwer vom BG. abgewieſen zu werden, trifft 
den Kl. aber in ſolchen Fällen durchaus zu Recht, denn in dieſe 
Gefahr hat er ſich durch Unterlaſſung der Bezifferung oder wenig⸗ 
ſtens einer Mindeſtbezifferung ſelbſt begeben. — 

Das Dargelegte gilt, wie anſchließend zur Vermeidung von 
Mißverſtändniſſen noch geſagt fein darf, nur für den Fall, daß der 
in die Schätzung oder das Ermeſſen des Gerichts geſtellte Betrag 
den einzigen Beſchwerdepunkt bildet. Iſt vom Kl. bzgl. eines an⸗ 
deren Punktes oder vom Gegner zuläſſigerweiſe Ber. eingelegt, ſo 
iſt der Kl. ſelbſtverſtändlich nicht gehindert, mit ſeiner Ber. bzw. 
im Wege einer Anſchlußberufung einen höheren Betrag als den 
ihm vom erſten Richter zuerkannten zu erbitten ($ 268 Nr. 2 
Vor: 

ZPO.). 
MinR. Dr. Jonas, Berlin. 
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68. 8 138 BGB. Nichtigkeit von Verträgen mit „Un⸗ 
falle, Schutz- und Schadenbüros“ wegen unſittlicher Hono⸗ 
rarforderungen und Verſtoßes gegen die Anſchauungen 
von Verdienſt und Leiſtung. 


Kl. betreibt ein ſog. Unfall⸗Schutz⸗ und Schadenbüro. Die 
Bekl. hat am 16. Dez. 1934 einen Verkehrsunfall erlitten. Bereits 
am nächſten Tage iſt der Vertreter der Kl. erſchienen und hat 
deren Hilfe angeboten. Die Bekl. hat die Gebührenvereinbarung 
v. 17. Dez. 1934 und die Abtretung vom gleichen Tage auf Zu⸗ 
raten des Vertreters unterſchrieben. Kl. behauptet, es ſei durch 
ihre Bemühungen erreicht, daß die Bekl. von der in Frage kom⸗ 
menden Verſicherungsgeſellſchaft eine à conto-Zahlung erhalten 
ſollte, weil ein Teilvergleich auf 400 i noch nicht möglich war. 
Mit dieſer à conto⸗Zahlung (200 RA) ſei der Sohn der Bekl. 
einverſtanden geweſen. Trotzdem habe die Bekl. zwei Tage ſpäter 
den Auftrag zurückgezogen. Da ein Teilvergleich von 400 . von 
der Kl. erreicht war, habe ſie einen Anſpruch auf 60.9.4. 

Der Klageanſpruch iſt nicht begründet. Derſelbe ſtützt ſich auf 
die beiden Scheine v. 17. Dez. 1934. Dieſe Scheine enthalten eine 
vertragliche Bindung der Bell, welche nach den Vorſchr. des 
$ 138 BGB. nichtig iſt. Der Gebührenſchein ſetzt 2% Erfolgs⸗ 
gebühren, bis zu 15% des Entſchädigungsbetrages feſt, außerdem 
ſind die reinen Auslagen an Porto und Speſen zu zahlen. Dieſer 
Gebührenſchein überſchreitet ſchon das Maß des Zuläſſigen, zumal 
die Kl. vor dem LG. nicht auftreten kann und die Anwaltskoſten 
überhaupt nicht erwähnt werden. Dieſe hat Bekl. alſo außerdem 
noch zu tragen. Der Abtretungsſchein geht aber noch viel weiter. Da⸗ 
nach tritt Bekl. unwider ru flich 15% des Entſchädigungs⸗ 
betrages an die Kl. ab. Was Erfolgsfall iſt, wird in der Gebühren⸗ 
vereinbarung nicht näher begründet. Es kann keinem Zweifel un⸗ 
terliegen, daß ſolche finanziellen Vorteile das zuläſſige Maß über⸗ 
ſchreiten und gegen die h. A. von Verdienſt und Leiſtung verſtoßen. 
Die Höhe des Honorars der Kl. ift überhaupt nicht zu überſehben. 
Nimmt man hinzu, wie der Vertrag zuſtande gekommen iſt —, 
gleich am Tage nach dem Unfall hat der Vertreter der Kl. die Bekl. 
die zum mindeſten doch noch unter dem Nervenſchock ſtand, zu 
den Unterſchriften veranlaßt; die Bekl. iſt, wie ohne weiteres 
glaubhaft, nicht ſo rechtskundig, daß ſie die Tragweite der Scheine 
erkennen konnte — jo ſind nach Anſicht des Gerichts die Voraus 
ſetzungen des § 138 BGB. gegeben; der Vertrag verſtößt gegen 
die guten Sitten und iſt deshalb nichtig. Außerdem kommt noch 
hinzu, daß nach dem eigenen Vortrag der Kl. der Anſpruch auch 
tatſächlich nicht begründet iſt, denn der Teilvergleich ging dahin, 
daß die Bekl. bis zur weiteren Klärung der mediziniſchen Seite 
des Falles verpflichtet war, Vergleichsverhandlungen fortzuſetzen, 
und den Rechtsweg nicht zu beſchreiten. Solche Bedingungen ſind, 
wie die Bekl. mit Recht ausführt, untragbar. Die Bell, konnte 
daher auch aus dieſem Grunde den Auftrag ohne weiteres wider⸗ 
rufen. 


(Ach. Berlin, Abt. 32, Urt. v. 9. Mai 1935, 32 0 462/35) 
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69. 58 138, 139 BGB. Unfallſchutzvberband. Ein Ver⸗ 
trag, in dem ſich der Unfallſchutzverband für die durch ihn 
vermittelte Weiterleitung der Unfallſache an einen Rechts⸗ 
anwalt 10% aller Schade nserſatzanſprüche abtreten läßt, 
iſt wucheriſch und daher nichtig. 

Am 23. Jan. 1934 verunglückte der Ehemann der Kl. durch 
einen Autounfall tödlich. Kurz nach dem Unfall erſchienen bei der 
Kl. verſchiedene Vertreter der in B. beſtehenden Unfallſchutzverbände, 
die der Kl. die Regelung der ſich aus dem Unfall ergebenden Haft⸗ 
pflichtfragen beſorgen wollten. Die Kl. ſchloß mit dem Bekl. am 
4. Febr. 1934 folgenden Vertrag ab: „Ich beantrage hiermit meine 
Aufnahme in den Unfallſchutzverband Schleſien e. V. als Wirtſchafts⸗ 
betrieb zu den mir bekannten und von mir angenommenen Bedin- 
gungen und beauftrage zugleich den Verband unwiderruflich, mich 
in meiner Unfallſache zu vertreten. 

Ferner trete ich 10% meiner Schadenserſatzanſprüche an den 
Verband ab, ſo daß alſo von jedem ſeitens der Schuldner auszu⸗ 
— Betrage jeweils 10% direkt an den Verband zu zahlen 
ind.“ 4 

In Verfolg dieſer Vereinbarung übernahm der Bell. die 
Bearbeitung der Unfallsangelegenheit und übertrug am folgenden 
Tage dem RA. Dr. 8. die Weiterbearbeitung. 4 

Es wurde zwiſchen RA. Dr. Z. und der Verſicherung eine 
Vereinbarung getroffen, wonach an die Kl. eine monatliche Rente 
von 34 N. gezahlt werden ſollte und die Versicherung die durch 
den Todesfall entſtandenen baren Auslagen erſtattete. Da die Kl 
mit dem Ergebnis dieſer Verhandlungen nicht einverſtanden war, 
entzog fie dem Bekl. und auch dem RA. Dr. Z. die Vollmacht und 
erſtattete letzterem die bisher entſtandenen Koſten. Die Weiterbearbei⸗ 
tung der Angelegenheit durch den derzeitigen ProzBev. der Kl 
führte zu dem Ergebnis, daß eine Erhöhung der Rente auf 50 RM 
monatlich erreicht wurde. Der Bekl. ſchrieb an die Verſicherung 
und forderte ſie auf, jeweils 10% der zu leiſtenden Entſchädigungs⸗ 
zahlung an ihn unmittelbar abzuführen. 

Die Kl. behauptet, daß der Vertrag mit dem Bekl. einmal 
gegen die guten Sitten verſtoße, weiter wegen Wuchers, im übrigen 
aber auch deswegen nichtig ſei, weil es ſich bei dem Vertrage um 
Abtretung einer Rente handle, die unzuläſſig ſei. 

Der Klageanſpruch ift begründet. Gegen die Zuläſſigkeit der 
Feſtſtellungsklage beſtehen keine Bedenken (8 256 3PO.). 

Der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag v. 4. Febr. 
1934 iſt nichtig. Die in dem Vertrage ausgeſprochene Abtretung von 
10% ſämtlicher Schadenserſatzanſprüche verſtößt gegen die Beſtim 
mungen der 88 844, 400 BGB., 8 850 Nr. 2 3PO. Unſtreitig 
iſt, daß die Verhandlungen der Kl. mit der Verſicherung zu dem 
Ergebnis geführt haben, daß der Kl. aus dem Schadensfall ihre? 
Ehemannes ein Rentenanſpruch zugebilligt worden iſt. Die Ab⸗ 
tretung eines ſolchen Rentenanſpruchs iſt jedoch unzuläſſig, da es 
ſich um einen Anſpruch handelt, der der Pfändung nicht unterliegt. 
Die bezeichnete Abtretung ſtellt ſich nicht etwa, wie der Bekl. es 
will, als eine Nebenleiſtung dar, ſondern als die Hauptleiſtung 
der Kl. aus dem Vertrage überhaupt. Es kann daher der Anſicht des 
Bekl., daß dieſe Leiſtung der Kl. den ganzen Vertrag nicht berührt, 
nicht beigetreten werden. Gerade dadurch, daß es ſich bei der Ab- 
tretung des Schadenserſatzanſpruches um die Hauptleiſtung der Kl 
handelt, iſt erſichtlich, daß dadurch der geſamke Beſtand des Ver⸗ 
trages berührt wird und ſo notwendigerweiſe die Nichtigkeit des ge⸗ 
ſamten Vertrages zur Folge hat (8139 BGB.). Der Behl. kann 
aber auch weiter aus dem Vertrage keine Rechte herleiten, weil die 
Vorausſetzungen des 8138 Abſ. 2 BB. vorliegen. Es iſt unſtreitig 
daß die geſamte Tätigkeit des Verbandes lediglich darin beſtand, den 
Auftrag zur Erledigung des Unfalls an den RA. Dr. Z. weiter 
zuleiten. Für dieſe Tätigkeit beanſprucht der Verband 10% ſämt⸗ 
licher der Kl. zuſtehenden Schadenserſatzanſprüche. In dem vorliegenden 
Falle hätte der Bekl. für ſeine geringe Tätigkeit einen Betrag von 
zirka 550 AM erhalten, während die Gebühren des die Sache be 
arbeitenden RA. bei Durchführung der Angelegenheit etwa 235 9 
betragen hätten. Das Verhältnis der Leiſtung des Bell. zu der 
Gegenleiſtung ſteht demnach in einem derartigen Widerſpruch, daß 
das Begehren des Bekl. unter Berückſichtigung des Geſichtspunktes 
der Billigkeit als wucheriſch i. S. des § 138 Abſ. 2 BGB. anzuſehen 
it. Es iſt dabei zu berückſichtigen, daß die Honorierung des a 
bandes etwa 100% der Gebühren überſteigen, die einem Anwal 
bei Durchführung der Sache im Prozeß zuſtehen würden. Aus he 
geſamten Faſſung des Vertrages ſowie aus der Art und Weiſe des 
Zuſtandekommens ſolchen Vertrages iſt auch die Abſicht zu ent 
nehmen, die durch Unfall Geſchadigten zu übervorteilen. Es iſt ge 
richtsbekannt, daß die Geſchädigten, die, wie in vorliegendem Falle, 
meiſtens rechtlich unerfahrene Leute find, bei Unfallſachen durchweg 
von den Vertretern der Unfallſchutzverbände zum Beitritt dadur 
veranlaßt werden, daß ihnen Verſprechungen dahin abgegeben wer? 


64. Jahrg. 1935 Heft 32] 


den, ſie brauchten irgendwelche Koſtenriſikos zur Durchführung der 
Sache nicht zu tragen. Dieſe Handlungsweiſe iſt lediglich dazu an⸗ 
getan, die Geſchädigten zum Beitritt zu veranlaſſen, ohne dabei die 
Wahrheit über die tatſächliche Leiſtung den Geſchädigten zu offen⸗ 
baren. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob dieſes Verhalten der Unfall⸗ 
ſchutzverbände als gegen die guten Sitten verſtoßend anzuſehen iſt, in 
jedem Fall iſt es geeignet, die Geſchädigten zum Beitritt zu ver⸗ 
anlaſſen und weiter dadurch ſich von denſelben eine höhere als zu⸗ 
fäfjige Honorierung verſprechen zu laſſen. 

(AG. Breslau, Urt. v. 10. Dez. 1934, 96 C 1701/34.) 

Eingeſ. von RA. Dr. Paetzold, Breslau. 
* 

Bad Sülze 

70. 8 11 BerfStb. Der Standesbeamte iſt nicht ver⸗ 
pflichtet, das Aufgebot einer Miſchehe vorzunehmen. 7) 

Der Antragſteller iſt jüdiſchen Blutes, die Gerda H. iſt 

Arierin. Zur Zeit beſteht rein formalgeſetzlich ein Verbot der Ehe⸗ 
ſchließung zwiſchen Ariern und Nichtariern noch nicht. Trotzdem 
kann ein Standesbeamter nicht gezwungen werden, die Eheſchlie⸗ 
hung zwiſchen Ariern und Nichtariern vorzunehmen, da durch eine 
ſolche ariſches Blut vermiſcht und für alle Zukunft vom völkiſchen 
Standpunkt aus betrachtet unbrauchbar gemacht wird. Eine der⸗ 
artige Ehe verſtößt gegen die wichtigſten Geſetze des Staates, die 
in der Reinhaltung und Pflege des deutſchblütigen Volkes beſtehen. 
Eine derartige Ehe iſt daher durch und durch unſittlich. Es kann 
von einem Beamten nicht verlangt werden, daß er zu einer ſolchen 
Handlung ſeine Hand bietet. 


(AG. Bad Sülze, Beſchl. v. 8. Juli 1935, III 7/5.) 


Anmerkung: Die Entſch. entſpricht nationalſozialiſtiſchen 
Grundſätzen (vgl. auch AGG. Wetzlar: JW. 1935, 2083 76). Inzwi⸗ 
ſchen iſt DJ. 1935, 1086 der RdErl. des R.⸗ u. PrMdJ. v. 26. Juli 
1935, I B 3/195, veröffentlicht, der u. a. folgendes beſtimmt: 

8 (2.) Die Standesbeamten haben in allen Eheſchließungsfällen, 
in denen ihnen bekannt iſt oder nachgewieſen wird, daß der eine 
Beteiligte Vollarier, der andere Volljude iſt, das Aufgebot oder die 
Eheſchließung bis auf weiteres zurückzuſtellen. 

D. S. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


71. 57 En tl VO. v. 9. Sept 1915; § 11 ArbGG. 


1. Es iſt zuläſſig, von einem bereits eingeleiteten 
mündlichen Verfahren abzugehen und den Rechtsſtreit in 
9277 ſchriftliche Verfahren i. S. des 87 Entl VO. überzu⸗ 
eiten. 

2. Ein Rechtsanwalt, der in bezug auf die Klagforde- 
rung zum Treuhänder beſtellt iſt, wird von dem Vertre- 
tungsverbot des $ 11 ArbGG. nicht betroffen, es ſei denn, 
daß ſeine Beſtellung zum Treuhänder in der Abſicht der 
Umgehung des $ 11 erfolgt iſt. 

1. Der erſte Reviſionsangriff ſtützt ſich darauf, daß das Urteil 
des LArbch. nicht verkündet, ſondern durch Zuftellung von Amts 
wegen den Parteien ſchriftlich mitgeteilt worden iſt. Er kann nicht 
durchgreifen. Nach der Rſpr. des RG., eingeleitet durch RG. 133, 
215 JW. 1931, 2486, iſt allerdings nicht zuläſſig, ein Urteil, 
das auf Grund mündlicher Verhandlung ergeht, anſtatt durch Ver⸗ 
kündung durch ſchriftliche Mitteilung den Parteien bekanntzu⸗ 
machen. Die erwähnte Entſch. nimmt an, daß ein ſolches „Urteil“ 
in Wirklichkeit nur ein Urteilsentwurf iſt und im Rechtsmittelweg 
ohne ſachliche Prüfung aufgehoben werden muß. Für das jetzt zur 
Entſch. ſtehende BU. kann das aber nicht gelten. Zwar haben die 
Parteien laut Sitzungsniederſchrift vom 25. Jan. 1934 mündlich 
verhandelt. Das LArbG. hat aber damals die Möglichkeit ins Auge 
gefaßt, daß noch eine Auskunft des Fin A. erforderlich fein werde, 
und hat ſich von den Parteien die Ermächtigung zur Einholung 
dieſer Auskunft geben laſſen. Weiter hat es einen Vergleichsvor⸗ 
ſchlag gemacht und den Parteien aufgegeben, ſich in beſtimmter 
Friſt ſchriftlich dazu zu erklären. Es hat dann verkündet: „Wird 

er Vergleich innerhalb der Erklärungsfriſt nicht angenommen, ſo 
ſoll ſchriftliche Entſch. nach Lage der Akten ergehen gemäß heutiger 
eratung.“ 

Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß der Vorſitzende ſich zuvor 
des Einverſtändniſſes der Parteien dahin verſichert hat, daß das 
etwa ergehende Urteil nicht mündlich verkündet, ſondern ſchriftlich 
zugeſtellt werden ſolle. Es iſt auch nicht zweifelhaft, daß nicht 
eine Entſch. „nach Lage der Akten“ i. S. des § 251 2 ZPO. in 

rage kam, ſondern eine ſchriftliche Mitteilung der Entſch. i. S. 
des § 7 Entl VO. v. 9. Sept. 1915. Dieſe Belt. ſetzt nach der er⸗ 
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wähnten Rſpr. voraus, daß die Entſch. nicht auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung ergeht. Das bedeutet aber nicht, daß in 
dem betreffenden Verfahren niemals mündlich verhandelt ſein 
dürfte. Vielmehr iſt es zuläſſig, von einem bereits eingeleiteten 
mündlichen Verfahren abzugehen und den Rechtsſtreit in das ſchrift⸗ 
liche Verfahren i. S. des $ 7 EntlVO. überzuleiten. Das wollten 
die Parteien erſichtlich im vorl. Fall. Sie wollten über die vom 
LArbG. etwa beizuziehende Auskunft des Fin A. und über den 
Vergleichsvorſchlag nicht nochmals mündlich verhandeln. Sie woll⸗ 
ten ferner mit Rückſicht auf die Möglichkeit, daß die Vergleichs⸗ 
verhandlungen ſich längere Zeit hinziehen würden, vermeiden, daß 
nach § 310 ZPO. ein kurzfriſtiger Termin zur Verkündung der 
Entſch. anberaumt werden mußte. Deshalb griff man die An⸗ 
regung des Gerichts auf und einigte ſich dahin, daß die Entſch. ſo 
ergehen ſolle, als wenn überhaupt nicht mündlich verhandelt wor⸗ 
den wäre, ſondern „nach Lage der Akten“, d. h. allein unter Be⸗ 
rückſichtigung des Inhalts der Schriftſätze. Wenn das dann er⸗ 
laſſene Urteil in feinen Eingangsworten ſagt, die Entſch. ſei „auf 
Grund der mündlichen Verhandlung vom 25. Jan. 1934“ ergan⸗ 
gen, ſo ſoll das nach Lage der Sache nur darauf hinweiſen, daß in 
dieſer mündlichen Verhandlung die Parteien ihr Einverſtändnis 
mit dem Übergang ins ſchriftliche Verfahren und ſchriftlicher Mit⸗ 
teilung der Entſch. „nach Lage der Akten“ erklärt haben. 

2. Die zweite Reviſionsrüge geht dahin, daß die Abtretung 
der Forderung an den Kl. wegen ſeiner Eigenſchaft als RA. rechts⸗ 
unwirkſam, mithin der Kl. nicht aktiv legitimiert ſei, daß auch 
eben wegen dieſer Eigenſchaft des Kl. als RA. die Klage hingeſehen 
auf & 11 ArbGG. nicht ordnungsgemäß erhoben ſei. 

Von einer Unwirkſamkeit der Abtretung der Forderung, wo⸗ 
von die RevBegr. ſpricht, kann keine Rede fein; in Betracht kommt 
nur das Vertretungsverbot des § 11 Arb gG. Das geſamte erſt⸗ 
inſtanzliche Verfahren hat ſich vor dem 1. Mai 1934, alſo noch 
unter der Herrſchaft des ArbcgG., vor der am 1. Mai 1934 in 
Kraft getretenen Anderung des § 11, abgeſpielt. Damals waren 
RA. vor den ArbG. als Prozeßbevollmächtigte und Beiſtände 
ſchlechthin ausgeſchloſſen. Im vorl. Fall iſt aber der Kl. nicht als 
Prozeßbevollmächtigter oder Beiſtand einer Partei, ſondern ſelbſt 
in eigener Sache als Partei aufgetreten. Das war zuläſſig. Nicht 
entgegenſtand die Tatſache, daß er in bezug auf die Klageforderung 
lediglich Treuhänder war und ſie wirtſchaftlich für andere geltend 
machte, denn die Beſtellung zum Treuhänder gab ihm gerade nach 
außen volle Verfügungsmacht. Dafür, daß der Kl. zum Treuhänder 
in der Abſicht beſtellt worden wäre, das Vertretungsverbot des $ 11 
ArbGG. zu umgehen, liegt kein ausreichender Anhalt vor. Etwas 
Gegenteiliges hat auch die Rev. nicht vorgebracht. 


(RArbG., Urt. v. 27. März 1935, RAG 164/34. — Breslau.) 
* 


* 72. § 293 3PO.; 8 73 ArbGG. a. F. Tarifnormen 
müſſen dem Richter von der Partei nachgewieſen werden. f) 


(RArbch., Urt. v. 7. Nov. 1934, RAG 146/34) 
Abgedr. ZW. 1935, 8181. 


Anmerkung: I. Die früheren Tarifverträge zerfielen bekanntlich 
in einen obligatoriſchen und einen normativen Teil; während der 
obligatoriſche Teil die arbeitsrechtlichen Pflichten der Tarifvertrags⸗ 
parteien gegeneinander zum Gegenſtande hatte, ſtellt der normative 
Teil eines Tarifvertrages die Summe der Regeln dar, die nach dem 
Willen der Tarifvertragsparteien den Inhalt von abhängigen Arbeits⸗ 
verhältniſſen beſtimmten oder betrafen (jo mit Recht Hueck⸗ 
Nipperdey in 8 9 ihres „Lehrbuches des Arbeitsrechts“). Dieſer 
letzterwähnte normative Teil eines Tarifvertrages ſtellte 
eine objektive Rechtsnorm dar, ohne daß dadurch aber die 
Tarifverträge als ſolche inſoweit etwa den Rechtsverordnungen oder 
Geſetzen völlig gleichzuſtellen geweſen wären. Die Rechtsnatur des 
normativen Tarifvertragsteils als objektive Rechtsnorm hatte die 
Bedeutung, daß die Nichtanwendung oder die unrichtige Anwendung 
dieſer Rechtsnorm eine mit der Reviſion zu rügende Geſetzesverletzung 
darſtellte (jo ausdrücklich 8 73 Abſ. 1 ArbGG. in der bis zum 1. Mai 
1934 geltenden Faſſung). Nicht dagegen kam dieſer Rechtsnorm die 
Bedeutung eines Geſetzes, ſondern die eines „Statuts“ zu, das von 
nichtſtaatlichen Verbänden — den Tariſvertragsparteien — kraft 
beſonderer Befugnis als objektives Recht geſetzt wurde. Folglich war 
auch der Richter gemäß 8293 ZPO. nicht verpflichtet, das aus der 
Rechtsquelle des normativen Teiles eines Tarifvertrages gefloſſene 
objektive, nicht formelles Geſetzesrecht darſtellende Recht zu kennen; 
denn ſeine Kenntnis hat ſich nur auf das inländiſche formelle Geſetzes⸗ 
recht zu erſtrecken. Mit Recht verlangt daher das RArbG. in feinem 
oben abgedruckten Urteil von der Partei, die ſich auf dieſe Tarif⸗ 
normen beruft, den Nachweis der Geltung dieſer Normen. Bemerkens⸗ 
wert iſt in dieſem Zuſammenhange die Ausführung des NArbG. da⸗ 
hin, daß der Richter dabei nicht nach dem für Tatſachenbehauptungen 
geltenden Verhandlungsgrundſatz zu verfahren braucht und demgemäß 
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nicht etwa nur auf die von den Parteien beigebrachten Nachweiſe be⸗ 
ſchränkt ſei, daß vielmehr der Richter auch andere Erkenntnisquellen 
nicht nur benutzen dürfe, ſondern auch dazu gehalten ſei, ihm bekannt⸗ 
gewordene und zugängliche Erkenntnisquellen zu benützen. Damit 
ſtellt das RArbGG. den Grundſatz der „Von⸗Amts⸗wegen⸗Berüchſichti⸗ 
gung“ dieſer Rechtsnormen auf, ſoweit ſie dem Richter bekannt ſind. 
Dieſes Von⸗Amts⸗wegen⸗Tätigwerden iſt jedoch wiederum der Be⸗ 
ſchränkung unterworfen, daß der Richter nicht etwa das richterliche 
Fragerecht auszuüben braucht, ſich vielmehr darauf verlaſſen kann, 
daß ihm die beweispflichtige Partei ſelbſt den Nachweis jener Rechts⸗ 
norm erbringt. Der in dieſer Entjch. enthaltene Rechtsgrundſatz, 
daß der Richter beim Nichtbeſtehen einer Forſchungs⸗ 
pflicht nach dem Beſtehen und Inhalt von nicht im 
Inlande geltendem Recht und von inländiſchen Ge- 
wohnheitsrechten und Statuten diejenigen Erkennt⸗ 
nisquellen zu benutzen berechtigt und verpflichtet iſt, 
die ihm bekanntgeworden und zugänglich gemacht 
worden ſind, enthält eine beachtliche Auslegung des 8293 ZBD., 
die ſich auf den ganzen in dieſer Geſetzesbeſtimmung enthaltenen 
Fragenkomplex erſtreckt. 

Fraglich kann nur fein, ob das RArbG. im vorl. Fall nicht 
den noch in der RevInſt. angetretenen Beweis für die Behauptung 
des Beſtehens einer tariflichen Vereinbarung durch Einforderung einer 
genau bezeichneten Urkunde hätte zulaſſen und demgemäß erheben 
müſſen. Da dieſer Beweisantritt keinen Tatſachen⸗Beweisantritt dar⸗ 
ftellt, ſondern ſich auf einen vom Gericht nach eigenem pflichtmäßigem 
Ermeſſen zu erhebenden Beweis des für die Entſch. maßgebenden ob⸗ 
jektiven Rechts erſtreckt, ſo iſt eine Beweisaufnahme vor dem 
Reviſionsgericht nicht unzuläſſig. Sie hätte, worauf 
Volkmar in ArbRSamml. Bd. 22 S. 188 mit Recht hinweiſt, den 
für die Parteien ſehr beachtlichen und dem Intereſſe an Beſchleuni⸗ 
gung der endgültigen Erledigung des Rechtsſtreits liegenden Vorteil 
gehabt, daß die wirkliche Rechtslage — in dieſem Falle alſo das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer Tarifvereinbarung — ſofort feſt⸗ 
geſtellt worden und damit der umſtändliche Weg der Wiederaufrollung 
des Rechtsſtreits im Wege der auf 8 580 Nr. 7b ZPO. geſtützten Re⸗ 
ſtitutionsklage vermieden worden wäre. Ein derartiges Verfahren — 
die Beweiserhebung über den aufklärungsbedürftigen Rechtszuſtand 
i. S. des § 293 ZPO. — hatte das RG. in feinem in JW. 1927, 
518 zum Abdruck gebrachten Urteil, das ſich mit der Frage des 
Schweizer Rechtszuſtandes befaßte, eingeſchlagen, indem es u. a. auch 
eine Auskunft eingeholt hatte. Auch in dem Fall, der in RG. 39, 376 
behandelt iſt, hat das RG. den Inhalt des vom BG. nicht ermit- 
telten maßgeblichen ausländiſchen Rechts ſelbſt feſtgeſtellt, fo daß nicht 
einzuſehen iſt, warum das RArbch. im vorl. Falle von dieſer Möglich⸗ 
keit keinen Gebrauch gemacht hat. 

II. Die vom RArbG. offengelaſſene Frage, ob das aus einer 
Tarifordnung fließende objektive Recht formelles 
Geſetzesrecht bilde, möchte ich bejahen. Die Rechtsſetzungsbefugnis 
der Tarifverbände hat inzwiſchen ihr Ende gefunden. Zum Erlaß von 
Tarifnormen iſt jetzt nur noch der Treuhänder der Arbeit befugt. Die 
von ihm erlaſſenen Tarifordnungen ſtellen keinen privaten 
Rechtsakt dar, ſondern find ſtaatliches Recht, Rechtsver⸗ 
ordnungen, die rechtsverbindlich alle Arbeitsverhältniſſe innerhalb 
ihres Geltungsbereiches erfaffen und auch die Gerichte inſoweit binden, 
als dieſe Normen nur auf die Ordnungsmäßigkeit des Erlaſſes und 
die Geſetzmäßigkeit ihres Inhalts, nicht dagegen auf die Zweckmäßig⸗ 
keit und ſachliche Richtigkeit des Inhalts gerichtsſeitig nachgeprüft 
werden können (ſo auch Franke im „Treuhänder der Arbeit“ 
S. 31). Eine derartige Rechtsverordnung, die der Treuhänder der 
Arbeit im Wege eines öffentlich⸗rechtlichen Staatsaktes erläßt, ſtellt 
ſich nicht als von nichtſtaatlichen Verbänden kraft beſonderer Befugnis 
geſchaffenes Rechtſtatut i. S. des 8 293 ZPO. dar, ſondern als von 
einem ſtaatlichen Organ ausgehendes formelles Geſetzesrecht. Der⸗ 
artiges Geſetzesrecht fällt nicht unter die Vorſchrift des 8293 ZPO.; 
es muß daher wie das ſonſtige inländiſche Geſetzesrecht vom Gericht 
gekannt und — im Falle der Nichtkenntnis — im Offizialverfahren 
von Amts wegen erforſcht werden. Man ſieht alſo, daß das neue 
Tarifnormenrecht im Gegenſatz zu dem unter der Herrſchaft der 
Tarifvertragsverordnung geſchaffenen normaliven Tarifrecht nicht nur 
objektives Recht, ſondern auch formelles Geſetzes⸗ 
recht darſtellt. Dieſe Feſtſtellung wird m. E. auch für diejenigen 
Tarifnormen zu treffen ſein, die in Tarifverträgen enthalten waren, 
die von den Treuhändern der Arbeit oder dem RArbM. gemäß 8 72 
ASS. i. Verb. m. dem Erlaß des RArbM. v. 28. März 1934 als 
Tarifordnungen weiter in Gültigkeit belaſſen wurden; denn auch dieſe 
Tarifordnungen verdanken ihre Entſtehung als Tarifordnungen nicht 
der früheren Rechtsſetzungsbefugnis der Tarifverbände bzw. ſpäter 
des an ihrer Stelle handelnden früheren Treuhänders der Arbeit 
(auf Grund des Gef. v. 19. Mai 1933: RGBl. I, 285), ſondern 
dem ſtaatlichen Hoheitsakt, durch den ſie von der Tarifvertragsnorm 
zur Tarifordnungsnorm erhoben ſind (ſo auch Volkmar a. a. O.) 

AGR. u. LER. Dr. Willy Franke, Berlin. 
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* 73. 8 519 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. i. d. Faſſ. des Geſ. v. 
27. Okt. 1933. Die verſchärfte Begründungspflicht ver- 
langt Eindeutigkeit der Berufungsanträge. 

Die Kl. verlangte Nachzahlung des Tariflohns mit 
153,65 H, Bezahlung von Überſtunden mit 293,38 e und Ent 
ſchädigung für tarifmäßige Urlaubstage mit 15,90 l. Durch Ur 
teil des ArbG. wurde ihre Tariflohnforderung mit 103,50 , 
ihre Uberſtundenforderung mit 11,70 K und ihre Forderung auf 
Urlaubsentſchädigung mit 15,90 %%, die der Bekl. nicht beſtritten 
hat, anerkannt und der Bekl. zur Zahlung von 131,10 %% ver⸗ 
urteilt. Gegen das am 17. Sept. 1934 zugeſtellte Urteil legte der 
Bekl. mit Schreiben v. 1. Okt. Ber. ein. Mit Schriftſatz vom 13. 
eingelaufen am 15. Okt. 1934, begründete er die Ber. dahin, daß 
die Kl. nur als Hilfskraft eingeſtellt worden ſei und daher nur 
den ihr als ſolcher zukommenden Tariflohn verlangen könne, daß 
fie aber nach dieſer Tarifgruppe voll bezahlt worden ſei. Auf An 
frage des Gerichts erklärt der Bekl. mit Schriftſatz v. 2. Nov. 
1934, daß nach ſeiner BerBegr. kein Zweifel fein könne, daß das 
Urteil in vollem Umfange angefochten werden ſollte, ſoweit gegen 
den Bekl. erkannt worden ſei, alſo hinſichtlich der tariflichen Ein⸗ 
ſtufung der Kl. und hinſichtlich der Leiſtung von UÜberſtunden, die 
überdies durch übertarifliche Entlohnung jedenfalls abgegolten 
worden ſeien. Der Berufungsantrag gehe demnach auf Klage⸗ 
abweiſung in vollem Umfang. : 

Das 2ArdG. hat die Ber. als unzuläſſig verworfen. Die 
Rev. war erfolglos. 

Das BG. hält dafür, daß die Berufungsbegründungsſchrift 
v. 13. Okt. 1934 nicht zweifelsfrei erkennen laffe, inwieweit das 
Urteil des ArbGG. angefochten werden ſollte. Sie befaſſe ſich nur 
mit dem Anſpruch auf Nachzahlung von Tariflohn, während der 
ſpätere Schriftſatz v. 2. Nov. 1934 ausführe, daß nicht nur der 
Tarifnachzahlungsantrag bekämpft werden ſollte. Andererſeits ſei 
die fe öl des Urlaubsentſchädigungsanſpruchs in der Ber⸗ 
Begr. nicht deutlich ausgeſchloſſen, dieſe Anfechtung ſei aber durch 
das Nichtbeſtreiten des Bekl. im erſten Rechtszug keineswegs un⸗ 
möglich geworden. 

Die Rev. führt aus, daß die BerBegr. offenſichtlich nur die 
tarifliche Einſtufung der Kl. angreife, da ſie auf die Überſtunden⸗ 
berechnung und die Urlaubsentſchädigung mit keinem Wort zurück⸗ 
komme. Der Schriftſatz v. 2. Nov. 1934 habe zwar einen anderen 
Standpunkt eingenommen, ſei aber als verſpätet nicht beachtlich. 

Die Reviſionsbegründung kann die Bedenken des BG. nicht 
ausräumen. Der Schriftſatz v. 13. Okt. 1934 betont, daß der 
Bekl. der Kl. in der ee mehr als den in der Klage 
verlangten Tariflohn gegeben habe, daß ſie aber zum mindeſten 
vorher nur den Lohn als Hilfskraft zu beanſpruchen gehabt habe, 
daß ſie alſo durch die ihr tatſächlich gewährten Bezüge im ganzen 
nach dieſer Tarifgruppe voll bezahlt worden fei. Dieſe Sätze konn⸗ 
ten ſehr wohl dahin verſtanden werden, daß der Bekl. auf dem 
Standpunkt beharrte, daß die Kl. auch in der Vertretungszeit nur 
den Lohn als Hilfskraft zu beanſpruchen hatte, daß ihr alſo, wenn 
fie wirklich Uberſtunden geleiſtet hätte, dieſe durch die Überzahlung 
in der Vertretungszeit abgegolten worden ſeien. Dann war aber 
nicht nur die Verurteilung zu dem höheren Tariflohn, ſondern 
auch die Verurteilung zur Bezahlung von Überſtunden angefochten. 
Sicherlich iſt der nachgebrachte Schriftſatz v. 2. Nov. an ſich un⸗ 
beachtlich, ſoweit er neue Anträge bringen würde, aber er beweiſt 
doch, daß die unklare Faſſung der BerBegr. jedenfalls auch einer 
anderen Auslegung zugänglich war, als ſie ihr jetzt die Reviſions⸗ 
begründung gibt. Auf der anderen Seite läßt der Satz der Ber⸗ 
Begr.: „Es hätte an ſich offenbleiben können, ob der Bekl. ver 
pflichtet geweſen wäre, für die Vertretungszeit der Kl. das Gehalt 
nach B 2 II zu geben. Der Bekl. hat dies von Anfang an aus 
freien Stücken getan“ die Deutung zu, daß für dieſe Zeit die 
Verurteilung zu dem Tariflohn aus B 2 II nicht mehr angefochten 
werden ſollte, ſondern im Gegenteil nur die Überſtundenbezahlung, 
da der Bekl. ſogar mehr als den Tariflohn aus B 2 II ber 
zahlt habe. r 

Das Biß. hat demnach ohne Rechtsirrtum erkannt, daß die 
Ber. den Erforderniſſen des § 519 Abſ. 3 Ziff. 1 nicht genügte: 
Es iſt der Rev. auch nicht zuzugeben, daß die neue Geſetzgebung 
die ſtrenge Auslegung von Prozeßnormen erſt recht ausſchließe. 
Im Gegenteil betont der Vorſpruch zu dem Gef. v. 27. Okt. 
1933 (RGBl. I, 780) die Aufgabe des Richters, durch ſtraffe Lei? 
tung des Verfahrens die Beſchleunigung der Streitſache zu för 
dern. Dazu wurde die Verſchärfung der Begründungspflicht in 
$ 519 Abf. 3 Ziff. 2 eingeführt. Dazu muß auch die Eindeutigkeit 
der Berufungsanträge dienen. Sonſt würde dem Richter die ihm 
geſtellte Aufgabe, den Streit tunlichſt in einer Verhandlung zu 
erledigen, unmöglich gemacht. 

(RArbcz., Urt. v. 3. April 1935. RAG 1/35. — Berlin.) 
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74. 88 519 b, 238 ZPO. Das BG. iſt an einen Beſchluß, 
durch den es die Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung 
der Berufungsfriſt oder der Berufungsbegründungsfriſt 
erteilt hat, gebunden. 

Die Bekl. hatte verſäumt, die Ber. innerhalb der Friſt zu 
egründen. Ihrem Antrag auf Wiedereinſetzung gab das LArbch. 
urch verkündeten Beſchluß ſtatt. Nach erfolgter Beweisaufnahme 
verwarf es jedoch die Ber. als unzuläſſig wegen Verſäumung der 

erufungsbegründungsfriſt unter abweichender Beurteilung und 
Entſch. der Sachlage wegen der beantragten Wiedereinſetzung. 
Die Rev. rügt, daß das BG. die SS 519 b, 238 35D. durch 
Beiſeiteſchiebung feines die Wiedereinſetzung gewährenden Be- 
ſchluſſes verletzt habe. Die Rev. iſt begründet. 
Der Berg. hält ſich zu Unrecht an dieſen feinen Beſchluß 
nicht gebunden. Es trifft zwar zu, daß Beſchlüſſe im allgemeinen 
der Abänderung durch das Gericht, das ſie erlaſſen hat, unter⸗ 
liegen, ſolange das Gericht noch mit der Sache befaßt iſt und 
ofern nicht die Beſchlüſſe der ſofortigen Beſchw. unterliegen (arg. 
58 577 Abf. 3, 571 ZBO.). Für Beſchlüſſe, die über die Grund⸗ 
age der Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels, hier der Ber. vorweg 
entſcheiden, kann das jedoch nicht rechtens ſein. Das würde dem 
Zweck ſolcher Beſchlüſſe, für die weitere Sachverhandlung in der 
Rechtsmittelinſtanz feſte Unterlagen zu El unmittelbar 
widerſprechen und die Ergebniſſe einer anſchließenden Sachver⸗ 
andlung nachträglich in Frage ſtellen. Insbeſondere die Frage, 
ob das Rechtsmittel trotz Verſäumung der Friſt als rechtzeitig ein⸗ 
gelegt oder begründet zu behandeln iſt, duldet keine Weg nde 
Stellungnahme durch das erkennende Gericht. Hat dieſes Gericht 
aher die Wiedereinſetzung zugelaſſen, ſo kann es nicht ohne Ver⸗ 
letzung dieſes dem Zweck der Vorwegnahme zu entnehmenden 
erfahrensgrundſatzes unter Wechſel ſeines Standpunktes auch bei 
verändertem Tatbeſtand die Wiedereinſetzung nachträglich verſagen 
und das Rechtsmittel deshalb als unzuläſſig verwerfen. Dem ent⸗ 
ſpricht, daß § 318 ZPO. 100 den Fall der Gewährung der Wieder⸗ 
einſetzung nicht durch Beſchluß, ſondern durch Zwiſchenurteil nach 
mündlicher Verhandlung gem. § 303 ZPO. ausdrücklich eine Bin⸗ 
ung des Gerichts an fein einmal erlaſſenes Erkenntnis vorſchreibt. 
Für die lediglich zu Entlaſtungszwecken vom Geſetzgeber zugelaſ⸗ 


ene ſchwächere Entſcheidungsform des Beſchluſſes kann nichts an⸗ 


eres gelten. 

Der entwickelte Rechtsſtandpunkt entſpricht im Ergebnis der 
Beantwortung, die dieſe Frage bisher in Rſpr. und Schrifttum 
überwiegend gefunden hat (JW. 1922, 13925 NOZ. 125, 68 ff. 
JW. 1929, 3153 und 1930, 546; Stein⸗Jonas, 15. Aufl., 
Bem. III D 1 Abſ. 2 zu 8 519 b; HöchſtRRſpr. 1934 Nr. 133, 
ſowie die dort angeführten Entſch.: LZ. 1928, 757 Nr. 27; JW. 
1930, 3312 8; VII 313/31. v. 2. Febr. 1932 und II 324/32 vom 
9. Dez. 1932). 

(RArbch., Urt. v. 30. März 1935, RAG 259/34. — Berlin.) 


Reichsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Ott und Sölch 


D< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


75. 88 126, 211 Abſ. 1, 222, 223 RAbg O. 
a) Verzugszinſen nach 8 126 RAbg O. müſſen, weil zum 
Steuerfall gehörend, im Steuerbeſcheid über die Haupt⸗ 
teuerforderung grundſätzlich mitangefordert werden. 
bh) Für eine rechtswirkſame Anforderung von Verzugs⸗ 
den ſen gemäß § 126 RA bgO. genügt es, wenn im Steuer⸗ 
eſcheid der Zinsanſpruch durch die Höhe des Zinsfußes 
und durch die Angabe des Beginns der Zinspflicht be- 
zeichnet iſt. 
o) Die Nachforderung von Verzugszinſen für hinter⸗ 
zogene Steuerbeträge iſt grundſätzlich nur unter den 
orausſetzungen des § 222 R Abg. zuläſſig. 
df Nach einer vorangegangenen Buch⸗ und Betriebsprüfung iſt 
1 Stpfl. hinſichtlich der KörpSt. 1924/25, 1925/26 und 1926/27, 
der VermSt. 1925/27 und der Aufbringungsumlage 1926/28 gem. 
f 19 RAND. a. F. rechtskräftig neu veranlagt worden. Gelegent⸗ 
ich der Abrechnung über die von der Stpfl. bezahlten und zu 
zahlenden Steuern forderte die Finanzkaſſe für die nachveranlagte 
örpSt. für 1924/25 und 1926/27 insgeſamt 15 598,20 N, Ver⸗ 
zugszinſen gem. 8 126 RAbgO. Die StPfl. beſtritt in ihrem Schrei⸗ 
en dom 22. Sept. 1932 die Zuläſſigkeit dieſer Zinsforderung Das 
nA. beſchied die Stcffl. dahin, daß die Zinsforderung gem. § 126 
AbgOl begründet fei, weil gelegentlich der Ermittlung im Steuer 
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ſtrafverfahren feſtgeſtellt worden ſei, daß die Stpfl. Steuerbeträge 
hinterzogen habe. Nach fruchtloſem Einſpruch hatte die Ber. Erfolg. 
Das BG. hat ausgeführt, daß das Fin A. im Steuerfeſtſetzungs⸗ 
verfahren den ganzen Steuerfall einſchließlich der Feſtſtellung 
der Zinſen für hinterzogene Steuerbeträge habe erfaſſen und er⸗ 
ledigen müſſen. Eine nachträgliche Anforderung von Zinſen wäre 
nur unter den Vorausſetzungen von § 222 RAbgO. zuläſſig ge⸗ 
weſen. Letztere Vorausſetzungen lägen jedoch nicht vor. 
Gegen das Bu. hat das Fin A. RBeſchw. eingelegt, die der 
Rö. zurückgewieſen hat. 
Der Senat ſchließt ſich der bisherigen Rſpr. der RH. (RF. 
4, 350; 5, 59) an, daß gegen die Zinsanforderung das ordentliche 
Rechtsmittelverfahren grundſätzlich zuläſſig ſei. Ständiger Rſpr. 
des NFH. entſpricht es aber weiter, daß im Steuerfeſtſetzungsver⸗ 
fahren der Steuertatbeſtand erſchöpfend zu erledigen iſt. Insbeſ. 
kann, wenn ein förmliches Steuerfeſtſetzungsverfahren ſtattgefun⸗ 
den hat, das durch Erteilung eines förmlichen Steuerbeſcheids ab⸗ 
geſchloſſen iſt, der Steuerfall grundſätzlich ſpäter nicht mehr neu 
aufgerollt werden. Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz und eine 
Anderung des urſprünglichen Steuerbeſcheids iſt nur unter den 
Vorausſetzungen des § 222 RAbgoO., namentlich im Falle des 
Bekanntwerdens neuer Tatſachen und Beweismittel ($ 222 Abſ. 1 
Nr. 1 RAbg O.), zuläſſig. Dieſer Grundſatz muß auch nach der Auf- 
faſſung des Senats für die Anforderung von Verzugszinſen nach 
§ 126 RAbgO. gelten. Es müſſen alſo auch dieſe Zinſen im Steuer⸗ 
deſcheid grundſätzlich mitangefordert werden, auch fie gehören zu 
dem Steuerfall. Hierbei iſt allerdings der beſonderen Natur der 
Zinspflicht Rechnung zu tragen. Insbeſ. kann die Angabe eines 
ziffernmäßigen Betrags (vgl. „Höhe der Steuer“ in 8 211 Abſ. 1 
RAbgdO.) nicht verlangt werden. Grundſätzlich iſt für eine rechts⸗ 
wirkſame Zinsanforderung erforderlich, aber auch genügend, wenn 
im Steuerbeſcheid der Zinsanſpruch durch die Höhe des Zinsfußes 
(ſei es auch nur durch Hinweis auf die geſetzlichen Zinſen) und 
durch Angabe des Beginns der Zinspflicht bezeichnet iſt. Die 
ziffermäßige Höhe des Betrags rechnungsmäßig feſtzuſtellen, iſt 
Sache des Hebungsverfahrens. Hinſichtlich des Beginns der Zins⸗ 
pflicht beſteht ein Unterſchied zwiſchen den Zinſen bei hinterzoge⸗ 
nen Steuerbeträgen und den Steuerbeträgen, bei denen eine Hin⸗ 
terziehung nicht in Betracht kommt. Auf die Steuerbeträge der 
erſteren Art bezieht ſich $ 126 Abſ. 1 Satz 2 RAbgO. und auf die 
der zweiten Art § 126 Abſ. 1 Satz 1 RAbgO. Die Zinspflicht der 
Steuerbeträge der erſteren Art ſetzt früher ein als die bei Steuer⸗ 
beträgen, bei denen keine Hinterziehung vorliegt. Da, wie oben 
dargelegt, die Zinsanforderung den Beginn der Zinspflicht ent⸗ 
halten muß, der Beginn der Zinspflicht aber verſchieden iſt, je 
nachdem die Steuerbeträge hinterzogen ſind oder nicht, und da 
ferner die Zinſen, wie gleichfalls oben dargelegt iſt, mit dem die 
Steuer anfordernden Steuerbeſcheid geltend zu machen find, ſo 
ergibt ſich hieraus zwingend der Schluß, daß der Anſpruch auf den 
früheren Zinſenbeginn des § 126 Abſ. 1 Satz 2 RAbgO. nur in 
dem die Hauptſteuer fordernden Steuerbeſcheid geltend zu machen 
iſt mit der Begr., daß es ſich um hinterzogene Beträge handle (zu 
vgl. auch § 18 Abſ. 3 BuchführungsO. für die Fin A. v. 15. Dez. 
1932). Bei Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorl. Fall mußte 
das Fin A. bei feinen Berichtigungsveranlagungen nicht allein die 
Si der nachgeforderten Steuerbeträge, ſondern auch deren Ver⸗ 
infung, und wenn der frühere Zinſenbeginn des § 126 Abſ. 1 
as 2 RAbgO. in Betracht kam, auch ihn als Teil des Steuer⸗ 
anſpruchs mitfeſtſtellen. Da letzteres unſtreitig nicht geſchehen iſt, 
konnte das Fin A. nachträglich keine Zinſen mehr aus $ 126 Abj. 1 
Satz 2 NAbgO. durch beſonderen Steuerbeſcheid nachfordern, da 
die Vorausſetzungen des § 222 Abſ. 1 Nr. 1 RAbgO. im vorl. Fall 
nicht gegeben find. Dem Fin A. find nachträglich keine neuen Tat⸗ 
ſachen und Beweismittel bekannt geworden, die dem Fin A. nicht 
bereits auf Grund des Buch- und Betriebsprüfungsberichts be⸗ 
kannt geweſen wären. Der von dem Fin A. in der RBeſchw. ver⸗ 
tretenen Auffaſſung, es führe zu unhaltbaren Zuſtänden, wenn 
eine nachträgliche Feſtſetzung von Zinſen für hinterzogene Steuern 
in einem beſonderen Steuerfeſtſetzungsverfahren, abgeſehen von 
dem Fall des § 222 RAbgO., unzuläſſig wäre, vermag, der Senat 
nicht beizupflichten. Zunächſt kann es keine beſondere Erſchwernis 
des Veranlagungsverfahrens bedeuten, wenn im Steuerfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren, in dem die hinterzogenen Steuerbeträge ſelbſt 
ermittelt und feſtgeſtellt werden, die Nebenfrage der Verzinſung 
dieſer Beträge mitgeprüft wird, zumal die Frage, ob Steuer⸗ 
beträge hinterzogen ſind, in dieſem Verfahren vielfach ſchon im 
Hinblick auf die beſonderen Vorſchr. der Verjährung für hinter⸗ 
zogene Steuerbeträge mitgeprüft werden muß (SS 143, 148 
RAbgO.). Es iſt nicht erſichtlich, warum die Feſtſtellung der Zins⸗ 
pflicht einem ſpäteren beſonderen Verfahren vorbehalten werden 
ſoll. Soweit die Steuerbehörde es aus beſonderen Gründen für 
zweckmäßig halten ſollte, im Einzelfall die Entſch. über die Frage 
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der Verzinſungspflicht auszuſetzen, wäre ihr hierzu die Möglich⸗ 
keit durch Vornahme einer zunächſt vorläufigen Veranlagung der 
Zinspflicht gem. SS 100, 225 RAbgO. gegeben geweſen. Nun hat 
allerdings der 6. Sen. in einem Urt. v. 3. Okt. 1934, VI A 808, 
809, 810/33 (StW. 1934 Nr. 719) die Auffaſſung vertreten, daß 
das FinGGer. mangels einer Zinsanforderung des Fin A. nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, von Amts wegen zu prüfen, ob Zinſen nach § 126 
Ab. 1 Satz 2 zu fordern feien; dieſe Frage möge Gegenſtand einer 
ſelbſtändigen Prüfung durch das Fin A. fein, die u. U. zu einer 
ſelbſtändigen, mit beſonderen Rechtsmitteln anfechtbaren Steuer⸗ 
forderung führen könnte. Wenn hiermit der 6. Sen. eine von vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen abweichende Auffaſſung hat vertreten wol⸗ 
len, ſo vermag der erk. Sen. ihr nicht zu folgen. 
(RF ., 4. Sen., Urt. v. 9. Jan. 1935, IV A 121/34.) 


Reichspatentamt 


Berichtet von den Oberregierungsräten Dr. Gieſe und 
Bindewald, Verlin 


[*: Wird in der amtlichen Zeitſchcift „Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen“ abgedruckt] 


76. 54 Ziff. 3 WbzG. (Täuſchungsgefahr.) Unter 
welchen Vorausſetzungen iſt ein Warenzeichen mit der An⸗ 
preiſung „Deutſches Werk“ eintragbar? 

Das angemeldete Zeichen enthält u. a. die Anpreiſung 
„Deutſches Werk“. Das Wort „Werk“ wirb im Verkehr in 
erſter Linie i. S. von „Unternehmen“ verſtanden werden. Der 
Verkehr muß alſo annehmen, daß es ſich bei der Anmelderin um 
ein rein deutſches Unternehmen handele. Als ſolches iſt nach der 
derzeitigen Amtsübung nur ein ſolches anzuſehen, das ſeinen Sitz 
im Inland hat und deſſen Inhaber weder Ausländer noch ſolche 
Perſonen ſind, die nach der deutſchen Ariergeſetzgebung als un⸗ 
ariſch anzuſehen ſind. Zwar hat die Anmelderin ihren Sitz im 
Inland, dagegen hat ſie den Nachweis bezüglich der weiteren Er⸗ 
forderniſſe nicht erbracht. Mit Eingabe vom 5. Dez. 1934 Bi fie 
zwar an, die Firma werde von einem Arier geleitet, über die 
Staatsangehörigkeit und Raſſezugehörigkeit der einzelnen Geſell⸗ 
ſchafter äußert ſie ſich jedoch nicht. Da die Anmelderin eine Strei⸗ 
chung der Worte „Deutſches Werk“ trotzdem ablehnt, war der 
Beſchw. der Erfolg zu verſagen. 

Unter dieſen Umſtänden braucht hier auf die Schutzfähigkeit 
des weiteren Zeichenbeſtandteiles „Deutſches Schaffen“ 
nicht eingegangen zu werden. 

(RPat A., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 20. Mai 1935, K 62078/26 a 
Wa BS XII) Bd. 


preußiſches Oberverwaltungsgericht 


77. Starke Einſchränkungen des Verhandlungsgrund⸗ 
ſatzes (Dispoſitionsmaxime) im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren. 

Bekl. behauptet, es fei ein Mangel des Verfahrens, daß Reggt. 
G. als Sachverſtändiger vom BA. gehört ſei. Das ſei unzuläſſig ge⸗ 
weſen, weil die Parteien im Laufe des Rechtsſtreites rechtsverbindlich 
dahin übereingekommen ſeien, ſich dem Gutachten des ORegR. R. 
zu unterwerfen. Das Gericht iſt aber im Verwaltungsſtreitverfahren 
in der Auswahl von Sachverſtändigen und auch hinſichtlich ihrer Zahl 
nicht beſchränkt, ebenſowenig durch ein Übereinkommen der Parteien 
zu deſſen Befolgung verpflichtet. Dieſe haben wohl gemäß 8 71 Abſ. 2 
LVG. die Beweismittel für die von ihnen angeführten Tatſachen an⸗ 
zugeben, doch ſteht ihnen ein Anſpruch auf Erhebung der von ihnen 
angebotenen Beweiſe nicht zu. Das Gericht hat nur den von ihm für 
erforderlich erachteten Beweis zu erheben: erforderlich iſt ein Beweis 
über Tatſachen, die für die Entſch. erheblich und nicht feſtſtehend ſind 
(8.76 LG.). Es iſt nicht gebunden durch Handlungen, Unter⸗ 
lafjungen oder Vereinbarungen der Parteien. Dies wird anſcheinend 
auch vom Bekl. nicht mehr beſtritten. Er meint jedoch, ein ſolcher 
Fall läge nur dann vor, wenn beide Parteien ihrerſeits verſchiedene 
Beweiſe anträten. Das iſt rechtsirrig. Eine ſolche Bindung iſt durch 
LBG. nicht gegeben. § 404 Abſ. 4 3 PO, wonach das Gericht dann, 
wenn ſich die Parteien über beſtimmte Perſonen als Sachverſtändige 
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einigen, dieſer Einigung Folge zu geben hat, gilt nicht für das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren. Das VerwGer. iſt auch nicht durch Aner⸗ 
kenntnis, Verzicht oder Vergleich der Parteien beſchränkt. Selbſt wenn 
alſo der Anſpruchserheber der Abweiſung ſeines Anſpruchs, insbeſ. 
alſo Kl. dem Antrag auf Abweiſung der Klage zuſtimmt, ſo iſt das für 
das VerwGer. nicht verbindlich. Ebenſo iſt dieſes an keinen Vergleich 
der Parteien gebunden: es gibt kein Vergleichsurteil im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren. Ein Vergleich in dieſem entſcheidet nicht notwendig 
den Rechtsſtreit und beendet nicht das Verfahren. Ein Vergleich kann 
eine vom Gericht zu berückſichtigende Bedeutung für das Verfahren 
haben und zum Inbegriff der Verhandlungen i. S. des § 78 gehören. 


(PrO G., 5. Sen., Urt. v. 7. Febr. 1935, V C 29/34.) 
Ber. von RA. Dr. Görres, Berlin. 
* 


78. Kraftfahrerlaubnis. 8 4 KraftfG. v. 3. Mai 1909 
(RG Bl. 437), 21. Juli 1923 (RG Bl. I, 743), 5. Febr. 1924 
(RG Bl. I, 43) u. 13. Dez. 1933 (RG Bl. 1, 1058). Bei der Ber 
urteilung der Eignung zum Kraftfahrer kommt es ni 
nur auf das Verhalten bei der Führung eines Kraftfahr⸗ 
zeugs und auf die Erfüllung ſonſtiger Berufspflichten an 
Die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis nach erfolgter 
Entziehung iſt auch dann zuläſſig, wenn die Entziehung 
nicht lediglich auf einen beſtimmten Zeitraum, ſondern 
auf die Dauer, d. h. auf unbeſchränkte Zeit, erfolgt war. 

K. iſt 1933 wegen fortgeſetzten Betruges mit 1 Jahr 6 Monaten 
Gefängnis beſtraft worden. Wegen der dieſem Urt. zugrunde liegenden 
Tatſachen erklärte ihn der Polizeipräſident in B. als ungeeignet zum 
Führen eines Kraftfahrzeugs und entzog ihm durch Vfg. v. 15. Aug. 
1933 die Fahrerlaubnis; gleichzeitig unterſagte er ihm das Führen 
von Kleinkrafträdern. Die von K. nach vergeblicher Beſchw. erhobene 
Klage wurde vom BezVerwGer. abgewieſen. Die Rev. des K. beim 
OVG. blieb erfolglos. 

Das BezVerwGer. hat auf Grund des Inhalts der Strafakten 
angenommen, daß Kl. nach feiner Charakterveranlagung zum Kraft⸗ 
1 ungeeignet ſei. Dieſe tatſächliche Feſtſtellung kann 
in der RevInſt. nur unter dem Geſichtspunkt nachgeprüft werden, o 
fie etwa durch einen Rechtsirrtum oder einen weſenklichen Verfahren?“ 
mangel beeinflußt worden ift (8 94 LG.). Einen ſolchen Mang 
will Kl. anſcheinend auch geltend machen, wenn er darauf hinweiſt, 
daß er nur in dieſem einen Falle aus Not gefehlt, im übrigen aber, 
und beſonders auch in feinem Beruf als Kraftfahrer, ſich als a 
ſtändiger Menſch bewährt habe. Die Richtigkeit dieſer Angaben kann 
dahingeſtellt bleiben. Denn es kommt bei Beurteilung der Eignung 
zum Kraftfahrer nicht etwa nur auf das Verhalten bei der Steuerung 
des Kraftfahrzeugs und auf die Erfüllung ſonſtiger Berufspflichten 
an. Vielmehr iſt davon auszugehen, daß ein Kraftfahrer ganz ab“ 
gemein in erhöhtem Grade die Möglichkeit hat, ſeine Mitmenſchen 
zu ſchädigen, und daß deshalb von ihm ein beſonderes Maß an Ver⸗ 
antwortlichkeit gegenüber der Allgemeinheit und an Achtung vor den 
Rechten der Mitmenſchen gefordert werden muß, um ihn als geeignet 
anzuerkennen. Die Arsführungen des BezVerwöGer. bedeuten hier 
nach nichts anderes, als daß Kl. nicht die nötigen ſittlichen Kräfte 
bewieſen hat, die erforderlich ſind, um auch gegenüber den Verſuchun⸗ 
gen der Not die nötige innere Feſtigkeit zu bewahren und das be 
ſondere Vertrauen, das die Kraftfahrerlaubnis vorausſetzt, zu recht⸗ 
fertigen. Wenn das BezVerwGer. aus der Tatſache, daß Kl. in 
einem Zeitraum von drei Jahren 38 verſchiedene Kraftwagenführer 
um ihre Einlagen betrogen hat, ſich dieſes Urt. über den Kl. gebildet 
und ihn demgemäß für ungeeignet i. S. des 8 4 KraftfG. erklärt hat, 
ſo kann darin ein Rechtsirrtum oder Verfahrensmangel nicht er⸗ 
blickt werden. 

Eine andere Frage iſt es, ob etwa jetzt, nachdem Kl. feine Straf 
haft verbüßt hat, Tatſachen vorhanden ſind, aus denen — etwa im 
Zuſammenhang mit einem früheren einwandfreien Lebenswandel — 
auf eine Feſtigung feiner ſittlichen Widerſtandsfähigkeit geſchloſſen 
werden könnte. Aber dieſe Frage kann nicht in dem gegenwärtigen 
Verfahren beantwortet werden. Es gehört vielmehr zur Zuſtändigkeit 
der Polizeibehörde, zu prüfen, ob ſie etwa den Kl. wieder zum Führen 
von Kraftfahrzeugen für geeignet halt und ihm die Fahrerlaubnis wie 
der erteilen kann. Eine ſolche Wiedererteilung iſt auch dann möglich, 
wenn die Fahrerlaubnis, wie im vorl. Fall, nicht lediglich auf einen 
beſtimmten Zeitraum, ſondern auf die Dauer, d. h. auf unbeſchränkte 
Zeit, entzogen war. 

(PrOVG., 4. Sen., Urt. v. 24. Jan. 1935, IV C 74/4.) 
1 Ber. von SenPräſ. v. Kries, Berlin. 


— 


Stellvertreter: Carl⸗ Herbert Wechmann, 


Berlin W 35, Tiergartenſtr. 20. — Für die Anzeigen verantwortlich in Vertr.: H. Schlüßler, Leipzig C 1, Dresdner Str. 11/13. 
Druck: Oscar Brandſtetter, Leipzig. — DA. 2. Vj. 35: 21235. 


